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Für die Zeit vor dem 1. Januar 2002 ermittelte DM-Beträge wurden zum amtlich festgelegten Umrechnungskurs 1 Euro = 1,95583 DM in Euro 
umgerechnet. Aufgrund der kaufmännischen Rundung kann es bei der Summenbildung zu geringfügigen Abweichungen kommen. Auch vor 
dem 1. Januar 2002 aus DM-Werten errechnete Zuwachsraten und Anteile können aus diesem Grund geringfügig von den in Euro dargestellten
Werten abweichen.

Angaben für die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem 3. 10. 1990. Die Angaben für das „frühere Bundesgebiet“ bezie-
hen sich auf die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. 10. 1990; sie schließen Berlin-West ein. Die Angaben für die 
„neuen Länder und Berlin-Ost“ beziehen sich auf die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 
sowie auf Berlin-Ost.
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The data for the Federal Republic of Germany relate to its territory since 3 October 1990. The data for the “former territory of the Federal Republic“ 
relate to the territory of the Federal Republic of Germany before 3 October 1990; they include Berlin-West. The data for the “new Länder and 
Berlin-East“ relate to the Länder of Brandenburg, Mecklenburg-Western Pomerania, Saxony, Saxony-Anhalt, Thuringia as well as to Berlin-East.

Données pour la République fédérale d’Allemagne selon le territoire depuis le 3 octobre 1990. Les données pour «l’ancien territoire fédéral» se 
réfèrent à la République fédérale d’Allemagne, territoire jusqu‘au 3 octobre 1990; Berlin-Ouest y est inclus. Les données pour les «nouveaux Länder 
et Berlin-Est» se réfèrent aux Länder Brandebourg, Mecklembourg-Poméranie occidentale, Saxe, Saxe-Anhalt, Thuringe ainsi qu‘à Berlin-Est.
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Kurznachrichten

In eigener Sache

CeBIT 2004: eStatistik – 
erheben, aufbereiten und verbreiten
Im Rahmen der CeBIT 2004 vom 18. bis 24. März präsentier-
ten Bund, Länder und Gemeinden ihre eGovernment-Pro-
jekte unter dem Motto „Deutschland-Online – eGovernment 
in Stadt, Land, Bund“.

Das Statistische Bundesamt stellte im Rahmen dieser Son-
derschau unter dem Themenschwerpunkt „eStatistik“ aktu-
elle IT-Anwendungen vor. Das ganzheitliche Projekt „eSta-
tistik“ zielt auf einen medienbruchfreien elektronischen 
Workflow ab, in den alle Phasen der Statistik-Produktion 
und -Verbreitung einbezogen werden: Datenerhebung bei 
den Auskunftgebenden, Datenaufbereitung und Ergebnis-
darstellung in den statistischen Ämtern und Veröffentli-
chung und Bereitstellung der statistischen Ergebnisse für 
die Kunden.

Datenerhebung

– w3stat: Der Online-Service des Statistischen Bundesam-
tes ermöglicht es, Meldungen zu verschiedenen zentral 
erhobenen Statistiken über das Internet abzugeben 
(www.w3stat.de). Neben der Intrahandelsstatistik, bei 
der gegenwärtig 23 000 Unternehmen als w3stat-Nutzer 
registriert sind, wird dieses Internet-Verfahren mittler-
weile für 15 weitere Statistiken angeboten.

– eSTATISTIK.core unterstützt als konsequente Weiterent-
wicklung die Gewinnung statistischer Daten aus der 

Unternehmens-Datenverarbeitung und deren automati-
sierte Übermittlung an ein gemeinsames Internetportal 
der Statistik. Über einen hoch automatisierten Workflow, 
von den Unternehmen bis in die statistischen Ämter, wer-
den die gewonnenen Daten der Verarbeitung zugeführt. 
Die statistischen Ämter stellten interessierten Unterneh-
men anlässlich der CeBIT 2004 die erforderliche Infra-
struktur und Software für Testzwecke zur Verfügung. Der 
Betrieb ist ab Anfang 2005 geplant.

Datenaufbereitung

Die Modernisierung der Aufbereitungsprozesse wird durch 
eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Standardisierung der 
Prozesse gesteuert. Entwickelt wurden XML-basierte Daten-
formate, die als Standard eingeführt eine stärkere Automati-
sierung der Aufbereitungsprozesse ermöglichen.

An das STATSPEZ-System sind mehr als 800 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder angeschlossen und erstellen mit einheitli-
chen, modernen Werkzeugen gemeinsam nutzbare Meta-
daten und Auswertungsprogramme zur Aufbereitung der 
statistischen Daten.

Verbreitung

– www.destatis.de: Die Website des Statistischen Bun-
desamtes bietet tagesaktuelle Statistiknachrichten, 
Basisdaten aus allen Bereichen der amtlichen Statistik, 
aktuelle Wirtschaftsdaten, internationale Übersich-
ten, Klassifikationen und eine Sammlung statistischer 
Rechtsgrundlagen. Auch liefert die Homepage den 
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Zugang zu Online-Erhebungen und Ansprechpartner für 
alle Statistikfragen. Je Monat werden gegenwärtig mehr 
als 2,5 Mill. Seitenaufrufe registriert.

– GENESIS-Online: Die statistische Auskunftsdatenbank 
GENESIS-Online bietet den kostenfreien Gastzugang 
zu einem breiten Grunddatenbestand sowie zahlreiche 
Zusatzfunktionen und ein umfangreicheres Datenan-
gebot bei Registrierung und Zahlung einer jährlichen 
Pauschale in Höhe von 50,– Euro. Seit Juli 2002 steht 
die Auskunftsdatenbank unter www.destatis.de/genesis
für die Öffentlichkeit im Internet bereit: Mehr als 8 000 
Nutzer haben sich schon registrieren lassen, 61 000 
Besucher nutzten den Gastzugang.

– Statistik-Shop: Die Online-Bestellplattform für statisti-
sche Publikationen (https://www-ec.destatis.de) zählt 
mittlerweile über 37 000 angemeldete Nutzer, die rund 
48 000 Bestellungen aufgaben. Ab April 2004 sind 
zusätzlich alle Printpublikationen und CD-ROMs des Sta-
tistischen Bundesamtes über den Statistik-Shop bestell-
bar. Außerdem stehen alle Fachserien zum kostenlosen 
Download bereit.

– www.statistik-portal.de: Das gemeinsame Statistikpor-
tal der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
ermöglicht als bereits realisierte Deutschland-Online-
Dienstleistung seit August 2003 den direkten Zugang zu 
amtlichen Basisdaten für Deutschland und die 16 Bun-
desländer. Das gemeinsame Statistikportal verzeichnet 
gegenwärtig über 160 000 Seitenabrufe im Monat.

Weitere Auskünfte erteilt
Alf Steilen, Telefon 06 11/75 24 90,
E-Mail: alf.steilen@destatis.de.

Aus Europa

GISCO: Das geographische
Informationssystem der 
Europäischen Kommission

Der Eurostat Data Shop Berlin bietet auf seiner Website 
umfangreiche Informationen zur Eurostat Datenbank GISCO 
an. Dem Nutzer wird damit ein geographisches Informati-
onssystem mit Daten zu Verwaltungsgrenzen, Infrastruktur, 
Hydrographie und natürlichen Ressourcen in den EU-, EFTA- 
und Beitrittstaaten zur Verfügung gestellt. Ein entscheiden-
der Vorteil der GISCO-Daten besteht darin, dass sich die 
Geometrien anhand einheitlicher Codes mit den statisti-
schen Regionaldaten Eurostats verknüpfen lassen.

Unter www.eu-data-shop.de stehen weitere Informationen 
zur geographischen Datenbank GISCO, zu ihrem Aufbau und 
zu den Kosten ihrer Nutzung sowie ein Handbuch in engli-
scher Sprache zur Verfügung.

Aus dem Inland

Campus File Mikrozensus 1998 – das 
erste Public Use File für den Einsatz 
im Bereich der Hochschullehre ist da

Ein neues Produkt der mit Mitteln des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten Forschungs-
datenzentren (FDZ) der Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder sind so genannte Campus Files. Die Zielgruppe 
sind Lehrende und Studierende, vor allem der empirischen 
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, die konkrete Frage-
stellungen in gängiger Statistiksoftware an Originaldaten 
untersuchen wollen.

Das erste Campus File des Mikrozensus 1998 liegt ab sofort 
in verschiedenen Dateiformaten im Internet-Angebot des 
Statistischen Bundesamtes auf http://www.destatis.de/
fdz/leistungen/campusfiles.htm sowie auf der Homepage 
www.forschungsdatenzentren.de zum kostenlosen Down-
load bereit.

Das Campus File ist eine 5%-Stichprobe des Scientific Use 
Files des Mikrozensus 1998. Darin enthalten sind Angaben 
zu 24 428 Personen aus 11 121 Haushalten. Insgesamt 
gehen 195 der im Scientific Use File enthaltenen 332 Vari-
ablen in das Grunddatenfile ein. Dieses Datenmaterial ist 
durch Stichprobenziehung, die Löschung kritischer Fälle, 
eine systemfreie Sortierung und die Zusammenfassung von 
Merkmalsgruppen absolut anonymisiert.

Mit dem Campus File soll die Anwendungsorientierung in 
der wissenschaftlichen Ausbildung unterstützt werden.

Nur auf der Grundlage gültiger und verlässlicher Daten kön-
nen in den Sozial- und Wirtschaftswissenschaften realitäts-
gerechte Untersuchungen durchgeführt und überzeugende 
Handlungsempfehlungen entwickelt werden. Es fehlte 
bisher an Gelegenheit für Studierende, bereits in der Aus-
bildung den Umgang mit realistischen Daten zu lernen und 
entsprechende Methodenkenntnisse zu erwerben. Übungs-
datensätze an Universitäten sind vielfach selbst erstellte, 
kleine Datensätze, die heutigen Anforderungen – wie sie 
zum Beispiel die Mikrosimulation mit einer großen Daten-
menge stellt – nicht genügen. Neben seiner Eignung für den 
Einsatz in der Methodenausbildung können mit dem Cam-
pus File auch modellhaft Studien zu vielen, insbesondere 
in den Sozialwissenschaften, relevanten Fragestellungen 
durchgeführt werden. Mit Hilfe der enthaltenen sozioökono-
mischen Merkmale zur Familienstruktur oder zum Erwerbs-
verhalten werden unter anderem Analysen zu „Formen des 
Zusammenlebens, Haushalts- und Familientypen“ oder zur 
„Erwerbsbeteiligung in Deutschland“ möglich.

Die Forschungsdatenzentren, die als Schnittstellen zwi-
schen der amtlichen Statistik und der empirisch arbeiten-
den Wissenschaft eingerichtet wurden, haben die Aufgabe, 
die Möglichkeiten zur Nutzung amtlicher Mikrodaten durch 
die Wissenschaft insbesondere durch die Einrichtung unter-
schiedlicher Datennutzungswege zu verbessern. Mit dem 
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Campus File haben die Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder einen weiteren Schritt in diese Richtung getan. 
Nach der Einrichtung von Gastwissenschaftlerarbeitsplät-
zen, dem Aufbau eines kontrollierten Ferndatenzugriffs 
und der Erstellung faktisch anonymisierter Einzeldaten für 
die Wissenschaft erfüllen die Forschungsdatenzentren der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder mit der Ver-
öffentlichung des Campus File nun den in der Wissenschaft 
intensiv geäußerten Wunsch zur Verwendung realistischer 
Datensätze in der Hochschullehre.

Weitere Campus Files zur Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe, zur Sozialhilfestatistik, zur Lohn- und Ein-
kommensteuerstatistik und auch zum Mikrozensus sind 
geplant.

Blick in die Länder

Historische Dimension
aktueller Standortfragen
Der immer wieder vor allem von Historikern betonten Bedeu-
tung des römischen Grenzwalles Limes für den deutschen 
Südwest-Nordost-Unterschied ist im Niedersächsischen 
Landesamt für Statistik anhand aktueller regionalstatisti-
scher Daten nachgegangen worden.

Neben dem Limes (80 bis 260 n. Chr.) wurde von den 
Statistikern zwecks weiterer Differenzierung auch die Elbe-
Saale-Linie mit einbezogen, die um 800 n. Chr. die Grenze 
des ursprünglichen deutschen Siedlungsraumes nach 
Osten markierte. Untersucht wurden dementsprechend drei 
Gebiete Deutschlands: der Südwesten, die Mitte sowie die 
Gebiete jenseits der Elbe-Saale-Linie.

Die Untersuchung ging von folgender Annahme aus: Die 
Regionen, die früh in das internationale Weltsystem ein-
bezogen wurden, haben einen Entwicklungsvorsprung 
gegenüber den anderen, die später dazukamen. Am größ-
ten müsste dieser Vorsprung im Südwesten Deutschlands 
sein, weil dieser schon um etwa 200 n. Chr. zum Imperium 
Romanum gehörte. Diese Region war damit Teil der damals 
bekannten Welt und ihre Bevölkerung somit in der Lage, 
frühzeitig zahlreiche Kulturtechniken zu übernehmen. Auf 
den Südwesten müssten diejenigen Regionen in der Mitte 
Deutschlands folgen, die um das Jahr 800 n. Chr. dem „Hei-
ligen Römischen Reich Deutscher Nation“ angehörten, zum 
Beispiel das heutige Niedersachsen. Der Teil Deutschlands, 
der östlich von Elbe und Saale liegt, wurde erst später 
einbezogen und hätte, so die Annahme, gegenüber den 
anderen beiden Gebieten einen historischen Entwicklungs-
rückstand.

Überprüft wurde diese Annahme mittels aktueller Demogra-
phie-, Wirtschafts-, Erwerbs- und Arbeitsmarktdaten auf der 
Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte. Dabei wiesen 
sämtliche Indikatoren tatsächlich dieses stufenförmige 
Gefälle auf.

Damit ist noch kein endgültiger Beweis erbracht, dass sich 
derart „lange Linien“ historischer Entwicklung über weit 

mehr als 1 000 Jahre auch in heutigen Strukturen nach-
weisen lassen. Es gibt aber die begründete und jetzt wahr-
scheinlicher gewordene Vermutung, dass die Prosperität 
eines Gebietes unter anderem von zwei Faktoren abhängt: 
Dem Zeitpunkt der Integration in das Weltsystem einer-
seits und der Nähe zum wirtschaftlichen und kulturellen 
Zentrum Europas andererseits. Dieses Zentrum kann, und 
zwar schon seit der Spätantike, durch das Dreieck London 
– Paris – Mailand beschrieben werden. Zu diesem gehören 
unter anderem die Städte entlang der so genannten „Rhein-
schiene“.

Die Einzelheiten sind im Beitrag „Historische Wurzeln des
Süd-Nord- und West-Ostgefälles“ nachzulesen, der in 
den Statistischen Monatsheften Niedersachsen, Ausgabe
2/2004, erschienen ist. Zu beziehen ist diese Zeitschrift
beim

NLS-Schriftenvertrieb
Postfach 91 07 64
30427 Hannover
Telefon 05 11/98 98 31 66,
Telefax 05 11/98 98 41 33,
E-Mail: vertrieb@nls.niedersachsen.de.

Informationen des 
Bundeswahlleiters

Europawahl 2004: Auch Unions-
bürger können in Deutschland wählen

Der Vertrag über die Europäische Union sieht vor, dass jeder
Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen 
Staatsangehörigkeit er nicht besitzt, das aktive und passive 
Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im 
Wohnsitzmitgliedstaat ausüben kann. Das bedeutet, dass
nicht nur die deutschen Staatsbürger, sondern grundsätz-
lich auch die Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union, die ihren Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland haben, an den Wahlen der 
deutschen Abgeordneten zum Europäischen Parlament 
teilnehmen können. Dies gilt auch für Staatsangehörige 
der 10 Beitrittstaaten (Estland, Lettland, Litauen, Polen, 
Ungarn, Tschechische Republik, Slowakei, Slowenien, Malta 
und Zypern), die in Deutschland leben, sofern der Beitritt 
des jeweiligen Staates zur Europäischen Union – wie nach 
dem Beitrittsvertrag vom 16. April 2003 (BGBl. II S. 1410) 
vorgesehen – zum 1. Mai 2004 erfolgt.

Die Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaft 
vom 6. Dezember 1993 hat die Einzelheiten zur Ausübung 
des aktiven und passiven Wahlrechts zum Europäischen 
Parlament festgelegt. Das deutsche Europawahlrecht ist 
daran angepasst worden.

Seither können die hier lebenden nichtdeutschen Unionsbür-
ger entscheiden, wie sie sich an der Wahl des Europäischen 
Parlaments beteiligen wollen, wobei das Wahlrecht jedoch 
nur einmal und nur persönlich ausgeübt werden darf:
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Die hier lebenden nichtdeutschen Unionsbürger können 
– wie in der Vergangenheit – in Übereinstimmung mit ihrer 
nationalen Gesetzgebung die Europaabgeordneten ihres 
Herkunftslandes wählen. Zu diesem Zwecke wenden sie 
sich an die zuständigen Stellen ihres Herkunftslandes. 
Ihre Botschaft/Konsulate können ihnen die notwendigen 
Auskünfte erteilen.

Sie können sich aber auch entschließen, an der Wahl der 
Abgeordneten der Bundesrepublik Deutschland für das 
Europäische Parlament teilzunehmen. In diesem Fall sind 
verschiedene Hinweise zu beachten, die im Internetangebot 
des Bundeswahlleiters unter www.bundeswahlleiter.de im 
Bereich „Service für Unionsbürger“ zur Verfügung stehen.

Unter „Service für Unionsbürger“ sind außerdem beim Bun-
deswahlleiter Kurzinformationen zu den Voraussetzungen 
der Teilnahme an der Europawahl 2004 für Unionsbürger 
in der jeweiligen Landessprache abrufbar. Die Städte und 
Gemeinden werden die wahlberechtigten Unionsbürger, 
welche nicht im Wählerverzeichnis eingetragen sind, durch 
Anschreiben in der jeweiligen Muttersprache über die 
Bedingungen für eine Teilnahme an der Europawahl 2004 
informieren.

Für in Deutschland lebende nichtdeutsche Unionsbürger 
besteht neben der aktiven Teilnahme an der Europawahl 
auch die Möglichkeit, sich als Wahlbewerber für die Europa-
wahl 2004 in der Bundesrepublik Deutschland von Parteien 
und sonstigen politischen Vereinigungen aufstellen zu las-
sen. Für Staatsangehörige der Beitrittstaaten gilt dies nur 
dann, wenn bis zur Entscheidung über die Zulassung der 
Wahlvorschläge durch die Landeswahlausschüsse bzw. den 
Bundeswahlausschuss am 16. April 2004 alle Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union sowie der jeweils betroffene 
Beitrittstaat die Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunden 
für den Beitrittsvertrag bei der Italienischen Republik durch-
geführt haben.

Weitere Auskünfte erteilt
Heinz-Christoph Herbertz, Telefon 06 11/75 23 45,
E-Mail: bundeswahlleiter@destatis.de.

Strukturdaten über Deutschland

Zur Vorbereitung auf die Europawahl am 13. Juni stellt der 
Bundeswahlleiter ab sofort Strukturdaten für die Wahlkreise 
zur Verfügung. Diese Daten werden tabellarisch und als 
interaktive Karte angeboten. Die kartographische Darstel-
lung wurde wie die animierten Bevölkerungspyramiden 
des Statistischen Bundesamtes mit dem Grafikformat SVG 
(Scalable Vector Graphics) realisiert (siehe auch Neutze, M.: 
„Visualisierung von statistischen Informationen im Inter-
net“ in WiSta 7/2003, S. 583 ff.).

Anhand von thematischen Karten kann die regionale Ver-
teilung ausgewählter Indikatoren interaktiv veranschaulicht 
werden. Außerdem ist der Abruf einzelner Werte für Land-
kreise oder kreisfreie Städte aus der Karte heraus möglich. 
Zur weiteren Analyse der Daten können die Klassengrenzen 
nach verschiedenen Methoden gewählt und auch individu-

ell bestimmt werden. Die thematischen Karten lassen sich in 
Vergrößerung und Farbschema den Bedürfnissen der Nutzer 
anpassen und problemlos in hoher Qualität ausdrucken.

Neuerscheinungen

Im Blickpunkt: 
Frauen in Deutschland

Informationen zur Lebenssituation von Frauen in Deutsch-
land bietet die jüngste Publikation „Im Blickpunkt: Frauen 
in Deutschland“, die zum Internationalen Frauentag am 
8. März 2004 erschienen ist. Der Band enthält überwiegend 
Ergebnisse statistischer Erhebungen aus dem Jahr 2002 
und ist sowohl für Experten und Entscheidungsträger in 
Politik und Wissenschaft als auch für die interessierte 
Öffentlichkeit geschrieben.

In Deutschland sind Frauen in wichtigen gesellschaftlichen 
Lebensbereichen noch immer nicht entsprechend ihrem 
Anteil an der Gesamtbevölkerung vertreten. Junge Frauen 
und Männer wollen beide Beruf und Familie miteinander 
vereinbaren. Sind Kinder zu betreuen, sind es jedoch immer 
noch überwiegend die Frauen, die ihre Erwerbstätigkeit 
zeitlich einschränken. Bei der Wahl ihrer Berufs- und Stu-
dienfächer beschränken sich Mädchen und Frauen häufig 
auf eine geringe Zahl traditioneller Ausbildungen, die wenig 
zukunftsorientiert sind.

„Im Blickpunkt“ dieser Veröffentlichung stehen die Situ-
ation der weiblichen Bevölkerung aus demo graphischer 
Sicht, der Bildungs- und Ausbildungsstand von Mädchen 
und Frauen, die Formen der Erwerbstätigkeit von Frauen, 
ihre Lebensumstände und finanzielle Situation, die gesund-
heitliche Situation von Frauen sowie ihre Beteiligung am 
öffentlichen Leben. In welchen Altersgruppen sind Frauen 
in der Bevölkerung Deutschlands unter- bzw. überrepräsen-
tiert? Welche Berufe bzw. Studienfächer wählen Frauen im 
Unterschied zu Männern? Ist Teilzeitarbeit wirklich reine 
Frauensache? Verdienen Frauen im gleichen Beruf weniger 
als Männer und wenn ja, worin könnten die Gründe dafür 
liegen? Frauen beteiligen sich weniger als Männer am 
Erwerbsleben, wie stellt sich dann die finanzielle Situation 
der Frauen dar? Sind Frauen häufiger krank als Männer? 
Wie nehmen Frauen am öffentlichen Leben teil? Dies sind 
nur einige Aspekte des Themenspektrums dieser Veröf-
fentlichung, die zu einem umfassenden Bild der aktuellen 
Lebensumstände von Frauen in Deutschland beitragen soll.

Der 80-seitige Band „Im Blickpunkt: Frauen in Deutschland“ 
(Hrsg.: Statistisches Bun desamt, ISBN 3-8246-0706-9) ist 
zum Preis von 14,80 Euro im Buchhandel und über den Sta-
tistik-Shop auf der Internetseite des Statistischen Bundes-
amtes (www.destatis.de/shop) erhältlich. Der Band steht 
hier außerdem zum Preis von 9,60 Euro als Download zur 
Verfügung. Auf der Internetseite des Statistischen Bundes-
amtes kann eine Leseprobe der Veröffentlichung „Im Blick-
punkt: Frauen in Deutschland“ als PDF-Dokument kostenfrei 
heruntergeladen werden.
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Gemeindeverzeichnis 2002 
auf CD-ROM erschienen

Die aktualisierte Gemeinschaftsveröffentlichung der Statis-
tischen Ämter des Bundes und der Länder „Gemeindever-
zeichnis, Stand 31. Dezember 2002“ ist jetzt auf CD-ROM 
erschienen. Die CD-ROM enthält die Gemeindeschlüssel-
nummern für alle selbstständigen Gemeinden Deutsch-
lands und die Zugehörigkeit der Gemeinden zu den über-
geordneten Einheiten wie Landkreisen, Regierungsbezirken 
und Bundesländern. Zudem bietet die CD-ROM Angaben 
über Fläche und Einwohnerzahl sowie die Anschriften der 
Verwaltungssitze der Gemeinden und der übergeordneten 
Verwaltungseinheiten.

Die aktuelle Jahresausgabe der CD-ROM wurde darüber 
hinaus um die Angabe der geografischen Mittelpunktkoor-
dinaten der Gemeinden erweitert.

Die Daten werden in einer netzwerkfähigen Microsoft 
Access Datenbank unter MS Office XP zur Verfügung gestellt 
und können menügesteuert abgerufen und in verschiedene 
Formate exportiert werden.

Die CD-ROM „Gemeindeverzeichnis“ (Hrsg.: Statistische 
Ämter des Bundes und der Länder, Bestellnummer  
8348001-02700-3 – ISBN 3-8246-0705-0, Einzelplatzlizenz:
98,– Euro zzgl. Versandkosten, Erscheinungsweise: jähr-
lich) ist über den Vertriebspartner des Statistischen Bun-
desamtes erhältlich (nähere Angaben siehe Impressum).

Kompakt

Informationen zum
Internationalen Tag der Frau 2004

Erwerbstätigkeit von Frauen
nimmt weiter zu 

Die Erwerbstätigkeit von Frauen hat im vierten Quartal 2003 
weiter zugenommen.

Nach vorläufigen Berechnungen waren im Durchschnitt 
des vierten Quartals des Jahres 2003 von den rund 38,6 
Mill. Erwerbstätigen in Deutschland 18,1 Mill. bzw. 46,9% 
Frauen. Verglichen mit dem vierten Quartal des Vorjahres 
(2002) erhöhte sich der Frauenanteil an der Gesamtzahl der 
Erwerbstätigen um 0,4 Prozentpunkte, verglichen mit dem 
Frauenanteil vor fünf Jahren (4. Quartal 1998) sogar um 1,9 
Prozentpunkte.

Dominiert wird die Frauenerwerbstätigkeit in Deutschland 
durch Beschäftigungen in den Dienstleistungsbereichen 
(Handel, Gastgewerbe, Verkehr und sonstige Dienstleis-
tungen), in denen im vierten Quartal 2003 rund 83,4% der 
erwerbstätigen Frauen arbeiteten. Geringere Bedeutung 
hatte die Erwerbstätigkeit von Frauen im Produzierenden 
Gewerbe mit einem Anteil von knapp 14,8% an allen 

erwerbstätigen Frauen und in der Land- und Forstwirtschaft 
mit nur 1,8%.

Diese Relationen der Frauenerwerbstätigkeit innerhalb der 
Wirtschaftssektoren entsprechen in etwa dem Durchschnitt 
der Europäischen Union (EU), wobei in den einzelnen Mit-
gliedstaaten allerdings Unterschiede erkennbar sind: So lag 
im Jahr 2002 der Anteil der in den Dienstleistungsbereichen 
beschäftigten Frauen im Vereinigten Königreich bei 91,4%, 
in den Niederlanden bei 89,6%, in Italien hingegen bei 
77,9% (Deutschland im Jahr 2002: 82,8%).

Dagegen ist der Anteil der erwerbstätigen Frauen an allen 
Erwerbstätigen in Deutschland im internationalen Vergleich 
recht hoch und wurde im Jahr 2002 nur von den skandina-
vischen Ländern, wie Schweden mit 48,0%, und den Verei-
nigten Staaten mit 46,6% übertroffen (Deutschland 2002: 
46,5%).

Deutsche Mütter häufiger erwerbstätig
als ausländische Mütter

Nach Ergebnissen des Mikrozensus, der größten jährlichen 
Haushaltsbefragung in Europa, waren im April 2002 in 
Deutschland 63% der deutschen Mütter und 38% der aus-
ländischen Mütter im erwerbsfähigen Alter (15 bis unter 65 
Jahre), bei denen minderjährige Kinder im Haushalt lebten, 
erwerbstätig. Damit lag die Müttererwerbstätigenquote von 
deutschen Frauen um 25 Prozentpunkte über der von Aus-
länderinnen.

Gegenüber April 1996 (58%) stieg die Müttererwerbstäti-
genquote von deutschen Frauen um 5 Prozentpunkte, die 
von Ausländerinnen um 3 Prozentpunkte (April 1996: 35%). 
Dabei gewinnt die Teilzeitbeschäftigung immer mehr an 
Bedeutung: Im April 2002 stuften sich rund drei von fünf 
erwerbstätigen Müttern (Deutsche: 61%, Ausländerinnen: 
60%) als Teilzeitbeschäftigte ein. Im April 1996 hatte die 
Mütterteilzeitquote von deutschen Frauen (51%) noch um 
10 Prozentpunkte, die von Ausländerinnen (45%) um 15 
Prozentpunkte darunter gelegen.

Viele Mütter geben ihren Beruf mit einer Familiengründung 
vorübergehend auf. Mit zunehmendem Alter der Kinder 
steigt die Erwerbsbeteiligung der Mütter kontinuierlich an. 
Am häufigsten vereinbaren Mütter, deren jüngstes minder-
jähriges Kind ein Alter von 15 bis unter 18 Jahren hat, Familie 
und Beruf. Im April 2002 lag die Erwerbstätigenquote dieser 
Mütter bei 76% für Deutsche und 55% für Ausländerinnen. 
Auch hinsichtlich des Beschäftigungsumfangs liegen diese 
Mütter an der Spitze: Mit einer Teilzeitquote von rund 50% 
(Deutsche: 48%, Ausländerinnen: 47%) übten sie unter 
allen Müttern mit minderjährigen Kindern am häufigsten 
eine Vollzeittätigkeit aus.

Jede sechste Frau arbeitet
im Gesundheitswesen

3,0 Mill. Frauen und damit etwa jede sechste berufstätige 
Frau waren im Jahr 2002 im deutschen Gesundheitswesen 
beschäftigt. Der Anteil weiblicher Beschäftigter lag in die-
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sem Bereich mit 72% weit über dem entsprechenden Anteil 
in der Gesamtwirtschaft (44%).

Von 1998 bis 2002 hat sich die Zahl der im Gesundheits-
wesen tätigen Frauen um 90 000 oder 3,1% erhöht, die 
der hier beschäftigten Männer sank dagegen um 19 000 
(– 1,6%). Im gleichen Zeitraum nahm die Zahl der weibli-
chen Beschäftigten in der gesamten Wirtschaft um 4,6% zu, 
die der Männer verringerte sich um 1,7%.

Die Berufe Arzt-/Zahnarzthelferin, pharmazeutisch-techni-
sche Assistentin und pharmazeutisch-kaufmännische Ange-
stellte werden jeweils zu über 98% von Frauen ausgeübt. 
Deutlich weniger Frauen gab es hingegen bei Ärzten (38%) 
und Zahnärzten (37%). Nur wenige Frauen übten einen 
Beruf wie den des Orthopädiemechanikers (21%) oder des 
Gesundheitstechnikers (14%) aus.

Die besten Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen boten 
sich in Apotheken (Frauenquote: 87%), in den Einrichtun-
gen der ambulanten Pflege (86%) sowie der stationären und 
teilstationären Pflege (85%).

55% der weiblichen Beschäftigten im deutschen Gesund-
heitswesen arbeiteten 2002 Vollzeit. Bei den Männern 
war die Vollzeitbeschäftigung mit 88% deutlich stärker 
ausgeprägt. Von den Frauen gingen weiterhin 35% einer 
Beschäftigung in Teilzeit und 10% einer geringfügigen 
Beschäftigung nach (Männer: 8 bzw. 4%).

Frauen verdienten 2003
rund 30% weniger als Männer

Die weiblichen vollzeitbeschäftigten Angestellten im Pro-
duzierenden Gewerbe, Handel, Kredit- und Versicherungs-
gewerbe verdienten in Deutschland im Jahr 2003 durch-
schnittlich 2 602 Euro monatlich; das waren – wie schon 
im Jahr 2002 – rund 30% weniger, als ihre männlichen 
Kollegen erhielten. Die vollzeitbeschäftigten Arbeiterinnen 
erzielten im Produzierenden Gewerbe einen durchschnitt-
lichen Bruttomonatsverdienst von 1 885 Euro, das waren 
26% weniger als bei den Arbeitern (2 549 Euro).

Der Verdienstunterschied zwischen Männern und Frauen 
war in den neuen Ländern deutlich geringer als im früheren 
Bundesgebiet. In den neuen Bundesländern verdienten die 
weiblichen Angestellten 2 176 Euro und die Arbeiterinnen 
1 515 Euro und damit 23% bzw. 22% weniger als ihre männ-
lichen Kollegen.

Die Verdienstunterschiede beruhen zum großen Teil auf 
unterschiedlichen Tätigkeiten – gemessen an der Einstu-
fung in Leistungsgruppen. So waren im Jahr 2003  40% 
der männlichen Angestellten in Deutschland der Leistungs-
gruppe II, die verantwortliche Tätigkeiten und besondere 
Erfahrungen voraussetzt, zugeordnet, jedoch nur 15% der 
weiblichen Angestellten. Bei den Arbeitern waren 60% der 
Männer und nur 13% der Frauen Fachkräfte.

Mehr Freizeit als vor zehn Jahren

Männer und Frauen haben in Deutschland heute mehr Zeit 
für Freizeitaktivitäten als Anfang der 1990er-Jahre. Bei den 
Frauen nahm der zeitliche Umfang von typischen Freizeit-
aktivitäten um rund 20 Minuten zu (von 5:25 Stunden auf 
5:43 Stunden täglich), bei den Männern um rund eine halbe 
Stunde (von 5:44 Stunden auf 6:11 Stunden). Dies ergab ein 
Vergleich der Zeitbudgeterhebung 1991/92 mit der aktuel-
len Studie 2001/02 für die Bevölkerung ab 12 Jahren.

Zu den typischen Freizeitaktivitäten zählen Fernsehen, 
Lesen, Gespräche und der Besuch von Veranstaltungen. 
Nicht dazu gerechnet werden persönliche Dinge, wie Kör-
perpflege, Schlafen, Essen oder Restaurantbesuche, für 
die Frauen etwas mehr Zeit aufwenden. Männer profitieren 
damit stärker vom Trend zur Freizeit als Frauen.

Frauen und Männer setzen in ihrer Freizeitgestaltung unter-
schiedliche Akzente: Insgesamt verbringen Männer mit der 
Mediennutzung (Lesen, Fernsehen, Radiohören sowie Com-
puternutzung) etwa 3 Stunden täglich, und damit fast eine 
halbe Stunde mehr als Frauen (2½ Stunden).

Frauen legen dagegen stärkeres Gewicht auf soziale Kon-
takte und Unterhaltung: Mit Besuchen, Gesprächen im 
Freundeskreis sowie mit kulturellen Aktivitäten (Kino, 
Theater, Konzerte, Teilnahme an politischen oder sozialen 
Versammlungen) verbringen Frauen rund 2¼ Stunden pro 
Tag, Männer etwa 2 Stunden.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Irene Kahle, Telefon 06 11/75 20 99,
E-Mail: irene.kahle@destatis.de.

Fleischerzeugung im Jahr 2003

Im Jahr 2003 wurden in Deutschland rund 45,3 Mill. 
Schweine, 3,6 Mill. Rinder (ohne Kälber), 338 000 Kälber, 
979 000 Schafe sowie 20 000 Ziegen und 11 000 Pferde 
geschlachtet. Damit wurden etwa 5,5 Mill. Tonnen (t) 
Fleisch (ohne Geflügelfleisch) erzeugt, davon gut 5,4 Mill. t
aus gewerblichen Schlachtungen. An den gewerblichen 
Schlachtungen hatte Schweinefleisch mit 4,2 Mill. t den 
Hauptanteil, gefolgt von Rind- und Kalbfleisch mit zusam-
men 1,2 Mill. t. Zudem wurden 18 900 t Schaffleisch sowie 
3 100 t Ziegen- und Pferdefleisch gewerblich erzeugt.

Die Produktion von Geflügelfleisch im Jahr 2003 betrug 
927 800 t. Hierbei hatte Jungmasthühnerfleisch mit 493 200 t
den größten Anteil, gefolgt von Truthuhnfleisch (355 200 t)
und Entenfleisch (42 300 t). Die Geflügelfleischerzeugung 
hatte damit einen Anteil von 14,6% an der gesamten 
gewerblichen Fleischerzeugung von 6,3 Mill. t.

Gut 29% der gewerblichen Rinderschlachtungen wurden 
in Bayern durchgeführt, es folgten Baden-Württemberg 
(17,1%) und Nordrhein-Westfalen (15,4%). Die Zentren der 
Schweinefleischproduktion liegen in Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen mit zusammen knapp 61% der gewerb-
lichen Schweineschlachtungen.
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Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Gesamtschlachtmenge 
aus gewerblichen Schlachtungen um 0,9% erhöht. Die 
Erzeugung von Schweinefleisch stieg um 3,3% gegenüber 
dem Wert des Vorjahres, die Erzeugung von Rindfleisch 
(ohne Kalbfleisch) sank um 6,9% und die Erzeugung von 
Kalbfleisch ging um 1,1% zurück.

Der Rückgang der Rind- und Kalbfleischerzeugung war in 
der ersten Jahreshälfte deutlich stärker ausgeprägt. Die 
Fleischerzeugung aus Rinderschlachtungen verringerte sich 
im ersten Halbjahr 2003 um 11,2% und die Erzeugung von 
Kalbfleisch sank um 5,7% gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum.

Einen wesentlichen Beitrag zur höheren Schweinefleischer-
zeugung hatten ausländische Tiere. Im Jahr 2003 wurden 
mit knapp 2,1 Mill. Tieren gut 45% mehr Schweine auslän-
discher Herkunft geschlachtet als im Jahr 2002. Damit stieg 
der Anteil der Schweine ausländischer Herkunft auf knapp 
4,6%.

Die gesamte Geflügelfleischproduktion stieg im Jahr 2003 
gegenüber dem Vorjahr um 8,4%. Dieses ist im Wesentlichen 
auf den Anstieg der Produktion von Jungmasthühnerfleisch 
zurückzuführen (+ 16,8%). Zudem nahm die Produktion von 
Entenfleisch um 12,8% überdurchschnittlich zu, während 
die Erzeugung von Truthuhnfleisch um 1,5% zurückging.

Weitere Daten zu den Statistiken der tierischen Erzeugung 
sind im Internet-Angebot des Statistischen Bundesamtes 
unter http://www.destatis.de/wochenberichte, sowie im 
Statistik-Shop (http://www.destatis.de/shop) erhältlich.

Knapp 14% mehr Investitionen der 
Informationsbranche im Jahr 2001

Die Investitionen in neue Anlagen durch Wirtschaftsbe-
reiche der Informations- und Kommunikationstechnologie 
(IKT) stiegen im Jahr 2001 um 13,5% im Vergleich zum Vor-
jahr und erreichten damit 20,6 Mrd. Euro. Die Investitionen 
der IKT-Bereiche des Produzierenden Gewerbes haben im 
Jahr 2001 um 28,1% auf 6,5 Mrd. Euro zugenommen, die 
Investitionen der IKT-Dienstleistungsbereiche um 7,8% auf 
14,1 Mrd. Euro.

Diese Ergebnisse stammen aus der Investorenrechnung 
im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR) des Statistischen Bundesamtes. Zu den Wirtschafts-
zweigen der IKT zählen sowohl Bereiche des Produzieren-
den Gewerbes, wie zum Beispiel Hersteller von Datenver-
arbeitungsgeräten oder elektronischen Bauelementen, als 
auch Dienstleistungsbereiche, wie zum Beispiel Fernmelde-
dienstleister. Die Abgrenzung der betrachteten Investoren 
folgt internationalen Vereinbarungen der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, OECD.

Im Jahr 2001 wurden knapp 5% der gesamtwirtschaftlichen 
Investitionen in neue Anlagen durch Wirtschaftszweige der 
Informations- und Kommunikationstechnologie getätigt. 
Dieser Anteil lag im Jahr 1991 noch bei knapp 7%, ging 
anschließend bis 1998 auf rund 3% zurück und ist seitdem 

bis 2001 wieder deutlich angestiegen. Mit 20,6 Mrd. Euro 
im Jahr 2001 lagen diese Investitionen aber noch erheblich 
unter dem Niveau zu Beginn der 1990er-Jahre, die stark vom 
Aufbau in den neuen Ländern gekennzeichnet waren.

Die Investitionen der IKT-Bereiche des Produzierenden 
Gewerbes betrugen im Jahr 1991 5,4 Mrd. Euro. Sie gingen 
bis zum Jahr 1995 auf 2,4 Mrd. Euro zurück und sind bis 
2001 kontinuierlich auf 6,5 Mrd. Euro gestiegen. Ihr Anteil 
an den Investitionen aller IKT-Bereiche lag im Jahr 2001 bei 
knapp einem Drittel.

Die Investitionen der IKT-Dienstleistungsbereiche haben 
sich seit Beginn der 1990er-Jahre bis zum Jahr 1998 in etwa 
halbiert. Die erste Hälfte der 1990er-Jahre war stark vom 
Aufbau des Fernmeldenetzes in den neuen Ländern geprägt. 
Von 1993 bis 1998 wurden die Investitionen erheblich ver-
mindert. Seit 1999 stiegen die Investitionen der IKT-Dienst-
leistungsunternehmen wieder deutlich an und erreichten 
im Jahr 2001 zwei Drittel (14,1 Mrd. Euro) des Gesamtvolu-
mens der IKT-Bereiche. Zu Beginn der 1990er-Jahre war der 
Anteil mit rund 85% deutlich höher gewesen.

5,1% weniger Beschäftigte
im Handwerk im Jahr 2003
Nach vorläufigen Ergebnissen waren im Jahr 2003 im Hand-
werk 5,1% weniger Personen tätig als im Jahr 2002. Damit 
hat sich der Beschäftigungsabbau bei den selbstständigen 
Handwerksunternehmen weiter fortgesetzt (2002: – 5,3%; 
2001: – 3,9%). Zugleich lagen die Umsätze dieser Unter-
nehmen im Jahr 2003 um 3,1% unter denen des Vorjahres, 
2002 waren sie um 4,9% gesunken.

Am stärksten vom Beschäftigungsrückgang betroffen war 
das Bekleidungs-, Textil- und Ledergewerbe: Hier waren 
10,3% weniger Personen beschäftigt als ein Jahr zuvor. 
Beschäftigungsrückgänge gab es aber auch in allen übrigen 
Gewerbegruppen des Handwerks. Mit einem Minus von 
2,9% hatten die Gewerbe für Gesundheits- und Körper-
pflege, chemische und Reinigungsgewerbe den geringsten 
Personalabbau.

Die Umsätze waren in sechs der insgesamt sieben Gewerbe-
gruppen des Handwerks niedriger als im Vorjahr. Lediglich 
im Gewerbe für Gesundheits- und Körperpflege, chemische 
und Reinigungsgewerbe stieg der Umsatz im Jahr 2003 um 
1,9%. Hierzu gehören unter anderem die Augenoptiker, 
deren Umsatzplus von 11,7% durch die angekündigten 
Leistungseinschränkungen im Zuge der Gesundheitsreform 
ab dem 1. Januar 2004 beeinflusst wurde.

6% der Auslandsgästeübernachtungen 
entfallen auf Beitrittsländer
2,5 Mill. oder rund 6% der 41,7 Mill. Übernachtungen 
ausländischer Gäste in deutschen Beherbergungsstätten 
und auf Campingplätzen (nur Touristikcamping) entfielen 
im Jahr 2003 auf Reisende aus den zehn Ländern, die am 
1. Mai 2004 der Europäischen Union beitreten. Aus Polen 
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kamen dabei mit 2,0% die meisten Gäste, gefolgt von der 
Tschechischen Republik (1,3%) und Ungarn (0,9%). Auf 
Touristen aus den drei baltischen Staaten Estland, Lettland 
und Litauen entfiel ein Anteil von zusammen 0,8%.

Touristen aus den derzeitigen EU-Ländern (ohne Deutsch-
land) brachten es im Jahr 2003 auf einen Anteil von 58% 
an den Übernachtungen ausländischer Gäste. Nach dem 
Beitritt der zehn neuen Länder würde der Anteil der Über-
nachtungen von Gästen aus der erweiterten EU auf fast zwei 
Drittel (64%) ansteigen.

Deutscher Außenhandel mit den 
MERCOSUR-Staaten im Jahr 2003 
erstmals seit zehn Jahren wieder 
defizitär

Deutschland exportierte im Jahr 2003 Waren im Wert von 
4,9 Mrd. Euro (– 13,4% gegenüber dem Vorjahr) in die 
vier südamerikanischen MERCOSUR-Staaten (Argentinien, 
Brasilien, Uruguay und Paraguay) und importierte Waren 
im Wert von 5,0 Mrd. Euro von dort (+ 2,3%). Damit kam 
es für Deutschland erstmals seit 1993 wieder zu einem 
Handelsbilanzdefizit (in Höhe von 151 Mill. Euro) mit dieser 
Ländergruppe. Von 1994 bis 2002 hatte Deutschland stets 
mehr Waren in die MERCOSUR-Staaten exportiert, als es von 
dort bezog.

Beim MERCOSUR handelt es sich um den „Gemeinsamen 
Markt des südlichen Amerikas“. Diese Zollunion wurde 
1991 mit dem Vertrag von Ascunción zwischen Argentinien, 
Brasilien, Paraguay und Uruguay gegründet. Ziel der Koope-
ration ist außerdem eine weitere regionale Integration durch 
den Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse, die Schaffung 
einer einheitlichen Außenwirtschaftspolitik, einen freien 
Waren- und Dienstleistungsverkehr, eine Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik gegenüber Dritten usw. Seit Januar 1995 
sind gemeinsame Einfuhrzölle von maximal 20% (je nach 
Warenart) auf den Großteil aller Waren und Dienstleistungen 
vereinbart. Während die MERCOSUR-Staaten im Jahr 2003 in 
beiden Handelsrichtungen einen Anteil von lediglich rund 
1% am gesamten deutschen Außenhandel innehatten, ist 
die Europäische Union seit Gründung des MERCOSUR in 
beiden Handelsrichtungen für diese Ländergruppe stets 
der bedeutendste Außenhandelspartner, gefolgt von den 
Vereinigten Staaten.

Aus den MERCOSUR-Staaten bezog Deutschland im Jahr 
2003 vorwiegend Erzeugnisse der Landwirtschaft und 
gewerblichen Jagd (Anteil von 27% an den gesamten deut-
schen Einfuhren aus dem MERCOSUR), Erzeugnisse des 
Ernährungsgewerbes (Anteil von 24%) sowie Erze (Anteil 
von 11%). In entgegengesetzter Handelsrichtung verkauf-
ten Unternehmen aus Deutschland vornehmlich chemische 
Erzeugnisse (Anteil von 24% am deutschen Gesamtexport 
in den MERCOSUR), Maschinen (Anteil von 22%) sowie 
Kraftwagen und Kraftwagenteile (Anteil von 15%) in diese 
Region.

Wichtigster Handelspartner für Deutschland innerhalb der 
MERCOSUR-Staaten ist Brasilien. Von dort kamen im Jahr 
2003 Waren im Wert von 3,9 Mrd. Euro nach Deutschland 
(+ 1,0% gegenüber 2002), während Waren für 4,1 Mrd. Euro 
nach Brasilien exportiert wurden. Die deutschen Einfuhren 
aus Argentinien nahmen im gleichen Zeitraum um 1,9% auf 
1,0 Mrd. Euro zu, während die deutschen Ausfuhren dorthin 
mit einem Plus von 16,4% auf 684,6 Mill. Euro gegenüber 
2002 sehr deutlich anstiegen. Bei dieser hohen Export-
Veränderungsrate ist aber zu beachten, dass die deutschen 
Exporte in dieses Land im Jahr 2002 aufgrund der damali-
gen Wirtschaftskrise in Argentinien gegenüber 2001 um fast 
die Hälfte zurückgegangen waren. So liegen die deutschen 
Ausfuhren im Jahr 2003 immer noch um knapp 40% unter 
dem Niveau von 2001.

Weitere Auskünfte erteilt
Florian Eberth, Telefon 06 11/75 20 72,
E-Mail: florian.eberth@destatis.de.

Kennzahlen aus der Bildungsstatistik

Budget für Bildung, Forschung
und Wissenschaft 2002

Im Jahr 2002 wurden in Deutschland 192,6 Mrd. Euro für 
Bildung, Forschung und Wissenschaft ausgegeben. Dies 
sind 4,1 Mrd. Euro mehr als 2001 (+ 2,2%). Der Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt liegt wie 2001 bei 9,1%.

Grundlage dieser Ergebnisse ist die Budgetrechnung für 
Bildung, Forschung und Wissenschaft des Statistischen 
Bundesamtes, der zahlreiche amtliche und nichtamtliche 
Datenquellen zugrunde liegen. Damit lassen sich die 
Gesamtausgaben von der Seite der Anbieter einerseits 
(Durchführungsbetrachtung) und der Mittelgeber anderer-
seits (Finanzierungsbetrachtung) beschreiben.

Durchführungsbetrachtung:

Mit 120,8 Mrd. Euro entfiel der größte Teil der Ausgaben 
im Jahr 2002 auf den eigentlichen Bildungsprozess, das 
heißt Lehre bzw. Unterricht an Vorschulen, Schulen, Hoch-
schulen und anderen Bildungseinrichtungen. 2001 waren 
es 118,6 Mrd. Euro gewesen. Der Lebensunterhalt der 
Bildungsteilnehmer/-innen, Schüler/-innen, Studierenden 
und Auszubildenden wurde mit 14,0 Mrd. Euro gefördert 
(2001: 13,5). Die Ausgaben für Forschungs- und Entwick-
lungsleistungen betrugen 53,3 Mrd. Euro (2001: 52,0 Mrd. 
Euro).

Finanzierungsbetrachtung:

Angaben über die Finanzierung liegen bis zum Jahr 2001 
vor. Danach wurden die Gesamtausgaben für Bildung, For-
schung und Wissenschaft im Jahr 2001 in Höhe von 188,5 
Mrd. Euro zu 13,2% vom Bund finanziert, zu 39,3% von den 
Bundesländern und zu 10,6% von den Gemeinden. Rund 
37% der Mittel wurden von privaten Haushalten, Unterneh-
men und Organisationen ohne Erwerbszweck sowie vom 
Ausland aufgebracht.
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Die Bildungsausgaben im Jahr 2001 in Höhe von 132,2 Mrd. 
Euro wurden zu 74,4% aus den öffentlichen Haushalten 
finanziert. Bei den Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung überwiegt dagegen mit 66,2% der Anteil privater 
Finanzierung durch Unternehmen und Organisationen ohne 
Erwerbszweck.

Ausgaben je Schüler im Jahr 2001
auf 4 500 Euro gestiegen

Die öffentlichen Haushalte gaben im Jahr 2001 durch-
schnittlich 4 500 Euro für die Ausbildung eines Schülers 
bzw. einer Schülerin an öffentlichen Schulen aus. Dies 
waren 200 Euro (+ 2,8%) mehr als im Vorjahr.

Bei allgemein bildenden Schulen betrugen die Aufwendun-
gen 4 800 Euro je Schüler/-in und bei beruflichen Schulen 
3 200 Euro. Innerhalb der allgemein bildenden Schulen vari-
ierten die Ausgaben je Schüler/-in von 3 800 Euro an Grund-
schulen über 5 300 Euro an Gymnasien bis zu 11 200 Euro 
an Sonderschulen. Die verhältnismäßig hohen Ausgaben 
bei Sonderschulen sind u. a. durch die intensive Betreuung 
bedingt. Bei den Berufsschulen im Dualen System resultie-
ren die niedrigen Aufwendungen von 2 100 Euro je Schüler/
-in aus dem Teilzeitunterricht.

Für einen tiefergehenden Ausgabenvergleich auf Ebene 
der einzelnen Bundesländer ist zu beachten, dass die 
Schulstruktur und das Unterrichtsangebot differieren (z. B. 
Unterschiede in der Ganztagsbetreuung an Grundschulen, 
den Betreuungsrelationen, der Besoldungsstruktur). In 
allen Ländern sind die Personalausgaben die dominierende 
Ausgabenkomponente. In den neuen Ländern waren es 
durchschnittlich 3 400 Euro und in den Flächenländern 
des früheren Bundesgebietes 3 600 Euro je Schüler/-in. Die 
Personalausgaben der Stadtstaaten waren mit 4 500 Euro je 
Schüler/-in am höchsten. Auch die übrigen Ausgabearten 
hatten in den einzelnen Ländern ein unterschiedliches 
Gewicht. Auf den laufenden Sachaufwand entfielen im Bun-
desdurchschnitt 500 Euro je Schüler/-in, mit einem Spitzen-
wert von 800 Euro in Hamburg. Die Investitionsausgaben 
betrugen durchschnittlich 400 Euro je Schüler/-in, wobei 
die Werte zwischen 200 Euro in Berlin sowie dem Saarland 
und 700 Euro in Hamburg differierten.

Bezieht man die Personalausgaben nicht auf die Zahl der 
Schüler/-innen, sondern auf die von einer Lehrkraft je 
Woche erteilten Unterrichtsstunden, so wurde in Hamburg 
mit 3 400 Euro der höchste Wert erreicht und mit 2 100 Euro 
in Brandenburg der niedrigste bei einem Bundesdurch-
schnitt von 2 800 Euro.

Weitere Auskünfte zu diesen finanzstatistischen
Kennzahlen erteilt
Thomas Baumann, Telefon 06 11/75 41 46,
E-Mail: thomas.baumann@destatis.de.

Immer weniger Schüler
in allgemein bildenden Schulen

Im laufenden Schuljahr 2003/2004 besuchen rund 9,7 Mill. 
Schülerinnen und Schüler allgemein bildende Schulen in 

Deutschland; das sind 55 900 (– 0,6%) weniger als im Vor-
jahr. Dieser seit 1998 anhaltende Trend wird sich auch in 
den kommenden Jahren fortsetzen.

Die Entwicklung der Schülerzahlen verläuft, wie schon in 
den Vorjahren, in Ost und West entgegengesetzt: Einem 
Zuwachs von 0,6% (+ 47 500 gegenüber dem Schuljahr 
2002/2003) im früheren Bundesgebiet steht ein Rückgang 
von 5,8% (– 103 400) in den neuen Ländern (einschließlich 
Berlin) gegenüber.

Deutliche Unterschiede gibt es auch zwischen den Ländern: 
Die Spanne reicht im Westen von – 0,9% im Saarland bis 
+ 1,0% in Hamburg und Schleswig-Holstein, im Osten von 
– 2,1% in Berlin bis – 7,3% in Sachsen-Anhalt.

Von den Schularten weist die Schulartunabhängige Orien-
tierungsstufe mit 18,4% (– 64 500) den stärksten Schüler-
rückgang auf. Für das kommende Schuljahr ist mit einer 
weiteren Abnahme zu rechnen, weil diese Schulart dann in 
Niedersachsen ganz abgeschafft wird. Auch in den Haupt-
schulen sanken die Schülerzahlen (– 20 200; – 1,8%). In 
einigen Ländern (Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und 
Rheinland-Pfalz) sind die Rückgänge mit entsprechenden 
Zunahmen bei den Schularten mit mehreren Bildungsgän-
gen (sie bieten sowohl den Hauptschulabschluss als auch 
den Realschulabschluss an) verbunden. Leichte Steigerun-
gen weisen Gymnasien (+ 19 200; + 0,8%) auf, gefolgt von 
Realschulen (+ 13 300; + 1,0%) und Freien Waldorfschulen 
(+ 1 700; + 2,3%). An den Schulen des zweiten Bildungs-
wegs gibt es 4 500 (+ 8,7%) mehr Schülerinnen und Schüler 
als im Schuljahr 2002/2003.

49,2% der Schüler in allgemein bildenden Schulen sind 
Mädchen oder junge Frauen. Im Einzelnen ist der Mädchen-/
Frauenanteil bei den Schularten jedoch unterschiedlich: Die 
Spanne reicht von 36,8% in Sonderschulen über 43,7% in 
Hauptschulen bis zu 50,6% in Realschulen und 54,2% in 
Gymnasien.

Weiter steigende Schülerzahlen
in beruflichen Schulen

Rund 2,73 Mill. Schülerinnen und Schüler besuchen nach 
vorläufigen Ergebnissen im laufenden Schuljahr 2003/
2004 berufliche Schulen in Deutschland; das sind 1,3% 
oder 34 500 mehr als im Vorjahr. In beruflichen Schulen 
wird noch bis zum Jahr 2007 mit einem weiteren Ansteigen 
der Schülerzahlen gerechnet.

In den einzelnen Ländern waren die Veränderungsraten 
unterschiedlich: Die Spanne reicht von – 2,1% in Bremen 
und – 1,9% in Berlin bis zu + 2,2% in Bayern und + 2,6% im 
Saarland.

Auch bei den einzelnen Schularten verlief die Entwicklung 
unterschiedlich: In Berufsschulen im dualen System werden 
im Schuljahr 2003/2004 rund 2,3% Schülerinnen und Schü-
ler weniger (– 40 600) unterrichtet als im Vorjahr. Ursache 
hierfür ist der Rückgang der Zahl der Auszubildenden, die 
in Berufsschulen im dualen System den theoretischen Teil 
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ihrer Ausbildung absolvieren. In allen anderen Schularten 
drückten mehr Schülerinnen und Schüler die Schulbank.

Die höchste Zuwachsrate wiesen mit 10,3% (+ 46 500) die 
Berufsfachschulen auf. Diese Schulart, deren Schülerinnen 
und Schüler etwa je zur Hälfte einen Beruf erlernen bzw. 
eine Berufsvorbereitung durchlaufen, hat in den letzten 
zehn Jahren kontinuierlich an Attraktivität gewonnen. Wäh-
rend 1993 rund jeder neunte Schüler in beruflichen Schulen 
eine Berufsfachschule besuchte, ist es im laufenden Schul-
jahr bereits jeder fünfte.

Deutlich mehr Schüler/-innen als im Vorjahr haben 
außerdem Fachoberschulen (+ 10 500; + 9,9%) und 
Berufsoberschulen/Technische Oberschulen (+ 1 200; 
+ 9,9%), gefolgt vom Berufsgrundbildungsjahr in voll-
zeitschulischer Form (+ 3 800; + 8,7%), Fachgymnasien 
(+ 5 600; + 5,2%), dem Berufsvorbereitungsjahr (+ 1 900; 
+ 2,5%) sowie den Fachschulen (+ 3 600; + 2,3%).

Mit 45,3% ist der Anteil der Mädchen bzw. der jungen 
Frauen im Vergleich zum Vorjahr fast konstant geblieben. 
Die Spanne in den einzelnen Schularten reicht jedoch im 
Schuljahr 2003/2004 von 31,9% im Berufsgrundbildungs-
jahr in vollzeitschulischer Form über 40,7% in Berufsschu-
len des dualen Systems bis zu 51,2% in Fachschulen und 
59,4% in Berufsfachschulen.

Weiter steigende Abiturientenquote

Am Ende des Schuljahres 2002/2003 erwarben in Deutsch-
land rund 365 300 Schülerinnen und Schüler aus allgemein 
bildenden und beruflichen Schulen die Fachhochschul- 
oder Hochschulreife. Das sind 1,0% (+ 3 800) mehr als im 
Vorjahr. Bis zum Jahr 2008 wird mit weiter ansteigenden 
Abiturientenzahlen gerechnet.

Bezogen auf die gleichaltrige Wohnbevölkerung lag damit 
die Abiturientenquote im Jahr 2003 bei 38,9% gegenüber 
32,8% vor zehn Jahren. Auch zwischen den einzelnen 
Bundesländern gab es deutliche Unterschiede: Die Spanne 
reichte von 28,0% in Mecklenburg-Vorpommern über 
30,5% in Bayern bis zu 47,2% in Hamburg und 47,9% in 
Nordrhein-Westfalen.

Mit 69,6% (254 400) erwarb die Mehrheit der Abiturien-
tinnen und Abiturienten die allgemeine Hochschulreife. 
Diesen Abschluss erhielten die Absolventen vor allem 
an allgemein bildenden Schulen (222 500 oder 87,5%). 
Die Fachhochschulreife wird überwiegend an beruflichen 
Schulen (90,0%) erworben, sie ist auch nach erfolgreicher 
Beendigung des 12. Schuljahrgangs an allgemein bilden-
den Schulen möglich.

Von den Abiturientinnen und Abiturienten des Schuljahr-
gangs 2002/2003 waren 52,8% Frauen. Im Jahr 1993 
lag ihr Anteil noch bei 49,1%. Nachdem diese Relation in 
den 1990er-Jahren ständig gestiegen war, ist sie seit der 
Jahrtausendwende leicht rückläufig. Abiturientinnen bevor-
zugen die Hochschulreife: So lag der Frauenanteil an allen 
Absolventen mit Hochschulreife bei 55,5% gegenüber nur 
46,6% an den Absolventen mit Fachhochschulreife. 

Weitere Auskünfte zur Schulstatistik erteilt
Marianne Renz, Telefon 06 11/75 41 41,
E-Mail: schulstatistik@destatis.de.

1,8% weniger Schwangerschafts-
abbrüche im Jahr 2003

Im Jahr 2003 wurden dem Statistischen Bundesamt rund 
128 000 Schwangerschaftsabbrüche in Deutschland gemel-
det, das waren 1,8% (– 2 400) weniger als 2002 (130 400).

Nahezu die Hälfte der Frauen (49%) war zum Zeitpunkt des 
Eingriffs ledig, verheiratet waren 45%. Knapp drei Viertel 
(71%) der Frauen, die Schwangerschaftsabbrüche durch-
führen ließen, waren zwischen 18 und 34 Jahren alt, 16% 
waren zwischen 35 und 39 Jahren alt, 6% waren minder-
jährig, rund 7% 40 Jahre und älter. 40% der Schwangeren 
hatten vor dem Eingriff noch keine Lebendgeburt.

Über 97% der gemeldeten Schwangerschaftsabbrüche 
wurden nach der Beratungsregelung vorgenommen. Medi-
zinische bzw. kriminologische Indikationen waren in weni-
ger als 3% der Fälle die Begründung für den Abbruch. Die 
meisten (81%) Schwangerschaftsabbrüche wurden mit der 
Absaugmethode (Vakuumaspiration) durchgeführt.

Die Eingriffe erfolgten vorwiegend ambulant (93%), davon 
rund ein Sechstel ambulant in Krankenhäusern und der 
Rest in gynäkologischen Praxen. 5% der Frauen ließen den 
Eingriff in einem Bundesland vornehmen, in dem sie nicht 
wohnten.

Im vierten Quartal 2003 wurden rund 30 200 Schwanger-
schaftsabbrüche gemeldet, etwa 0,4% mehr als im vierten 
Quartal 2002.

Weitere Auskünfte erteilt
Hans-Jürgen Heilmann, Telefon 0 18 88/6 44 81 54,
E-Mail: schwangerschaftsabbrueche@destatis.de.

Durchschnittsverdienst aller Arbeit-
nehmer 2003 um 1,3% gestiegen

Die effektiven Durchschnittsverdienste aller Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer waren im Jahr 2003 nach Ergeb-
nissen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen mit 
26 700 Euro um 1,3% höher als ein Jahr zuvor. Gegenüber 
dem Anstieg der Tarifverdienste von 2,5%, die vom Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut der Hans 
Böckler Stiftung ermittelt werden, zeigt sich eine Differenz 
von 1,2 Prozentpunkten. Eine wichtige Ursache hierfür ist 
ein kräftiger Anstieg der Zahl der geringfügig Beschäftigten 
im Jahr 2003 gegenüber 2002, der wohl überwiegend auf 
die gesetzliche Neuregelung dieser Beschäftigungsver-
hältnisse (Mini-Jobs) zum 1. April 2003 zurückgeht. Die 
Tariflohnsteigerungen bilden diese Entwicklung nicht ab. 
Allein durch die höhere Zahl der geringfügig Beschäftigten 
mit ihren sehr niedrigen Verdiensten wird der Anstieg der 
gesamten Durchschnittsverdienste im Jahr 2003 um etwa 
0,6 Prozentpunkte gedämpft.
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Blieben die geringfügig Beschäftigten außer Betracht, 
so wären nach Modellrechnungen die effektiven Durch-
schnittsverdienste 2003 entsprechend um 1,9% gegenüber 
dem Vorjahr gestiegen. Die Lohndrift – das ist die Differenz 
zwischen den Effektiv- und Tarifverdienststeigerungen 
– würde ohne geringfügig Beschäftigte also etwa 0,6 Pro-
zentpunkte betragen. Diese 0,6 Prozentpunkte Lohndrift 
resultieren überwiegend aus Kürzungen übertariflicher 
Zahlungen, aus der Zunahme der Teilzeitarbeit und aus 
Kürzungen des Weihnachtsgeldes zum Beispiel bei Beam-
ten. Diese Vorgänge dämpfen den Anstieg der effektiven 
Durchschnittsverdienste, während die Tariflohnentwicklung 
davon unberührt bleibt.

Bei der Ermittlung der gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnittsverdienste (Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitneh-
mer) der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen werden 
alle Arbeitnehmergruppen einbezogen – geringfügig Be-
schäftigte ebenso wie leitende Angestellte oder Beamte. 
Ferner werden alle für geleistete Arbeit empfangenen 
Entgelte, zum Beispiel auch Weihnachts- und Urlaubsgeld, 
Zulagen oder Prämien, berücksichtigt. Die Sozialbeiträge 
der Arbeitgeber sind dagegen nicht eingeschlossen.

Weitere Auskünfte erteilt
Michael Kuhn, Telefon 06 11/75 25 79,
E-Mail: michael.kuhn1@destatis.de.

Menge der getrennt eingesammelten 
Verpackungsabfälle konstant

In Deutschland wurden im Jahr 2002 rund 11,1 Mill. t Ver-
packungsabfälle getrennt gesammelt. Damit ist die Menge 
mit einem Plus von 0,2% gegenüber dem Vorjahr praktisch 
gleich geblieben. In den ersten Jahren dieser seit 1996 
durchgeführten Erhebung hatte es Steigerungsraten zwi-
schen 4 und 7% gegeben.

Auch der Anteil der bei privaten Endverbrauchern eingesam-
melten Verkaufsverpackungen lag mit 59% bzw. 6,6 Mill. t 
auf dem Niveau des Jahres 2001. Je Einwohner gerechnet 
wurden damit im Schnitt 80 kg Verpackungen vom übrigen 
Müll getrennt und in der gelben Tonne, in Glas- und Papier-
containern oder in vergleichbaren Systemen gesammelt. 
Dabei ging die nach Wertstoffen getrennte Sammlung leicht 
zurück, während der Anteil der Leichtstofffraktionen, ein 
Gemisch aus Kunststoff-, Metall- und Verbundverpackun-
gen, an den eingesammelten Verkaufsverpackungen weiter 
auf jetzt 37% anstieg (1996: 28%). In erster Linie ist das auf 
den stetigen Rückgang der Menge der schweren Glasverpa-
ckungen auf knapp 2,5 Mill. t (38%) zurückzuführen. Im Jahr 
1996 lag der Anteil der Glasverpackungen noch bei 45%.

Weitere 4,6 Mill. t (41%) wurden als Transport-, Um- und 
Verkaufsverpackungen im Bereich Gewerbe und Industrie 
eingesammelt. Die Verpackungen wurden dort überwiegend 
nach Wertstoffen sortiert für die Einsammlung bereitge-
stellt. Nur 14% dieser Menge (0,6 Mill. t) bestanden aus 
Verpackungen mit unterschiedlichen Materialien.

68% aller eingesammelten Verpackungen, also 7,5 Mill. t, 
wurden zunächst an Sortieranlagen geliefert und dort für 
die weitere Verwertung aufbereitet. Der Rest (3,6 Mill. t) 
konnte direkt an den Altstoffhandel oder Verwerterbetriebe 
wie zum Beispiel Glas- oder Papierfabriken weitergegeben 
werden.

Weitere Auskünfte erteilt
Reinhild Stratmann, Telefon 0 18 88/6 44 82 17,
E-Mail: umwelt@destatis.de.

Abfallentsorgung im Bergbau 2002

Knapp 90 Mill. Tonnen (t) nicht gefährliche Abfälle wurden 
im Jahr 2002 in Deutschland in Abbaustätten des Bergbaus 
entsorgt, das waren 6% weniger als im Vorjahr.

89 Mill. t (99%) Abfälle wurden in mehr als 2 000 über-
tägigen Abbaustätten, wie Tagebaue, Kies-, Sand- oder 
Tongruben, gelagert. Die Abfälle wurden mit dem Ziel der 
Wiederverfüllung und Rekultivierung verwertet. Überwie-
gend wurden Bau- und Abbruchabfälle (83 Mill. t bzw. 93%) 
gelagert, gefolgt von Abfällen aus thermischen Prozessen
(4 Mill. t bzw. 5%). 0,6 Mill. t entfielen auf bergbauspezi-
fische Abfälle aus dem Abbau von Rohstoffen. Gegenüber 
2001 fiel die Menge der übertägig gelagerten Abfälle um 5,8 
Mill. t bzw. 6%. Allein die Menge der verwerteten Bauabfälle 
nahm um knapp 9% ab (Vorjahr 90 Mill. t).

In 22 untertägigen Abbaustätten, das sind in erster Linie 
stillgelegte Salzbergwerke, aber auch Steinkohle- und Erz-
formationen, wurden im Jahr 2002 mit dem Ziel der Verfül-
lung und Verbesserung der Standsicherheit des Gebirges 1,3 
Mill. t Abfälle verbracht. Das sind im Vergleich zum Vorjahr 
(1,4 Mill. t) 8% weniger. Fast zwei Drittel (0,8 Mill. t) waren 
Abfälle aus thermischen Prozessen; 0,4 Mill. t (knapp 30%) 
entfielen auf Sekundärabfälle aus der Abfallbehandlung.

Außerdem wurden im Jahr 2002 45 Mill. t naturbelassene 
Stoffe aus dem untertägigen Bergbau auf Bergehalden gela-
gert. Dabei handelt es sich um Materialien, die beim Gewin-
nen und Weiterverarbeiten von Bodenschätzen anfallen und 
nicht wieder in den Produktionsprozessen des Betriebes 
eingesetzt wurden. 

Weitere Auskünfte erteilt
Hermann Knichel, Telefon 0 18 88/6 44 82 19,
E-Mail: hermann.knichel@destatis.de.

Weitere wichtige
Monatszahlen

Einzelhandel
Nach ersten vorläufigen Ergebnissen setzten die Einzelhan-
delsunternehmen in Deutschland im Januar 2004 nominal 
(in jeweiligen Preisen) 0,2% und real (in konstanten Prei-
sen) 0,3% weniger als im Januar 2003 um; beide Monate 
hatten jeweils 26 Verkaufstage. Diese Ergebnisse beruhen 
auf Meldungen aus sechs Bundesländern, die rund 80%
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des Gesamtumsatzes im deutschen Einzelhandel reprä-
sentieren. Nach Kalender- und Saisonbereinigung der 
Daten (Berliner Verfahren 4 – BV 4) wurde im Vergleich 
zum Dezember 2003 nominal 3,3% und real 3,5% mehr 
abgesetzt.

Im Januar 2004 wurde im Einzelhandel mit Nahrungs-
mitteln, Getränken und Tabakwaren nominal 1,9% und 
real 0,9% mehr als im Vorjahresmonat umgesetzt. Die 
Lebensmittelgeschäfte mit einem breiten Sortiment (Super-
märkte, SB-Warenhäuser und Verbrauchermärkte) erzielten 
dabei ein Umsatzplus (nominal + 2,1%, real + 1,1%), im 
Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln – dazu gehören zum 
Beispiel die Getränkemärkte und Fischgeschäfte – wurde 
dagegen nominal 2,0% und real 2,7% weniger als im Januar 
2003 abgesetzt.

Im Einzelhandel mit Nicht-Nahrungsmitteln (dazu gehört der 
Einzelhandel mit Gebrauchs- und Verbrauchsgütern) lagen 
die Umsätze im Januar 2004 nominal um 1,9% und real um 
0,8% niedriger als im Vorjahresmonat. Höhere nominale 
und reale Umsätze verbuchten der sonstige Facheinzel-
handel (z. B. Bücher, Zeitschriften, Schmuck, Sportartikel) 
(nominal + 0,7%, real + 3,2%), der sonstige Einzelhandel 
mit Waren verschiedener Art, zu dem die Waren- und Kauf-
häuser gehören (nominal + 0,1%, real + 0,5%), und der 
Einzelhandel mit kosmetischen, pharmazeutischen und 
medizinischen Produkten sowie die Apotheken (nominal 
und real + 0,8%). Nominal und überwiegend auch real nied-
rigere Umsätze verbuchten dagegen der Einzelhandel mit 
Hausrat, Bau- und Heimwerkerbedarf (nominal – 0,4%, real 
0,0%), der Facheinzelhandel mit Textilien, Bekleidung und 
Schuhen (nominal – 4,1%, real – 3,7%) und der Versand-
handel (nominal – 10,5%, real – 10,0%).

Außenhandel
Im Januar 2004 erhöhten sich die Ausfuhren aus Deutsch-
land im Vorjahresvergleich um 4,4% auf 55,7 Mrd. Euro, 
die Gütereinfuhren gingen um 2,2% auf 43,4 Mrd. Euro 
zurück. Weiter rückläufig waren die Außenhandelspreise. 
Die Preise der Einfuhren gingen im Januar 2004 gegenüber 
dem Vorjahresniveau um 3,1% zurück. Werden Erdöl und 
Mineralölerzeugnisse nicht berücksichtigt, war der Rück-
gang geringer (– 2,1%). Die Preise der Ausfuhren sanken 
gegenüber Januar 2003 weniger stark (– 0,7%).

Der Überschuss der Außenhandelsbilanz stieg gegenüber 
dem gleichen Vorjahresmonat (+ 9,0 Mrd. Euro) auf 12,3 
Mrd. Euro. Nach vorläufigen Berechnungen der Deutschen 
Bundesbank summierte sich im Januar 2004 der Saldo 
der Außenhandelsbilanz zusammen mit den Salden der 
Dienstleistungsbilanz (– 4,4 Mrd. Euro), der Bilanz der 
unentgeltlichen Leistungen (– 0,5 Mrd. Euro), der Bilanz der 
Ergänzungen zum Warenverkehr (– 0,6 Mrd. Euro) sowie der 
Bilanz der Erwerbs- und Vermögenseinkommen (– 8,0 Mrd. 
Euro) zu einem Leistungsbilanzsaldo von – 1,2 Mrd. Euro. Im 
gleichen Vorjahresmonat hatte das Defizit der Leistungsbi-
lanz – 1,5 Mrd. Euro betragen.

Nominal stiegen die deutschen Ausfuhren gegenüber 
Dezember 2003 um 2,2%, die Importe sanken um 1,4%. 
Saisonbereinigt (nach dem Verfahren Census-X12-ARIMA) 
sind im Januar die Exporte gegenüber Dezember 2003 stark 
um 6,0% gestiegen. Auch die Einfuhren haben sich saison-
bereinigt erhöht (um 3,0%). 
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Am 1. Januar 2004 ist das Gesetz zur Neuregelung des 
Rechts der Verkehrsstatistik in Kraft getreten. Es erwei-
tert das bestehende Verkehrsstatistikgesetz um Regelun-
gen zu den Statistiken des Schienenverkehrs, des gewerb-
lichen Straßenpersonenverkehrs und der Luftfahrt. Inhalt-
lich wird damit neuem nationalen sowie europäischen 
Datenbedarf Rechnung getragen und die Statistiken des 
Personenverkehrs mit Bussen und Bahnen neu abgegrenzt. 
Die Zusammenfassung bestehender Regelungen in einem 
Gesetz vereinfacht und vereinheitlicht die Rechtsgrund-
lage der Verkehrsstatistiken. Besonders wichtig ist die mit 
der Neuregelung verbundene deutliche Entlastung der Aus-
kunftspflichtigen. Sie wird erreicht durch eine Verlängerung 
der Periodizität der Erhebungen für einige Merkmale, eine 
Reduzierung des Fragenprogramms und vor allem durch 
die Umstellung auf eine Stichprobenerhebung im gewerb-
lichen Personennahverkehr. Damit werden rund zwei Drit-
tel der bisher befragten Unternehmen aus diesen Erhebun-
gen entlassen.

Vorbemerkung

Mit der Zusammenfassung der rechtlichen Grundlagen für 
die Statistiken der See- und Binnenschifffahrt sowie des 
Güterkraftverkehrs im neu geschaffenen Verkehrsstatistik-
gesetz (VerkStatG) war 1999 ein erster Schritt getan wor-
den, um die vielfältigen Rechtsgrundlagen der amtlichen 
Verkehrsstatistik in einem einheitlichen Gesetz zusammen-

zufassen. Das Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Ver-
kehrsstatistik1), das zum 1. Januar 2004 in Kraft getreten 
ist, erweitert diese Rechtsgrundlage um weitere Statistik-
bereiche, nämlich um die Statistiken des Luftverkehrs und 
um die Statistiken des Schienenverkehrs und des gewerb-
lichen Straßenpersonenverkehrs.

Mit dem Gesetz werden insbesondere drei Zielsetzungen 
verfolgt:

1 Erfüllung der aus EG-Verordnungen für die Bundes-
republik Deutschland resultierenden Verpflichtungen 
zur Datenlieferung:

 Die Vollendung des gemeinsamen Binnenmarktes im 
Verkehr 1993, die Liberalisierung im Eisenbahnver-
kehr und die Regionalisierung im Personenverkehr auf 
Schiene und Straße erforderten eine Anpassung und 
Harmonisierung der Erhebung von Verkehrsdaten in 
allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU). Die 
EU-Kommission hat durch zwei Verordnungen für den 
Eisenbahnverkehr2) und den Luftverkehr3) den neuen 
Datenanforderungen und Rahmenbedingungen Rech-
nung getragen. Diese beiden Verordnungen sehen ab 
2004 Datenlieferungen der Mitgliedstaaten an das Sta-
tistische Amt der Europäischen Gemeinschaften (Euro-
stat) vor. Durch die Regelungen auf EU-Ebene wird insbe-
sondere auch der zunehmenden grenzüberschreitenden 
Verflechtung Rechnung getragen. Dieses einzelstaatliche 
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 1) Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Verkehrsstatistik vom 12. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2518).
 2) Verordnung (EG) Nr. 91/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über die Statistik des Eisenbahnverkehrs [Amtsbl. der EG Nr. L 14, S. 1 (2003)].
 3) Verordnung (EG) Nr. 437/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2003 über die statistische Erfassung der Beförderung von Fluggästen, Fracht und Post im Luft-

verkehr (Amtsbl. der EU Nr. L 66, S. 1).
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Interesse an EU-weit harmonisierten Statistiken steht 
gleichberechtigt neben dem EU-Interesse an diesen Sta-
tistiken als Grundlage für die Formulierung einer EU-Ver-
kehrspolitik.

2 Vereinheitlichung der Statistiken über alle Verkehrs-
träger und ihre Zusammenführung in einer Rechts-
grundlage unter Aufhebung von vier bisherigen 
Rechtsvorschriften:

Durch die Integration des Gesetzes über die Luftfahrtsta-
tistik sowie der dazu erlassenen Verordnung4), der Eisen-
bahnstatistikverordnung5) und des Gesetzes zur Durch-
führung einer Statistik über die Personenbeförderung im 
Straßenverkehr6) in das VerkStatG wird nicht nur die Zahl 
der Gesetze verringert, sondern ihr Inhalt wird für iden-
tische Tatbestände übereinstimmend geregelt, sodass
eine einheitliche Anwendung des Gesetzes für alle Ver-
kehrszweige gewährleistet ist. Zudem hat die Harmo-
nisierung der Statistiken sowohl eine Entlastung der 
befragten Unternehmen als auch eine Verringerung des 
Erhebungsaufwands bei den statistischen Ämtern zur 
Folge, was zum dritten Ziel führt.

3 Entlastung der Befragten und der statistischen Ämter:

 Die Entlastung – insbesondere von kleinen und mittleren 
Unternehmen – wird vor allem erreicht durch:

 – Die Verlängerung der Periodizität der Erhebung für ver-
schiedene  Merkmale.

 – Die Reduzierung des Fragenprogramms.

 – Die Einführung eines Schwellenwerts von 250 000 be-
förderten Fahrgästen je Jahr im gewerblichen Perso-
nennahverkehr: Unternehmen, deren Beförderungs-
aufkommen unter dieser Schwelle liegt, werden in der 
Quartalserhebung überhaupt nicht mehr, in der Jahres-
erhebung nur in einer Stichprobe befragt. Damit wer-
den rund zwei Drittel der Unternehmen aus diesen 
Erhebungen entlassen.

 – Die Zusammenführung der Statistiken über den ge-
werblichen Personennahverkehr auf Schiene und 
Straße, sodass Unternehmen, die in beiden Bereichen 
tätig sind, nur noch einmal berichten müssen.

Weitere Entlastungen, Beschleunigungen und Qualitäts-
verbesserungen dürften dadurch erreicht werden, dass die 
Datenübermittlung in elektronischer Form – soweit das für 
die beteiligte Stelle zumutbar ist – als Standard vorgesehen 
ist. Dieser Übermittlungsweg entlastet vor allem die großen 
Unternehmen des Eisenbahnverkehrs, der Schieneninfra-
struktur und der Luftfahrt sowie die Flughäfen. Eine breite 
Anwendung dieses Verfahrens nutzt auch den statistischen 
Ämtern und führt tendenziell zu qualitativ besseren Ergeb-
nissen.

Nach der vorgenommenen Kostenkalkulation entstehen 
durch die Novellierung beim Statistischen Bundesamt keine 
Mehrkosten. Bei den Statistischen Landesämtern stehen 
den einmaligen Umstellungskosten von etwa 160 000 Euro 
durchschnittliche jährliche Einsparungen von etwa 259 000 
Euro gegenüber.

Der Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen hat den Wortlaut des Verkehrsstatistikgesetzes in der 
ab 2004 geltenden Fassung am 20. Februar 2004 bekannt 
gemacht und im Bundesgesetzblatt Teil I, Seite 318 veröf-
fentlicht. 

Im Folgenden wird das novellierte Statistiksystem im Detail 
vorgestellt.

1 Statistik des Luftverkehrs

Anlass für den Gesetzentwurf zur Integration der Luftver-
kehrsstatistik in das VerkStatG war die von der EG erlas-
sene Verordnung über die statistische Erfassung der Beför-
derung von Fluggästen, Fracht und Post im Luftverkehr.7)
Diese Verordnung verpflichtet die Mitgliedstaaten, regelmä-
ßig vergleichbare Statistiken zu erstellen und weiterzuge-
ben, damit die Kommission die ihr im Rahmen der gemein-
samen Luftverkehrspolitik übertragenen Aufgaben erfüllen 
kann. Zwar hatten die meisten Mitgliedstaaten schon bisher 
entsprechende Luftverkehrsdaten an das Statistische Amt 
der Europäischen Gemeinschaften geliefert. Das geschah 
jedoch im Rahmen freiwilliger Vereinbarungen ohne recht-
liche Verpflichtung.

Die bisherige Rechtsvorschrift zur Durchführung der nati-
onalen Luftverkehrsstatistik, das Gesetz über die Luft-
fahrtstatistik vom 30. Oktober 1967, bildete keine ausrei-
chende Rechtsgrundlage, um alle von der EU geforderten 
Daten erheben und übermitteln zu können. Die Regelun-
gen des Verkehrsstatistikgesetzes zur Luftfahrtstatistik die-
nen daher primär dazu, die Anforderungen der EG-Verord-
nung in Umfang und Inhalt erfüllen zu können. Das neue 
Gesetz hat weiter zum Ziel, die Rechtsgrundlage den ver-
änderten Rahmenbedingungen, zum Beispiel auch bei der 
Datenübermittlung, anzupassen. Auch aus diesem Grunde 
war es geboten, die Luftfahrtstatistik in das Verkehrsstatis-
tikgesetz zu integrieren.

In wesentlichen Teilen beruht die neue Luftverkehrsstatistik 
auf einer Fortschreibung der bisherigen Regelungen, da für 
die deutsche Luftfahrtstatistik das bisherige Erhebungskon-
zept bereits weitgehend dem neu geregelten EU-Standard 
entspricht. Anpassungen waren daher hauptsächlich beim 
Erhebungsumfang sowie hinsichtlich der Erfordernisse, die 
an deutsche statistische Rechtsvorschriften zu stellen sind, 
notwendig.

 4) Gesetz über die Luftfahrtstatistik vom 30. Oktober 1967 (BGBl. I S. 1053) sowie Verordnung zum Gesetz über die Luftfahrtstatistik vom 30. Oktober 1967 (BGBl. I S. 1056). 
 5) Verordnung über eine Eisenbahnstatistik vom 8. August 1965 (BGBl. I S. 749) in Verbindung mit § 24 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 

2396, 1994 I S. 2439).
 6) Gesetz zur Durchführung einer Statistik über die Personenbeförderung im Straßenverkehr vom 24. Juni 1980 (BGBl. I S. 865).
 7) Siehe Fußnote 3.



VERKEHR

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2004 261

Die Erhebungsmerkmale der novellierten Luftverkehrssta-
tistik entsprechen den durch die genannte EG-Verordnung 
vorgegebenen Erhebungskatalogen.

Aus Gründen der Kostenersparnis und um die Auskunfts-
pflichtigen weitestmöglich zu entlasten, wird die Luftfahrt-
statistik nicht auf allen Flugplätzen einheitlich durchge-
führt. Bei der Erfassung der Luftfahrzeugbewegungen des 
gewerblichen Verkehrs wird nach von der Beförderungs-
leistung bestimmten Abschneidegrenzen für das Passa-
giervolumen auf den Flugplätzen unterschieden. In der EU 
wurde als einheitliche Abschneidegrenze für die monatliche 
und ausführliche Erfassung ein Verkehrsaufkommen von 
150 000 Fluggasteinheiten je Flugplatz im Vorjahr festge-
legt. Die Fluggasteinheit wird von der EU vorgegeben und ist 
derzeit definiert als ein ein- oder aussteigender Passagier 
oder 90 kg ein- bzw. ausgeladene Fracht bzw. Post.

Wichtigste Änderung gegenüber dem bisherigen Luftfahrt-
statistikgesetz ist daher, dass der Kreis der Flugplätze, auf 
denen eine ausführliche Erhebung des Verkehrsgeschehens 
stattfindet (ausgewählte Flughäfen), durch eine quantita-
tive Abschneidegrenze des Verkehrsvolumens bei 150 000 
Fluggasteinheiten im Vorjahr bestimmt wird und nicht mehr 
wie in der Vergangenheit durch eine Verordnung des Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
(BMVBW). In Deutschland wird sich damit die Zahl der in 
die Erhebung einzubeziehenden Flugplätze aufgrund der 
genannten Abschneidegrenze von zurzeit 17 auf 23 erhö-
hen. Auf diesen Flughäfen werden bereits mehr als 98% 
aller Luftfahrtpassagiere erfasst.

Grundlage der Datengewinnung auf den ausgewählten Flug-
häfen ist der für jede Flugbewegung zu erstellende „Flugbe-
richt“, in dem die Angaben zu Flugzeugen sowie zu Personen 
und Gütern (Fracht und Post) u. a. nach Herkunfts- und Ziel-
flughäfen gegliedert werden müssen. Der „Flugbericht“ wird 
allerdings bereits seit vielen Jahren kaum noch in Papier-
form geliefert. Durch erhebungstechnische Modernisierun-
gen sowohl bei den Fluggesellschaften als auch bei den 
Flugplätzen konnten der Datenbedarf von Statistik, Flug-
häfen und Auskunftspflichtigen weitgehend angeglichen 
und substanzielle Rationalisierungspotenziale erschlossen 
werden. Im Auftrag der Flughäfen wurden – in Kooperation 
mit dem Statistischen Bundesamt – Datenerfassungs- und
-übermittlungsverfahren zur Luftfahrtstatistik entwickelt, 
mit denen sowohl die Belastung der Luftfahrtgesellschaf-
ten und der Flughafenunternehmen als auch der Arbeits-
aufwand im Statistischen Bundesamt bereits in der Vergan-
genheit drastisch vermindert werden konnten: Allein beim 
Statistischen Bundesamt konnten durch den Wegfall der 
Verschlüsselungsarbeiten und eines großen Teils der Daten-
erfassung mehr als 30 Stellen eingespart werden. Bei den 
Fluggesellschaften und Flughäfen wird die Erhebung mittels 
der installierten Software zum weitaus überwiegenden Teil 
vollautomatisch durchgeführt. Ein Schwerpunkt der Arbei-
ten zur Umsetzung der novellierten Rechtsgrundlage ist es 
daher, moderne Datenübermittlungsverfahren auch mit den 

neu in die Erhebung einzubeziehenden sechs Flughäfen zu 
vereinbaren.

Für kleinere Flughäfen, also Flughäfen, die die Abschneide-
grenze von 150 000 Fluggasteinheiten im Jahr nicht über-
schreiten, ist ein stark reduzierter Katalog an Erhebungs-
merkmalen festgelegt worden. Darüber hinaus ist es aus 
Sicherheitsgründen und Umweltaspekten notwendig, ne-
ben dem gewerblichen Luftverkehr jährlich alle nichtgewerb-
lichen Flüge von Flugzeugen, Hubschraubern, Motorseglern, 
Segelflugzeugen, Ultraleichtflugzeugen, Luftschiffen und 
bemannten Ballonen zu erfassen. Entsprechende Angaben 
werden von Bundes- und von den Landesverkehrsbehörden 
gleichermaßen benötigt. Dieser nichtgewerbliche Luftver-
kehr erreicht auf rund 1 000 Flugplätzen in Deutschland ein 
Volumen von rund 3 Mill. Starts je Jahr.

Neben der Verkehrsleistungsstatistik zählt zur Luftfahrt-
statistik auch die jährlich durchgeführte Unternehmens-
statistik bei deutschen Luftfahrtunternehmen, die Infor-
mationen über die in der Luftfahrt tätigen Unternehmen, 
ihre verfügbaren Luftfahrzeuge, die Beschäftigten und die 
Umsätze aus Luftverkehrstätigkeiten liefert. Verkehrspoli-
tische Planungen und Maßnahmen sowie wirtschaftliche 
und rechtliche Regelungen der Luftfahrt sind auf die Kennt-
nis der Struktur und der Aktivität der Unternehmen ange-
wiesen. Mit der Novellierung der gesetzlichen Grundlagen 
sind bei dieser Statistik Entlastungen der Unternehmen ver-
bunden: Zum einen werden Unternehmen aus der Berichts-
pflicht entlassen, die keine Güter und/oder Personen beför-
dern, also zum Beispiel Unternehmen, die ausschließlich 
Reklame- oder Bildflüge durchführen, zum anderen entfällt 
das Merkmal „Anzahl der übrigen Beschäftigten“, zudem 
wird beim Merkmal „Umsatz“ nur noch der Luftfahrtumsatz, 
aber nicht mehr der übrige Umsatz erhoben.

2 Statistik des Schienenverkehrs 
und des gewerblichen 
Straßenpersonenverkehrs

Anlass für die Integration der Statistik des Schienenver-
kehrs und des gewerblichen Straßenpersonenverkehrs in 
das VerkStatG war zum einen die aufgrund des Eisenbahn-
neuordnungsgesetzes (ENeuOG)8) erforderliche Anpassung 
der bisherigen nationalen Eisenbahnstatistik an den verän-
derten Eisenbahnmarkt und zum anderen die Umsetzung 
der im Jahr 2002 verabschiedeten EG-Verordnung über die 
Statistik des Eisenbahnverkehrs in nationales Recht:

– Die Situation im Eisenbahnbereich konnte nach der De-
regulierung und Liberalisierung (z. B. Trennung von Ver-
kehr und Netz, Netzöffnung für inländische und aus-
ländische Verkehrsunternehmen) mit der derzeitigen 
Statistik nicht mehr angemessen abgebildet werden. 
Die bisherigen Statistiken entsprachen damit in wesent-
lichen Teilen nicht mehr dem Datenbedarf wichtiger Sta-
tistiknutzer, insbesondere auf dem Gebiet der Verkehrs-
planung und Verkehrssicherheit.

 8) Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens (Eisenbahnneuordnungsgesetz – ENeuOG) vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378).
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– Die bisherigen nationalen Rechtsvorschriften zur Durch-
führung einer Eisenbahnstatistik bildeten darüber hin-
aus keine ausreichenden Rechtsgrundlagen, um alle von 
der EU im Rahmen der genannten Verordnung geforder-
ten Daten erheben und übermitteln zu können. Das neue 
Gesetz dient deshalb auch dazu, die Anforderungen der 
EU erfüllen zu können.

Anders als bei der Luftfahrtstatistik wird hier nicht vorrangig 
nur der Erhebungsumfang geändert. Vielmehr wurden, vor 
allem in den Personenverkehrsstatistiken, erhebliche Neu-
abgrenzungen und methodische Änderungen festgeschrie-
ben, die dazu führen, dass die bisherigen Ergebnisse nur 
noch bedingt mit denen der neuen Statistiken vergleichbar 
sind. Die folgende Darstellung dieser Änderungen ist des-
halb besonders ausführlich und geht auch auf die nach Peri-
odizität unterschiedlichen Erhebungsteile ein.

Berücksichtigt werden mussten zum Beispiel die im Rah-
men der Regionalisierung des Schienen-Personennahver-
kehrs erfolgte Verlagerung der Aufgaben- und Finanzverant-
wortung vom Bund auf die Länder und die Vereinheitlichung 
der Verantwortung auf regionaler Ebene für den Personen-
nahverkehr mit Eisenbahnen, Straßenbahnen und Omni-
bussen. Bisher wurde aber der Personenverkehr mit Eisen-
bahnen sachlich und methodisch anders erhoben als der 
Straßenpersonenverkehr mit Straßenbahnen und Omni-
bussen. Zudem ließ die zunehmende verkehrstechnische 
Verbindung von Eisenbahn- und Straßenbahnnetzen eine 
Harmonisierung der Erhebungsmethoden und Fragen-
programme zwingend geboten erscheinen, zumal bisher 
methodische Unterschiede und Erhebungslücken die Ver-
gleichbarkeit der aus den unterschiedlichen Quellen stam-
menden Daten beeinträchtigten. Insgesamt war daher nicht 
nur eine Novellierung der bestehenden nationalen Eisen-
bahnstatistikverordnung, sondern auch des Gesetzes zur 
Durchführung einer Statistik über die Personenbeförderung 
im Straßenverkehr und eine Neukonzeption beider Statisti-
ken erforderlich.

Wie bei den Verkehrsstatistiken anderer Verkehrsträger wer-
den dabei alle Unternehmen, die den entsprechenden Ver-
kehr betreiben, in die Statistik des Schienenverkehrs und 
des gewerblichen Straßenpersonenverkehrs einbezogen, 
auch wenn sie den jeweiligen Verkehr nicht als Haupttä-
tigkeit betreiben. Der Statistik liegt somit eine funktionale 
Betrachtung zugrunde. Damit ist eine vollständige Abbil-
dung des Schienenverkehrs und des gewerblichen Straßen-
personenverkehrs möglich. Methodisch sind die einzelnen 

Erhebungen aufeinander abgestimmt und damit vergleich-
bar. Unterschiede in Art und Durchführung machen jedoch 
getrennte Erhebungen notwendig.

Neben der vor allem methodisch bedingten Neukonzeption 
der Verkehrsstatistik auf Schiene und Straße waren Anpas-
sungen an die heutigen Erfordernisse statistischer Rechts-
vorschriften notwendig.

Ziel des neuen Gesetzes war es also, die bisherigen Rechts-
grundlagen dieses Bereichs den veränderten Rahmen-
bedingungen anzupassen und inhaltlich auf die zurzeit 
existierenden und für die Zukunft absehbaren Informati-
onsbedürfnisse der Statistiknutzer auszurichten. Das Fra-
genprogramm der neuen Personenverkehrserhebungen 
wurde dabei im Rahmen eines Pretests mit Mitgliedsunter-
nehmen des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV) auf seine Eignung und Durchführbarkeit getestet. 
Dabei zeigte sich, dass die Ausfüllung der Erhebungsunter-
lagen selbst für in mehreren Bereichen tätige Unternehmen 
keine wesentlichen Probleme verursacht, da die Merkmale 
aus vorhandenen Unterlagen entnommen werden können. 
Dies liegt auch daran, dass die Neukonzeption stärker auf 
Tatbestände ausgerichtet ist, die für aktuelle Fragestellun-
gen benötigt werden und die die Unternehmen daher auch 
für eigene Zwecke erstellen.

Einen Überblick über die im Einzelnen nachfolgend darge-
stellten Statistikbereiche gibt Übersicht 1. Die Erhebungen 
werden dabei entsprechend dem in der Bundesstatistik übli-
chen Arbeitsschnitt in der Regel von den Statistischen Lan-
desämtern durchgeführt (dezentrale Erhebungen). Daneben 
können Erhebungen auch vom Statistischen Bundesamt 
durchgeführt werden, wenn dies explizit in einer Rechtsvor-
schrift angeordnet wird (zentrale Erhebungen). Im Verkehrs-
bereich ist dies insbesondere aufgrund der häufig geringen 
Zahl an Auskunftspflichtigen für einige Verkehrssektoren 
zweckmäßig. Mit dem jetzigen Gesetz wird die bewährte 
Praxis der Arbeitsteilung weitgehend beibehalten.

2.1 Personenverkehr: Schienennahverkehr 
und gewerblicher Straßenverkehr

In die Personenverkehrsstatistik zum Nahverkehr und zum 
Omnibusfernverkehr werden Unternehmen einbezogen, die 
Personennahverkehr mit Eisenbahnen oder Straßenbahnen 
(einschl. Hoch-, U-, Stadt-, Schwebebahnen und ähnlichen 
Bahnen, aber ohne Berg- und Seilbahnen) oder Personen-

Übersicht 1: Statistiksystem im Schienenverkehr und im gewerblichen Straßenpersonenverkehr

Personenverkehr auf Schiene und Straße

Eisenbahn-Personen-
nahverkehr,

Straßenbahnverkehr,
Omnibusverkehr

Schienen-
fernverkehr

Schienen-
güterverkehr

Schienen-
infrastruktur

Schienen-
verkehrsunfälle

Verkehrsströme
im EisenbahnnetzPeriodizität

§ 17 VerkStatG § 18 VerkStatG § 19 VerkStatG § 20 VerkStatG § 21 VerkStatG § 22 VerkStatG

monatlich . . . . . . . . . . . . . . . . – – zentral – – –
vierteljährlich . . . . . . . . . . . . dezentral1) zentral – – – –
jährlich . . . . . . . . . . . . . . . . . . dezentral zentral zentral zentral zentral –
fünfjährlich . . . . . . . . . . . . . . dezentral zentral zentral zentral – zentral

1) Eisenbahnnahverkehr, Straßenbahnverkehr, Liniennah- sowie -fernverkehr mit Omnibussen.



VERKEHR

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2004 263

nah- oder Personenfernverkehr mit Omnibussen (Kraftom-
nibusse und Obusse) betreiben. Nicht berücksichtigt wird 
Verkehr mit Taxen oder mit Mietwagen. Einbezogen werden 
nicht nur die Unternehmen, die eine Konzession für die Per-
sonenbeförderung haben, sondern auch die Subunterneh-
men, die im Auftrag eines anderen Unternehmens, das über 
eine Konzession verfügt, Personen befördern. Nur so kann 
eine vollständige Erfassung des Personenverkehrs gewähr-
leistet werden. Da viele Verkehrsunternehmen, die im 
Omnibusverkehr tätig sind, sowohl Nah- als auch Fernver-
kehr betreiben, wird die Personenbeförderung im Nahver-
kehr und im Omnibusfernverkehr in einer Statistik erfragt. 
Getrennte Ergebnisse für den Personennahverkehr kön-
nen jedoch nachgewiesen werden. Dies war in der bishe-
rigen Statistik des Straßenpersonenverkehrs nicht mög-
lich. Die Personenbeförderung im Schienenfernverkehr wird 
getrennt erfasst9), um der besonderen Unternehmensstruk-
tur des Schienenfernverkehrs Rechnung zu tragen.

Der Erhebungsbereich wird im Sinne einer Entlastung klei-
ner und mittlerer Unternehmen unterschiedlich abgegrenzt. 
Dies führt zu einer größenabhängigen Differenzierung von 
Erhebungsumfang, Fragenprogramm und Periodizität, ohne 
dass die Aussagekraft der Statistik zu stark beeinträchtigt 
wird.

Als Kriterium für die Unterscheidung von großen und klei-
nen Unternehmen wird die Zahl der Fahrgäste herangezo-
gen und auf 250 000 Fahrgäste im Jahr festgesetzt.10) Das 
Erhebungssystem gliedert sich in eine vierteljährliche, eine 
jährliche und eine fünfjährliche Erhebung. Um den Unter-
nehmen die Erfüllung ihrer Auskunftspflichten zu erleich-
tern, wird bei den Abgrenzungen der Erhebungsmerkmale 
weitestgehend, wie bisher, auf die Begriffsdefinitionen des 
Personenbeförderungsrechts11) zurückgegriffen.

2.1.1  Vierteljährliche Erhebung

Die bisherige vierteljährliche Statistik im öffentlichen Stra-
ßenpersonenverkehr erfasste die Verkehrsleistungen der 
Unternehmen, die Straßenbahn-, Stadtbahn- oder Obusver-
kehr betreiben oder – soweit sie ausschließlich im Omnibus-
verkehr tätig sind – über mindestens sechs Kraftomnibusse 
im Vorjahr verfügten (so genannte größere Unternehmen). 
Die Unternehmen des Eisenbahn-Personennahverkehrs 
(etwa 70) mussten bisher monatlich Ergebnisse zu ihrer Per-
sonenbeförderung melden. Im Jahr 2003 waren nach bishe-
rigem Konzept rund 2 500 Unternehmen meldepflichtig. In 
Zukunft werden in die Quartalserhebung nur Unternehmen, 
die mindestens 250 000 Fahrgäste je Jahr befördern, einbe-
zogen. Das sind insgesamt rund 850 Unternehmen. Damit 
werden knapp zwei Drittel der bisher auskunftspflichtigen 
Unternehmen von unterjährigen Berichtspflichten befreit. 

Zudem vereinfacht sich für alle Unternehmen der Fragenka-
talog.12)

Für meldepflichtige Eisenbahnunternehmen resultiert eine 
weitere Entlastung aus der Verlängerung der Periodizität der 
Statistik von monatlich auf vierteljährlich. Zudem mussten 
Nahverkehrs-Eisenbahnunternehmen, die zusätzlich Bus-
verkehre betreiben, in der Vergangenheit zu zwei unter-
schiedlichen Statistiken melden; in Zukunft ist von ihnen 
nur ein Erhebungsvordruck auszufüllen.

Da die großen Unternehmen über 95% der Fahrgäste beför-
dern, liegen für eine statistische Beobachtung dennoch 
qualitativ ausreichende Ergebnisse vor.

Die vierteljährliche Erhebung entspricht den Anforderungen 
der genannten EG-Verordnung. Es werden die von der EU 
für den Eisenbahnpersonenverkehr geforderten Merkmale 
Fahrgäste und Beförderungsleistung (gemessen in Perso-
nenkilometern) für den gesamten Liniennahverkehr, unter-
gliedert nach den eingesetzten Verkehrsmitteln, sowie für 
den Linienfernverkehr mit Omnibussen erfragt. Dabei wer-
den die Fahrgäste auch nach dem Verkehrsmittelfahrtkon-
zept nachgewiesen, das getrennte Ergebnisse für jedes 
Verkehrsmittel (Eisenbahn, Straßenbahn, Omnibus) ermög-
licht. Das bisher der Statistik des Straßenpersonenverkehrs 
ausschließlich zugrunde liegende Unternehmensfahrtkon-
zept lieferte dagegen keine nach Verkehrsmitteln differen-
zierten Angaben zu den Fahrgästen, sondern Angaben für 
das Unternehmen insgesamt.13)

2.1.2  Jahreserhebung

Eine Jahreserhebung wurde bisher als Vollerhebung bei 
etwa 6 500 Unternehmen, die im Straßenpersonenverkehr 
mit Bussen und Bahnen sowie im Eisenbahn-Personennah-
verkehr tätig waren, durchgeführt. In Zukunft wird die Erhe-
bung als Stichprobe realisiert. Sie erstreckt sich auf die gro-
ßen Unternehmen mit mindestens 250 000 Fahrgästen im 
Jahr als Totalschicht sowie auf eine repräsentative Auswahl 
an kleineren Unternehmen; bei diesen erfolgt die Erhebung 
zusätzlich mit einem gekürzten Fragenprogramm. Nach 
gegenwärtigen Berechnungen zum Stichprobenplan sind 
damit

– etwa 850 Unternehmen mit mindestens 250 000 Fahr-
gästen als Totalschicht sowie

– etwa 1 000 bis 1 500 Unternehmen der übrigen rund 
5 500 Unternehmen mit weniger als 250 000 Fahrgästen 
im Rahmen einer Stichprobe

zu befragen.

 9) Siehe Abschnitt 2.2.
10) Der in der bisherigen vierteljährlichen Statistik über den öffentlichen Personenverkehr mit Straßenbahnen und Omnibussen als Abschneidegrenze genutzte Schwellenwert von sechs

Omnibussen war methodisch ungeeignet, weil damit Daten über den gesamten Omnibusverkehr fehlten, die auch nicht aus anderen Quellen gewonnen werden konnten.
11) Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 1690).
12) Für Eisenbahnunternehmen entfällt das Merkmal „Einnahmen“, für Unternehmen des öffentlichen Straßenpersonenverkehrs wurden die Merkmale „Einnahmen“ und „Wagenkilometer“ 

sowie die Untergliederungen nach Fahrausweisarten gestrichen.
13) In den Fällen, in denen ein Unternehmen in der Personenbeförderung verschiedene Verkehrsmittel einsetzt, ist die Gesamtzahl der Fahrgäste nach den zwei genannten Fahrtkonzepten 

unterschiedlich. Denn ein Fahrgast, der in ein anderes Verkehrsmittel desselben Unternehmens umsteigt, wird nach dem Verkehrsmittelfahrtkonzept bei jedem Verkehrsmittel gezählt, 
nach dem Unternehmensfahrtkonzept hingegen nur einmal. Das Unternehmensfahrtkonzept könnte deshalb bei einer einheitlichen Personennahverkehrsstatistik keine nach Verkehrs-
mitteln getrennten Angaben liefern und damit die Anforderungen der EU nach Eisenbahndaten nicht erfüllen.
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Damit wird die Belastung insbesondere der kleinen und 
mittleren Unternehmen stark reduziert: 60 bis 70% der 
bisher auskunftspflichtigen Unternehmen werden von den 
jährlichen Berichtspflichten befreit.

Die Merkmalskataloge der früheren und der zukünftigen 
Jahreserhebungen sind nur schwer miteinander vergleich-
bar. In der bisherigen Jahreserhebung wurden detailliert 
Strukturmerkmale erfragt, die zukünftige Jahreserhebung 
konzentriert sich auf die Verkehrsleistungen. Dies illustriert 
die Übersicht 2 der „Hauptmerkmale“.

Der Merkmalskatalog der jährlichen Erhebung im Personen-
nah- und im Omnibusfernverkehr umfasst – neben Anga-
ben zum Bundesland des Unternehmenssitzes und zu den 
Eigentumsverhältnissen am Unternehmen (öffentliche, 
gemischte sowie private Unternehmen) – daher ausschließ-
lich Leistungsgrößen. Diese wurden in der bisherigen Erhe-
bung im Straßenpersonenverkehr vierteljährlich und in der 
bisherigen Eisenbahnstatistik monatlich erhoben. Mit Aus-
nahme weniger Merkmale wurde somit für alle Leistungs-
größen die Periodizität verlängert. Zu den Größen, die in 
ihrer Gesamtheit die Leistung des Unternehmens abbilden, 
zählen vor allem die Merkmale Fahrgäste, Beförderungs-
leistung (gemessen in Personenkilometern), Fahrleistung 
(gemessen in Zug- bzw. Buskilometern) und Beförderungs-
angebot (gemessen in Platzkilometern). Im Schienen- und 
im Liniennahverkehr werden alle Merkmale nach Verkehrs-
mitteln untergliedert erfragt, um getrennte Angaben für die 
mit den Verkehrsmitteln Eisenbahnen, Straßenbahnen und 
Omnibussen erzielten Leistungen nachweisen zu können.

Der besonders wichtige Ausbildungsverkehr wird in den 
neuen Erhebungen durch die Zahl der Fahrgäste abgebildet, 
die mit den verschiedenen Verkehrsmitteln mit speziellen 

Zeitfahrausweisen zur Schule, Universität oder Ausbildung 
fahren. Erfasst werden ebenfalls die Fahrten im freigestell-
ten Schülerverkehr. Die mit der Personenbeförderung direkt 
erzielten Beförderungseinnahmen sowie die mit den Beför-
derungen im Ausbildungsverkehr erzielten Einnahmen wer-
den als Gesamtgrößen erfragt.

Für einen Nachweis des Auftragsverkehrs14), der nicht nur 
im Omnibus-, sondern in verstärktem Maße auch im Eisen-
bahnnahverkehr stattfindet, wird die entsprechende Fahr-
leistung erfasst. Der städtische Verkehr wird ebenfalls mit 
Hilfe der Fahrleistung abgebildet, da diese ohne große 
Belastung von den Verkehrsunternehmen im Stadtgebiet 
bis zur Stadtgrenze errechnet werden kann.

Im Fernverkehr mit Omnibussen werden in Zukunft die Zahl 
der Fahrgäste und die Beförderungsleistung nach Hauptver-
kehrsverbindungen (Inlandsverkehr einerseits, grenzüber-
schreitender Verkehr, Transit- und Auslandsverkehr anderer-
seits) sowie die Fahrleistung und das Beförderungsangebot 
nach inländischem und ausländischem Gebiet unterglie-
dert, um getrennte Angaben für das Inland zu erhalten. 
Dies wird u. a. verkehrsmittelübergreifende Vergleiche mit 
dem Eisenbahnverkehr ermöglichen, dessen differenzierte 
Befragung nach Hauptverkehrsverbindungen unter ande-
rem auf Anforderungen der EU zurückgeht.

Der Gelegenheitsverkehr (insbesondere Reiseverkehr) wird 
differenziert nach Gelegenheitsnah- und Gelegenheitsfern-
verkehr. Dabei zählen zum Gelegenheitsnahverkehr, der 
definitionsgemäß nur mit Omnibussen durchgeführt wird, 
zum Beispiel Stadtrundfahrten und vergleichbare Ausflugs-
fahrten im Nahbereich bis zu in der Regel 50 km. Die neu 
eingeführte Differenzierung nach Gelegenheitsfern- und 
Gelegenheitsnahverkehr erlaubt in der zukünftigen Statis-
tik einerseits die Aggregation des gesamten Linienverkehrs 
und des gesamten Gelegenheitsverkehrs (wie in der bishe-
rigen Statistik) und andererseits die Aggregation sowohl 
des gesamten Nahverkehrs als auch des gesamten Fern-
verkehrs, was in der bisherigen Statistik nicht möglich war. 
Damit werden gleichzeitig auch Vergleiche zum Eisenbahn-
fernverkehr ermöglicht, die gerade nach der Liberalisierung 
besonders wichtig erscheinen. Mit der Untergliederung der 
Fahrgäste im Fernreiseverkehr nach Art der Reisen wird 
zudem ein Informationsbedarf über den Omnibustourismus 
abgedeckt werden, der sich an der im Personenbeförde-
rungsgesetz enthaltenen Differenzierung nach den Geneh-
migungsarten „Ausflugsfahrten“, „Verkehr mit Mietomni-
bussen“ und „Ferienzielreisen“ orientiert und der auch in 
der bisherigen Statistik des Straßenpersonenverkehrs abge-
bildet wurde.

Im Personenverkehr – vor allem im Eisenbahnverkehr und 
im regionalen Omnibusverkehr – fallen zunehmend Unter-
nehmenssitz und Ort der Leistungserbringung auseinan-
der, sodass die regionale Zuordnung von Verkehrsleistun-
gen entsprechend dem Unternehmenssitz in der bisheri-
gen Statistik zu wachsenden Verzerrungen der Regionalda-
ten führte. Deshalb werden zukünftig Ergebnisse nach der 

Übersicht 2: Gegenüberstellung der „Hauptmerkmale“
der bisherigen und der zukünftigen Jahreserhebung

Bisherige Jahreserhebung Zukünftige Jahreserhebung

A: Öffentlicher Personenverkehr
– Wirtschaftliche Tätigkeit
– Einnahmen in tiefer Unter-

gliederung nach Einnahmenarten
– Gesamtumsatz
– Beschäftigte nach Stellung im

Beruf und nach Einsatzart
– Anzahl, Art und Platzkapazität

der Kraftomnibusse und der
Straßenbahnen

– Länge der Linien, Strecken und
Gleise

B: Unternehmen des Eisenbahn-
Personennahverkehrs

– Beschäftigte nach Stellung im
Beruf und nach Einsatzart

– Anzahl und Art der Fahrzeuge
– Länge der Strecken und Gleise
– Gegebenenfalls

Infrastrukturangaben (Bahnhöfe,
Haltepunkte, Haltestellen,
Bahnübergänge)

– Schienen- und
Liniennahverkehr:
Fahrgäste, Fahrleistung,
Beförderungsleistung und
Beförderungsangebot nach
Verkehrsmitteln

– Gelegenheitsverkehr und
Linienfernverkehr mit
Omnibussen:
Fahrgäste, Fahrleistung,
Beförderungsleistung und
Beförderungsangebot

– Fahrgäste im
Ausbildungsverkehr nach
Verkehrsmitteln und Art des
Ausbildungsverkehrs

– Direkte Beförderungsein-
nahmen insgesamt und
im Ausbildungsverkehr

– Gelegenheitsfernverkehr:
Fahrgäste nach Art der Reisen

14) Auftragsverkehre sind Verkehre, die von einem Unternehmen im Auftrag eines anderen Unternehmens des gewerblichen Personenverkehrs mit Bussen und Bahnen durchgeführt werden, 
wobei nur der Auftraggeber zwingend über eine Konzession verfügen muss.
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Region der tatsächlichen Leistungserbringung nachgewie-
sen. Dazu müssen ausschließlich die großen Unternehmen 
mit mindestens 250 000 Fahrgästen die Beförderungsleis-
tung nach dem Land der Leistungserbringung untergliedern. 
Die Länder haben darüber hinaus einen Bedarf an Kreis-
daten, der am aussagefähigsten und mit dem geringsten 
Aufwand anhand der Fahrleistung erfüllt werden kann. Auch 
hier müssen nur die großen Unternehmen ihre Fahrleistung 
nach Kreisen untergliedert nachweisen.

2.1.3  Fünfjahreserhebung

Alle fünf Jahre wird die unter 2.1.2 genannte Jahreserhe-
bung nicht als Stichprobe, sondern bei allen Unternehmen 
durchgeführt. Damit wird ein vollständiger Überblick über 
den Bereich gegeben. Zudem dient diese Erhebung als Aus-
wahl- und Hochrechnungsgrundlage für die in den Jahren 
zwischen diesen Erhebungen durchzuführende Stichprobe 
und erhöht damit die Qualität der Stichprobenergebnisse, 
sodass auch in den übrigen Jahren belastbare Ergebnisse 
für die Gesamtheit der Unternehmen zur Verfügung stehen.

Zudem werden ausschließlich fünfjährlich einige wenige 
Strukturdaten erfasst, die bisher jährlich erfragt worden 
sind, was zur Entlastung der auskunftspflichtigen Unter-
nehmen beiträgt. Analog zu den Strecken im Eisenbahnver-
kehr, zu denen im Rahmen der Infrastrukturerhebung (siehe 
Abschnitt 2.4) Angaben erfragt werden, sollen zur Beschrei-
bung des Liniennahverkehrs fünfjährlich Informationen zu 
den Linien (Linienlänge und Zahl der Linien) gewonnen wer-
den. Zahl und Platzkapazität der Schienenfahrzeuge sowie 
der Omnibusse stellen wichtige Voraussetzungen der Leis-
tungserbringung im Personenverkehr dar und werden eben-
falls in fünfjährlichem Abstand erhoben. In Verbindung 
zum Beispiel mit den Angaben zu Linien oder Beschäftig-
ten ermöglichen sie zudem die Ermittlung wichtiger Kenn-
ziffern.

Angaben zu den Beschäftigten nach Art des Verkehrsmittels 
(Eisenbahnen, Straßenbahnen, Omnibusse) und nach Ein-
satzart (Fahrdienst, technischer Dienst, Verwaltung) liefern 
die erforderlichen Informationen zur Struktur und Entwick-
lung der Erwerbstätigen im gewerblichen Personenverkehr. 
Diese Angaben werden dabei nur für diejenigen Beschäf-
tigten erfragt, die ausschließlich oder überwiegend in der 
Personenbeförderung eingesetzt sind. Die Gesamtzahl der 
Beschäftigten eines Unternehmens und ihre Stellung im 
Beruf wird dagegen in Zukunft nicht mehr erhoben, da ent-
sprechende Informationen aus anderen Quellen vorliegen.

2.2 Personenverkehr:
Schienenfernverkehrsstatistik

Im Schienenfernverkehr werden alle Unternehmen erfasst, 
die Schienen-Personenfernverkehr im Inland betreiben. 
Das Erhebungssystem gliedert sich in vierteljährlich, jähr-
lich und fünfjährlich zu erhebende Tatbestände. Gegenüber 
den bisherigen Erhebungen entfällt damit eine monatliche 
Befragung, zudem wird für bestimmte Strukturmerkmale 
die Periodizität von bisher jährlich auf in Zukunft fünfjähr-
lich verlängert.

Vierteljährlich werden lediglich die Zahl der Fahrgäste und 
die Beförderungsleistung erfasst. Dies entspricht den Anfor-
derungen der EG-Eisenbahn-Verordnung und erfolgt ana-
log zum Omnibus-Linienfernverkehr, sodass auch verkehrs-
trägerübergreifende Vergleiche möglich sind.

Die jährlich zu erhebenden Leistungsangaben zu den Fahr-
gästen und den Beförderungsleistungen nach Hauptver-
kehrsverbindungen bzw. zu Fahrleistungen und Beförde-
rungsangebot nach In- und Ausland erlauben die getrennte 
Ermittlung der wichtigsten und standardmäßig erfragten 
Leistungsgrößen für das Inland. Da diese Angaben im Omni-
busfernverkehr in gleicher Gliederungstiefe erfragt werden, 
liegen damit kompatible Angaben für beide Verkehrsträger 
vor.

Die Fragen nach der Zahl der Fahrgäste im grenzüberschrei-
tenden Verkehr als Quelle-Ziel-Matrix nach Staaten (jähr-
lich) sowie nach der Zahl der Fahrgäste nach Ein- und 
Aussteigeregion (fünfjährlich) wurden zur Erfüllung der
EG-Eisenbahn-Verordnung in das VerkStatG aufgenommen 
und ermöglichen eine detaillierte Darstellung der Verkehrs-
verflechtung im Eisenbahn-Personenfernverkehr.

Der Bedarf an Informationen zu allen im Personenverkehr 
eingesetzten Fahrzeugen wird mittels der Zahl der Schie-
nenfahrzeuge und ihrer Platzkapazität nach neuer Rechts-
grundlage fünfjährlich statt bisher jährlich erfragt. Ebenfalls 
nur noch alle fünf Jahre werden die Beschäftigten, die in 
der Personenbeförderung eingesetzt sind, nach Einsatzart 
– analog zu den anderen Verkehrsbereichen – erfasst. Der-
artige Angaben fallen wegen ihres funktionalen Charakters 
nur in der Verkehrsstatistik an, während strukturelle Unter-
nehmenserhebungen die Gesamtzahl der Beschäftigten des 
Unternehmens nach ihrer Stellung im Beruf erfragen.

2.3 Güterverkehr auf der Schiene

Der Erhebungsbereich für die Schienengüterverkehrsstatis-
tik ist, wie bisher, begrenzt auf Unternehmen, die Güterver-
kehr auf dem inländischen Schienennetz des öffentlichen 
Verkehrs betreiben. Damit werden Hafen- und Werkseisen-
bahnen weiterhin ausgenommen. Die großen Unterneh-
men, das heißt die Unternehmen, die im Vorjahr eine Beför-
derungsleistung von mindestens 10 Mill. Tonnenkilometern 
insgesamt oder 1 Mill. Tonnenkilometern im kombinierten 
Verkehr erbracht haben, werden monatlich und jährlich zu 
einem in sich abgestimmten Fragenkatalog befragt, wäh-
rend die übrigen Unternehmen nur jährlich und zudem mit 
einem stark verkürzten Fragenprogramm erfasst werden. 
Dies führt zu einer substanziellen Entlastung der kleineren 
Unternehmen.

Wie bisher monatlich, in Zukunft allerdings nur noch bei den 
großen Unternehmen, werden die beförderten Güter nach 
Menge, Beförderungsleistung, Güterarten und dem Kreis, 
in dem die Be- und Entladung stattfindet, untergliedert. Die 
regionale Gliederungstiefe der Erhebung wird damit – wie 
bei anderen Verkehrsträgern – auf administrative Gebiets-
einheiten festgelegt. Der kombinierte Schienengüterverkehr 
wird aufgrund seiner verkehrspolitischen Bedeutung gegen-
über der bisherigen Güterverkehrsstatistik differenzierter 
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erfasst, und zwar wird er in derselben Untergliederung (Aus-
nahme: Güterart) erfragt wie der nichtkombinierte Verkehr. 
In Anlehnung an die bestehenden Erhebungen in der Schiff-
fahrt und im Straßengüterverkehr, wird auch im Schienen-
güterverkehr die Ladungsart nach einem von den Bahnen 
verwandten Schlüssel erhoben, das heißt sowohl die beför-
derten Güter als auch die Ladeeinheiten des kombinierten 
Verkehrs werden nach Art der Ladeeinheit und nach deren 
Ladezustand differenziert.

Zur Ergänzung der monatlich erfragten Tatbestände werden 
bei den großen Unternehmen die beförderten Güter jährlich 
nach Art der Beförderung (Ganzzug/Waggonladung) unter-
gliedert. Außerdem werden hier jährlich Gefahrgutbeför-
derungen differenziert nach Gefahrgutklassen und nach 
Hauptverkehrsverbindungen, jedoch nicht regional unter-
gliedert, erfragt. Die Erfassung der Gefahrguttransporte 
ist neu gegenüber den bisherigen Erhebungen und resul-
tiert zum einen aus den Anforderungen der EU, zum ande-
ren aber auch aus nationalen Interessen, da es bisher keine 
ausreichend detaillierten Informationen, sondern ledig-
lich Schätzungen zum Gefahrguttransport gibt. Als weite-
res Merkmal zur Abbildung des Schienengüterverkehrs wird 
jährlich die Fahrleistung benötigt, die Informationen zu den 
im Zusammenhang mit der Güterbeförderung gefahrenen 
Zugkilometern liefert.

Kleine Unternehmen werden monatlich überhaupt nicht und 
jährlich nur zu einem stark verkürzten Programm befragt. 
Erfasst werden lediglich die beförderten Güter, auch im 
kombinierten Verkehr, in Tonnen und Tonnenkilometern 
nach Hauptverkehrsverbindungen, sodass für diese Fra-
gestellung vollständige Ergebnisse über den Güterverkehr 
aller Unternehmen vorliegen.

In fünfjährlichem Abstand werden bei allen Unternehmen 
einige zusätzliche Strukturdaten erhoben, die sich im Zeit-
ablauf wenig ändern. Die fünfjährliche Periodizität trägt 
ebenfalls zur Entlastung der auskunftspflichtigen Unterneh-
men bei. Hier besteht Bedarf an Informationen zu den im 
Güterverkehr eingesetzten Fahrzeugen, der mittels der Zahl 
der Schienenfahrzeuge und ihrer Ladekapazität erfüllt wird. 
Ebenfalls in fünfjährlichen Abständen werden die Beschäf-
tigten, die in der Güterbeförderung eingesetzt sind, sowie 
als Darunter-Position die Beschäftigten, die im Fahrdienst 
arbeiten, erfasst. Derartige Angaben fallen wegen ihres 
funktionalen Charakters nur in der Verkehrsstatistik an. 
Auf eine Erfassung der Gesamtzahl der Beschäftigten des 
Unternehmens nach ihrer Stellung im Beruf wird dagegen im 
Rahmen der Verkehrsstatistik zukünftig verzichtet, da ent-
sprechende Angaben aus den strukturellen Unternehmens-
erhebungen vorliegen.

2.4 Schieneninfrastruktur

Infrastrukturdaten wurden bisher bei allen Eisenbahnun-
ternehmen erfragt. Nach der mit der Eisenbahnneuordnung 
vorgenommenen Trennung von Verkehr und Netz war es 
sinnvoll, die Infrastrukturerhebung auf die wenigen Unter-
nehmen zu beschränken, die Schienenstrecken des öffent-
lichen Verkehrs im Inland betreiben (Infrastrukturunterneh-

men). Damit wird die Belastung der Eisenbahnunternehmen 
beachtlich reduziert.

Die jährlich zu erfragenden Tatbestände informieren über 
die verkehrspolitisch bedeutsamen Streckenneubauten 
und -stilllegungen und ermöglichen damit auch eine jährli-
che Fortschreibung des Streckenbestandes.

Daneben gibt es im Infrastrukturbereich weitere Daten, die 
sich im Zeitablauf nicht stark ändern. Diese – bisher jähr-
lich erfassten – Tatbestände werden künftig in fünfjähr-
lichen Abständen erhoben. Für einen Nachweis der gesam-
ten Schieneninfrastruktur sind künftig die Angaben nicht 
nur für Eisenbahn-, sondern auch für Straßenbahnstrecken 
zu erheben.

Gegenüber der bisherigen Erhebung wird die Schienenin-
frastruktur differenzierter hinsichtlich ihrer Netzstruktur 
erfasst und stärker regionalisiert, das heißt die meisten 
Angaben werden nach Ländern untergliedert erfragt, um 
einen entsprechenden Bedarf der Länder abzudecken.

Die fünfjährlich erfragten Tatbestände liefern Informatio-
nen zur aktuell betriebenen Streckenlänge, wobei zwischen 
Normalspur- und Schmalspurstrecken untergliedert wer-
den soll. Dabei unterscheidet sich die Betriebsstrecken-
länge von der Eigentumsstreckenlänge durch die zusätz-
lich vom Unternehmen betriebenen, aber nicht im Eigentum 
des Unternehmens stehenden Strecken. Nicht berücksich-
tigt werden hingegen die Strecken, die sich im Eigentum 
des Unternehmens befinden, jedoch zum aktuellen Zeit-
punkt nicht in Betrieb sind. Als Ergänzung zur Linienlänge 
im öffentlichen Straßenpersonenverkehr ist hier die Länge 
der Straßenbahnstrecken, die auf unabhängigem Bahnkör-
per verlaufen und nicht den Verkehrsraum öffentlicher Stra-
ßen nutzen, anzugeben. Außerdem sind – als besonderes 
Qualitätsmerkmal – die für Hochgeschwindigkeitsverkehre 
geeigneten Eisenbahnstrecken nachzuweisen.

Um Informationen über die Belastung des Eisenbahnnetzes 
zu gewinnen, müssen die Eisenbahnunternehmen ange-
ben, wie viele Kilometer der gesamten Streckenlänge nur für 
den Personenverkehr, wie viele Kilometer nur für den Güter-
verkehr und wie viele Kilometer für beide Verkehre genutzt 
werden.

Für eine Beurteilung der Qualität des Netzes und seiner regi-
onalen Struktur werden die Streckenübergänge – sachlich 
differenziert – sowie die Bahnhöfe, Haltestellen und Hal-
tepunkte, regional untergliedert, erhoben. Auch Bahnüber-
gänge im Verlauf von Eisenbahnstrecken sollen in sachli-
cher Tiefengliederung für jedes Land getrennt angegeben 
werden.

2.5 Schienenverkehrsunfälle

Die bisherige statistische Erfassung der Unfallentwicklung 
auf der Schiene wies Lücken auf, die mit dem neuen Gesetz 
behoben werden. Insbesondere fehlten bisher zum Teil 
Angaben über Schienenverkehrsunfälle mit Straßenbahnen, 
zu denen auch Stadt-, U-Bahnen, Hoch- und Schwebebah-
nen gehören, die für verkehrszweigübergreifende Unfallrisi-
kovergleiche benötigt werden. Unfälle von Straßenbahnen 
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werden daher jetzt in derselben Untergliederung erfasst wie 
die Unfälle auf Eisenbahnstrecken, sofern sich die Unfälle 
auf Schienenstrecken mit eigenem, von der Straße unab-
hängigem Bahnkörper ereignet haben. Unfälle von Stra-
ßenbahnen, die den Verkehrsraum der Straße benutzen, 
werden weiterhin im Rahmen der Straßenverkehrsunfall-
statistik durch die Polizei erhoben und jährlich ausgewer-
tet. Für verkehrszweigübergreifende Unfallrisikovergleiche 
war deshalb ferner eine weitgehende Harmonisierung der 
Schienenunfallstatistik mit der Straßenverkehrsunfallstatis-
tik unverzichtbar. Erhoben wird insbesondere die Zahl der 
Unfälle mit Personen- oder Sachschaden nach der Unfallart 
und die dabei verletzten oder getöteten Personen.

Die Schienenverkehrsunfallstatistik wird – wie die Infra-
strukturstatistik – auf Unternehmen beschränkt, die Schie-
nenstrecken des öffentlichen Verkehrs im Inland betreiben 
(Infrastrukturunternehmen). Diese sind über den Unfallher-
gang informiert. Damit wird die Belastung der Eisenbahnun-
ternehmen beachtlich reduziert.

Ebenfalls fehlte bisher eine statistische Erfassung der 
Gefahrgutunfälle in der Eisenbahnunfallstatistik, an der 
aber hohes Interesse besteht. Daher werden mit der neuen 
Rechtsgrundlage Gefahrgutunfälle ab 2004 erhoben, wobei 
die Unfälle mit Gefahrgutaustritt nach den aus der Straßen-
verkehrsunfallstatistik bekannten Unfallkategorien unter-
gliedert werden und somit ebenfalls verkehrszweigüber-
greifende Vergleiche ermöglichen. Hierbei wurden auch die 
Datenanforderungen der EU zur Verkehrssicherheit berück-
sichtigt.

2.6 Verkehrsströme im Eisenbahnnetz

Die Erhebung über die Verkehrsströme im Eisenbahnnetz 
stellt eine neue Erhebung da, die im bisherigen Statistik-
system keinen vergleichbaren Vorgänger hatte. Sie geht auf 
Datenanforderungen der EU nach der oben genannten Ver-
ordnung zurück. Erhoben werden in Zukunft fünfjährlich, 
beginnend für das Jahr 2005, die Zahl der Züge im Perso-
nen- und im Güterverkehr nach Netzabschnitten. Ein Netz-
abschnitt ist dabei definiert als eine Schienenstrecke, die 
von zwei für den Eisenbahnverkehr betriebstechnisch rele-
vanten Netzknoten abgegrenzt wird. Die Netzabschnitte 
werden von den Mitgliedstaaten in Abstimmung mit den 
Bahnunternehmen bestimmt und müssen wenigstens das 
Transeuropäische Eisenbahnnetz (TEN) in ihrem Hoheits-
gebiet umfassen. Ziel der EU ist es, wegen der steigenden 
Bedeutung der grenzüberschreitenden Verkehre, verläss-
liche und europaweit vergleichbare Daten über internatio-
nale Eisenbahnverkehre zu erhalten. Damit sollen die grenz-
überschreitenden Verkehrsplanungen der Mitgliedstaaten 
verbessert sowie die Lösung der Probleme durch die schäd-
lichen Auswirkungen des Verkehrs erleichtert werden.

3 Allgemeine Regelungen

3.1 Auskunftspflicht

Sämtliche oben genannten Erhebungen werden mit Aus-
kunftspflicht für die Unternehmen durchgeführt, da die 

– auch nach EG-Recht – im Bereich der Verkehrsleistungs-
statistiken erforderliche vollständige und differenzierte 
Abbildung des Verkehrsgeschehens nur durch Erhebungen 
mit Auskunftspflicht zu gewährleisten ist. Dies gilt auch für 
die Unternehmensstatistiken.

Ziel der für die Luftverkehrsstatistik getroffenen Auskunfts-
regelung ist die im Wesentlichen unveränderte Fortfüh-
rung der seit vielen Jahren bewährten Erhebungspraxis in 
der Luftverkehrsstatistik unter Berücksichtigung der gegen-
über den 1960er-Jahren grundlegend veränderten recht-
lichen und technologischen Rahmenbedingungen. Die in 
der Unternehmensstatistik der Luftfahrt ebenfalls erforder-
liche Auskunftspflicht ergibt sich daraus, dass trotz der 
relativ kleinen Anzahl an Auskunftspflichtigen zuverlässige 
Ergebnisse gewährleistet sein müssen. Bereits geringe Ant-
wortausfälle würden zu deutlichen und unkontrollierbaren 
Verzerrungen führen, insbesondere für tiefer gegliederte 
Ergebnisse.

Auch für die Statistiken des Schienenverkehrs und des 
gewerblichen Straßenpersonenverkehrs ist eine Auskunfts-
pflicht unverzichtbar, da auch hier der Berichtskreis rela-
tiv klein ist. Zuverlässige Ergebnisse in der geforderten Tie-
fengliederung können nur gewonnen werden, wenn durch 
eine Auskunftsverpflichtung ein umfassender Rücklauf der 
Erhebungsvordrucke gewährleistet ist. Die bisherigen Erhe-
bungen im Eisenbahnverkehr sowie im öffentlichen Stra-
ßenpersonenverkehr, die durch die neuen Statistiken abge-
löst werden, unterlagen ebenfalls einer Auskunftspflicht, 
sodass auch im Bereich des Schienenverkehrs und des 
gewerblichen Straßenpersonenverkehrs die geltende Pra-
xis fortgeführt wird.

Da die Verkehrsstatistiken nach dem Inlandskonzept durch-
zuführen sind und deshalb der gesamte Inlandsverkehr 
abgebildet werden soll, müssen ausländische Unterneh-
men, die im Inland Verkehre betreiben, ebenfalls in die 
Erhebungen einbezogen werden. Auskunftspflichtig für 
diese, von ausländischen Unternehmen im Inland durchge-
führten Verkehre, sind die für die Abwicklung der Verkehre 
im Inland verantwortlichen Personen.

3.2 Veröffentlichung

Mit der neuen Rechtsgrundlage wird explizit klargestellt, 
dass die Ergebnisse der Schifffahrtsstatistik nach Häfen 
und die der Luftverkehrsstatistik nach Flugplätzen geglie-
dert veröffentlicht werden dürfen, auch soweit sie Einzelan-
gaben enthalten, wenn der Name der auskunftspflichtigen 
Unternehmen nicht veröffentlicht wird. Das entspricht weit-
gehend der bisherigen Praxis, denn nur so können diese 
Statistiken ihren Informationsauftrag erfüllen.

Nach bisheriger Rechtsgrundlage mussten in der Luftfahrt-
statistik die Unternehmen als Auskunftspflichtige dieser 
Veröffentlichungspraxis jeweils einzeln zustimmen. Die 
Fluggesellschaften haben das auch getan, da solche Veröf-
fentlichungen in der Luftfahrt weltweit üblich sind und sie 
diese Angaben für eigene Zwecke in tiefer Gliederung benö-
tigen. Bei den Schifffahrtsstatistiken sind nicht die Häfen 
auskunftspflichtig, sondern die Frachtführer oder Schiffs-
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führer. Die Häfen fallen damit nicht unter die enge statis-
tische Geheimhaltung, sie sind sogar Erhebungsmerkmal. 
Trotzdem waren in der Vergangenheit immer wieder Beden-
ken bei der Veröffentlichung von Hafenergebnissen geäu-
ßert worden. Die vorgenommene Präzisierung dient in bei-
den Statistiken der Rechtsklarheit.

Für den Schienenverkehr und den gewerblichen Straßen-
personenverkehr durften nach bisheriger Rechtslage Daten, 
die einem Unternehmen zugeordnet werden können, von 
den statistischen Ämtern nur veröffentlicht werden, wenn 
die betroffenen Unternehmen hierzu ihre Erlaubnis erteil-
ten. Seit der Eisenbahnneuordnung und der Intensivie-
rung des Wettbewerbs im öffentlichen Personenverkehr 
verfuhren einige in bestimmten Regionen oder Verkehrsbe-
reichen marktdominante Unternehmen zunehmend restrik-
tiver bei der Zustimmung zur Veröffentlichung ihrer Daten. 
Diese Entwicklung gefährdete Sinn und Zweck der funktio-
nalen Verkehrsstatistiken. Deshalb wurden mit der neuen 
Rechtsgrundlage die Befugnisse der statistischen Ämter zur 
Veröffentlichung von Daten bis zu einer bestimmten regio-
nalen Gliederungstiefe ohne Zustimmungserfordernis der 
Unternehmen gesetzlich geregelt.

Somit dürfen Ergebnisse der Erhebungen zum Schienen-
Personennahverkehr und zum gewerblichen Straßenper-
sonenverkehr (siehe Abschnitt 2.1), zum Güterverkehr auf 
der Schiene (siehe Abschnitt 2.3), zur Schieneninfrastruk-
tur (siehe Abschnitt 2.4) sowie zu den Schienenverkehrs-
unfällen (siehe Abschnitt 2.5) nach Kreisen, Ergebnisse 
zum Schienen-Personenfernverkehr (siehe Abschnitt 2.2) 
nach Gebietseinheiten der NUTS-2-Ebene15) sowie Ergeb-
nisse über die Verkehrsströme im Eisenbahnnetz (siehe 
Abschnitt 2.6) nach Netzabschnitten veröffentlicht wer-
den, auch soweit sie Einzelangaben enthalten, wenn der 
Name der auskunftspflichtigen Unternehmen nicht veröf-
fentlicht wird.

4 Schlussbemerkung
Mit der Novellierung des Verkehrsstatistikgesetzes wur-
den die Statistiken des Luftverkehrs und die Erhebungen 
der Verkehre auf der Schiene und im gewerblichen Straßen-
personenverkehr auf eine dauerhafte gemeinsame Grund-
lage mit denen der anderen Verkehrszweige gestellt, wobei 
unter strikter Orientierung am Nutzerbedarf gleichzeitig 
eine beträchtliche Entlastung der Befragten erreicht wer-
den konnte. Insgesamt dienen die neu konzipierten Erhe-
bungen damit der Gewinnung zuverlässiger, aktueller und 
sowohl bundesweit als auch verkehrsträgerübergreifend 
vergleichbarer Daten und schaffen damit gleichzeitig eine 
notwendige Grundlage für die staatliche Verkehrspolitik – 
nicht zuletzt auf dem Gebiet der Infrastruktur- und Verkehrs-
sicherheitspolitik. 

15) Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Schaffung einer gemeinsamen Klassifikation der Gebietseinheiten 
für die Statistik (NUTS) (Amtsbl. der EU Nr. L 154, S. 1). Für Deutschland ist die  NUTS-2-Ebene  für Bundesländer mit Regierungsbezirken der Regierungsbezirk, für Länder ohne Regierungs-
bezirke in der Regel das Bundesland.
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In der Industrie und deren Umfeld werden in zunehmen-
dem Maße im Zusammenhang mit der industriellen Ferti-
gung produktbegleitende Dienstleistungen erbracht. Diese 
produktbegleitenden Dienstleistungen bieten technische 
Lösungen an, die auf die spezifischen Wünsche der Kunden 
zugeschnitten sind. Die Liste der angebotenen Dienstleis-
tungen ist vielfältig. Sie reicht von Planung und Beratung 
über die Erstellung kundenspezifischer Software, Dokumen-
tation, Schulung, Montage und Inbetriebnahme, Zertifizie-
rung und Abnahme, Wartung, Reparaturen, Tele-Service, 
Betreibergeschäft bis hin zur Entsorgung. Diese Leistun-
gen werden von den Industrieunternehmen selbst, von ver-
bundenen oder von fremden Unternehmen, insbesondere 
auch im Bereich der unternehmensnahen Dienstleistun-
gen, erbracht.

Die amtliche Unternehmensstatistik erfasst diese Leistun-
gen bisher nicht explizit. Diese speziellen Fragestellun-
gen werden weder im Berichtssystem des Verarbeitenden 
Gewerbes noch in der neuen strukturellen Dienstleistungs-
statistik berücksichtigt. Fragen zur so genannten „Tertiari-
sierung“ des industriellen Sektors bleiben somit zum gro-
ßen Teil unbeantwortet.

Um das Ausmaß und den Umfang der produktbegleiten-
den Dienstleistungen abschätzen zu können, hat das Sta-
tistische Bundesamt im Jahr 2003 eine freiwillige Erhebung 
auf Basis des § 7 Abs. 2 Bundesstatistikgesetz zu diesem 
Thema durchgeführt. Neben den Industrieunternehmen 
wurden auch Unternehmen aus dem Dienstleistungsbereich 
befragt. Die Ergebnisse sollen im Sommer 2004 in einem 
Projektbericht veröffentlicht werden. Dieser Aufsatz will in 
die Problemstellung einführen und das gewählte Untersu-
chungskonzept vorstellen.

Ausgangslage

Die wachsende Bedeutung der Dienstleistungen für die 
Entwicklung der Volkswirtschaft ist allgemein bekannt und 
lässt sich anhand statistischer Daten, zum Beispiel über 
den Anteil des Dienstleistungssektors an der gesamtwirt-
schaftlichen Wertschöpfung, belegen. Die nachfolgende 
Tabelle zeigt dies anschaulich. So ist der Anteil des „Pro-
duzierenden Gewerbes ohne Baugewerbe“ an der gesam-
ten Bruttowertschöpfung von 1991 bis 2003 von gut 30% 
auf rund 24% gesunken, während im gleichen Zeitraum der 
Anteil des Wirtschaftsbereichs „Finanzierung, Vermietung 
und Unternehmensdienstleister“ von 24% auf über 30% 
gestiegen ist. Ein Teil dieses Wachstums im Teilbereich der 
unternehmensnahen Dienstleistungen dürfte eng mit der 
Industrie verwoben sein, weil Unternehmen des Verarbei-
tenden Gewerbes immer häufiger als Nachfrager bestimm-
ter Dienstleistungen auftreten.

Dies ist zum Teil auch darauf zurückzuführen, dass sich die 
Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes verstärkt auf 
ihre Kernaktivitäten konzentrieren und mit der Produktion 
der nicht zu diesen Kernaktivitäten gehörenden Produkte 
Dritte beauftragen. Hierfür gibt es verschiedene Gründe: 
Sei es aus Wirtschaftlichkeitsüberlegungen, sei es, dass die 
Kompetenz im eigenen Unternehmen zu gering ist, oder sei 
es aufgrund gestiegener Qualitätsanforderungen oder aus 
anderen Gründen.

Der offensichtliche Bedeutungsverlust der Industrie wird 
durch diese Zahlen jedoch wohl überzeichnet. Im Zuge der 
Ausgliederung von Geschäftsprozessen („Outsourcing“) 
haben viele Industrieunternehmen Dienstleistungen ausge-

Dipl.-Verwaltungswirt Rainer Opfermann

Produktbegleitende
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statistische Erfassung
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lagert. Beispiele hierfür finden sich leicht: Marketing-Agen-
turen bieten die Durchführung von Werbemaßnahmen an, 
Unternehmen der Datenverarbeitung übernehmen die War-
tung von Datenverarbeitungsanlagen oder die Implemen-
tierung von neuen Programmen. Wurden diese Leistun-
gen ursprünglich von dem Unternehmen selbst ausgeführt, 
kann man von Outsourcing sprechen. Im Ergebnis hat sich 
die volkswirtschaftliche Arbeitsteilung verändert.

Anders zu sehen ist jedoch der Fall, dass ein Unternehmen
zur Durchführung bestimmter Tätigkeiten eine neue Toch-
tergesellschaft gründet und diese Tochtergesellschaft aus-
schließlich nur für das ursprüngliche Unternehmen arbeitet. 
Die Motivation für diese Art von Outsourcing kann unter-
schiedlicher Natur sein; bezweckt werden kann zum Bei-
spiel eine Risikominderung oder Kompetenzbündelung, 
eventuell mögen auch steuerliche Gründe eine Rolle spie-
len. Häufig werden diese Fälle als Betriebsaufspaltungen 
bezeichnet. Auch wenn diese neu entstandenen rechtli-
chen Einheiten gegebenenfalls ausschließlich für das ausla-
gernde Industrieunternehmen tätig sind, werden ihre Leis-
tungen nach dem Unternehmenskonzept der amtlichen 
Statistik jedoch nicht im Wirtschaftsbereich „Produzieren-
des Gewerbe“, sondern im Dienstleistungsbereich nachge-
wiesen.1) Zudem sind bei der Interpretation der Daten in der 
oben stehenden Tabelle die massiven strukturellen Anpas-
sungen in den neuen Ländern und Berlin-Ost nach der deut-
schen Vereinigung zu berücksichtigen.

Sofern Industrieunternehmen produktbezogene Dienst-
leistungen, die in engem Zusammenhang mit der Waren-
produktion stehen, selbst erbringen, werden diese 
Dienstleistungsaktivitäten institutionell jedoch nicht im 
Dienstleistungssektor nachgewiesen, sondern verbleiben 
im Produzierenden Gewerbe. Betrachtet man damit das 
Unternehmen als Ganzes, wird der volkswirtschaftliche 
Anteil der Dienstleistungen wohl eher unterschätzt. Auf der 
anderen Seite wird aber auch die Bedeutung des Produzie-

renden Gewerbes für die Volkswirtschaft unterschätzt, wer-
den die unternehmensnahen Dienstleistungen doch auch 
für das Produzierende Gewerbe und in seinem Umfeld 
erbracht.

Gleichzeitig bleibt das Phänomen der so genannten „Tertia-
risierung der Industrie“ weitgehend unbeobachtet, also die 
verstärkte Bedeutung produktbegleitender Dienstleistun-
gen im Rahmen einer stärkeren Kundenorientierung [„vom 
Produkthersteller zum Systemanbieter“2)], weil die amtliche 
Statistik diese Leistungen im Rahmen der Industriestatistik 
bisher nicht explizit erfasst.

Auf diese Restriktionen im derzeitigen System der amtlichen 
Wirtschaftsstatistiken haben Verbände wie der Verband 
deutscher Maschinen- und Anlagenbau e. V. (VDMA) und der 
Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e. V. 
(ZVEI) und der „Ausschuss für Unternehmens- und Markt-
statistik“ der Deutschen Statistischen Gesellschaft in der 
aktuellen Diskussion um die produktbegleitenden Dienst-
leistungen noch einmal hingewiesen. Auch der Bundesver-
band der Deutschen Industrie hat in seinem Positionspapier 
zur Weiterentwicklung der statistischen Infrastruktur die 
Notwendigkeit betont, statistische Angaben sowohl über 
den intrasektoralen Strukturwandel als auch über intersek-
torale Veränderungen zu erfassen.3) Ausdrücklich genannt 
werden an dieser Stelle die Dienstleistungen, die von den 
Industrieunternehmen selbst erbracht werden.

Begriff und Arten produkt-
begleitender Dienstleistungen 

Was sind nun produktbegleitende Dienstleistungen? Be-
dient man sich der Definition, die der ZVEI in seinen Mitglie-
derbefragungen zu diesem Thema verwendet, so werden 
„Produktbegleitende Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit der industriellen Fertigung von Geräten, Systemen und 

Anteile der Wirtschaftsbereiche an der Bruttowertschöpfung in jeweiligen Preisen
Prozent

Jahr Insgesamt
Land- und

Forstwirtschaft,
Fischerei

Produzierendes
Gewerbe

ohne Baugewerbe
Baugewerbe

Handel,
Gastgewerbe und

Verkehr

Finanzierung,
Vermietung und
Unternehmens-

dienstleister

Öffentliche und
private

Dienstleister

1991 100 1,4 30,4 5,9 17,7 24,2 20,3
1992 100 1,3 28,6 6,6 17,4 25,2 20,9
1993 100 1,3 26,4 6,7 17,5 26,7 21,4
1994 100 1,3 25,8 7,0 17,6 26,9 21,4

1995 100 1,3 25,3 6,7 17,7 27,3 21,6
1996 100 1,3 25,0 6,3 17,3 28,4 21,7
1997 100 1,3 24,9 5,9 17,4 28,9 21,6
1998 100 1,2 25,1 5,6 17,5 29,1 21,4
1999 100 1,2 24,6 5,5 17,5 29,7 21,5

2000 100 1,2 24,6 5,2 17,8 29,7 21,5
2001 100 1,2 24,5 4,8 18,2 29,8 21,4
2002 100 1,1 24,3 4,5 18,0 30,4 21,7
2003 100 1,1 24,4 4,2 18,0 30,5 21,7

 1) Siehe hierzu auch Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Hrsg.): „Zwanzig Punkte für Beschäftigung und Wachstum“, Jahresgutachten 2002/03, 
S. 90, und Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e. V.: „Die produktbezogenen Dienstleistungen in der Elektroindustrie“, Frankfurt am Main, März 2002.

 2) Scheinost, U.: „Zur Aussagefähigkeit der bestehenden Berichtssysteme am Beispiel des Produzierenden Gewerbes und der Dienstleistungsbereiche“, Beitrag im Rahmen eines Workshops 
der Deutschen Statistischen Gesellschaft „Anforderungen an ein aussagefähiges System von Statistiken für die Wirtschaft“, 2001.

 3) Siehe Haß, H.-J./Gross, S.: „10 Vorschläge zur Weiterentwicklung der statistischen Informationsinfrastruktur aus Sicht der deutschen Industrie“ in WiSta 1/2004, S. 104 ff.
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Anlagen erbracht und ermöglichen dem Anwender deren 
spezifische Nutzung.“ Man könnte also vereinfacht sagen, 
industrielle Produkte werden mit Dienstleistungen „ausge-
stattet“ oder „angereichert“.

Es handelt sich somit um Dienstleistungen, die zusammen 
mit einer Ware verkauft werden (z. B. das Softwarepaket für 
die Datenverarbeitungsanlage, die Konstruktionsleistung 
für die Maschine, die planerische Tätigkeit für eine Produk-
tionsanlage), unabhängig davon, ob sie selbst erstellt oder 
fremdbezogen wurden, und auch unabhängig davon, ob sie 
getrennt in Rechnung gestellt oder verdeckt verrechnet wur-
den. Dienstleistungen, die als selbstständige Leistungen 
auf dem Markt angeboten werden, sind ebenfalls einzube-
ziehen (z. B. die Wartung, Reparatur oder Installation einer 
Anlage). Die Dienstleistungen müssen nicht in Verbindung 
mit eigenen Sachgütern erbracht werden; entscheidend ist, 
dass produktbegleitende Dienstleistungen in enger Verbin-
dung zu den Sachgütern stehen.

Dabei werden nicht nur solche produktbezogenen Dienst-
leistungen einbezogen, die mit den Sachgütern in einem 
engen physischen Zusammenhang stehen (z. B. Reparatu-
ren, Montagen), sondern auch solche, die in einem engen 
ökonomischen und organisatorischen Zusammenhang mit 
ihnen stehen (z. B. Finanzierung, Schulung).

Nicht zu den produktbezogenen Dienstleistungen zählen 
alle Dienstleistungen, die der Produktion der Sachgüter 
selbst dienen, also alle Leistungen, die sich auf die Ferti-
gung beziehen, auch nicht die allgemeine Verwaltung, das 
eigene Marketing, die interne Rechnungslegung sowie die 
Forschung und Entwicklung für die eigene Produktion. 

Bei den produktbezogenen Dienstleistungen handelt es 
sich zum Beispiel um:

– Schulung der Kunden;

– Inbetriebnahme, Abnahme;

– Instandhaltung;

– Planung, Beratung, Projektierung;

– Dokumentation;

– Montage;

– Software;

– Teleservice, Hotline u. Ä.;

– Leasing, Vermietung, Finanzierung;

– Demontage, Entsorgung;

– Zertifizierung;

– Betreibergeschäft.

Diese beispielhafte Aufzählung entstammt im Übrigen einer 
Auswertung des VDMA und nennt diese Tätigkeiten in der 
Reihenfolge der Anzahl ihrer Nennungen durch die befrag-
ten Mitgliedsfirmen dieses Verbandes. Man sieht an die-
sem Katalog, dass produktbegleitende Dienstleistungen
am gesamten „Lebenszyklus“ der Produkte ansetzen. Sie 
werden vor dem Absatz des Produkts erbracht (z. B. Pla-
nung und Beratung), während der betrieblichen Nutzungs-
zeit (z. B. Instandhaltung, Teleservice, Hotline) und nach der 
wirtschaftlichen Nutzbarkeit (z. B. Demontage, Entsorgung).

Für die Unternehmen des Investitionsgüter produzierenden 
Gewerbes ist die Bereitstellung produktbegleitender Dienst-
leistungen grundsätzlich nichts Neues. Maschinenbaufir-
men zum Beispiel sorgen traditionell auch für die Montage 
und Inbetriebnahme ihrer hergestellten Erzeugnisse, sie 
übernehmen Wartungs- und Reparaturarbeiten oder schu-
len auch ihre Kunden im Gebrauch der Sachgüter. Produkt-
begleitende Dienstleistungen waren also schon immer not-
wendiges „Beiwerk“ der Sachgüterproduktion. Mehr und 
mehr werden produktbegleitende Dienstleistungen jedoch 
als Chance begriffen, sich von Wettbewerbern zu differen-
zieren und einen Wettbewerbsvorteil aufzubauen. Diese 
neue Sichtweise der produktbegleitenden Dienstleistungen 
sowie Tendenzen zum Dienstleistungsangebot werden sehr 
anschaulich zum Beispiel in der Studie „Der Maschinenbau 
im Zeitalter der Globalisierung und New Economy“ beschrie-
ben.4) Die Studie basiert u. a. auf Unternehmensbefragun-
gen, die vom Fraunhofer Institut für System- und Innovati-
onsforschung regelmäßig durchgeführt werden.

Laufende Erfassung der 
Dienstleistungen in der amtlichen
Industriestatistik 

Über einen Teil der von Industrieunternehmen erbrach-
ten Dienstleistungen, nämlich die so genannten industri-
ellen und handwerklichen Dienstleistungen (u. a. Repa-
raturen, Montagen, Installationen), liegen bereits heute 
statistische Informationen vor. Diese „Dienstleistungen“ 
werden nämlich nach dem Güterverzeichnis für Produk-
tionsstatistiken (GP 2002) dem Verarbeitenden Gewerbe 
zugeordnet. Sie werden daher regelmäßig in den Produkti-
onsstatistiken erfasst.5) Wie aber sieht es mit den anderen 
Dienstleistungstätigkeiten der Unternehmen des Verarbei-
tenden Gewerbes aus?

Die amtliche Statistik erfasst diese Leistungen bisher nicht 
explizit. Die speziellen Fragestellungen werden im Berichts-
system des Verarbeitenden Gewerbes nicht berücksichtigt. 
Der Prozess der Tertiarisierung des industriellen Sektors 
bleibt insofern unbeobachtet.

Das zeigt sich, wenn man sich die Erfassung der Leistungs-
seite der Unternehmen in einzelnen Statistiken einmal 

 4) Siehe Vieweg, H.-G./Dreher, C./Hofmann, H./Kinkel, S./Lay, G./Schmoch, U.: „Der Maschinenbau im Zeitalter der Globalisierung und New Economy“, ifo Beiträge zur Wirtschaftsfor-
schung.

 5) Grundsätzlich gilt: Nach den Regeln der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93) für die Klassifizierung statistischer Einheiten werden die Einheiten, die Güter reparie-
ren, instand halten oder überholen, der gleichen Unterklasse zugeordnet wie die Einheiten, die diese Güter herstellen, mit Ausnahme der Fälle, in denen die WZ 93 eigene Unterklassen für 
die Reparatur und Instandhaltung von Gütern enthält bzw. in denen die Reparatur und Instandhaltung von anderen Unterklassen als denen, denen die Herstellung zugeordnet wird, erfasst 
werden.
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näher anschaut. Beispielhaft wird dies hier an der jährlichen
Kostenstrukturerhebung im Verarbeitenden Gewerbe aufge-
zeigt, die die betriebsbedingten Erträge und Aufwendungen 
der Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten erfasst.

Der aus produktbegleitenden Dienstleistungen resultie-
rende Umsatz ist selbstverständlich Teil des in dieser Sta-
tistik erhobenen Gesamtumsatzes der Unternehmen. Die 
Kostenstrukturerhebung fragt aber nicht nur nach dem 
Gesamtumsatz, sondern unterscheidet auch bestimmte 
Umsatzarten.

Der Gesamtumsatz der Unternehmen wird derzeit in 

– „Umsatz aus eigenen Erzeugnissen“,

– „Umsatz aus Handelsware“,

– „Provisionen aus der Handelsvermittlung“ und

– „Umsatz aus sonstigen Tätigkeiten“

aufgeteilt. Wie man sieht, gibt es hier bereits durchaus eine 
funktionale Komponente im Rahmen der Erhebungen im 
Verarbeitenden Gewerbe.

Die zuvor genannten „industriellen Dienstleistungen“, also 
zum Beispiel der Wert der für Dritte geleisteten Lohnarbei-
ten, Erlöse für Reparaturen, Instandhaltungen und Installa-
tionen, Montagen u. Ä., sind gemäß ihrer klassifikatorischen 
Zuordnung im GP 2002 und in der WZ 93 Teil des „Umsat-
zes aus eigenen Erzeugnissen“. Alle anderen zuvor genann-
ten produktbegleitenden Dienstleistungen fallen klassifi-
katorisch unter den „Umsatz aus sonstigen Tätigkeiten“. 
Beispielhaft aufgeführt in den Erläuterungen der Kosten-
strukturerhebung werden „Erlöse aus Transportleistungen 
für Dritte“, „Erlöse aus Reparaturen von Gebrauchsgütern, 
Instandhaltung und Reparatur von Kraftwagen und Kraftwa-
genrädern“, „Erlöse aus Instandhaltung und Reparatur von 
Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrich-
tungen“. Werden die produktbegleitenden Dienstleistungen 
jedoch nicht offen (das heißt die Leistung erscheint expli-
zit auf der Kundenrechnung), sondern verdeckt abgerechnet 
(das heißt sie sind im Geräte- oder Anlagenpreis enthalten), 
dürften sie in der Regel im „Umsatz aus eigenen Erzeugnis-
sen“ enthalten sein.

Bis einschließlich Berichtsjahr 1998 wurden die „Umsätze 
aus industriellen/handwerklichen Dienstleistungen“ im 
Rahmen der Kostenstrukturerhebung als „Darunter-Posi-
tion“ zum „Umsatz aus eigenen Erzeugnissen“ explizit 
erfragt; im Zusammenhang mit Bestrebungen zur Entlas-
tung der berichtspflichtigen Unternehmen wurde diese Fra-
gebogenposition dann gestrichen.

Fazit: Der Umsatz wird in der Kostenstrukturerhebung durch-
aus nach funktionalen Gesichtspunkten, hier: Umsatzarten, 
erhoben, jedoch werden produktbegleitende Dienstleistun-
gen oder gar einzelne Dienstleistungsarten nicht gesondert 
erfragt.

Interessanterweise lassen sich Aussagen über die Bedeu-
tung der Dienstleistungen in der Industrie besser aus einer 
statistischen Erhebung außerhalb der Industriestatistik 
gewinnen, nämlich dem Mikrozensus.

So zeigen die Ergebnisse für den Mai 20006), dass die etwa 
8,694 Mill. Erwerbstätigen im Wirtschaftsbereich Bergbau 
und Verarbeitendes Gewerbe überwiegend folgende Tätig-
keiten ausübten:

Maschinen einrichten/Überwachen/
Anbauen/Gewinnen/Herstellen: etwa  4,157 Mill. (rd. 48%) 

Handel/Reparatur:  etwa  0,87 Mill. (rd. 10%) 

Büro/Technisches Büro/EDV/
Forschen: etwa  1,981 Mill. (rd. 23%)

Marketing/PR/Management:  etwa  0,55 Mill. (rd. 6%)

Persönliche Dienstleistungen:  etwa  0,32 Mill. (rd. 4%)

Sonstige Dienstleistungen:  etwa  0,69 Mill. (rd. 8%)

Ohne Angabe:  etwa  0,13 Mill. (rd. 1%)

Rund 52% der Erwerbstätigen in diesem Wirtschaftsbereich 
üben also überwiegend keine „produzierenden Tätigkei-
ten“ aus.

Verbandsbefragungen zu produkt-
begleitenden Dienstleistungen
Wie zuvor bereits ausgeführt, beklagen verschiedene große 
Verbände, wie der VDMA und ZVEI, seit einiger Zeit die 
statistische Lücke im System der amtlichen Statistik, die 
darin besteht, dass diese speziellen Fragestellungen nicht 
berücksichtigt werden. Angesichts der wachsenden Bedeu-
tung der produktbegleitenden Dienstleistungen im Rah-
men der industriellen Leistungserstellung führen sie inzwi-
schen eigene abgestimmte Befragungen über die Höhe und 
Struktur dieser Dienstleistungen durch. Diese Erhebungen 
decken aber zum einen nur einen Teil der Industrie ab und 
lassen zum anderen den großen Teil der Dienstleistungen 
außen vor, der von Unternehmen des Dienstleistungssek-
tors im Bereich der unternehmensnahen Dienstleistungen 
angeboten wird.

Aus den abgestimmten Umfragen des VDMA und des ZVEI 
aus dem Jahr 2001 lassen sich die nachstehenden Ergeb-
nisse zitieren, die einen Eindruck von der Bedeutung die-
ser Dienstleistungen für die industrielle Produktion vermit-
teln:7)

– Der Umsatz mit Dienstleistungen betrug im Jahr 2000 
etwa 18% (VDMA) bzw. 22,5% (ZVEI) des Gesamtum-
satzes der antwortenden Unternehmen, die neben ihrer 
Produktion auch Dienstleistungen anboten. Die entspre-
chenden Anteile lagen 1998 noch bei gut 10% bzw. 
knapp 17%.

 6) Siehe Fachserie 1 „Bevölkerung und Erwerbstätigkeit“, Reihe 4.1.2 „Beruf, Ausbildung und Arbeitsbedingungen der Erwerbstätigen (Ergebnisse des Mikrozensus)“, Tabelle 17.
 7) Siehe Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e. V. (Hrsg.): „Produktbezogene Dienstleistungen im Maschinen- und Anlagenbau“, und Zentralverband Elektrotechnik- und Elektro-

nikindustrie e. V. (Hrsg.): „Die produktbezogenen Dienstleistungen in der Elektroindustrie“, Frankfurt am Main, März 2002.
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– Knapp vier Fünftel der befragten Maschinenbauunter-
nehmen erwarten, dass der Dienstleistungsanteil in den 
nächsten Jahren weiter zunehmen wird; die Unterneh-
men der Elektrotechnik und Elektronik erwarten bis zum 
Jahr 2005 ein Wachstum dieser Quote auf rund 30%.

– Der überwiegende Teil der Dienstleistungen wurde von 
den meldenden Unternehmen selbst erstellt. Nur ein 
relativ geringer Teil wurde in verbundenen oder nicht-ver-
bundenen Unternehmen erbracht.

§ 7-Erhebung der amtlichen
Statistik zu produktbegleitenden 
Dienstleistungen

Erhebungsbereich und -umfang

Die amtliche Statistik hat die Anregungen der Verbände auf-
gegriffen und das Statistische Bundesamt sowie die Statis-
tischen Landesämter Baden-Württemberg und Niedersach-
sen haben für das Berichtsjahr 2002 eine Erhebung nach 
§ 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwe-
cke (BStatG) durchgeführt. Bei den Erhebungen nach § 7 
handelt es sich um freiwillige Erhebungen bei höchstens 
10 000 Befragten. Da die produktbegleitenden Dienstleis-
tungen nicht nur von den Industrieunternehmen selbst, 
sondern auch von verbundenen oder nicht-verbundenen 
Unternehmen angeboten werden können, die dem Dienst-
leistungssektor zugerechnet sind, wurden auch Unterneh-
men dieses Bereichs einbezogen. Der maximal mögliche 
Kreis der zu Befragenden wurde daher auf die Unterneh-
men des Verarbeitenden Gewerbes und die Unternehmen 
aus dem Bereich der unternehmensnahen Dienstleistun-
gen aufgeteilt.

Konzeption für das Verarbeitende Gewerbe

Ziel der Erhebung war es, die Dienstleistungsorientierung 
des Verarbeitenden Gewerbes zu beschreiben. Neben der 
Prüfung eines geeigneten Verfahrens zur Erfassung dieses 
Phänomens sollte untersucht werden, welche produktbe-
gleitenden Dienstleistungen angeboten werden, wie das 
Angebot organisiert ist und schließlich welcher Umsatzan-
teil auf sie entfällt.

Das Faksimile auf Seite 276 f. zeigt den Fragenteil des 
Erhebungsbogens des Statistischen Bundesamtes, wie er 
für den Bereich des Verarbeitenden Gewerbes verwendet 
wurde. Seine Gestaltung erfolgte in enger Abstimmung mit 
den beiden vorgenannten Verbänden, die ja auf diesem Feld 
über einschlägige Erfahrungen verfügen.

Bei der Konzeption der Produktgliederung hat sich das Sta-
tistische Bundesamt an den vom VDMA und ZVEI verwen-
deten Katalogen orientiert. Bei den Überlegungen berück-
sichtigt wurden ebenfalls die Ergebnisse einer Umfrage des 
Statistischen Bundesamtes aus dem Jahr 1988, in der bei 

rund 10 000 Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes 
die Bedeutung dieses Bereichs als Anbieter und Nachfra-
ger auf dem Markt für Dienstleistungen untersucht wurde.8)
Neben dem eigenen Dienstleistungsangebot wurden die 
Unternehmen damals auch zu bezogenen Dienstleistun-
gen befragt.

In die aktuelle Erhebung wurden 5 000 Unternehmen aus 
allen Branchen des Verarbeitenden Gewerbes einbezogen. 
Der Stichprobenplan wurde so konzipiert, dass – entspre-
chende Rücklaufquoten bei dieser freiwilligen Erhebung 
vorausgesetzt – Ergebnisse auf der Ebene der Abteilungen 
(Zweisteller) der WZ 93 dargestellt werden können. Die Pro-
duktgliederung wurde gegenüber den vom VDMA und ZVEI 
verwendeten Gliederungen, die primär auf die Belange der 
Investitionsgüterindustrie ausgerichtet sind, angepasst. 
Darüber hinaus wurden Gliederungspositionen der vorge-
nannten Quellen dann zusammengefasst, wenn bei den 
genannten Befragungen nur wenige Meldungen dazu ein-
gegangen waren.

Was wird bei den Unternehmen
des Verarbeitenden Gewerbes erfragt?

Neben dem „Gesamtumsatz“ wurden die Industrieunter-
nehmen zu dem „Umsatz mit produktbegleitenden Dienst-
leistungen insgesamt“ befragt; dieser war dann auf die 
nachstehenden Dienstleistungsarten aufzuteilen: 

– Wartung, Reparatur (einschl. Teleservice);

– Montage und Inbetriebnahme;

– Planung, Beratung und Projektierung (einschl. Forschung 
und Entwicklung im Auftrag der Kunden);

– Erstellung von Software;

– Dokumentation;

– Schulung;

– Leasing, Vermietung, Finanzierung;

– Sonstige produktbegleitende Dienstleistungen (Zertifi-
zierung, Betreibergeschäft, Demontage).

Die Unternehmen hatten darüber hinaus die Möglich-
keit, weitere Dienstleistungstätigkeiten, die nicht im oben 
genannten Katalog vorgegeben waren, selbst zu melden. 
Damit sollte sichergestellt werden, dass keine Dienstleis-
tungstätigkeiten „verloren gehen“.

Daneben wurden die Unternehmen dazu befragt, ob die 
Dienstleistungen vom eigenen, von verbundenen oder 
nicht-verbundenen Unternehmen erbracht wurden und ob 
sie in den letzten fünf Jahren Dienstleistungen an verbun-
dene oder nicht-verbundene Unternehmen ausgegliedert 
haben. Damit sollen Erkenntnisse darüber gewonnen wer-
den, wie angesichts der zunehmenden Verflechtung von 

 8) Siehe Mai, H.: „Dienstleistungen im Produzierenden Gewerbe – Testerhebung“ in WiSta 2/1989, S. 57 ff. sowie Fachserie 4 „Produzierendes Gewerbe“, Reihe S. 12 „Dienstleistungen im 
Produzierenden Gewerbe 1988“.
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Produktions- und Dienstleistungsprozessen der Struktur-
wandel in der Wirtschaft verläuft, aus Sicht der Industriesta-
tistik insbesondere, inwieweit Dienstleistungstätigkeiten in 
verbundene Unternehmen outgesourct werden.

Besonderheiten im Dienstleistungssektor

Wie bereits erwähnt, wurden neben den Unternehmen des 
Verarbeitenden Gewerbes auch Unternehmen aus dem 
Bereich des Dienstleistungssektors befragt. Für diesen 
Bereich war zunächst zu klären, welche Wirtschaftszweige 
konkret einbezogen werden sollten. Unternehmen aus fol-
genden Gruppen (Dreisteller) der WZ 93 wurden ab dem 

Spätsommer 2003 nach ihrem Angebot an produktbezoge-
nen Dienstleistungen befragt:

– 64.2 Fernmeldedienste (ohne 64203 bis 64206);

– 71.2 Vermietung von sonstigen Verkehrsmitteln;

– 71.3 Vermietung von Maschinen und Geräten;

– 72.1 Hardwareberatung;

– 72.2 Softwarehäuser;

– 72.3 Datenverarbeitungsdienste (ohne 72301 bis 
72303);

Hier spielt die Frage der aus ökonomischer Sicht sinnvollen 
Abgrenzung der statistischen Einheit „Unternehmen“ hinein, auf 
die eingangs bei der Darstellung der Bruttowertschöpfung nach 
Wirtschaftsbereichen schon einmal kurz eingegangen wurde. Im 
Falle des Outsourcing von Geschäftsprozessen sollten dabei zwei 
Varianten unterschieden werden. Bestimmte Tätigkeiten können 
ausgelagert werden, indem man die Leistungen als Auftrag an 
ein bereits bestehendes fremdes Unternehmen vergibt. Beispiele 
hierfür finden sich leicht: Steuerberater bieten die Durchführung 
der Buchhaltung oder die Wahrnehmung sonstiger Verwaltungs-
aufgaben an, Marketing-Agenturen bieten die Durchführung von 
Werbemaßnahmen an, Unternehmen aus dem Bereich der Daten-
verarbeitung übernehmen die Wartung von Datenverarbeitungs-
anlagen oder die Implementierung von neuen Programmen. Wur-
den diese Leistungen ursprünglich von dem Unternehmen selbst 
ausgeführt, kann man von Outsourcing sprechen. Im Ergebnis hat 
sich die volkswirtschaftliche Arbeitsteilung verändert, zum Teil 
sind auch neue Wirtschaftsbereiche entstanden. Diese Struktur-
veränderungen sollten auch statistisch abgebildet werden.

Hiervon unterschieden werden sollte der Fall, dass ein Unter-
nehmen zur Durchführung bestimmter Tätigkeiten eine neue 
Tochtergesellschaft gründet und diese Tochtergesellschaft aus-
schließlich nur für das ursprüngliche Unternehmen arbeitet. Die 
Motivation für diese Art von Outsourcing kann unterschiedlicher 
Natur sein; bezweckt werden kann beispielsweise eine Risiko-
minderung oder Kompetenzbündelung, eventuell mögen auch 
steuerliche Gründe eine Rolle spielen. Häufig werden diese Fälle 
als Betriebsaufspaltungen bezeichnet.

Im letztgenannten Fall haben sich die wirtschaftlichen Gegeben-
heiten im Grunde nicht verändert und sollten daher auch bei der 
statistischen Abbildung nicht zu Veränderungen führen. Die Frage 
berührt die Abgrenzung statistischer Einheiten, hier des Unter-
nehmens. In der derzeit verwendeten Definition des Unterneh-
mens als „kleinste rechtlich selbstständige Einheit, die aus han-
dels- und/oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führt“, wird 
die neu gegründete Tochtergesellschaft als neues Unternehmen 
behandelt und entsprechend mit eigenem Schwerpunkt klassi-
fiziert. Da es sich häufig um vormalige Vorleistungen handelt, 
die den Charakter von Hilfstätigkeiten oder Produktionsfaktoren 
haben, erfolgt die Zuordnung überwiegend zum Dienstleistungs-
bereich und lässt diesen übermäßig anwachsen1). Ein neu formu-

lierter Unternehmensbegriff (so genanntes „statistisches Unter-
nehmen“), der an die europäische Verordnung über statistische 
Einheiten2) anknüpft, würde dagegen die beiden rechtlichen Ein-
heiten zusammen als ein Unternehmen betrachten und somit 
diese Form des „formalen“ Outsourcings statistisch überhaupt 
nicht wirksam werden lassen.

In der Wirklichkeit gibt es sicher viele Übergangsformen, zum Bei-
spiel Tochtergesellschaften, die anfangs ausschließlich für das 
Mutterunternehmen tätig sind und erst nach und nach weitere 
Kunden gewinnen. Bei Anwendung des neu formulierten Unterneh-
mensbegriffs würde in diesen Fällen das ausgegliederte Tochterun-
ternehmen dann ein eigenes Unternehmen, wenn es nicht nur spo-
radisch, sondern laufend für fremde Unternehmen arbeitet.

Mit der Abgrenzung des Unternehmensbegriffs in der Statistik 
beschäftigt sich derzeit eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die 
dabei die Vorgaben der vorgenannten Verordnung der Europäi-
schen Union zu berücksichtigen hat. Die Arbeitsgruppe beglei-
tet daher auch parallel Arbeiten auf europäischer Ebene, die sich 
auf die Verwendung eines einheitlichen Unternehmensbegriffes 
konzentrieren.

Das in der Arbeitsgruppe entwickelte Konzept3) deutet das „sta-
tistische Unternehmen“ in stärkerem Maße als wirtschaftliche 
Einheit, nämlich als Zusammenwirken von Produktionsfaktoren 
und eine Bündelung von verschiedenen betrieblichen Funktio-
nen.4)

Das Konzept enthält auch Basisregeln zur Zusammenfassung 
rechtlicher Einheiten zu einem komplexen Unternehmen (beste-
hend aus mehreren rechtlichen Einheiten) in bestimmten Kon-
stellationen bzw. bei Erfüllung bestimmter Kriterien (z. B. Hilfs-
tätigkeiten und separate Produktionsfaktoren). Hilfseinheiten 
nehmen eine zentrale Bedeutung in diesem Konzept ein. Deren 
Leistungen sind als Hilfstätigkeiten oder Bereitstellung von Pro-
duktionsfaktoren zu werten. Sie arbeiten fast ausschließlich für 
eine Haupteinheit (bzw. andere analog zuarbeitende Hilfsein-
heiten) und sind untereinander finanziell verflochten (als Toch-
ter- oder Muttergesellschaften). Gemäß der konzeptionellen 
Interpretation dieser Definition sollen diese Hilfseinheiten mit 
der Haupteinheit zu einem einzigen statistischen Unternehmen 
zusammengefasst werden.

Exkurs: Statistisches Unternehmen

 1) Dieser Sachverhalt wird u. a. auch angesprochen im DIW Wochenbericht 41/2000, S. 666.
 2) Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates vom 15. März 1993 betreffend die statistischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse der Wirtschaft in der Gemeinschaft (Amtsbl. der 

EG Nr. L 76, S. 1).
 3) Siehe Schmidt, P./Waldmüller, B.: „Konzept und Ergebnisse der § 7-Erhebung zum Unternehmensbegriff in der Statistik“ in WiSta 2/2004, S. 155 ff.
 4) Siehe Voy, K.: „Weiterentwicklungen in der amtlichen Unternehmensstatistik“ in Statistisches Bundesamt (Hrsg.): „Unternehmen in der Statistik. Konzepte, Strukturen, Dynamik“,

Band 39 der Schriftenreihe „Forum der Bundesstatistik“, Wiesbaden, 2002, S. 68 ff.
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– 72.4 Datenbanken;

– 72.5 Instandhaltung und Reparatur von Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen;

– 72.6 Sonstige mit der Datenverarbeitung verbundene 
Tätigkeiten (ohne 72601);

– 73.1  Forschung und Entwicklung im Bereich Natur-, Inge-
nieur-, Agrarwissenschaften und Medizin;

– 74.2 Architektur- und Ingenieurbüros (ohne 74201 bis 
74203);

– 74.3 Technische, physikalische und chemische Untersu-
chung.

Da die Erhebung nur in den Wirtschaftsbereichen durchge-
führt werden sollte, in denen produktbegleitende Dienst-
leistungen im Wesentlichen vermutet werden, wurde nicht 
immer der komplette Dreisteller der WZ 93 bei der Auswahl 
der Unternehmen berücksichtigt.

Der Fragebogen für den Dienstleistungssektor (siehe Faksi-
mile auf Seite 278 f.) ist in enger Abstimmung mit dem für 
das Verarbeitende Gewerbe entwickelt worden. Es wurde 
derselbe Katalog von Arten produktbegleitender Dienst-
leistungen verwendet. Allerdings wurde im Vergleich zum 
Erhebungsbogen für das Verarbeitende Gewerbe auf die 
Fragen, wer die Dienstleistungen 2002 erstellt hat und ob 
in den letzten fünf Jahren Dienstleistungen ausgegliedert 
wurden, verzichtet. Stattdessen wurde eine Zusatzfrage zur 
Umsatzaufgliederung nach Wirtschaftssektoren aufgenom-
men. Dabei wurde gefragt, ob die erstellten produktbezoge-
nen Dienstleistungen für Kunden aus dem Produzierenden 
Sektor (einschl. Land- und Forstwirtschaft) oder/und aus 
dem Dienstleistungssektor (einschl. öffentlicher und priva-
ter Dienstleister) erbracht wurden.

Mit einer zusätzlichen Frage nach den hauptsächlichen 
Tätigkeiten des Unternehmens soll der wirtschaftliche 
Schwerpunkt verifiziert werden. Dies war hier notwendig, 
weil der Schwerpunkt dieser Unternehmen nicht, wie bei 
den im Bereich des Verarbeitenden Gewerbes einbezoge-
nen Unternehmen, in regelmäßigen Erhebungen überprüft 
wird. Die Wirtschaftszweigzuordnung in diesem Bereich 
stammt überwiegend aus den für die Aktualisierung des 
Unternehmensregisters der amtlichen Statistik verwen-
deten administrativen Quellen, nämlich den Dateien der 
Finanz- und Arbeitsverwaltung. Deren Zuordnung entspricht 
erfahrungsgemäß nicht immer den Qualitätsanforderungen 
der amtlichen Statistik.9)

Liegen die Angaben im
Rechnungswesen vor?

Für die statistische Erfassbarkeit der produktbezogenen 
Dienstleistungen wesentlich ist die Frage der Verfügbar-
keit dieser Angaben im Unternehmen, das heißt, liegen die 
Angaben im Rechnungswesen vor oder müssen sie durch 

Schätzungen ermittelt werden? Aussagen hierzu ermögli-
chen die schon angesprochenen Untersuchungen der bei-
den Industrieverbände. Danach werden 55% (VDMA) bzw. 
73% (ZVEI) der Dienstleistungen „verdeckt“ verrechnet. 
Dies bedeutet, sie erscheinen nicht explizit auf der Kunden-
rechnung, sondern sind über Kalkulationszuschläge im Pro-
dukt- bzw. Anlagenpreis enthalten. Die statistische Erheb-
barkeit wird dadurch natürlich erschwert. Der VDMA sieht 
jedoch in den nächsten fünf Jahren einen Trend zur getrenn-
ten Verrechnung. Ob offen oder verdeckt verrechnet wird, 
unterscheidet sich im Übrigen stark nach der Dienstleis-
tungsart. Nähere Ergebnisse hierzu liefern wiederum die 
Erhebungen der vorgenannten Verbände.

Aber auch die § 7-Erhebung zu den produktbegleitenden 
Dienstleistungen der statistischen Ämter berücksichtigt 
diese Fragestellung. Zur Abschätzung des Aufwandes der 
Unternehmen wurden zwei zusätzliche Fragen in das Erhe-
bungsprogramm aufgenommen. Zum einen wurden die 
Unternehmen gefragt, wie viel Zeit sie für das Ausfüllen 
des Fragebogens benötigt haben; zum anderen wurden sie 
gebeten anzugeben, ob die Angaben aus dem Rechnungs-
wesen bzw. der Buchhaltung oder aber aus gesonderten 
Ermittlungen bzw. Schätzungen stammen. 

Hochrechnung

Die Erhebungsphase ist mittlerweile abgeschlossen. Der 
Rücklauf der Fragebogen gestaltete sich für den Bereich des 
Verarbeitenden Gewerbes sehr positiv. Hier liegen für ins-
gesamt rund 4 400 Unternehmen verwertbare Daten vor; für 
die einbezogenen Wirtschaftszweige des Dienstleistungs-
sektors wurde ein Rücklauf von rund 1 500 verwertbaren 
Fragebogen verzeichnet.

Die im Vergleich zum Verarbeitenden Gewerbe geringere 
Rücklaufquote lässt sich zum einen dadurch erklären, dass
viele Unternehmen zum Zeitpunkt der Befragung bereits 
nicht mehr existierten oder einem anderen Wirtschafts-
zweig zuzuordnen waren. Zum anderen war aber auch die 
Antwortbereitschaft der richtig zugeordneten und noch akti-
ven Unternehmen deutlich geringer. Dies könnte daran lie-
gen, dass sich die Befragung im Dienstleistungsbereich, 
anders als im Verarbeitenden Gewerbe, nicht an Unterneh-
men gewandt hat, die bereits zu einer laufenden statisti-
schen Erhebung auskunftspflichtig sind. 

Im Bereich des Verarbeitenden Gewerbes ist jetzt ein zwei-
stufiges Hochrechnungsverfahren vorgesehen. In einem ers-
ten Schritt werden die Ergebnisse hier auf die Grundgesamt-
heit hochgerechnet; in einem zweiten Schritt erfolgt eine 
Anpassung an den „Eckwert Umsatz“ aus der Kostenstruk-
turerhebung im Verarbeitenden Gewerbe. Im Dienstleis-
tungsbereich ist eine freie Hochrechnung vorgesehen.

Die hochgerechneten Ergebnisse werden im Sommer 2004 
vorliegen und sollen in einem Projektbericht veröffentlicht 
werden.

 9) Siehe Hagenkort, S.: „Nutzung von Verwaltungsdateien zum Aufbau des Unternehmensregisters“ in WiSta 12/1999, S. 942 ff.
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Faksimile des Fragebogens für das Verarbeitende Gewerbe, Seite 1

Produktbegleitende Dienstleistungen 2002
Rechtsgrundlagen, Hilfsmerkmale und
Hinweise stehen im Erläuterungsteil zum
Fragebogen

Bei Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes
Ansprechpartner/-in für Rückfragen

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit!
Rücksendung bitte bis spätestens Unternehmensnummer (bei Rückfragen bitte angeben)

Soweit die vorhandenen Unterlagen zur Beantwortung einzelner Fragen nicht ausreichen, genügen
sorgfältig geschätzte Angaben.

I Umsatz im Geschäftsjahr 2002 Volle Euro Prozent
1

1 Gesamtumsatz (ohne Umsatzsteuer)
 02

2
2 darunter Umsatz mit bereitgestellten produktbegleitenden Dienstleistungen

2.1 Insgesamt
Gemeint sind hier sowohl den Kunden getrennt in Rechnung gestellte als
auch in den Produktpreisen enthaltene Dienstleistungen einschl. denen, die 
fremdbezogen wurden. Ggf. Wert sorgfältig schätzen.

03

2.2 davon nach Arten produktbegleitender Dienstleistungen
Wir möchten Sie nun bitten, den unter 2.1 ermittelten Umsatz mit 
produktbegleitenden Dienstleistungen vollständig auf die nachstehenden 
Arten aufzuteilen. Geben Sie bitte den Wert der Dienstleistungen in vollen 
Euro oder in Prozent, gemessen am Umsatz mit produktbegleitenden 
Dienstleistungen insgesamt (Frage 2.1), an.

= 100

3
a) Wartung, Reparatur

(einschl. Tele-Service)  04  12

4
b) Montage und Inbetriebnahme

 05  13
5

c) Planung, Beratung und Projektierung
(einschl. Forschung und Entwicklung im Auftrag der Kunden)  06  14

6
d) Erstellung von Software

07 15
7

e) Dokumentation
 08  16

8
f) Schulung

 09  17
9

g) Leasing, Vermietung, Finanzierung
 10  18

10
h) Sonstige

Bitte geben Sie auch an, was Sie unter "Sonstige" zusammengefasst haben  11  19

Statistisches Bundesamt, Produktbegleitende Dienstleistungen 2002

Seite 1

Statistisches Bundesamt, Gruppe IV C, 65180 Wiesbaden

Geschäftsleitung
Name:

Telefon, Fax oder E-Mail:

Ort, Datum, Unterschrift:
Bei Rückfragen erreichen Sie uns
unter:

Telefon: 0611/75 4307
Telefon: 0611/75 2195

Fax: 0611/75 3940
E-Mail: prodie-vg@destatis.de

Statistisches Bundesamt
Gruppe IV C

65180 Wiesbaden

Nachfolgende Angaben

in Euro oder in Prozent

      Statistisches Bundesamt
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Faksimile des Fragebogens für das Verarbeitende Gewerbe, Seite 2

Zutreffendes bitte ankreuzenII
Überwiegend fremdbezogen

11

Welche der von Ihnen bereitgestellten produkt-
begleitenden Dienstleistungen wurden 2002
überwiegend selbsterstellt und welche wurden
überwiegend fremdbezogen?
Mit überwiegend ist ein Anteil von mehr als 50% gemeint.

Überwiegend
selbsterstellt

überwiegend von
verbundenen
Unternehmen

überwiegend von nicht
verbundenen
Unternehmen

Wartung, Reparatur
(einschl. Tele-Service) 20

Montage und Inbetriebnahme
21

Planung, Beratung und Projektierung (einschl. Forschung und
Entwicklung im Auftrag der Kunden) 22

Erstellung von Software
23

Dokumentation
24

Schulung

25

Leasing, Vermietung, Finanzierung

26

Sonstige
27

III Wenn Sie die letzten fünf Jahre betrachten, gab es produktbegleitende Dienstleistungen,
die Sie zuvor selbst erbracht haben und nunmehr dauerhaft fremdbeziehen?

28       Ja (1)..... Nein (0).....

Überwiegend von

11

Wenn ja, welche Dienstleistungen und werden sie überwiegend von
verbundenen oder nicht verbundenen Unternehmen bezogen ?

Mit überwiegend ist ein Anteil von mehr als 50% gemeint.

verbundenen
Unternehmen

nicht verbundenen
Unternehmen

Wartung, Reparatur
(einschl. Tele-Service) 29

Montage und Inbetriebnahme
30

Planung, Beratung und Projektierung (einschl. Forschung und Entwicklung im Auftrag der
Kunden) 31

Erstellung von Software

32

Dokumentation

33

Schulung
34

Leasing, Vermietung, Finanzierung
35

Sonstige
36

IV Fragen zur Erhebung
(Zur Abschätzung des Aufwandes für diese Erhebung bitten wir abschließend um folgende
Angaben)

Wieviel Zeit wurde für das Ausfüllen des Fragebogens benötigt?
Bitte in Minuten angeben. 37

Wie haben Sie die Angaben zusammengestellt? Bitte kreuzen Sie auf der Skala an: Die Angaben stammen ...

aus dem Rechnungswesen/Buchhaltung                                                              aus gesonderten Ermittlungen/Schätzungen
38

vollständig (1)                        überwiegend (2)                   etwa je zur Hälfte (3)                 überwiegend (4)                    vollständig (5)

Bemerkungen (Zur Vermeidung unnötiger Rückfragen unsererseits können Sie hier auf besondere Ereignisse und Umstände hinweisen, aus denen
außergewöhnliche Verhältnisse erklärt werden können.)

Statistisches Bundesamt, Produktbegleitende Dienstleistungen 2002 Seite 2
2
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Faksimile des Fragebogens für den Dienstleistungssektor, Seite 1

Produktbegleitende Dienstleistungen 2002
Ident-Nummer (Bei Rückfragen bitte immer angeben)

bei Unternehmen bzw. Einrichtungen des Dienstleistungssektors

Ansprechpartner/-in für Rückfragen (freiwillige Angabe)

Bitte beachten Sie auch die
allgemeinen Hinweise zum Ausfüllen,
die rechtlichen Hinweise und
die Erläuterungen auf dem Beiblatt !

  Rücksendung bitte bis spätestens

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit!

Ident-Nummer

Soweit die vorhandenen Unterlagen zur Beantwortung einzelner Fragen nicht ausreichen,
genügen sorgfältig geschätzte Angaben.
Bitte beachten Sie bei den mit einer Randziffer versehenen Positionen die beigefügten
Erläuterungen zum Fragebogen.

I Fragen zum Umsatz bzw. den Einnahmen im
Geschäftsjahr 2002

Euro Prozent

1
1 Umsatz bzw. Einnahmen insgesamt (ohne Umsatzsteuer)                               

17

2
2 dar.: Umsatz bzw. Einnahmen mit produktbegleitenden Dienstleistungen

2.1 Insgesamt

Falls Sie diesen Wert nicht den Geschäftsunterlagen entnehmen können,
genügt eine sorgfältige Schätzung.

              

18
= 100

2.2 Nach Arten produktbegleitender Dienstleistungen

Wir möchten Sie nun bitten, den unter 2.1 ermittelten
Umsatz bzw. Einnahmen mit produktbegleitenden Dienstleistungen
vollständig auf die nachstehenden Arten aufzuteilen.
Geben Sie bitte den Wert der Dienstleistungen in Euro oder in Prozent,
gemessen am Umsatz mit produktbegleitenden Dienstleistungen insgesamt
(2.1) an:

3
a) Wartung, Reparatur

(einschl. Tele-Service)                                           19-20

4
b) Montage und Inbetriebnahme

                                          21-22

5
c) Planung, Beratung und Projektierung

(einschl. Forschung und Entwicklung)                                           23-24

6
d) Erstellung von Software

                                          25-26

7
e) Dokumentation

                                          27-28

8
f) Schulung

                                          29-30

9
g) Leasing, Vermietung, Finanzierung (ohne Grundstücke)

                                          31-32

10
h)  Sonstige produktbegleitende Dienstleistungen

 Bitte geben Sie auch an, was Sie unter "Sonstige" zusammengefasst haben.           33-34

                     35

Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Produktbegleitende Dienstleistungen 2002 1

Statistisches Bundesamt, Ref. VIII C 3, Graurheindorfer Straße 198, 53117 Bonn

Falls Anschrift oder Firmierung nicht mehr zutreffen, bitte  auf der Rückseite korrigieren!

Statistisches Bundesamt
Zweigstelle Bonn
Referat VIII C3
Graurheindorfer Straße 198
53117 Bonn

(bitte nicht ausfüllen)

Name:

Telefon, Fax oder E-Mail:

Bei Rückfragen erreichen Sie uns
unter:

Telefon: 01888 - 644 8588
01888 - 644 8583
01888 - 644 8558

Telefax: 01888 - 644 8961
E-Mail: VIIIC3-DLStatistik@destatis.de

�

(bitte nicht ausfüllen)

in Euro oder in Prozent

  Statistisches Bundesamt
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Faksimile des Fragebogens für den Dienstleistungssektor, Seite 2

II Allgemeine Angaben

1 Zu welchem Sektor gehören die Kunden, für die Sie die zuvor angegebenen produktbegleitenden Dienstleistungen erstellt haben?

Bitte zutreffendes Kästchen ankreuzen! Mehrfachnennungen sind zulässig.
11

a) Produzierender Sektor (inkl. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei)
                                                                   36

1

12

b) Dienstleistungssektor (inkl. öffentliche und private Dienstleister)
2

2 Welche wirtschaftliche Tätigkeit übt Ihr Unternehmen bzw. Ihre Einrichtung hauptsächlich aus ?

Anzugeben ist die Tätigkeit, die den größten Beitrag zum Umsatz bzw. den Einnahmen leistet.
Kreuzen Sie bitte auf den Seiten 3 und 4 des Erhebungsvordrucks (Auszug aus der „Klassifikation der Wirtschaftszweige – Ausgabe 1993“) eine der
dort angegebenen Tätigkeiten an. Bitte nur eine Tätigkeit ankreuzen.
Sollte die ausgeübte wirtschaftliche Tätigkeit des Unternehmens oder der Einrichtung nicht mit einer der dort genannten Tätigkeiten überein-
stimmen, bitten wir Sie um eine kurze Beschreibung der hauptsächlich ausgeübten Tätigkeit im folgenden Feld.

       37

III Fragen zur Erhebung
Zur Abschätzung des Aufwandes für diese Erhebung bitten wir abschließend um folgende Angaben:

1 Wie viel Zeit wurde für das Ausfüllen des Fragebogens benötigt?
                                                                  38 Minuten

2 Woraus haben Sie die Angaben zusammengestellt?

Bitte kreuzen Sie auf der Skala an, woher die Angaben stammen.

Die Angaben stammen aus ...

.... Geschäftsaufzeichnungen .... gesonderten Ermittlungen/Schätzungen

                                             39

vollständig überwiegend etwa zur Hälfte überwiegend vollständig
                  1                    2                   3                 4                5

IV Bemerkungen
Bitte tragen Sie hier ein, falls außergewöhnliche Ereignisse die Angaben beeinflusst haben bzw. ein abweichendes Geschäftsjahr oder eine
Neugründung vorliegen. Ferner können Sie uns hier auch mitteilen, wenn Sie Probleme beim Ausfüllen des Fragebogens hatten.

       40

2 Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Produktbegleitende Dienstleistungen 2002

                                                      41

Bitte korrigieren Sie hier, falls erforderlich, Ihre Anschrift:

Unternehmen/Einrichtung:

Straße:

PLZ: Ort:
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Der Beitrag befasst sich mit der Entwicklung der Wande-
rungen aus Mittel- und Osteuropa. Bereits seit mehr als 
zehn Jahren gibt es faktisch ein hohes Wanderungsvolu-
men zwischen den EU-Beitrittsländern und Deutschland, 
wobei einer hohen Zahl von Zuzügen eine fast ebenso hohe 
Zahl von Fortzügen gegenübersteht. Polnische Staatsange-
hörige sind derzeit die fünftgrößte ausländische Nationali-
tätengruppe in Deutschland. Aus Polen stammen auch mit 
Abstand die meisten Zuwanderer. Die Zuzüge deutschstäm-
miger Spätaussiedler haben abgenommen, wohingegen 
Familiennachzug und Heiratsmigration sowie temporäre 
Arbeitsaufenthalte bei der Zuwanderung aus Mittel- und 
Osteuropa an Bedeutung gewonnen haben.1)

Die EU-Ost-Erweiterung
und Migration
Unter der EU-Ost-Erweiterung wird die Aufnahme mittel- 
und osteuropäischer Länder in die Europäische Union (EU) 
verstanden. Beim EU-Gipfel in Kopenhagen am 12. und 13. 
Dezember 2002 wurde beschlossen, dass neben Malta und 
Zypern auch Estland, Lettland, Litauen, Polen, die Slowa-
kei, Slowenien, die Tschechische Republik und Ungarn zum
1. Mai 2004 in die EU aufgenommen werden. Es wird anvi-
siert, dass Bulgarien und Rumänien im Jahr 2007 in die 
EU aufgenommen werden (Enlargement Weekly der Euro-

päischen Kommission vom 17. Dezember 2002; http://
europa.eu.int/comm/enlargement).

Neben den Handelsbeziehungen2) stellt das zu erwartende 
Ost-West-Migrationspotenzial in die EU eine der wichtigen 
Fragen im Zusammenhang mit der EU-Ost-Erweiterung dar. 
Das hängt unmittelbar mit dem Recht auf Personenfreizü-
gigkeit innerhalb der Grenzen der EU zusammen. Das Frei-
zügigkeitsrecht beinhaltet die freie Wahl des Wohnortes 
für EU-Bürger. Es ist Gegenstand der Beitrittsverhandlun-
gen, ob die Freizügigkeit für die Bürger der Beitrittsländer 
sofort oder, wie im Falle der EU-Süd-Erweiterung, erst nach 
einer mehrjährigen Übergangsfrist zugelassen wird. Grie-
chenland trat 1981 bei und erlangte 1988 die volle Freizü-
gigkeit; Portugal und Spanien traten 1986 bei und erlang-
ten ebenfalls nach einer siebenjährigen Übergangsfrist die 
Freizügigkeit.3)

Am 11. April 2001 wurde eine „flexible Übergangsrege-
lung“ für die Beitrittsländer vereinbart (Pressemitteilung IP/
01/561 vom 11. April 2001; Erweiterung der EU, www.eu-
kommission.de). Demnach dauert die allgemeine Über-
gangszeit fünf Jahre. Nach zwei Jahren erfolgt eine Über-
prüfung, ob die Übergangszeit verkürzt werden kann. 
Andererseits können sich die derzeitigen Mitgliedstaaten 
bis zum siebten Jahr nach dem Beitritt auf eine Schutzklau-
sel berufen, nach der die Wartezeit um maximal zwei wei-

Dr. Sonja Haug, Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung beim Statistischen Bundesamt

Wanderungen zwischen 
Deutschland und den
mittel- und osteuropäischen 
EU-Beitrittsländern

 1) Eine frühere Version des Beitrags wurde auf der European Population Conference 2003 in Warschau und der Tagung „Nationale und internationale Migration“ des Arbeitskreises Bevölke-
rungswissenschaftliche Methoden der Deutschen Gesellschaft für Demographie in Hannover vorgestellt. Siehe auch Haug, S.: „Die Migration aus Polen gewinnt an Bedeutung: Zahlen zur 
ausländischen Wohnbevölkerung und der Migration aus Mittel- und Osteuropa in Deutschland“ in BiB-Mitteilungen Nr. 4/2002, S. 10 ff.

 2) Siehe dazu Gehle, S.: „Außenhandel mit den EU-Beitrittsländern“ in WiSta 7/2003, S. 611 ff.
 3) Zu verschiedenen Übergangsszenarien siehe Brückner, H./Weise, C.: „EU-Osterweiterung: Abschottung oder regulierte Öffnung? Zu den Übergangsfristen für die Arbeitnehmerfreizügig-

keit“, DIW-Wochenbericht, 31/01, 2001 sowie Fassmann, H./Münz, R.: „Die Osterweiterung der EU und ihre Konsequenzen für die Ost-West-Wanderung“ in Bade, K. J./Münz, R. (Hrsg.):
 „Migrationsreport 2002. Fakten – Analysen – Perspektiven“, Frankfurt am Main, 2002, S. 61 ff.
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tere Jahre verlängert werden kann. Nach sieben Jahren müs-
sen die innerstaatlichen Vorschriften über den Zugang zum 
Arbeitsmarkt liberalisiert werden (Mitteilung der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften vom 25. Juli 2001, 
S. 30). 

Der folgende Beitrag befasst sich mit Wanderungsbewegun-
gen unter den derzeitigen rechtlichen Bedingungen. Diese 
sehen im Wesentlichen vier Möglichkeiten der Zuwande-
rung aus den Beitrittsländern vor: erstens den Zuzug von 
deutschstämmigen Spätaussiedlern, zweitens den Fami-
liennachzug zu Deutschen oder in Deutschland lebenden 
Ausländern, drittens den zeitlich befristeten Aufenthalt von 
Saison- oder Werkvertragsarbeitnehmern und viertens den 
zeitlich befristeten Studienaufenthalt. Eine Mischform zwi-
schen Studienaufenthalt und Arbeitstätigkeit sind Au-pair-
Verträge. 

Entwicklung der Ost-West-Migration
Ost-West-Migration ist definierbar als Zuwanderung von 
Staatsangehörigen der Länder Mittel- und Osteuropas nach 
Westeuropa und insbesondere in die Mitgliedsländer der 
Europäischen Union. Die folgenden Ausführungen bezie-
hen sich auf die Statistik der ausländischen Wohnbevölke-
rung, die Wanderungsstatistik, die Heiratsstatistik, die Aus-
siedlerstatistik, die Arbeitsgenehmigungsstatistik sowie die 
Hochschulstatistik.

Staatsangehörige der mittel- und
osteuropäischen Länder in Deutschland

Insgesamt waren Ende 2002 614 300 Einwohner Deutsch-
lands Staatsangehörige der mittel- und osteuropäischen 
EU-Beitrittskandidatenländern (siehe Tabelle 1).

Die ausländische Bevölkerung umfasste insgesamt 
7 335 600 Personen, der prozentuale Anteil der ausländi-
schen an der Gesamtbevölkerung betrug gut 8%. Jeweils ein 
Viertel der Ausländer waren EU-Bürger (1 862 100 Personen) 
oder türkische Staatsangehörige (1 912 200 Personen); die 
mittel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländer 
stellen etwa 8% der ausländischen Bevölkerung. Polnische 
Staatsangehörige sind mit 317 603 Personen nach den tür-
kischen, serbisch-montenegrinischen, italienischen und 
griechischen Staatsangehörigen inzwischen die fünftgrößte 
ausländische Nationalitätengruppe in Deutschland. Dieser 

Tabelle 1: Staatsangehörige der 10 mittel- und osteuropäischen
EU-Beitrittskandidatenländer in Deutschland 2002

Staatsangehörigkeit Insgesamt Männlich Weiblich

Bulgarien1) . . . . . . . . . . . . . . . . 42 419 21 685 20 734
Estland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 019 1 287 2 732
Lettland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 866 3 493 5 373
Litauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12 635 4 023 8 612
Polen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 317 603 155 551 162 052
Rumänien1) . . . . . . . . . . . . . . . 88 679 44 751 43 928
Slowakei . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18 327 8 002 10 325
Slowenien . . . . . . . . . . . . . . . . . 20 550 10 548 10 002
Tschechische Republik . . . . 28 429 11 269 17 160
Ehemalige

Tschechoslowakei 2) . . . . . 16 863 8 686 8 177
Ungarn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 55 953 34 430 21 523

Zusammen . . . 614 343 303 725 310 618
EU-Staaten . . . . . . . . . . . . . . . . 1 862 066 1 031 619 830 447

Insgesamt . . . 7 335 592 3 926 671 3 408 921

Anteil3) in % . . . . . . . . . . . . . . . 8,4 7,7 9,1

1) Bulgarien und Rumänien hoffen bis 2007 der Europäischen Union (EU)
beizutreten. – 2) Staatsbürger der ehemaligen Tschechoslowakei sind extra
aufgeführt, da sie sich der Tschechischen Republik und der Slowakei nicht
zuordnen lassen. – 3) Anteil der Staatsangehörigen der mittel- und osteu-
ropäischen EU-Beitrittskandidatenländer an der ausländischen Bevölkerung
insgesamt.

Schaubild 1

Staatsangehörige der 15 EU-Länder und der 10 mittel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländer in Deutschland
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relativ hohe Anteil an Einwohnern aus Mittel- und Osteu-
ropa stellt für Deutschland keine besonders neue Entwick-
lung dar. Seit fast zehn Jahren liegt die Zahl dieser Einwoh-
ner über einem Wert von 500 000 Personen, während sich 
die Anzahl der Staatsangehörigen aus den anderen EU-Län-
dern um 1,8 Mill. bewegt (siehe Schaubild 1).

Migration aus Mittel- und Osteuropa
in Deutschland

Die Wanderungsbilanz zwischen Deutschland und den zehn 
mittel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländern 
hatte im Jahr 2001 einen positiven Saldo mit einer Netto-
zuwanderung von 42 700 Personen, der sich aus 10 700 

deutschen Staatsangehörigen und 31 900 Nicht-Deutschen 
zusammensetzte (siehe Tabelle 2).

Die Zahl der Zuzüge aus den mittel- und osteuropäischen 
EU-Beitrittskandidatenländern insgesamt übertraf im Jahr 
2001 die Zuzüge aus den Ländern der bisherigen EU und 
auch die Nettozuwanderung lag höher. 24% der Zuzüge 
und 16% der Nettozuwanderung in Deutschland betrafen 
die zehn mittel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandida-
ten. Polen war im Jahr 2001 mit 100 500 Zuzügen (darunter 
79 700 Ausländer und 20 900 Deutsche) das zahlenmäßig 
bedeutendste Zuzugsland für Deutschland, mit einer Netto-
zuwanderung von 24 500 Personen und mit steigender Ten-
denz (im Jahr 1998 lag der Saldo noch bei 11 400 Perso-
nen). Rumänien und Ungarn sowie in geringerem Umfang 

Tabelle 2: Wanderungen zwischen Deutschland und den mittel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländern 2001

Wanderungen insgesamt Deutsche Nicht-Deutsche
Staatsangehörigkeit

Zuzüge Fortzüge Saldo Zuzüge Fortzüge Saldo Zuzüge Fortzüge Saldo

Bulgarien1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13 472  8 048  5 424 177 106 71  13 295  7 942  5 353
Estland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 032 644   388 118 54 64 914   590 324
Lettland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 322  1 290  1 032 177 68 109  2 145  1 222   923
Litauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 764  1 953  1 811 256 54 202  3 508  1 899  1 609
Polen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100 522  76 021  24 501  20 872  11 420  9 452  79 650  64 601  15 049
Rumänien1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  21 145  18 903  2 242 817 345 472  20 328  18 558  1 770
Slowakei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  11 556  9 893  1 663 132 84 48  11 424  9 809  1 615
Slowenien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 684  2 516   168 79 110 – 31  2 605  2 406   199
Tschechische Republik . . . . . . . . . . . . . . .  12 206  9 304  2 902 908 669 239  11 298  8 635  2 663
Ungarn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  18 187  15 661  2 526 766 673 93  17 421  14 988  2 433

Zusammen . . .  186 890  144 233  42 657  24 302  13 583  10 719  162 588  130 650  31 938

Europäische Union . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  157 709  161 161 – 3 452  32 390  39 035 – 6 645  125 319  122 126  3 193

Insgesamt . . .  879 217  606 494  272 723  193 958  109 507  84 451  685 259  496 987  188 272

1) Bulgarien und Rumänien hoffen bis 2007 der Europäischen Union (EU) beizutreten.
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Schaubild 2

Wanderungen zwischen den 10 mittel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländern und Deutschland
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Quelle: Statistisches Bundesamt (Zeitreihe); eigene Berechnung der Autorin. Die Angaben beziehen sich auf Personen insgesamt (Ausländische Staatsangehörige und Deutsche).
Lettland, Litauen und Slowenien sind ab 1992, die ehemalige Tschechoslowakei bis 1992 und die Slowakei sowie die Tschechische Republik ab 1993 enthalten.
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auch die Tschechische Republik, die Slowakei und Bulga-
rien sind ebenfalls wichtige Herkunftsländer, wohingegen 
aus den restlichen Ländern kaum Zuzüge erfolgten; das 
hängt auch mit den geringen Einwohnerzahlen zum Beispiel 
der baltischen Staaten zusammen. 

Die Entwicklung der Zu- und Fortzüge aus den bzw. in die 
zehn mittel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandidaten-
länder(n) im Zeitraum von 1974 bis 2002 zeigt, dass die 
meisten Zuzüge zwischen 1988 und 1992 zu verzeichnen 
waren und dass eine hohe Zahl von Zuzügen in der Regel mit 
einer relativ hohen Zahl von Fortzügen korrespondierte, die 
1993 die Zahl der Zuzüge um fast 47 000 übertraf und seit 
1994 fast an die Zahl der Zuzüge heranreicht (siehe Schau-
bild 2). Die starke Rückwanderungsbewegung deutet darauf 
hin, dass ein erheblicher Anteil der Migration aus den mit-
tel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländern auf 
temporäre Zuwanderung zurückzuführen ist. 

Betrachtet man die Wanderungen zwischen Polen und 
Deutschland im Einzelnen, so zeigt sich ein relativ hohes, 
im Zeitverlauf jedoch sinkendes Wanderungsvolumen. Der 
Höhepunkt der Zuwanderung lag im Jahr 1989, bedingt 
durch die Öffnung der Grenzen für deutschstämmige Spät-
aussiedler. Seit 1991 entspricht die Zahl der Fortzüge fast 
der der Zuzüge (siehe Schaubild 3). 

Eine Betrachtung der Migration nach dem Geschlecht zeigt, 
dass sich die Zuwanderer aus den mittel- und osteuropä-
ischen EU-Beitrittskandidatenländern bis 1988 auf beide 
Geschlechter gleichmäßig verteilten und seitdem, insbeson-
dere in den Jahren zwischen 1991 und 1994, die Zuwande-
rer zum größeren Teil männlich waren (siehe Schaubild 4).
Insgesamt lag jedoch im Jahr 2002 der Frauenanteil bei den 

in Deutschland lebenden polnischen, baltischen, tsche-
chischen und slowakischen Staatsangehörigen über 50% 
(siehe Tabelle 1). 

Zuwanderergruppen aus Mittel- 
und Osteuropa

Zuwanderung von
deutschstämmigen Spätaussiedlern

Ein bedeutender Aspekt ist die Zuwanderung von deutschen 
Staatsangehörigen, die aus Polen (siehe Schaubild 3),
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Wanderungen zwischen Polen und Deutschland
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aber auch aus einigen anderen mittel- und osteuropäi-
schen EU-Beitrittskandidatenländern in erheblichem Aus-
maß zugewandert sind. Insbesondere in den Jahren 1988 
bis 1990 dominierten Spätaussiedler das Wanderungsge-
schehen. 1990 wurden 113 300 Spätaussiedler aus Polen 
und 197 200 Spätaussiedler aus Rumänien aufgenommen. 
Insgesamt sind seit 1950 1 444 000 Spätaussiedler aus 
Polen nach Deutschland gekommen.4) Im Jahr 2002 wur-
den jedoch nach Angaben des Bundesverwaltungsamtes 
nur noch 553 Aussiedler aus Polen registriert (2001: 623; 
siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.): „Statistisches Jahr-
buch 2003 für die Bundesrepublik Deutschland“, S. 80). 
Die meisten der neu einreisenden Spätaussiedler stammen 
inzwischen aus der ehemaligen Sowjetunion (darunter ins-
besondere aus Kasachstan); ihre Zuwanderung ist auf ein 
Kontingent von 100 000 Personen je Jahr beschränkt. 

Die gesonderte Berücksichtigung von deutschen Staatsan-
gehörigen in der Einwanderungsstatistik ist erforderlich, um 
die Wanderungssituation angemessen einzuschätzen. 1989 
betrafen etwa 20% der Zuzüge aus Polen und 14% der Fort-
züge dorthin deutsche Staatsangehörige. Trotz der abso-
luten Abnahme der aufgenommenen Spätaussiedler sind 
auch 2001 noch 20% deutsche Staatsangehörige unter 
den Zuwandernden aus Polen zu verzeichnen und 15% der 
Fortziehenden nach Polen sind Deutsche (siehe Tabelle 2). 
Somit ist zwar die Zuwanderung von neuen Spätaussied-
lern aus Polen nahezu zum Erliegen gekommen, aber noch 
immer wandern Deutsche aus Polen nach Deutschland 
und Polen stellt nach den Vereinigten Staaten inzwischen 
das zweitwichtigste Auswanderungsland für Deutsche dar. 
Diese Entwicklung kommt sicherlich teilweise durch Rück-
wanderungen und Pendelmigration von Spätaussiedlern 
und deren eingebürgerten Familienangehörigen und Nach-
kommen zu Stande. Nicht unwesentlich beteiligt am Wan-
derungsvolumen ist die in Polen lebende deutsche Minder-
heit. Deutsche Staatsbürger gehören in Polen seit längerem 
zu den größten ausländischen Nationalitätengruppen mit 
Arbeitserlaubnis oder mit dauerhafter Aufenthaltsgeneh-
migung.5) Eine weitergehende Analyse dieses Sachverhalts 
wäre notwendig, um genauere Angaben über die Ursachen 
dieser Wanderungsbewegung machen zu können.

Familiennachzug und Heiratsmigration

Das Recht auf Familiennachzug sieht Zuwanderungsmög-
lichkeiten für Ehegatten und minderjährige Kinder von Deut-
schen und Ausländern vor. Im Falle des Nachzugs von Ehe-
partnern und Kindern, die keine EU-Staatsangehörigkeit 
besitzen (Drittstaatenangehörige), besteht Visumspflicht. 
Das Ausmaß des Familiennachzugs lässt sich somit anhand 
der Visastatistik des Auswärtigen Amtes ermitteln. Der 
Familiennachzug ist bei der Zuwanderung aus mittel- und 
osteuropäischen Ländern im Vergleich zur Türkei, an deren 
Bürger etwa 30% der Visa ergehen, von eher untergeordne-
ter Bedeutung. Im Jahr 2002 wurden 7 000 Visa zur Fami-

lienzusammenführung in den Konsulaten der mittel- und 
osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländer ausgestellt, 
darunter waren 3 100 Visa für Polen. An die mittel- und ost-
europäischen EU-Beitrittskandidatenländer gingen 8% aller 
insgesamt ausgestellten Visa, 12% der Visa für Kinder unter 
18 Jahren (2 600) und 12% der Visa an ausländische Frauen 
zum Nachzug zu ihrem deutschen Ehemann (2 400). Relativ 
unbedeutend ist dagegen der Nachzug ausländischer Ehe-
frauen zu ausländischen Ehemännern und selten ist der 
Nachzug ausländischer Ehemänner zu ausländischen oder 
zu deutschen Frauen (siehe Auswärtiges Amt, Gesamtstatis-
tik Familienzusammenführung; eigene Berechnungen). 

Nicht alle in Zusammenhang mit der Familienzusammen-
führung stehenden Zuzüge sind mit dieser Statistik abge-
deckt. Eine Aufenthaltsgenehmigung wird ohne Visum 
erteilt, sofern ein ausländischer Partner sich mit einem 
Touristenvisum in Deutschland aufhält und eine Heirat im 
Inland erfolgt. Nicht nur aufgrund der Visastatistik steht zu 
vermuten, dass die interethnische Heiratsmigration eine 
Rolle spielt, das heißt die Eheschließung von Ausländern 
mit Deutschen mit dem Ziel der Einwanderung aus dem Aus-
land. Weitere Anhaltspunkte dafür gibt die Heiratsstatistik. 
An der Spitze der deutsch-ausländischen Eheschließungen 
von deutschen Männern stehen Ehepartnerinnen aus Polen 
und – außer aus Thailand – aus der Russischen Föderation, 
aus der Ukraine, aus Ungarn und aus Rumänien (siehe Sta-
tistisches Bundesamt, Eheschließungsstatistik, http://
www.destatis.de). Im Jahr 2001 wurden 10 417 Ehen zwi-
schen deutschen Männern und Frauen aus den mittel- und 
osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländern geschlos-
sen, das sind 29,3% aller Ehen von deutschen Männern mit 
ausländischen Frauen und 3,0% aller Ehen von deutschen 
Männern. Bei den ohnehin seltener erfolgenden binatio-
nalen Eheschließungen von deutschen Frauen stammten 
2001 nur 6,8% der Partner aus Mittel- und Osteuropa. Die-
ses geschlechtsspezifische Muster spiegelt die Entwicklung 
des transnationalen Heiratsmarktes wider.6) Dabei muss 
berücksichtigt werden, dass es sich bei den im Standes-
amt erfassten Deutschen auch um Spätaussiedler oder Ein-
gebürgerte handeln kann, sodass ein Teil der binationalen 
Ehen auf intraethnische Heiraten zurückzuführen ist.7)

Zuwanderung in den Arbeitsmarkt

Neben der Aussiedlerzuwanderung und dem Familiennach-
zug spielt bei der Migration aus den zehn EU-Beitrittslän-
dern der Arbeitsmarkt für temporäre Beschäftigung eine 
bedeutende Rolle. Von den 373 800 im Jahr 2001 neu er-
teilten Arbeitsgenehmigungen für neu eingereiste erstma-
lig Beschäftigte waren 87% für Bürger aus den mittel- und 
osteuropäischen EU-Beitrittskandidatenländern (siehe Ta-
belle 3). 

Die neu eingereisten erstmalig Beschäftigten kamen zum 
überwiegenden Teil (68%) aus Polen. Auch die Beschäf-
tigten, die erneut (nach einer Pause oder Rückreise) eine 

 4) Siehe Bundesministerium des Innern, http://www.bmi.bund.de/top/sonstige/Themen_der_Innenpolitik/Aussiedler/Statistiken/ix8616_81066.htm (Stand: Juni 2003).
 5) Siehe Iglicka, K.: “Migration movements from and into Poland in the ligth of East-West European migration” in International Migration, Vol. 39, 2001, S. 3 ff.
 6) Siehe Müller-Schneider, T.: „Zuwanderung in westliche Gesellschaften. Analyse und Steuerungsoptionen“, Opladen, 2000.
 7) Siehe Elsner, E.: „Polnische Staatsbürger in Berlin“ in Statistisches Landesamt Berlin (Hrsg.): „Berliner Statistik“, Monatsschrift, 9/2002, S. 370 ff.
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Arbeitsgenehmigung erhalten haben, und diejenigen, 
die ihre Beschäftigung fortsetzten, waren zumeist pol-
nische Staatsangehörige. Bei einer erneuten Beschäfti-
gung wurden mehrheitlich unbefristete Arbeitsberechti-
gungen gewährt, das heißt bei Personen, die zum zweiten 
Mal eine Arbeitserlaubnis beantragen, tritt häufig eine Ver-
stetigung des Aufenthalts ein. Bei Staatsangehörigen aus 
der Tschechischen Republik übersteigt die Zahl der fortge-
setzten Arbeitsgenehmigungen die Zahl der Arbeitsgeneh-
migungen für neu Eingereiste. Im Fall der Staatsangehöri-
gen der Tschechischen Republik und auch Rumäniens und 
Ungarns hatten dauerhafte Aufenthaltsformen wie die Fort-
setzung bestehender Beschäftigungen sowie die erstma-
lige Beschäftigung nicht neu Eingereister eine relativ große 
Bedeutung, während bei den Polen im Jahr 2001 die Neuzu-
züge auf dem Arbeitsmarkt dominierten. 

Die Zahl der 2001 ausgestellten Arbeitsgenehmigungen für 
neu eingereiste, erstmalig beschäftigte polnische Staats-
angehörige betrug mit 253 000 ein Vielfaches der Zahl 
der Zuzüge Nicht-Deutscher aus Polen (79 700), sie reicht 
fast an die Zahl der in Deutschland lebenden polnischen 
Staatsangehörigen mit 317 600 heran. Bei einem Wande-
rungssaldo von 15 000 Nicht-Deutschen war 2001 im Ver-
gleich zum Vorjahr im Ausländerzentralregister (AZR) eine 
Bestandszunahme der polnischen Staatsangehörigen um 
lediglich 9 100 zu verzeichnen – hierbei muss die Abnahme 
der Zahl der ausländischen Staatsangehörigen durch Ein-
bürgerungen berücksichtigt werden (Berechnungen des Sta-
tistischen Bundesamtes auf der Basis des Ausländerzent-
ralregisters). 

Es spricht somit alles dafür, dass Polen vor allem Beschäf-
tigungen als Saison- oder Werkvertragsarbeitnehmer wahr-
nehmen.8) Die Zahl der Grenzarbeitnehmer ist insgesamt 

relativ unbedeutend; sie spielen höchstens bei den tsche-
chischen Staatsangehörigen eine Rolle, bei denen 75% 
(1 600) der erstmals erteilten Arbeitsgenehmigungen an 
Grenzarbeitnehmer gingen und 2001 insgesamt 8 935 
Arbeitsgenehmigungen (erstmals, erneut und fortgesetzt) 
erteilt wurden. Bei Polen ist die Zahl der Grenzarbeitnehmer 
gering zu veranschlagen (607 erstmals erteilte Arbeitsge-
nehmigungen bei 856 Arbeitsgenehmigungen insgesamt). 
Diese Verteilung hängt mit der ungünstigen wirtschaftlichen 
Entwicklung der polnisch-deutschen Grenzregionen in Meck-
lenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen gegenüber 
der besseren Situation in Bayern zusammen. 

Eine Analyse der erteilten Arbeitserlaubnisse im Informa-
tionstechnologie(IT)-Sektor spricht dafür, dass ein Teil der 
Arbeitnehmer aus den mittel- und osteuropäischen Beitritts-
ländern auf den Arbeitsmarkt für hoch Qualifizierte strebt 
(siehe Tabelle 4 auf S. 286). Fast ein Drittel aller erteilten 
Arbeitserlaubnisse für hoch qualifizierte ausländische
IT-Fachkräfte ging an Staatsangehörige der mittel- und ost-
europäischen EU-Beitrittskandidatenländer. Darunter sind 
besonders viele Rumänen und Polen. Die Beschäftigung von 
Inländern, das heißt Personen, die sich bereits in Deutsch-
land aufhalten und zum Beispiel in Deutschland einen 
Hochschulabschluss erworben haben, ist unter den Mittel- 
und Osteuropäern außerordentlich gering. 

Studienaufenthalte

Im Wintersemester 2001/2002 waren unter den Bildungs-
ausländern, das heißt den ausländischen Studierenden, die 
ihre Hochschulzugangsberechtigung im Ausland erworben 
haben, 26 100 Staatsangehörige der mittel- und osteuro-
päischen EU-Beitrittskandidatenländer an deutschen Hoch-
schulen eingeschrieben9). Darunter waren 7 600 Studie-

Tabelle 3: Erteilte Arbeitsgenehmigungen für eine erstmalige oder erneute Beschäftigung bzw. Fortsetzung der Beschäftigung 2001

Erstmalige Beschäftigung

Neu eingereist Nicht neu eingereist
Erneute Beschäftigung Fortsetzung der Beschäftigung

zu-
sammen

dar.: Arbeits-
berechtigung

zu-
sammen

dar.: Arbeits-
berechtigung

zu-
sammen

dar.: Arbeits-
berechtigung

zu-
sammen

dar.: Arbeits-
berechtigung

Staatsangehörigkeit

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Bulgarien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 343 69 1,1 997 645 64,7 3 398 148 4,4 2 394 18 0,8

Estland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 263 9 3,4 127 94 74,0 64 15 23,4 87 2 2,3

Lettland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 727 27 3,7 289 228 78,9 234 26 11,1 507 3 0,6

Litauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 796 38 4,8 639 507 79,3 266 72 27,1 195 26 13,3

Polen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 252 957 906 0,4 11 720 7 454 63,6 57 534 1 355 2,4 52 875 347 0,7

Rumänien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22 083 222 1,0 3 103 2 425 78,2 2 705 431 15,9 15 527 111 0,7

Slowakei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 670 69 0,5 727 412 56,7 3 592 115 3,2 3 797 24 0,6

Slowenien . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 250 1 0,0 158 101 63,9 2 771 47 1,7 322 18 5,6

Tschechische Republik . . . . . . 9 239 72 0,8 2 790 847 30,4 12 417 178 1,4 12 308 46 0,4

Ehemalige
Tschechoslowakei . . . . . . . . 284 4 1,4 74 42 56,8 42 15 35,7 43 6 14,0

Ungarn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17 200 50 0,3 974 627 64,4 16 097 205 1,3 10 671 61 0,6

Zusammen . . . 326 812 1 467 0,4 21 598 13 382 62,0 99 120 2 607 2,6 98 726 662 0,7

Insgesamt . . . 373 833 6 593 X 179 890 113 309 X 223 961 37 551 X 276 842 11 077 X

Anteil der mittel- und
osteuropäischen Beitritts-
kandidatenländer in % . . . . 87,4 22,3 X 12,0 11,8 X 44,3 6,9 X 35,7 6,0 X

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2001: Arbeitsmarkt in Zahlen, Arbeitsgenehmigungen, Jahreszahlen, Nürnberg. Arbeitsberechtigung: § 286 SGB III, unbefristet.

 8) Siehe Pallaske, C.: „Migranten aus Polen in der Bundesrepublik Deutschland in den 1980er und 1990er Jahren“, Münster, 2000.
 9) Siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 11 „Bildung und Kultur“, Reihe 4.1 „Studierende an Hochschulen“, Wintersemester 2001/2002, Wiesbaden, S. 385.
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rende im ersten Hochschulsemester, die vermutlich kürzlich 
zugewandert sind. Mittel- und Osteuropäer stellten somit 
18% aller Bildungsausländer und knapp 20% der Bildungs-
ausländer im ersten Hochschulsemester. Mit 30 400 Studie-
renden (einschl. Bildungsinländern) hatten sie einen Anteil 
von 14,7% an allen ausländischen Studierenden und der 
Anteil der Studierenden an der Wohnbevölkerung mit einer 
Staatsangehörigkeit der zehn Beitrittsländer lag insgesamt 
bei etwa 5%. Die Zuwanderung zum Zweck des Studiums ist 
von der Größenordnung somit im Vergleich zur Arbeitsmig-
ration relativ unbedeutend. 

Fazit zur Beurteilung
der Zuwanderungssituation

Bei der Analyse hat sich gezeigt, dass keine reine Einwan-
derungssituation besteht: Der Zuwanderungsbewegung aus 
Mittel- und Osteuropa steht ein fast gleich großer Gegen-
strom an Rückwanderern entgegen. Dieses Faktum muss 
bei der Interpretation der Zuwanderungssituation berück-
sichtigt werden. 

Unter nachhaltiger Zuwanderung wird in der Regel Mig-
ration verstanden, die zu einem Anstieg der Wohnbevöl-
kerung des Aufnahmelandes führt. Da hohe Zu- und Fort-

zugszahlen oftmals in einer geringen Nettozuwanderung 
resultieren, ist es unerlässlich, bei der Erforschung der Mig-
rationsbewegungen den Wanderungssaldo zu berücksichti-
gen. Generell kann bei Arbeitsmigranten von einer erhebli-
chen Rückwanderung ausgegangen werden.10) Dabei sollte 
bedacht werden, dass das Ausmaß der Remigration vermut-
lich durch mangelhafte Abmeldungen der Rückkehrer noch 
unterschätzt wird.

Es ist auch zu beachten, dass bei einem hohen Anteil an 
Pendelmigranten, das heißt an Personen, die sich zum Bei-
spiel als Werkvertragsarbeitnehmer mehrfach zeitweise 
in Deutschland aufhalten, und bei einer hohen Anzahl an 
Rückkehrern der Wanderungssaldo trotz hoher Zuzugszah-
len ausgeglichen oder sogar negativ sein kann. Die amtli-
che Statistik erlaubt nicht, den Anteil der Pendelmigration 
festzustellen, da die von den Meldeämtern an die amtli-
che Statistik weitergeleiteten Individualdaten keine Per-
sonenkennzeichen enthalten, die Verlaufsauswertungen 
erlauben würden. Aus diesem Grund werden Mehrfachzu-
züge mehrfach gezählt, das heißt durch häufige Pendelmi-
gration erhöht sich die Zuzugszahl und dies führt im Aggre-
gat zu einer Überschätzung der Zuwanderung. Auch werden 
keine Informationen über Dauer und Zweck des Aufenthal-
tes registriert. Dies ist insbesondere bei der Abschätzung 
der Zuwanderung aus den mittel- und osteuropäischen EU-
Beitrittskandidatenländern zu berücksichtigen.

Andererseits sind in Deutschland Einreisende mit beabsich-
tigtem Kurzzeitaufenthalt nicht meldepflichtig und tauchen 
in der Einwanderungsstatistik nicht auf; darunter fallen Sai-
sonarbeitsgenehmigungen für Zeiträume unter drei Mona-
ten oder Touristenvisa. Ein hoher Anteil nicht-permanenter 
Arbeitsmigration führt zu starken Unterschieden zwischen 
Arbeitsmarktstatistik und Zuwanderungsstatistik. Dies ist 
insbesondere bei Einreisenden aus Polen von Bedeutung; 
die Differenz zwischen Zuwanderern und erstmalig erteil-
ten Arbeitsgenehmigungen für neu Eingereiste im Jahr 2001 
beträgt hier 173 300. Durch den hohen Anteil an nicht mel-
depflichtigen Kurzzeitaufenthalten gibt die Bestandsstatis-
tik des Ausländerzentralregisters (AZR) die Zahl der sich 
zeitweilig in Deutschland aufhaltenden ausländischen 
Staatsangehörigen nicht vollständig wieder. 

Auch gibt es keine länderübergreifende einheitliche Defini-
tion und Erfassung der Migration. Diese Tatsache kann bei 
internationalen Vergleichen zu Fehleinschätzungen führen, 
da sehr hohe Unterschiede in der amtlichen Statistik der 
Herkunfts- und Zielländer auftreten können.11)

Fazit zur Schätzung des
Ost-West-Wanderungspotenzials

Von politischer Seite wurden Befürchtungen laut, dass
infolge der EU-Ost-Erweiterung eine vermehrte Zuwande-

Tabelle 4: Erteilte Arbeitserlaubnisse für hoch qualifizierte
ausländische IT-Fachkräfte, August 2000 bis November 2003

Ausnahmetatbestände nach der IT-ArGV

Erstmalige
 Beschäftigung

Erneute
Beschäftigung

Fortsetzung der
BeschäftigungStaats-

angehörigkeit
zu-

sammen

dar.:
aus dem

Inland

zu-
sammen

dar.:
 aus dem

Inland

zu-
sammen

dar.:
aus dem

Inland

Bulgarien . . . . . . 323 32 120 37 26 6

Estland . . . . . . . . 16 3 4 3 1 0

Lettland . . . . . . . 28 3 8 2 2 0

Litauen . . . . . . . . 66 3 15 5 4 0

Polen . . . . . . . . . . 649 34 163 47 56 8

Rumänien . . . . . 834 37 259 78 91 12

Slowakei . . . . . . . 436 10 165 49 44 4

Slowenien . . . . . 16 0 3 2 0 0

Tschechische
Republik . . . . . 334 6 83 24 30 5

Ehemalige Tsche-
choslowakei . 9 2 0 0 0 0

Ungarn . . . . . . . . 403 11 93 34 54 5

Zusammen . . . 3 114 141 913 281 308 40

Insgesamt . . . 11 196 1 096 3 206 1 009 1 152 188

Anteil der mittel-
und osteuro-
päischen
Länder in % . . 27,8 12,9 28,5 27,8 26,7 21,3

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Arbeitsgenehmi-
gungsverfahren August 2000 bis November 2003. Erteilte Arbeitserlaubnis-
se für hoch qualifizierte ausländische IT-Fachkräfte nach der IT-ArGV,
Nürnberg.

10) Im Fall der italienischen Staatsangehörigen beispielsweise betrug die Remigrationsquote (Anteil der Rückwanderungen aus Zuwanderungen) zwischen 1955 und 1999 88%. Siehe
Haug, S.: „Bleiben oder Zurückkehren? Zur Messung, Erklärung und Prognose der Rückkehr von Immigranten in Deutschland“ in Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft,  Band 26, Nr. 2, 
2001, S. 231 ff.

11) Für einen Vergleich zwischen Polen und Deutschland siehe Kupiszewski, M.: “How trustworthy are forecasts of international migration between Poland and the European Union?” in Jour-
nal of Ethnic and Migration Studies, Vol. 28, No. 4, S. 627 ff.; für Italien und Deutschland siehe Fußnote 10; für Italien und Belgien siehe Bisogno, E./Poulain, M.: «La fiabilité de la mesure 
des courants de migration internationale entre la Belgique et l‘Italie», Eurostat Working Papers, 1999.
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rung nach Deutschland zu erwarten sei. Bereits heute sind 
im Hinblick auf Zuwanderung und ausländische Bevölke-
rung die mittel- und osteuropäischen Länder und insbeson-
dere Polen für Deutschland von großer Bedeutung. Diese 
Zuwanderungsoptionen beruhen derzeit auf zeitlich befris-
teten Arbeits- und Studienaufenthalten, dem Familiennach-
zug im Zusammenhang mit der Heiratsmigration sowie der 
zahlenmäßig relativ unbedeutenden Spätaussiedlerzuwan-
derung. 

Die meisten ökonomischen Einschätzungen der zukünfti-
gen Entwicklung der Ost-West-Migration nach Deutschland 
gehen davon aus, dass kein massiver Anstieg der Zuwan-
derung zu erwarten ist12), wohingegen Befragungen in den 
Herkunftsländern zur Abwanderungsabsicht oftmals zu 
hohen Wanderungspotenzialen kommen13). Bei der Prog-
nose sind mehrere Aspekte zu berücksichtigen. Erstens, 
die Ausgestaltung der rechtlichen Regelung der Migration: 
Es ist eine siebenjährige Wartefrist bis zur Gewährung der 
Personenfreizügigkeit für die neuen EU-Bürger vereinbart, 
die rechtliche Gestaltung lässt jedoch Verhandlungsspiel-
räume. Zudem ist offen, wie häufig mehrfache Verlänge-
rungen von temporären Arbeits- und Aufenthaltsgenehmi-
gungen zu einer de-facto-Einwanderung führen werden, wie 
es bei der Zuwanderung von „Gastarbeitern“ aus Südeu-
ropa die Regel war. Zweitens, die wirtschaftliche Entwick-
lung aller beteiligten Länder: Entwickelt sich die Wirtschaft 
der Herkunftsländer wie erwartet positiv, sinkt voraussicht-
lich die Abwanderungsbereitschaft schnell. Dies gilt auch, 
wenn die wirtschaftliche Lage der Aufnahmeländer sich 
deutlich verschlechtern sollte. Drittens, wie nachstehend 
die demographische Entwicklung: Vor allem junge Erwach-
sene sind abwanderungswillig und angesichts der auf-
grund des Geburtenrückgangs nach 1990 zu erwartenden 
Schrumpfung und zunehmenden Alterung der Bevölkerung 
in den Herkunftsländern wird sich das Migrationspotenzial 
mittel- bis langfristig deutlich verringern. Viertens, die Wan-
derungsabsichten sind prospektiv: Die Verhaltensabsichten 
der potenziellen Migranten müssen kein diesbezügliches 
Verhalten nach sich ziehen. Fünftens, die zeitliche Dimen-
sion der Zuwanderung: In Befragungen hat sich gezeigt, 
dass potenzielle Migranten aus Ost-Mitteleuropa Deutsch-
land oder Österreich als Zielland bevorzugen, wobei aller-
dings kurzfristige Aufenthalte oder eine Pendelmigration 
der dauerhaften Auswanderung vorgezogen werden. 

Die Frage des Ost-West-Migrations-Potenzials ist somit 
schwer abzuschätzen. Langfristig ist zu erwarten, dass bei 
günstiger wirtschaftlicher Entwicklung und ungünstiger 
demographischer Entwicklung die Länder in Ost-Mitteleu-
ropa sich von Abwanderungs- zu Zuwanderungsländern ent-
wickeln und die ausgewanderten Bevölkerungsteile zurück-
kehren. Diese Entwicklung hat sich in den ehemaligen Aus-
wanderungsländern der EU wie Italien, Spanien, Portugal 

und Griechenland gezeigt. Kurzfristig kann davon ausge-
gangen werden, dass die Zahl der temporären Arbeitsauf-
enthalte auf hohem Niveau bleiben oder noch zunehmen 
wird.

12) Siehe Brückner, H./Trübswetter, P./Weise, C.: „EU-Osterweiterung: Keine massive Zuwanderung zu erwarten“, DIW-Wochenbericht, 21/2000; Hönekopp, E./Werner, H.: “Eastward Enlarge-
ment of the European Union: a Wave of Immigration?” in IAB Labour Market Research Topics, 40; Sinn, H.-W./Flaig, G./Werding, M./Munz, S./Düll, N./Hofmann, H.: „EU-Erweiterung und 
Arbeitskräftemigration. Wege zu einer schrittweisen Annäherung der Arbeitsmärkte“, Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.), ifo Beiträge zur Wirtschaftsforschung Band 2, München, 
2001; Straubhaar, T.: „Ost-West-Migrationspotenzial: Wie groß ist es?“ in Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 222(1), 2002, S. 22 ff.

13) Siehe Fassmann, H./Hintermann, C.: „Migrationspotential Ostmitteleuropa. Struktur und Motivation potentieller Migranten aus Polen, der Slowakei, Tschechien und Ungarn“, Institut für 
Stadt- und Regionalforschung (Hrsg.), ISR-Forschungsberichte, Wien, 1997; Wallace, C.: “Migration Potential in Central and Eastern Europe”, Genf, 1998 und für eine kritische Einschät-
zung Kupiszewski, M.: “How trustworthy are forecasts of international migration between Poland and the European Union?” in Journal of Ethnic and Migration Studies, Vol. 28, No. 4, 2002,
S. 627 ff. 



LANDWIRTSCHAFT

288 Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2004

Rund 75% der weltweiten Weinerzeugung im Umfang von 
etwa 260 Mill. Hektolitern (hl) je Jahr stammen aus Europa 
(etwa 200 Mill. hl je Jahr), davon werden etwa 9 Mill. hl bzw. 
5% in Deutschland erzeugt, was in etwa 4% der Weltpro-
duktion entspricht.

Amtliche Statistiken zum Themenkomplex Weinbau befas-
sen sich einerseits mit der Struktur der Weinbaubetriebe, 
den Anbauflächen und der Vermarktung, andererseits mit 
Erntemengen, Rebsorten und Ertragsklassen. Neben Primär-
erhebungen wird als Datenquelle insbesondere die zentrale 
Weinbaukartei herangezogen, deren Errichtung 1986 vom 
EG-Ministerrat beschlossen worden ist und die seit 1992 
als sekundärstatistische Datenquelle für die Agrarstatistik 
genutzt wird. Vorteile dieser Verwaltungsdatennutzung sind 
neben der guten Verfügbarkeit der Daten auch die Verringe-
rung des Aufwands in den statistischen Ämtern und die Ent-
lastung der Berichtspflichtigen.

Vorbemerkung

Der Anbau von Keltertrauben zur Erzeugung von Wein hat 
in Deutschland eine fast 2000 Jahre währende Tradition. 
Weinanbau wird in sechs der alten Bundesländer und vier 
der neuen Bundesländer in insgesamt 13 Anbaugebie-
ten1) betrieben (siehe Schaubild 1). Dabei wird infolge der 
Ansprüche von Keltertrauben an das Klima in den nörd-
lichen Bundesländern kein Wein angebaut. Während am 
Rhein die letzten Weinberge kurz vor Bonn auf der Höhe 
des 51. Breitengrades enden, beginnen sie an der Elbe 
erst bei dieser geographischen Breite. „Saale-Unstrut“ und 

„Sachsen“ sind damit die nördlichsten Weinanbaugebiete 
Deutschlands. Die Größe der bestockten Rebfläche in den 
einzelnen Anbaugebieten ist in Tabelle 1 aufgelistet.

Dr. Isabella Mehlin

Weinbau und Weinstatistiken 
in Deutschland

 1) Die 13 Weinanbaugebiete in Deutschland, die im Weingesetz als „bestimmte Anbaugebiete“ für Qualitätswein b. A. eingeteilt sind, umfassen die geographischen Räume Württemberg, 
Baden, Franken, Hessische Bergstraße, Rheingau, Ahr, Mittelrhein, Mosel-Saar-Ruwer, Nahe, Rheinhessen, Pfalz, Saale-Unstrut und Sachsen.

Tabelle 1: Bestockte Rebfläche in den Anbaugebieten
in Deutschland im Jahr 2002

ha

Bundesländer mit Weinbau
––––––––––––––––

Anbaugebiet

Mit Keltertrauben
bestockte
Rebfläche

Früheres Bundesgebiet . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 101 858
Baden-Württemberg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 27 335

Württemberg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11 418
Baden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15 917

Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 069
Franken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 041
Übrige Gebiete . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28

Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 645
Hessische Bergstraße . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 452
Rheingau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 193

Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 64 705
Ahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 525
Nahe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 297
Rheinhessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26 296
Pfalz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23 357

Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen
Mittelrhein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 505

Rheinland-Pfalz und Saarland
Mosel-Saar-Ruwer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 828

Nordrhein-Westfalen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 84

Neue Länder . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 097
Sachsen-Anhalt, Thüringen und Brandenburg

Saale-Unstrut . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 648

Sachsen, Brandenburg und Sachsen-Anhalt
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 449

Deutschland . . . 102 955
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Der Beginn des Weinbaus in Deutschland ist auf die Ein-
führung von Reben und Weinbau durch die Römer zurück-
zuführen. Dabei breitete sich der Weinbau rheinaufwärts 
aus. Die Förderung von Weinbau in nachrömischer Zeit ist 
vor allem den Klöstern und Karl dem Großen zu verdanken.2)
Im 16. Jahrhundert erreichten der Rebenanbau in Europa 
und der Pro-Kopf-Verbrauch von Wein in Deutschland ihre 
Höhepunkte. So schreibt Hugh Johnson in seiner Weinge-
schichte3), dass Anfang des 16. Jahrhunderts der deutsche 
Weinbau „als Erzeuger des meisten und besten Weins im 
nördlichen Europa“ seinen Höhepunkt erreichte. Die Reb-
fläche in Deutschland soll damals etwa 300 000 Hektar 
(ha) betragen haben – das ist etwa das Dreifache der heuti-
gen Anbaufläche. Nach dem Dreißigjährigen Krieg ging der 

Weinbau in Nordeuropa allerdings zugunsten von süßen 
Importen aus Südeuropa zurück. Damals bildeten sich die 
heutigen, günstig an den Flüssen gelegenen Weinbauge-
biete heraus. Eine wissenschaftliche Beschäftigung mit 
dem Weinbau setzte erst Anfang des 19. Jahrhunderts ein. 
Um diese Zeit entstanden auch erste Weingesetze mit den 
Zielen Ursprungsschutz, Klassifizierung, Bestrafung von Fäl-
schungen, strenger Einhaltung von Bestimmungen bei der 
Weinherstellung sowie Vermeiden falscher Aussagen auf 
dem Etikett. Ende des 19. Jahrhunderts nahm die Rebfläche 
infolge der Einschleppung von Rebkrankheiten (Reblaus, 
Mehltau) aus Amerika ab. Um 1920 vergrößerte sich diese 
aufgrund der Erfolge in der Bekämpfung dieser Krankhei-
ten wieder. Im Jahr 1950 lag die Rebfläche – als Folge des 
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Krieges und da im Nachkriegsdeutschland der Anbau  von 
Grundnahrungsmitteln wichtiger war – nur noch bei knapp 
50 000 ha. Anfang der 1960er-Jahre wurden dann wieder in 
großem Maße Reben gepflanzt. Heute sind in Deutschland 
mehr als 100 000 Hektar mit Rebfläche bestockt.

Im Jahr 1970 wurde die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein in der Europäischen Union (EU) geschaffen. Wein 
unterliegt damit der Weinmarktordnung innerhalb der EU 
und sein Anbau, seine Verarbeitung und Vermarktung wer-
den durch zahlreiche Regelungen, vor allem in Form von Ver-
ordnungen reglementiert. Zur Kontrolle der Einhaltung der 
Vorschriften der Marktorganisation für Wein werden unter 
anderem statistische Erhebungen genutzt. Von den statis-
tischen Ämtern werden in diesem Rahmen die Weinbau-
erhebung, die Rebflächenerhebung, die Ernte- und Betriebs-
berichterstattung, die Ernteerhebung, die Erhebung der 
Weinerzeugung sowie die Erhebung des Weinbestandes 
durchgeführt.

In diesem Beitrag soll ein Überblick über die amtlichen 
Weinstatistiken gegeben werden. Dabei soll insbesondere 
auf diejenigen Statistiken der Weinwirtschaft eingegangen 
werden, die auf einer sekundärstatistischen Nutzung der 
Verwaltungsdaten der Weinbaukartei beruhen. Im Einzelnen
sind das die jährlich durchgeführte Zwischenerhebung der 
Rebflächen, die jährliche Ernteerhebung, die jährliche Erhe-
bung der Weinerzeugung und die ebenfalls jährliche Erhe-
bung des Weinbestandes. Zudem beruht die im Rahmen der 
Weinbauerhebung alle zehn Jahre stattfindende Grunderhe-
bung der Rebflächen auf der sekundärstatistischen Auswer-
tung von Daten der Weinbaukartei.4)

Um diese Statistiken einordnen zu können, wird zunächst 
ein Überblick über die europäische Marktorganisation für 
Wein und die Rechtsgrundlagen der Statistiken gegeben. 
Anschließend werden Aufbau und die Pflege der Weinbau-
karteien beschrieben und die Berichtswege für die Statisti-
ken dargestellt. Im Anschluss hieran folgt die Beschreibung 
der einzelnen Erhebungen und die Vorstellung zentraler 
Ergebnisse daraus.

Europäische
Marktorganisation für Wein
Im Jahr 1970 wurde durch die Entschließung des Rates vom 
6. Februar 1970 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein eine Weinmarktordnung für Wein geschaffen. Euro-
päische Marktordnungen haben den Zweck, innergemein-
schaftliche Handelsbeschränkungen abzubauen und den 
Warenverkehr mit Drittländern zu vereinheitlichen.

Die grundlegenden Bestimmungen über die Marktorganisa-
tion für Wein wurden durch die Verordnung (EWG) Nr. 337/
79 des Rates vom 5. Februar 1979 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein5) erstmals kodifiziert. Die der-

zeit geltende Regelung ist die Verordnung (EG) Nr. 1493/
1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein6).

Die Weinmarktordnung ist Teil der gemeinsamen Agrarpolitik 
der EU. Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik auf dem Wein-
sektor ist es, die Märkte zu stabilisieren und der vom Wein-
bau lebenden landwirtschaftlichen Bevölkerung eine ange-
messene Lebenshaltung zu gewährleisten. Diese Ziele7)
werden durch die Anpassung der Versorgung an den Bedarf 
bei gleichzeitiger Förderung der Qualität verwirklicht.

Die Wahrung des Gleichgewichts zwischen Erzeugung und 
Nachfrage auf dem Weinmarkt setzt die Kenntnis der Pro-
duktionsmöglichkeiten, das heißt der Rebflächen, und eine 
jährliche Schätzung des Umfangs der verfügbaren Trauben-
most- und Weinmengen voraus.

Zur Sicherung eines Gleichgewichts auf dem Markt können 
angemessene Strukturmaßnahmen vorgesehen werden. 
Überschüsse können beispielsweise durch ein vorüberge-
hendes Verbot von Neuanpflanzungen, durch Einschrän-
kung von Wiederbepflanzungsrechten oder durch Rodungen 
eingedämmt werden. Andere Interventionsmaßnahmen zur 
Reduzierung von Marktungleichgewichten sind die verschie-
denen Arten der Destillation von Wein oder die Einlagerung 
von Wein. Diese Eingriffe in die produzierten Mengen kön-
nen ebenfalls von der EU angeordnet werden.

Rechtsgrundlagen der Statistiken

Die Einrichtung der Weinmarktordnung der EU brachte 
umfangreiche Regelungen mit sich (siehe Übersicht 1), die 
auch im nationalen Recht ihren Niederschlag fanden. Die 
Rechtsgrundlagen der EU zielen dabei vor allem auf eine 
Erhöhung der Qualität des Weins bei gleichzeitiger Verrin-
gerung der Mengen.

Insbesondere wurden Qualitätsstufen (Tafelwein, Qualitäts-
wein bestimmter Anbaugebiete, Qualitätswein mit Prädi-
kat) eingeführt, deren Voraussetzung vom Bundessorten-
amt zugelassene Rebsorten und Ertragsbeschränkungen 
sind. Aufgrund dessen sind Neuanlagen von Weinbergen 
genehmigungspflichtig und Rodungen bzw. Wiederbepflan-
zungen meldepflichtig. Außerdem haben sämtliche Erzeu-
ger die Pflicht zur Ernte-, Produktions- und Bestandsmel-
dung. Diese gemeldeten Daten werden in der Weinbaukartei 
erfasst (siehe das folgende Kapitel).

Nationale Rechtsgrundlage für die den Wein betreffen-
den Statistiken ist das Agrarstatistikgesetz in der Bekannt-
machung der Neufassung vom 8. August 2002 (BGBl. I
S. 3118). Im Einzelnen handelt es sich dabei um folgende 
Erhebungen:

 4) Detailliertere Informationen über Methodik und Ergebnisse der Weinbauerhebung 1999 sind nachzulesen bei Gurrath, P.: „Weinbau in Deutschland 1999“ in WiSta 1/2001, S. 30 ff.
 5) Amtsbl. der EG Nr. L 54 vom 5. März 1979, S. 1.
 6) Amtsbl. der EG Nr. L 179 vom 14. Juli 1999, S. 1.
 7) Die Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik sind in Artikel 39 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft definiert.
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1 Weinbauerhebung
(§§ 35 bis 37 AgrStatG)

Die Weinbauerhebung liefert Ergebnisse über die Struktur, 
die Flächen sowie die Vermarktung der Weinbaubetriebe.8)
Sie wird allgemein etwa alle zehn Jahre durchgeführt und 
deckt zugleich die erforderlichen Informationen der europä-
ischen Grunderhebung der Rebflächen ab. Die letzte Wein-
bauerhebung fand 1999 im Rahmen der Landwirtschafts-
zählung statt. Die Ergebnisse über die bestockte Rebfläche 
und die Rebsorten wurden erstmals aus der gemeinschaft-
lichen Weinbaukartei übernommen.

2 Rebflächenerhebung
(§§ 70 und 71 AgrStatG)

Zwischen den Weinbauerhebungen wird jährlich die mit Kel-
tertrauben bestockte Rebfläche in der Rebflächenerhebung 
ermittelt. Erhebungsmerkmale der Rebflächenerhebung 
sind die Größe der mit Keltertrauben bestockten Rebflä-
che und deren Veränderung nach Rebsorten, Anbaugebie-
ten und Ertragsklassen9). Sie wird sekundärstatistisch durch 
eine Aufbereitung von Daten aus der Weinbaukartei durch-
geführt.

3 Ernte- und Betriebsberichterstattung
(§ 46 AgrStatG)

Im Rahmen der Ernte- und Betriebsberichterstattung wer-
den derzeit bei Reben der Wachstumsstand, wachstums-
beeinflussende Bedingungen10), Weinmosterträge sowie 
die Dauer der Lese, das Mostgewicht und die Güte des 
Mostes erhoben. Die Ernte- und Betriebsberichterstattung 
für Wein wird monatlich von Mai bis Oktober durchgeführt. 
Die Berichterstatter berichten dabei auf freiwilliger Basis
für ihren Berichtskreis. Da es sich hierbei nicht um eine 
sekundärstatistische Nutzung der Weinbaukartei handelt, 
wird in diesem Aufsatz nicht weiter auf diese Erhebung ein-
gegangen.

4 Ernteerhebung
(§§ 72 und 73 AgrStatG)

Erhebungsmerkmale der Ernteerhebung sind die geern-
tete Traubenmenge nach Rebsorten, Art der Rebfläche 
und Bestimmung der Trauben jeweils nach roter und wei-
ßer Traubenmenge, die Ertragsflächen sowie der Hektar-
ertrag jeweils nach der Art der Rebfläche. Die Ernteerhe-
bung wird allgemein in jedem Jahr durchgeführt. Die Fest-
stellung der Weinmosternte erfolgt auf sekundärstatisti-
schem Wege durch die Nutzung der Weinbaukartei. Hierfür 
werden die Traubenerntemeldungen aufbereitet, die von 
den meldepflichtigen Winzern, Winzergenossenschaften 
und nach dem Marktstrukturgesetz anerkannten Erzeu-
gergemeinschaften jährlich – jeweils bis spätestens zum 
15. Dezember – an die nach Landesrecht zuständigen Land-
wirtschaftsverwaltungen abzugeben sind.

5 Erhebung der Erzeugung
(§§ 74 und 75 AgrStatG)

Erhebungsmerkmale dieser Erhebung sind die Art der ver-
wendeten Erzeugnisse, die Ertragsflächen und der Hektar-
ertrag, die Erzeugung nach Qualitätsstufen jeweils unter-
gliedert nach Trauben, Most und Wein, bei Most und Wein 
auch nach roten und weißen Trauben. Die Erhebung der 
Weinerzeugung wird allgemein in jedem Jahr durchgeführt. 
Die Merkmale werden in den Weinbau betreibenden Län-
dern durch eine Aufbereitung der in der Weinbaukartei vor-
handenen Daten erhoben.

6 Bestandserhebung
(§§ 75a bis 77 AgrStatG)

Erhebungsmerkmale der Bestandserhebung sind die 
Bestände an Wein und Traubenmost jeweils untergliedert 
nach roten und weißen Trauben, jeweils nach Wein inlän-
discher Herkunft, Wein aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und Wein aus Drittstaaten. Die Weine 
inländischer Herkunft sind nach Tafelwein, Landwein, Qua-

Übersicht 1: Derzeit geltende Vorschriften für die Weinstatistiken
auf EU-Ebene

– Verordnung (EWG) Nr. 357/79 des Rates vom 5. Februar 1979 über
statistische Erhebungen der Rebflächen (Amtsbl. der EG Nr. L 54,
S. 124), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 2329/98 vom
22. Oktober 1998 (Amtsbl. der EG Nr. L 291, S. 2)

– Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 der Kommission vom 31. Mai 2000
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Wein hinsicht-
lich des Produktionspotentials (Amtsbl. der EG Nr. L 143, S. 1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 571/2003 der Kommission
vom 28. März 2003 (Amtsbl. der EG Nr. L 82, S. 19)

– Verordnung (EWG) Nr. 2392/86 des Rates vom 24. Juli 1986 zur
Einführung der gemeinschaftlichen Weinbaukartei (Amtsbl. der EG
Nr. L 208, S. 1), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1631/98
des Rates vom 20. Juli 1998 (Amtsbl. der EG Nr. L 210, S. 14)

– Verordnung (EWG) Nr. 649/87 der Kommission vom 3. März 1987 mit
Durchführungsbestimmungen zur Einführung der gemeinschaftlichen
Weinbaukartei (Amtsbl. der EG Nr. L 62, S. 10), geändert durch
Verordnung (EWG) Nr. 1097/89 der Kommission vom 27. April 1989
(Amtsbl. der EG Nr. L 116, S. 20)

– Verordnung (EG) Nr. 1282/2001 der Kommission vom 28. Juni 2001
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
hinsichtlich der Sammlung von Informationen zur Identifizierung der
Weinbauerzeugnisse und zur Überwachung des Weinmarktes und zur
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1623/2000 (Amtsbl. der EG
Nr. L 176, S. 14)

– Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die
gemeinsame Marktorganisation für Wein (Amtsbl. der EG Nr. L 179,
S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 15 Abs. 1 Buchstabe i der
Verordnung (EG) Nr. 2585/2001 des Rates vom 19. Dezember 2001
(Amtsbl. der EG Nr. L 345, S. 10)

– Verordnung (EWG) Nr. 991/79 der Kommission vom 17. Mai 1979 zur
Festlegung eines Tabellenprogramms und Definitionen in statistischen
Grunderhebungen der Rebflächen und zur Aufhebung der Verord-
nungen Nr. 143 und Nr. 26/64/EWG der Kommission (Amtsbl. der EG
Nr. L 129, S. 1), geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 2802/85 der
Kommission vom 7. Oktober 1985 (Amtsbl. der EG Nr. L 265, S. 15)

 8) Siehe Fußnote 4.
 9) Für europäische Zwecke ist die mit Keltertrauben bestockte Rebfläche in Ertragsklassen einzuteilen. Die Mitgliedstaaten schätzen dazu für jede Ertragsklasse für den Zeitraum von fünf 

Weinwirtschaftsjahren die voraussichtliche Entwicklung der durchschnittlichen Hektarerträge unter Berücksichtigung der landwirtschaftlichen und der allgemeinen wirtschaftlichen Ent-
wicklung.

10) Z. B. besondere Wetterschäden, Niederschläge, Temperaturverlauf, Sonnenscheindauer, Pflanzenkrankheiten, Schädlinge.
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litätswein und Qualitätswein mit Prädikat, die Weine aus 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union nach 
Tafelwein, Landwein und Qualitätswein zu untergliedern. 
Es werden die Bestände an Wein und Traubenmost erho-
ben, die am Erhebungsstichtag (31. Juli) in den Kellern und 
Lagerräumen der Weinbaubetriebe, Winzergenossenschaf-
ten, Wein verarbeitenden Betriebe und Unternehmen des 
Großhandels mit Wein und Traubenmost lagerten, soweit 
diese Betriebe und Unternehmen zum Berichtszeitpunkt 
über mindestens 100 Hektoliter verfügen. Die Bestands-
erhebung wird allgemein in jedem Jahr durchgeführt. In den 
Weinbau betreibenden Ländern werden die Merkmale durch 
Aufbereitung der Daten der Weinbaukartei erhoben, in den 
übrigen Ländern durch eine Primärerhebung.

Für die Erhebungsmerkmale und die Meldepflicht an die 
Weinbaukartei sind darüber hinaus auf nationaler Ebene 
das Weingesetz11) und die Weinverordnung12) zu beachten. 
Diese regeln den Anbau, die önologischen Verfahren, das 
In-Verkehr-Bringen und die Absatzförderung von Wein und 
sonstigen Erzeugnissen des Weinbaus.

Weinbaukartei

Wie bereits erwähnt, sind die EG-Mitgliedstaaten nach 
europäischem Weinrecht verpflichtet, eine Weinbaukartei 
zu führen.13) Diese dient marktregulierenden Maßnahmen 
und ist Grundlage für die Abgaben an den Deutschen Wein-
fonds und für die gebietliche Absatzförderung. Die Daten 
der Weinbaukartei über das Anbaupotenzial und die Pro-
duktionsentwicklung sind im Hinblick auf ein reibungs-
loses Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisation 
für Wein und insbesondere für die gemeinschaftlichen Inter-
ventions- und Pflanzungsregelungen sowie die Kontroll-
maßnahmen unentbehrlich. Bei den in der Weinbaukartei 
enthaltenen Betrieben handelt es sich um Bewirtschafter 
von Rebflächen. Meldepflichtig sind alle Bewirtschafter 
von mehr als einem Ar Rebfläche. Viele dieser Bewirtschaf-
ter sind in technisch-wirtschaftlichen Einheiten mit einheit-
licher Betriebsführung zusammengefasst. Die Hauptgründe 
dafür liegen in steuer- und versicherungsrechtlichen sowie 
vermarktungsstrategischen Überlegungen der jeweiligen 
Betriebsinhaber.

Als Begründung für die Erstellung der Weinbaukartei heißt 
es in der Verordnung (EG) Nr. 2392/86 des Rates vom 
24. Juli 1986 zur Einführung der gemeinschaftlichen Wein-
baukartei „. . . Die Erstellung einer solchen Kartei ist notwen-
dig, um die Angaben über das Anbaupotential und die Pro-
duktionsentwicklung zu erhalten, die im Hinblick auf ein 
reibungsloses Funktionieren der gemeinsamen Marktorga-
nisation für Wein und insbesondere für die gemeinschaft-
lichen Interventions- und Pflanzungsregelungen sowie die 
Kontrollmaßnahmen unentbehrlich sind.  . . . Die Weinbau-
kartei muss die wichtigsten Angaben über die Struktur, die 

Entwicklung dieser Struktur und die Erzeugung jedes einzel-
nen Betriebs enthalten.“

In erster Linie dienen die in der Weinbaukartei gespeicher-
ten Daten Verwaltungszwecken. Mit dem Ersten Gesetz zur 
Änderung des Agrarstatistikgesetzes vom 23. September 
1992 wurde jedoch die Möglichkeit zur sekundärstatisti-
schen Auswertung der in der Weinbaukartei enthaltenen 
Traubenernte-, Weinerzeugungs- und -bestandsdaten sowie 
der Rebflächen geschaffen. Damit wurde die Weinbaukartei 
zentrale Grundlage der oben genannten Statistiken.

Die sekundärstatistische Nutzung der Daten der Wein-
baukartei bringt eine verbesserte Datenqualität mit sich. 
Die Gefahr fehlerhafter Angaben durch die Meldepflichti-
gen dürfte relativ gering sein. Zum einen könnten sich feh-
lerhafte Meldungen auf Pflanz- und Vermarktungsrechte 
des Einzelnen auswirken, zum anderen werden im Rah-
men der Führung der Weinbaukartei laufend Überprüfun-
gen der Flächen vor Ort durchgeführt. Außerdem führen die 
die Weinbaukartei führenden Stellen in der Regel maschi-
nelle Plausibilitätsprüfungen der Daten durch. Bei auffallen-
den Ergebnissen können auch einzelbetriebliche Angaben 
selektiert und überprüft werden. Zudem führt die Nutzung 
der Weinbaukartei zu einer erhöhten Effizienz des Daten-
gewinnungsprozesses und Kosteneinsparungen in den sta-
tistischen Ämtern der Weinbau betreibenden Länder. Vor 
allem können die Berichtspflichtigen von eventuellen Dop-
pelbefragungen entlastet werden.

Im Folgenden wird zunächst der Aufbau der Weinbaukartei 
dargestellt. Anschließend werden die Ergebnisse der einzel-
nen Statistiken erläutert.

Aufbau der Weinbaukartei

Die Weinbaukartei gliedert sich in eine Betriebskartei mit 
allgemeinen Merkmalen zum Betrieb und Angaben zur 
Struktur des Anbaus, zur Entwicklung dieser Struktur und 
zur Erzeugung und in eine Produktionskartei, die Angaben 
zur Verarbeitung und zur Vermarktung von Weinbauerzeug-
nissen enthält.

In denjenigen Mitgliedstaaten der EU, in denen kein recht-
liches Hindernis für die Zusammenfassung bestimmter 
Angaben in ein und derselben Kartei besteht, enthalten die 
Betriebskarteien sämtliche Informationen über den Betrieb. 
In den übrigen Ländern enthalten die Karteien nur einen Teil 
der Angaben über den Betrieb; die nicht in der Kartei enthal-
tenen Angaben müssen dann in jedem Fall bei einer staat-
lichen Stelle in einer entsprechenden Betriebsakte geführt 
werden.

Die Weinbaukartei besteht aus obligatorischen und fakul-
tativ aufzunehmenden Merkmalen. Im Anhang der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 649/87 der Kommission vom 3. März 
1987 mit Durchführungsbestimmungen zur Einführung der 
gemeinschaftlichen Weinbaukartei (Amtsbl. der EG Nr. L 62, 

11) Weingesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 985), zuletzt geändert durch Artikel 40 des Gesetzes vom 21. August 2002 (BGBl. I S. 3322).
12) Weinverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 2002 (BGBl. I S. 1583), geändert durch Verordnung vom 3. Juli 2002 (BGBl. I S. 2513).
13) Verordnung (EWG) Nr. 2392/86 des Rates vom 24. Juli 1986 zur Einführung der gemeinschaftlichen Weinbaukartei (Amtsbl. der EG Nr. L 208, S. 1).
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Übersicht 2: Liste der obligatorischen Angaben1) gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2392/86

1. BETRIEBSKARTEI
(Angaben gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der Verordnung (EWG) Nr. 2392/86)

1. Name und Sitz

1.1 Name und Anschrift des Betriebes und des Betriebsinhabers
1.2 Kenn-Nummer
1.3 Rechtsform
1.4 Besitzformen der Rebfläche:

in Eigentum
in Pacht
in Teilpacht oder in anderen Besitzformen

2. Allgemeine Merkmale des Betriebes

2.2 Bestockte Fläche im Freiland
2.4 Aufgegebene Rebfläche
2.5 Noch nicht genutzte Wiederbepflanzungs- und Neuanpflanzungsrechte (unterteilt in Qualitätswein b. A. und andere)

3. Merkmale der Parzelle

3.1 Katasternummer oder Kenn-Nummer
3.3 Besitzform:

in Eigentum
in Pacht
in Teilpacht oder in anderen Besitzformen

3.4 Gesamtfläche der Parzelle
Aufgeschlüsselt nach:

mit Keltertraubensorten bestockte Rebfläche:
zur Herstellung von Qualitätswein b. A. geeignet:

im Ertrag stehend
noch nicht im Ertrag stehend
(davon: Likörwein)

andere
(davon: Wein gemäß Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79:

im Ertrag stehend
noch nicht im Ertrag stehend

Wein zur Herstellung bestimmter Branntweine aus Wein:
im Ertrag stehend
noch nicht im Ertrag stehend)

mit Tafeltraubensorten bestockte Rebfläche
im Ertrag stehend
noch nicht im Ertrag stehend

mit zur Trocknung bestimmten Traubensorten bestockte Rebfläche
im Ertrag stehend
noch nicht im Ertrag stehend

mit Sorten bestockte Rebfläche, die in der Rebsortenklassifizierung für dieselbe Verwaltungseinheit sowohl als Keltertraubensorten als auch als
Sorten für einen anderen Verwendungszweck aufgeführt sind:

im Ertrag stehend
noch nicht im Ertrag stehend

ausschließlich für die Erzeugung von vegetativem Vermehrungsgut bestimmte Fläche, unterteilt in:
Rebschulen
Unterlagenschnittgärten

mit noch nicht gepfropften Reben bestockte Fläche:
Qualitätswein b. A.
andere

aufgegebene Rebfläche

andere
3.5 Natürliche Gegebenheiten:

Topographie
Kategorie gemäß Artikel 29 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79, sofern die Parzelle entsprechend klassifiziert ist.

3.7 Bewässerung (Art und Nutzung)
3.8 Kulturform

Rebenreinkultur oder Mischkultur
3.9 Rebsorte
3.11 Jahr der Anpflanzung (gegebenenfalls geschätztes Alter)
3.12 Erziehungsart

4. Meldevorschriften

4.1 Vorgeschriebene Anträge und Meldungen gemäß Artikel 30 b der Verordnung (EWG) Nr. 337/79
4.11 Anträge auf Neuanpflanzungen
4.13 Meldung vorgenommener Rodung, Wiederbepflanzung oder Neuanpflanzung

4.2 Ernte-, Erzeugungs- und Bestandsmeldungen gemäß Artikel 28 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79
4.21 Erntemeldungen
4.22 Erzeugungsmeldungen
4.23 Bestandsmeldungen

4.3 Meldungen der in Artikel 35 und 36 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 genannten önologischen Verfahren
4.31 Erhöhung des Alkoholgehalts
4.32 Säuerung
4.33 Entsäuerung
4.34 Süßung
4.35 andere
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S. 10) findet sich eine Liste der obligatorischen bzw. fakul-
tativen Angaben gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
2392/86, die in die Betriebskartei und die Produktionskar-
tei aufgenommen werden müssen bzw. können. Die obli-
gatorischen Angaben der Weinbaukartei sind in der Über-
sicht 2 aufgeführt.

Für jeden Weinbaubetrieb müssen dabei folgende Angaben 
erfasst werden:

– Identität und Lage des Betriebes,

– allgemeine Merkmale des Betriebes,

– Merkmale der mit Reben bepflanzten Parzellen,

– Merkmale seiner Reben und der hergestellten Erzeug-
nisse.

Ferner können die Mitgliedstaaten ergänzende Angaben 
erfassen, die für eine bessere Kenntnis des Erzeugungs- und 
Vermarktungspotenzials nützlich sind (z. B. Anbauflächen 
unter Glas, Vorhandensein von Weinbereitungsanlagen).

Pflege der Weinbaukartei

Die Weinbaukarteien werden in der Regel bei den Landwirt-
schaftsverwaltungen der Bundesländer geführt. Das sind in 
Rheinland-Pfalz die Landwirtschaftskammern. In Baden-
Württemberg werden die Weinbaukarteien beim Staatlichen 
Weinbauinstitut in Freiburg (für das Anbaugebiet Baden) 
bzw. bei der Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalt für Wein- 
und Obstbau Weinsberg (für das Anbaugebiet Württemberg) 
geführt, in Bayern beim Amt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung Kitzingen und in Hessen beim Weinbauamt Eltville. 
Für das Anbaugebiet Saale-Unstrut (Thüringen und Sach-
sen-Anhalt) wird die EU-Weinbaukartei beim Amt für Land-
wirtschaft und Flurneuordnung Süd in Weißenfels geführt, 
für das Anbaugebiet Sachsen (Sachsen und Brandenburg) 
beim Sächsischen Staatsministerium für Umwelt und Land-
wirtschaft.

Die in der Weinbaukartei enthaltenen Angaben müssen 
stets den tatsächlichen Weinbauverhältnissen entspre-
chen. Infolgedessen ist eine laufende Aktualisierung wie 
auch eine regelmäßige Kontrolle der Angaben vorzusehen. 
Die Weinbaukartei wird laufend aktualisiert durch jährliche 
Änderungsmeldungen. Jeder Betrieb erhält einmal im Jahr 

Noch Übersicht 2: Liste der obligatorischen Angaben1) gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2392/86

noch: 1. BETRIEBSKARTEI

5. Erzeugung der Betriebe, die nicht der Ernte- und Erzeugungsmeldung unterworfen sind
Tafeltrauben bei einer Gesamtfläche des betreffenden Mitgliedstaats von mehr als 40 000 ha
Trauben zur Trocknung

6. Interventionsmaßnahmen, Beihilfen und Prämien (gemeinschaftlich und einzelstaatlich)

6.1 Strukturmaßnahmen:
6.11 Umstrukturierung
6.12 Umstellung und Aufgabe
6.13 andere

6.2 Marktbezogene Maßnahmen:
6.21 Lagerung
6.22 Anreicherung
6.23 Umlagerung
6.24 Destillation (aufgeschlüsselt nach einzelnen Destillationsarten)
6.25 andere

2. PRODUKTIONSKARTEI
(Angaben gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 2392/86)

1. Name und Sitz

1.1 Name
1.2 Anschrift
1.3 Kenn-Nummer
1.4 Rechtsform

1.5 Art der Tätigkeit (z. B. Weinkellerei/Weinhandel, Hersteller von Konzentraten)

2. Meldevorschriften

2.1 Erzeugungs- und Bestandsmeldungen gemäß Artikel 28 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79
2.11 Erzeugungsmeldungen
2.12 Bestandsmeldungen

2.2 Meldung der in den Artikeln 35 und 36 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 genannten önologischen Verfahren
2.21 Erhöhung des Alkoholgehalts
2.22 Säuerung
2.23 Entsäuerung
2.24 Süßung
2.25 andere

3. Interventionsmaßnahmen, Beihilfen und Prämien (gemeinschaftlich und einzelstaatlich)

3.1 Lagerung
3.2 Anreicherung
3.3 Umlagerung
3.4 Destillation (aufgeschlüsselt nach den einzelnen Destillationsarten)
3.5 andere

1) Bei den fehlenden Ordnungsnummern handelt es sich lediglich um fakultative Angaben der Weinbaukartei, die in dieser Liste nicht aufgeführt sind.
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ein Karteiblatt, in das die Daten aller gemeldeten Rebflur-
stücke eingedruckt sind. Der Betrieb muss diese Daten kon-
trollieren und gegebenenfalls aktualisieren.

Außer dieser Änderungsmeldung zum Rebflächenverzeich-
nis der Weinbaukartei haben die Betriebe auch folgende 
Meldungen abzugeben:

– Weinbestandsmeldung (Stichtag 31. Juli, Abgabetermin 
7. August)

– Traubenernte – Weinerzeugungsmeldung (letzter Abga-
betermin spätestens 20. November)

Neben den Angaben über die Erzeugung und die Entwick-
lung des Weinbaupotenzials werden auch Angaben über 
die Interventionsmaßnahmen und die erhaltenen Prämien 
beim Winzer eingeholt. Natürliche oder juristische Personen 
und Vereinigungen dieser Personen, die einer Meldepflicht 
unterliegen und die Rohstoffe des Weinbaus in ein unter 
Verordnung (EWG) Nr. 337/79 fallendes Erzeugnis verarbei-
ten und vermarkten, müssen Angaben über die erhaltenen 
Prämien und die Verarbeitungserzeugnisse machen sowie 
die Praktiken der Weinbereitung offen legen.

Die Mitgliedstaaten der EU müssen mindestens alle fünf 
Jahre jeden Betrieb daraufhin überprüfen, ob die in der Kar-
tei des Betriebes festgehaltene strukturelle Situation mit 
den tatsächlichen Gegebenheiten des Betriebes überein-
stimmt.14)

In Deutschland wird dies in den Bundesländern landesspe-
zifisch durchgeführt. In Baden-Württemberg erfolgt diese 
Prüfung beispielsweise durch den Abgleich der Weinbau-
kartei mit Rebenaufbauplan, Weinbergsrolle15) und Liegen-
schaftsbuch sowie durch eine Vor-Ort-Kontrolle. In Rhein-
land-Pfalz werden die Angaben der Weinbaukartei mit dem 
Automatisierten Liegenschaftsbuch der Katasterverwaltung 
abgeglichen, außerdem finden auch Überprüfungen vor Ort 
statt.

Durchführung der Statistiken
Wie oben ausgeführt, sind die Rebflächenerhebung, die 
Ernteerhebung, die Erhebung der Erzeugung sowie die Erhe-
bung der Weinbestände allgemeine Erhebungen, die sekun-
därstatistisch durchgeführt werden. Die Datengewinnung 
erfolgt dezentral. Die die Weinbaukartei führenden Stellen 
übermitteln die Daten an die Statistischen Landesämter. 
Diese wiederum erstellen die Landesergebnisse und geben 
die Daten an das Statistische Bundesamt weiter, das das 
Bundesergebnis zusammenstellt, veröffentlicht und an das 
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften (Euro-
stat) übermittelt. Dieser Berichtsweg ist für alle im Folgen-
den erläuterten Statistiken gleich.

Rebflächenerhebung
Die Erhebung der Rebflächen ist eine der ältesten landwirt-
schaftlichen Gemeinschaftsstatistiken innerhalb der Euro-
päischen Union. Sie wurde erstmals 1965/66 durch sta-
tistische Aufbereitung des im Jahr 1964 eingerichteten 
und ab 1968 jährlich fortgeschriebenen EG-Weinbaukatas-
ters16) erstellt. In zehnjährigen Abständen, erstmals 1979/
80, sollte eine vollständige Neufeststellung der Rebflächen 
erfolgen. 

Stattdessen wurden mit der Verordnung (EG) Nr. 357/79 
des Rates über die statistische Erhebung der Rebflächen 
vom 5. Februar 197917) in zehnjährigem Turnus Grunderhe-
bungen über die Rebfläche und deren alters- und sortenmä-
ßige Zusammensetzung angeordnet. Diese werden durch 
jährliche Zwischenerhebungen über die bestockte Rebflä-
che und deren Veränderung aufgrund von Neu- und Wieder-
anpflanzungen, Rodungen oder Einstellung der Bewirtschaf-
tung ergänzt. Die Grunderhebungen fanden bisher für die 
Jahre 1979, 1989 und 199918) zusammen mit den nationa-
len Weinbauerhebungen statt. Die Daten für die Zwischen-
erhebung der Rebflächen wurden erstmals im Jahr 1992 in 
den Bundesländern, in denen bereits eine funktionstüch-
tige Weinbaukartei aufgebaut war, auf sekundärstatisti-
schem Wege aus der EG-Weinbaukartei aufbereitet.

Die Rebflächenerhebung ist eine wichtige Basiserhebung
zur Durchführung der EG-Weinmarktordnung. Hier wird jähr-
lich das Potenzial der Rebflächen in allen Mitgliedstaaten 
ermittelt. Sie dient als Entscheidungshilfe für die Verwal-
tungsmaßnahmen auf diesem Sektor (sowohl national als 
auch supranational). Die Erhebung liefert fundierte Ergeb-
nisse über Umfang und Struktur des Weinbaus in zeitlichem 
Verlauf und regionaler Gliederung sowie die Flächen für die 
Berechnung der Weinmosternte. Diese Daten sind erforder-
lich für die Abschätzung der Auswirkungen von landeseige-
nen Förderprogrammen, für die Zulassung bestimmter Reb-
sorten und für die regionale Produktions-, Angebots- und 
Qualitätssteuerung zur Marktstabilisierung. Insbesondere 
werden auch auf Basis dieser Ergebnisse wichtige Entschei-
dungen zur Kontrolle des Weinbaupotenzials getroffen, wie 
zum Beispiel das Verbot von Neuanpflanzungen, die Zah-
lung von Rodeprämien oder die Kontrolle der Wiederbe-
pflanzungen.

Die Daten dienen der Marktbeobachtung und -regulierung 
sowie als Entscheidungshilfe bei Markteingriffen und gehen 
auch in die Landwirtschaftlichen und Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen ein. Außerdem finden sie Eingang in 
den Agrarbericht der Bundesregierung.

In Deutschland ist die gesamte Weinbaufläche für die Erzeu-
gung von Qualitätswein bestimmt. Zur Herstellung von Wein 
dürfen nur „klassifizierte“ Rebsorten verwendet werden.19)

14) Siehe Fußnote 13.
15) Mit In-Kraft-Treten des deutschen Weingesetzes im Jahr 1971 wurde auch die Weinbergsrolle eingeführt. Darin sind die Grenzen und Flächen der Weinlagen erfasst. Nur Weine aus erfass-

ten Lagen dürfen vermarktet werden.
16) Verordnung (EWG Rat) Nr. 24 über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Wein (Amtsbl. der EG Nr. 30 vom 20. April 1962, S. 989).
17) Amtsbl. der EG Nr. L 54 vom 5. März 1979, S. 124.
18) Siehe Fußnote 4.
19) Klassifizierung von Rebsorten bedeutet die Auflistung und zugleich Zulassung der aufgrund festgestellter Anbaueignung erlaubten Rebsorten. Nach § 8c Abs. 1 des Weingesetzes in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 985) legen die Länderregierungen durch Rechtsverordnung die zur Herstellung von Wein zugelassenen Rebsorten fest.
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Die Rebsortenliste wird in Abstimmung mit dem Bundessor-
tenamt und den Weinbauämtern der Bundesländer festge-
legt. Hierin sind klassifizierte Sorten enthalten oder auch 
Rebsorten, die im amtlich überwachten Versuchsanbau 
angebaut werden. Entsprechend werden bei der Rebflä-
chenerhebung die Größe der mit klassifizierten oder im Ver-
suchsanbau befindlichen Rebsorten bestockten Rebfläche 
sowie deren Veränderung nach Anbaugebieten und Ertrags-
klassen erhoben.

Bis 1998 wurde zudem die Erzeugung vegetativen Ver-
mehrungsgutes der bestockten Rebfläche nach Pflanzgut-
kategorien und Rebsorten erfasst. Mit der Verordnung zur 
Aussetzung von Erhebungsmerkmalen nach dem Agrarsta-
tistikgesetz (AgrStatGAussV) vom 3. März 1999 (BGBl. I
S. 300) wurden die Erhebungsmerkmale über die Erzeugung 
vegetativen Vermehrungsgutes von Reben vom 1. Septem-
ber 1998 bis 31. August 2002 ausgesetzt. Mit der Neufas-
sung des Agrarstatistikgesetzes vom 8. August 2002 wur-
den diese Merkmale dauerhaft gestrichen. Diese Daten 
werden nun vom Bundessortenamt erhoben.

Zum Berichtskreis der Rebflächenerhebung gehören die 
Inhaber oder Leiter von Betrieben

– mit einer bestockten oder zur Wiederbestockung vorge-
sehenen Rebfläche von insgesamt mindestens 10 Ar,

– die Weinbauerzeugnisse, vegetatives Vermehrungsgut, 
Trauben, Maische, Most, Wein oder Erzeugnisse daraus 
zum Verkauf herstellen.

Die Zahl der Befragten beträgt etwa 69 000 (Stand der letz-
ten Weinbauerhebung 1999).

Die Rebflächen werden jährlich erhoben. Erhebungszeit-
punkt für die bestockten Rebflächen ist seit dem Weinwirt-
schaftsjahr 2000/2001 der 31. Juli eines jeden Jahres, für 

die Veränderung der bestockten Rebflächen das abgelau-
fene Weinwirtschaftsjahr.20)

Entwicklung der bestockten Rebfläche
in den letzten 40 Jahren

In Tabelle 2 ist die Entwicklung der bestockten Rebfläche 
nach Rebsorten seit 1964 dargestellt. Neben den Ergeb-
nissen der Grunderhebungen der Rebfläche (1979, 1989, 
1999) sind die Ergebnisse der Zwischenerhebungen in den 
Jahren 1972, 1984, 1994 und die aktuell verfügbaren Ergeb-
nisse der Weinwirtschaftsjahre 2001 und 2002 enthalten. 
Im Weinwirtschaftsjahr 2002 betrug die bestockte Rebflä-
che 102 955 ha. Gegenüber dem Jahr 1964 (bestockte Reb-
fläche 66 685 ha) hat diese somit um mehr als die Hälfte 
zugenommen. Im Jahr 1994 hatte die bestockte Rebfläche 
mit 106 213 ha ihren höchsten Wert erreicht und ist seitdem 
wieder leicht gesunken.

68,5% oder 70 575 ha dieser Fläche waren im Jahr 2002 
mit weißen und 31,5% oder 32 380 ha mit roten Rebsorten 
bestockt. Im Jahr 1964 hatte der Anteil der weißen Rebsor-
ten an der bestockten Rebfläche noch 85,4% betragen, der-
jenige der roten Sorten 14,6%. Im Jahr 1979 erreichte der 
Anteil der weißen Rebsorten einen Höchstwert mit 88,7% 
(rote Sorten 11,3%). Danach setzte ein langfristiger Trend 
der Sortenverschiebung von den weißen zu den roten Sor-
ten ein, der bis heute andauert.

Insgesamt haben vor allem die roten Rebsorten an Anbau-
fläche zugelegt, darunter der Spätburgunder mit einer Flä-
che von 10 635 ha im Jahr 2002 im Vergleich zu 1 839 ha 
im Jahr 1964. Als rote Rebsorte, die erst seit 1979 (124 ha) 
angebaut wird, erfreut sich der Dornfelder zunehmender 
Beliebtheit mit einer Fläche von 6 661 ha (2002).

Tabelle 2: Mit Keltertrauben bestockte Rebfläche in Deutschland nach Sorten1)
ha

Rebsorte 1964 1972 19792) 1984 19892) 1994 19992) 2001 2002

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 66 685 83 027 93 858 99 608 102 028 106 213 104 260 103 606 102 955

Weiße Sorten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 56 962 71 679 83 268 86 806 85 465 86 479 79 106 73 882 70 575
darunter:

Weißer Elbling . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 234 1 265 1 115 1 171 1 130 1 162 1 043 890 780
Kerner . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 780 4 871 6 710 7 691 7 704 6 829 6 054 5 557
Müller-Thurgau . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 115 21 808 25 029 25 506 24 688 24 087 20 672 18 609 17 280
Weißer Riesling . . . . . . . . . . . . . . . . 17 083 18 841 18 863 19 280 21 266 23 169 22 355 21 514 21 050
Ruländer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 283 2 929 3 390 3 218 2 541 2 525 2 638 2 905 3 144
Grüner Silvaner . . . . . . . . . . . . . . . . 18 781 16 739 10 210 8 369 7 879 7 605 6 859 6 422 6 101

Rote Sorten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 718 11 348 10 590 12 802 16 563 19 734 25 154 29 724 32 380
darunter:

Dornfelder . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – – 124 532 1 199 1 776 3 766 5 530 6 661
Blauer Limberger . . . . . . . . . . . . . . . 365 406 408 533 698 878 1 118 1 267 1 358
Müllerrebe (Schwarzriesling) . . . 323 827 1 015 1 387 1 809 2 122 2 289 2 481 2 517
Blauer Portugieser . . . . . . . . . . . . . 5 323 4 738 2 965 3 234 4 132 4 419 4 880 5 039 4 980

Spätburgunder3) . . . . . . . . . . . . . . . 1 839 2 944 3 573 4 340 5 612 6 985 8 647 10 072 10 635

Blauer Trollinger . . . . . . . . . . . . . . . 1 662 1 881 1 902 2 174 2 304 2 520 2 530 2 593 2 607

1) Die Angaben beziehen sich bis 1998 auf das frühere Bundesgebiet, ab 1999 auf Deutschland. – 2) Angaben der im Rahmen der Landwirtschaftszählung
durchgeführten Weinbauerhebung. – 3) Ab 2001 einschl. dem Klon Samtrot.

20) Bis zum Weinwirtschaftsjahr 1999/2000 umfasste das Weinwirtschaftsjahr gemäß der Verordnung (EWG) 822/1987 des Rates vom 16. März 1987 über die gemeinsame Marktorganisation 
von Wein den Zeitraum vom 1. September eines Jahres bis zum 31. August des Folgejahres. Durch die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein wurde dies geändert. Das Weinwirtschaftsjahr beginnt nunmehr am 1. August und endet am 31. Juli des Folgejahres. 
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Die stärkste Abnahme der Anbaufläche hat unter den wei-
ßen Rebsorten der Grüne Silvaner mit einem Rückgang der 
bestockten Rebfläche von 18 781 ha im Jahr 1964 auf 6 101 
ha im Jahr 2002 zu verzeichnen. Die weiße Rebsorte Müller-
Thurgau hatte im Jahr 1984 ihre größte Anbaufläche erreicht 
(25 506 ha) und nimmt seither an Fläche ab (17 280 ha im 
Jahr 2002).

Auch der Anbau des Kerner hat, nach dem Höchststand 
1994 mit 7 704 ha, wieder auf 5 557 ha im Jahr 2002 abge-
nommen.

Der Weiße Riesling verliert seit 1994 (23 169 ha) zwar eben-
falls an Anbaufläche, konnte sich aber dennoch mit einer 
bestockten Rebfläche von 21 050 ha im Jahr 2002 als 
beliebteste weiße Rebsorte etablieren.

Ernteerhebung/
Erhebung der Traubenerntemeldung
Eine sekundärstatistische Auswertung der Traubenernte-
meldung wurde erst mit dem fortschreitenden Aufbau der 
Weinbaukartei in Betracht gezogen und 1992 durch die 
Änderung des Agrarstatistikgesetzes möglich gemacht.21)
Die Angaben zur endgültigen Weinmosternte werden seit 
1997 ausschließlich durch Nutzung der Daten der Weinbau-
kartei auf sekundärstatistischem Wege ermittelt. Bis 1996 
wurden die Ernteergebnisse sowohl durch die Nutzung der 
Daten der Weinbaukartei (soweit vorhanden) als auch auf 
der Grundlage der repräsentativen „Ergänzenden Ernte-
ermittlung“ (auf Stichprobenbasis) gewonnen. In den neuen 
Bundesländern wurden zum Teil auch die von amtlichen 
Berichterstattern Anfang November durchgeführten letzten 
Schätzungen als endgültiges Ernteergebnis übernommen.

Erhebungsmerkmale sind die geerntete Traubenmenge nach 
Rebsorten, die Art der Rebfläche, die Bestimmung der Trau-
ben nach roter und weißer Traubenmenge sowie die Ertrags-
flächen und der Hektarertrag jeweils nach der Art der Reb-
fläche. Diese werden auf einem vorgeschriebenen Formular 
(Ernte- und Weinerzeugungsmeldung) bei der zuständigen 
Behörde gemeldet und anschließend in der Weinbaukartei 
erfasst, die dann als Grundlage für die Erstellung der Ergeb-
nisse der Erhebung der Ernte dient.

Die Ernteerhebung wird allgemein in jedem Jahr durchge-
führt. Erhebungszeitpunkt ist spätestens der 15. Dezem-
ber eines jeden Jahres. Berichtszeitraum für die Erhebung 
ist der Zeitraum zwischen dem Beginn des Weinwirtschafts-
jahres und dem Erhebungszeitpunkt.

Ergebnisse der endgültigen
Weinmosternte

In Schaubild 2 sind die Ergebnisse der endgültigen Wein-
mosternte der Jahre 1991 bis 2002 dargestellt. Im Durch-
schnitt werden in Deutschland jährlich etwa 10 Mill. hl 
Weinmost geerntet. Wie die Weinerzeugung schwankt die 

Höhe der Ernte jedoch aufgrund klimatischer Bedingun-
gen von Jahr zu Jahr. Zu erkennen ist auch die Zunahme des 
Anteils des Rotmostes von 15% im Jahr 1991 auf 35% im 
Jahr 2002. Die deutlich höhere Menge an Rotmost spiegelt 
die erhöhte Nachfrage nach Rotweinen wider. Die Mengen-
zunahme basiert zum einen auf der zunehmenden Ertrags-
rebfläche bei roten Rebsorten, zum anderen wurden auch 
die Durchschnittserträge bei Rotmost gesteigert.

In der Regel sind lediglich zwischen 0 und 2,5% des Mos-
tes nur für die Herstellung von Tafelweinen geeignet. Die 
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Schaubild 2

Weinmosternte in Deutschland
nach der Mostart
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übrige Weinmostmenge ist für die Herstellung von Quali-
tätsweinen b.  A. oder sogar von Qualitätsweinen mit Prädi-
kat geeignet. Die jeweiligen Anteile schwanken witterungs-
bedingt von Jahr zu Jahr. So konnte im Jahr 1997 zwar nur 
eine kleine Ernte von 8,5 Mill. hl eingebracht werden, davon 
waren allerdings etwa 70% für die Herstellung von Prä-
dikatsweinen geeignet. Im Jahr 1991 waren dagegen bei 
einer durchschnittlichen Erntemenge von 10,2 Mill. hl ledig-
lich 24% für die Herstellung von Prädikatsweinen geeignet, 
73,5% für Qualitätsweine und 2,5% für Tafelweine. Ähnlich 
sahen die Verhältnisse im Jahr 1995 aus bei einer geringen 
Erntemenge von 8,5 Mill. hl (Tafelwein 1,6%, Qualitätswein 
74%, Prädikatwein 24%).

Die Angaben über die Weinerzeugung und über die end-
gültige Weinmosternte desselben Jahres können nur ein-
geschränkt miteinander verglichen werden. Die direkte 
Vergleichbarkeit wird vor allem durch Gärverluste und Ver-
schnittmöglichkeiten mit früheren Jahrgängen und Herkünf-
ten bei der Weinerzeugung beeinträchtigt.

Erhebung der Weinerzeugung

Zur laufenden Beobachtung des Weinmarktes wurde im 
Rahmen der europäischen Weinmarktorganisation 1965 
eine jährliche Erhebung über die Weinerzeugung einge-
führt. Die Weinerzeugungsstatistik war ursprünglich eine 
primärstatistische Erhebung. Die Daten dienten nur statis-
tischen Zwecken, das heißt der laufenden Beobachtung der 
Erzeugungsverhältnisse auf dem Weinsektor. Dies änderte 
sich durch die Verordnung (EWG) 2102/84 der Kommis-
sion vom 13. Juli 1984 über die Ernte-, Erzeugungs- und 
Bestandsmeldungen für Erzeugnisse des Weinsektors.22)
Nun sollten die Daten der einzelnen Meldepflichtigen auch 
zur verwaltungsmäßigen Durchführung der EG-Weinmarkt-
ordnung herangezogen werden, zum Beispiel zur Entschei-
dung über Interventionsmaßnahmen. Im Jahr 1992 wurde 
die Weinbaukartei erstmals zur sekundärstatistischen Auf-
bereitung von Daten für die Weinerzeugungsmeldung des 
Jahres 1991 herangezogen.

Die Daten zur Weinerzeugung stellen einen notwendigen 
Beitrag zur Erstellung der Vorbilanz, zur Anwendung der 
Interventionsinstrumente und zur Durchführung der einzel-
nen Destillationsmaßnahmen dar. Im Hinblick auf die Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen ist die Statistik wichtig 
für die Berechnung des Produktionswertes der Landwirt-
schaft (Landwirtschaftliche Gesamtrechnung) im Rahmen 
der Entstehungsrechnung. Auch für die Länder ist diese Sta-
tistik bedeutend, da  sie Ergebnisse über die Erzeugung von 
Wein und Most liefert, die für weinbaupolitische und absatz-
fördernde Maßnahmen (Stabilisierungsfonds, Gebietswein-
werbung) unentbehrlich sind.

Erhebungsmerkmale sind die Art der verwendeten Erzeug-
nisse, die Ertragsflächen, der Hektarertrag, die Erzeugung 
nach Qualitätsstufen nach Trauben, Most und Wein. Die 
Ergebnisse über die Weinerzeugung werden getrennt nach 
roten und weißen Sorten sowie nach Qualitätsstufen (Tafel-
wein, Qualitätswein, Qualitätswein mit Prädikat) ausgewie-
sen.

Die bei der Erhebung der Weinerzeugung angegebenen 
Anteile für die einzelnen Qualitätsstufen sind allerdings 
noch nicht als verbindlich, sondern lediglich als gewisse 
Anhaltspunkte anzusehen. Die endgültige Klassifizierung
ist den amtlichen Prüfstellen vorbehalten, in denen jede 
einzelne Partie Wein chemisch und organoleptisch23) über-
prüft werden muss.

Zum Berichtskreis gehören die Inhaber und Leiter von 
Betrieben 

– mit einer bestockten oder zur Wiederbestockung vorge-
sehenen Rebfläche von insgesamt mindestens 10 Ar,

– die Weinbauerzeugnisse, vegetatives Vermehrungsgut, 
Trauben, Maische, Most, Wein oder Erzeugnisse daraus 
zum Verkauf herstellen.

Die Erzeugung der Betriebe, die weniger als 10 Ar Rebflä-
che bewirtschaften oder die aus zugekauften Erzeugnissen 
weniger als 10 hl Wein erzeugen, gilt nur dann als Wein-
erzeugung, wenn sie (oder Teile davon) vermarktet wird. Von 
der Meldepflicht ausgenommen sind die vollabliefernden 
Mitglieder von Erzeugerzusammenschlüssen oder Genos-
senschaften, der sie ihre gesamte Ernte abliefern. In diesen 
Fällen sind die Erzeugergemeinschaften meldepflichtig. Der 
Berichtskreis umfasst damit etwa 14 000 Berichtspflichtige 
(Stand der letzten Weinbauerhebung 1999). 

Die Angaben der Meldepflichtigen beinhalten die seit Be-
ginn des Weinwirtschaftsjahres (1. August) von den Wein-
herstellern aus eigenen und/oder zugekauften Erzeugnissen 
(Trauben, Maische, Most) bis zum Abgabetermin der Wein-
erzeugungsmeldung (10. Dezember) hergestellten Wein- 
und Mostmengen in der Differenzierung nach Tafelwein, 
Qualitätswein und Qualitätswein mit Prädikat. Die Trau-
ben- bzw. Mostmengen werden entsprechend den rechtli-
chen Bestimmungen in Wein umgerechnet. Die Umrechnung 
von Kilogramm Trauben in Liter Wein erfolgt mit dem Faktor 
0,75, diejenige von Most in Wein mit dem Faktor 0,95.

Wie oben erwähnt, sind die Qualitätsstufen des Weins ein 
Erhebungsmerkmal der Erhebung der Weinerzeugung. Aus 
diesem Grund sollen diese Qualitätsstufen an dieser Stelle 
näher erläutert werden. In den EU-Ländern gibt es zwei Qua-
litätskategorien, den Tafelwein und den Qualitätswein. An 
den Tafelwein werden nur geringe Anforderungen gestellt. 
Die Trauben dürfen aus allen EU-Anbaugebieten stammen, 
es gibt keine Ertragsgrenzen, das Mindest-Mostgewicht 
beträgt 50 °Oe24), der Mindest-Säuregehalt 4,5 g je Liter, 

22) Amtsbl. der EG Nr. L 194 vom 24. Juli 1984, S. 1.
23) Das Prüfen von Lebensmitteln nach einem bestimmten Bewertungsschema in Bezug auf Eigenschaften wie Aussehen, Farbe, Geruch und Geschmack ohne technische oder sonstige Hilfs-

mittel – Anmerkung der Redaktion.
24) Das Mostgewicht wird in Oechsle angegeben und kennzeichnet das Gewichtsverhältnis von einem Liter Most zu einem Liter Wasser bei 20 °C, also die spezifische Dichte des Mostes. 

Beträgt das Gewichtsverhältnis beispielsweise 1,076, so handelt es sich um einen Most von 76 Grad Oechsle. Das Mostgewicht resultiert in erster Linie aus dem Zuckergehalt. Daraus lässt 
sich der maximal mögliche Alkoholgehalt ableiten.
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Chaptalisierung (Anreichern mit Zucker) ist erlaubt, alle in 
der EU empfohlenen Rebsorten sind gestattet, Verschnitt 
zwischen Weinen aus allen EU-Ländern ist möglich, Jahr-
gang und Rebsorte müssen nicht auf dem Etikett aufschei-
nen. Etwa 65% der europäischen Weinproduktion entfallen 
auf Tafelwein. Im Jahr 1973 wurde die Zwischen-Kategorie 
Landwein geschaffen, sozusagen die „Elite“ der Tafelweine. 
Diese müssen aus festgelegten Großregionen stammen, die 
Traubensorten sind vorgeschrieben und der Alkohol-Gehalt 
muss um 0,5 Vol.-% höher sein als beim Tafelwein.

Qualitätsweine dagegen sind immer an ein bestimmtes 
Gebiet gebunden, die Trauben müssen aus einem klar defi-
nierten Anbaugebiet stammen.

Mit dem deutschen Weingesetz wurde dieser europäische 
Rechtsrahmen in nationales Recht umgesetzt. Danach er-
folgt die systematische Einteilung des deutschen Weins in: 

– Tafelwein (einschl. Landwein)

– Qualitätswein bestimmter Anbaugebiete (QbA)

– Qualitätswein mit Prädikat (Kabinett, Spätlese, Auslese, 
Beerenauslese, Trockenbeerenauslese, Eiswein)

Als Kriterien der Einteilung gelten Mindestmostgewicht, 
Lese, Anreicherung und Entsäuerung, die amtliche Quali-
tätsprüfung, kellereitechnische Behandlungsverfahren und 
vieles andere mehr.

Ergebnisse der Weinerzeugung

Deutschland zählt zu den nördlichsten Anbauländern für 
Wein. Die mäßig warmen Sommer, die günstigen Nieder-

schlagsmengen während der Vegetationszeit und die lang-
sam verlaufende Beerenreife begünstigen die Bildung der 
insbesondere für Weißweine charakteristischen fruchtigen 
Säuren. Deutschland ist daher ein klassisches „Weißwein-
land“. Wie bei der Beschreibung der Rebflächenerhebung 
dargestellt, ist allerdings eine kontinuierliche Verschiebung 
des Anbaus von weißen Sorten hin zu roten Sorten zu ver-
zeichnen. Dies ist auch in Schaubild 3 zu erkennen, in dem 
die Weinerzeugung der Jahre 1979 bis 2002 dargestellt ist. 
Der Anteil des erzeugten Rotweines stieg seit dem Jahr 1985 
mit einem sehr niedrigen Wert von 9,8% stetig auf 35,6% im 
Jahr 2002. Dies ist vor allem auch auf die Präferenzen der 
Konsumenten zurückzuführen.

Von der Menge her gesehen wurden in den Jahren 1982 
(knapp 16 Mill. Hektoliter), 1989 (14,3 Mill. Hektoliter) und 
1992 (13,3 Mill. Hektoliter) Spitzenernten erzielt. Im Durch-
schnitt werden in Deutschland jährlich zwischen 8 und 10 
Mill. Hektoliter Wein erzeugt.

Für die Interpretation der Ergebnisse ist wichtig, dass die 
einzelnen Weinjahrgänge sowohl quantitativ als auch
qualitativ aufgrund der starken Klimaabhängigkeit des 
Rebenwachstums sehr stark variieren. In den Mittelmeer-
ländern sind diese Jahrgangsschwankungen nicht so aus-
geprägt.

Betrachtet man die Weinerzeugung differenziert nach Qua-
litäten, so erkennt man, dass Qualitätsweine den größten 
Anteil einnehmen (siehe Schaubild 4). Durchschnittlich sind 
etwa zwei Drittel der gesamten deutschen Weinerzeugung 
Qualitätsweine, etwa 25% sind Qualitätsweine mit Prädikat 
und lediglich 5% sind Tafelweine. Vergleicht man die Wein-
erzeugung mit der Weinmosternte, so wird deutlich, dass für 

Schaubild 3

Weinerzeugung in Deutschland1)
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eine höhere Qualitätsstufe geeigneter Weinmost oft für die 
Herstellung von Weinen einer niedrigeren Qualität verwen-
det bzw. mit diesem verschnitten wird.

Erhebung des Weinbestandes

Zur laufenden Beobachtung des Weinmarktes im Rahmen 
der europäischen Weinmarktorganisation wurde eine jähr-
liche Erhebung über die Weinbestände schon im Jahr 1962 
eingeführt. Bis zur Änderung des Gemeinschaftsrechts 1984 
handelte es sich um eine reine Primärerhebung. Die seither 
sekundärstatistische Auswertung der Meldungen, die von 
da an auch Verwaltungszwecken dienten, konnte ab 1992 
auf der Basis des Datenbestandes der Weinbaukartei erfol-
gen. Nationale Belange zur Marktbeobachtung führten dar-
über hinaus 1992 zu einer gegenüber den EG-Vorschriften 
differenzierten Bestandserfassung. So wird seitdem auch 
der Weinbestand deutscher Herkunft erhoben.

Bei der Erhebung des Weinbestandes werden die Weinbe-
stände der in der Weinbaukartei erfassten Betriebe durch 
sekundärstatistische Nutzung der Verwaltungsdaten erho-
ben. Außerdem wird durch eine Primärerhebung der Wein-
bestand der nicht in der Weinbaukartei erfassten Unterneh-
men, die Wein und Traubenmost zum Verkauf herstellen, 
erfasst. Weiterhin wird auch in den Ländern, in denen kein 
Wein angebaut wird, der Weinbestand beim Großhandel 
durch eine Primärerhebung erfasst.

Die Weinbestandserhebung liefert Eckwerte für die Ver-
sorgungsbilanz auf nationaler und supranationaler Ebene 
sowie die Vorbilanz im Rahmen der EU-Weinmarktordnung. 
Die Kenntnis der Höhe der Vorräte erleichtert die Entschei-
dungen über die zu treffenden Verwaltungsmaßnahmen. 
Weiterhin ist die Erhebung auch wichtig für die Berechnung 

des Produktionswertes der Landwirtschaft (Landwirtschaft-
liche Gesamtrechnung) im Rahmen der Entstehungsrech-
nung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

Erhebungsmerkmale sind die Bestände an Wein und Trau-
benmost, untergliedert nach roten und weißen Sorten und 
jeweils untergliedert nach inländischer Herkunft, nach Her-
kunft aus anderen EU-Ländern, aus Drittländern sowie nach 
Qualitätsstufen.

Der Berichtskreis umfasst alle in der Weinbaukartei erfass-
ten Betriebe (vor allem Erzeuger, in einigen Ländern auch 
Handel), alle nicht in der Weinbaukartei erfassten Unter-
nehmen, die Wein und Traubenmost zum Verkauf herstel-
len, sowie für die Betriebsart Handel alle Unternehmen des 
Großhandels mit Wein und Traubenmost, soweit sie zum 
Berichtszeitpunkt über einen Weinbestand von mindestens 
100 Hektolitern verfügen. Bis zum Jahr 1997 waren nach 
nationalem Recht auch Gaststätten- und Einzelhandelsbe-
triebe sowie Privatverbraucher meldepflichtig, sofern sie 
sich eigener oder fremder Kellereinrichtungen bedienten 
und mindestens 2 500 Liter lagerten.

Die allgemeine Erhebung mit einer unteren Abschneide-
grenze von 100 hl Mindestweinbestand findet jährlich statt. 
Berichtszeitpunkt ist seit dem Jahr 2001 (mit der Änderung 
der Definition des Weinwirtschaftsjahres) der 31. Juli eines 
jeden Jahres.

Ergebnisse der Erhebung
des Weinbestandes
In Schaubild 5 sind die Weinbestände ab dem Jahr 1992 
dargestellt.

Der Weinbestand in den Lagern der Wein erzeugenden 
Betriebe und des Großhandels in Deutschland variierte in 
den letzten Jahren zwischen 13 Mill. hl und 18 Mill. hl. Ein 
Höhepunkt war im Jahr 1993 erreicht, als 18,3 Mill. hl Wein 
in Deutschland lagerten. Im Jahr 1998 war dagegen mit 12,8 
Mill. hl ein Tiefstand des Weinbestandes erreicht.

Etwa 75% des in Deutschland gelagerten Weins werden 
auch in Deutschland hergestellt. Etwa 20% stammen aus 
anderen Ländern der EU und lediglich etwa 4% des Weines 
stammt aus Drittländern.

Knapp 70% der Weine in den Lagern der Erzeuger und Han-
delsbetriebe sind inländische oder ausländische Qualitäts-
weine, etwa 10% Tafelweine, etwa 1,5% sonstige Weine 
einschließlich Perl- und Likörwein und etwa 20% sind 
Schaumweine. Am meisten schwankt die Menge der Quali-
tätsweine von Jahr zu Jahr, während die Tafelweinbestände 
und die Bestände an sonstigem Wein relativ konstant blei-
ben. Der Bestand an Schaumweinen hat in den letzten Jah-
ren etwas abgenommen von etwa 3,5 Mill. Hektolitern im 
Jahr 1996 auf etwa 2,6 Mill. Hektoliter im Jahr 2003.

Fazit
Die Regulierung des Weinanbaus durch die gemeinsame 
europäische Weinmarktordnung erfordert die Erstellung 
verschiedener Statistiken, die das Weinbaupotenzial, die 
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Weinerzeugung und die Weinbestände erfassen. Mit der 
Einrichtung der gemeinschaftlichen Weinbaukartei schuf 
man ein Instrument, das zum einen Verwaltungszwecken
dient, zum anderen aber auch eine Grundlage für die 
Erstellung von Statistiken im Bereich des Weinanbaus dar-
stellt. Die Weinbaukartei fasst zentral Daten der Ernte und 
Bestandslage, der Wieder- und Neuanpflanzungen, der öno-
logischen Verfahren, und anderes mehr zusammen. Ergänzt 
werden diese Angaben durch Primärstatistiken (bei der Ern-
teberichterstattung, teilweise beim Weinbestand und bei 
der Weinbauerhebung).

Zukünftige Herausforderungen an die Statistiken werden 
durch neue Klassifikationen für Weine, die zurzeit in der 

deutschen Weinwirtschaft diskutiert werden, gestellt. So 
werden von der deutschen Weinwirtschaft zurzeit Anstren-
gungen unternommen, das Image und die Qualität deut-
scher Weine weiter zu fördern und auszubauen. In diesem 
Zusammenhang wird derzeit auch eine neue Qualitäts- und 
Bezeichnungspyramide diskutiert, die mehr Klarheit in die 
Weinbezeichnungen bringen und definierte Geschmacks-
profile für alle Qualitätsstufen festschreiben soll. Den 
Konsumenten soll damit der Zugang zum deutschen Wein 
erleichtert werden. Danach sollen Classic-Weine das Mit-
telpreissegment und Selections-Weine wie auch die Ers-
ten Gewächse das Premiumsegment einer neuen trocke-
nen Qualitätspyramide repräsentieren. Darüber hinaus 
sollen die für liebliche Weine „gelernten“ Begriffe wie Kabi-
nett, Spätlese, Auslese bis hin zum Eiswein Geschmacks-
korridore mit aufsteigenden Restsüßegehalten zugewiesen 
bekommen. Diese Entwicklungen werden auch Auswirkun-
gen auf die Statistiken des Weinbaus haben. 
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Der Beitrag berichtet über die konjunkturelle Entwicklung 
des Umsatzes im Großhandel in Deutschland im Jahr 2003, 
auch teilweise im Vergleich zu den Vorjahren und in der 
Gliederung nach Branchen und Umsatzgrößenklassen.

Im Jahr 2003 stieg der Umsatz der Großhandelsunterneh-
men nominal um 0,9%, real um 0,2%. Damit verzeichnete 
der Großhandel erstmals seit zwei Jahren wieder einen 
Umsatzanstieg. Trotzdem konnte das Umsatzniveau des Jah-
res 2000 nicht wieder erreicht werden.

Innerhalb der Großhandelsbranchen erzielten die höchsten 
Umsatzsteigerungen der Großhandel mit sonstigen Nah-
rungsmitteln (nominal + 17,5%, real + 16,5%), der Groß-
handel mit festen Brennstoffen und Mineralölerzeugnis-
sen (nominal + 9,0%, real + 4,9%) und der Großhandel mit 
Altmaterial und Reststoffen (nominal + 7,5%, real + 5,6%). 
Unter den Branchen mit negativer Umsatzveränderung ver-
buchten der Großhandel mit Werkzeugmaschinen (nomi-
nal – 13,8%, real – 14,7%) und der Großhandel mit Milch, 
Milcherzeugnissen, Eiern, Speiseölen und Nahrungsfetten 
(nominal – 10,2%, real – 9,0%) die höchsten Umsatzrück-
gänge gegenüber dem Vorjahresergebnis.

Der Produktionsverbindungshandel konnte 2003 einen Um-
satzanstieg von nominal + 1,6%, der Konsumtionsverbin-
dungshandel von + 0,3% verzeichnen.

Die Unternehmen in den beiden obersten Umsatzgrößen-
klassen mit einem Jahresumsatz von 500 Mill. Euro und 
mehr (+ 3,7%) bzw. 200 bis unter 500 Mill. Euro (+ 2,3%) 

sowie in der kleinsten Umsatzgrößenklasse unter 10 Mill. 
Euro Jahresumsatz (+ 1,1%) konnten 2003 Umsatzzuwächse 
gegenüber dem Vorjahr verzeichnen. Dagegen lagen die 
Umsätze der Großhandelsunternehmen in allen ande-
ren Umsatzgrößenklassen im Jahr 2003 unter dem Niveau 
des Vorjahres; sie bewegten sich zwischen – 0,7% bei den 
Unternehmen mit einem Umsatz zwischen 100 und 200 
Mill. Euro und – 3,9% bei den Unternehmen mit einem Jah-
resumsatz zwischen 50 und 100 Mill. Euro.

Die Zahl der Vollzeitarbeitsplätze wurde im Jahr 2003 um 
4,1% reduziert, die der Teilzeitarbeitsplätze dagegen um 
1,1% ausgeweitet. Insgesamt waren 2003 3,1% weniger 
Personen im Großhandel beschäftigt als 2002. Per saldo hat 
der Großhandel von 1995 bis 2003 knapp 18% der Arbeits-
plätze abgebaut.

Vorbemerkung

Die Großhandelsunternehmen trugen im Jahr 2003 mit ihrer 
Wertschöpfung zu gut 4% zum Bruttoinlandsprodukt bei. 
2,2% aller Erwerbstätigen in Deutschland arbeiteten im 
Großhandel; davon waren rund 36% Frauen1). Etwa 19% 
der im Großhandel Tätigen waren im Jahresdurchschnitt teil-
zeitbeschäftigt; im Einzelhandel liegt diese Quote im Ver-
gleich dazu bei 54%.

Unter „Großhandel“ wird hier der Großhandel im Sinne der 
NACE, Rev. 12) verstanden (NACE-Gruppen 51.1 bis 51.7). 
Damit schließt der Bericht wiederum wie im Vorjahr nicht 

Dipl.-Volkswirt Gustav Grillmaier

Entwicklung im Großhandel
im Jahr 2003

 1) Ergebnis des Mikrozensus 2003.
 2) NACE ist die Abkürzung von Nomenclature générale des activités économiques dans les Communautés européennes (Statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen 

Gemeinschaft).
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nur den Großhandel (NACE Gruppen 51.2 bis 51.7) im enge-
ren Sinne, sondern auch die Handelsvermittlung (NACE-
Gruppe 51.1) ein. 

Umsätze im Großhandel 2003 
erstmals seit zwei Jahren wieder
mit Zuwachs

Der Großhandel in Deutschland setzte im Jahr 2003 rund 
556,3 Mrd. Euro (ohne Umsatzsteuer) um3), das waren 
nominal 0,9% mehr als im Jahr 2002 und real, das heißt 
nach Eliminierung von Preisveränderungen (in Preisen von 
1995), 0,2% mehr als im Vorjahr (siehe Tabellen 1 und 2). 
Damit verzeichnete der Großhandel nach zwei Jahren rück-
läufiger Umsätze erstmals wieder eine Zunahme seiner Lie-
ferungen und Leistungen. Der Wendepunkt im Großhandel 
ist im Zusammenhang mit einer eher weltweiten Konjunk-
turerholung im Jahr 2003 mit entsprechenden Impulsen für 
die Aufträge an Industrie und Investitionsgüterproduzenten 
zu sehen. Hiervon profitierte in erster Linie der produktions-
nahe Großhandel. Demgegenüber dürfte sich die schwache 
Binnennachfrage bremsend auf die Entwicklung im kon-
sumnahen Großhandel ausgewirkt haben.

Innerhalb aller Vierteljahre des Jahres 2003 wiesen die 
nominalen Umsätze der Großhandelsunternehmen positive 

Veränderungsraten gegenüber den vergleichbaren Vorjah-
reszeiträumen auf; lediglich die Veränderungsraten für die 
realen Umsätze lagen in den ersten beiden Vierteljahren mit 
jeweils – 0,2% noch im negativen Bereich, in den beiden 
Vierteljahren des zweiten Halbjahres jeweils bei + 0,6%. 
Betrachtet man die Ergebnisse nach einzelnen Monaten, so 
schwanken die Veränderungsraten stark. Nach jeweils zwei 
oder drei Monaten mit Umsatzzuwachs gegenüber den ent-
sprechenden Vorjahresmonaten folgte ein Monat mit negati-
ver Veränderungsrate. Die beiden umsatzstärksten Monate 
waren der September und der Oktober 2003, wobei der 
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 3) Berechnet als Summe der zwölf Monatswerte. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in der monatlichen Großhandelsstatistik eine Abschneidegrenze von 1 Mill. Euro Jahresumsatz (je Unter-
nehmen) angewandt wird. Die Jahreserhebung im Großhandel erfolgt dagegen ohne Abschneidegrenze; sie weist daher stets einen höheren Wert als die Monatserhebung aus.

Tabelle 1: Jährliche Entwicklung des Großhandelsumsatzes1)

Umsatz in jeweiligen Preisen
(nominal)

Umsatz in Preisen des Jahres
1995 (real)

Berichts-
jahr

2000 = 100

Veränderung
gegenüber

dem Vorjahr
in %

2000 = 100

Veränderung
gegenüber

dem Vorjahr
in %

1995 91,5 + 1,3 94,5 + 0,0

1996 89,6 – 2,1 93,0 – 1,6

1997 92,3 + 3,0 94,1 + 1,2

1998 92,8 + 0,6 97,0 + 3,1

1999 93,0 + 0,2 97,4 + 0,4

2000 100 + 7,5 100 + 2,7

2001 97,5 – 2,5 96,1 – 4,0

2002 93,3 – 4,4 92,6 – 3,6

20032) 94,1 + 0,9 92,8 + 0,2

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz ohne Umsatzsteuer. – 2) Vorläufiges Ergebnis.
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September zugleich das deutlichste Umsatzplus des Jahres 
erbrachte (nominal + 5,8%, real + 5,4%). Per saldo war der 
Trend der nominalen Umsatzwerte eher positiv expansiv; 
ähnlich war die reale Entwicklung, aber weniger stabil.

Ein Blick auf die im Rahmen der Zeitreihenanalyse ermit-
telte Trend-Konjunktur-Komponente4) veranschaulicht diese 
leichte konjunkturelle Aufschwungphase des Großhandels 
im Jahr 2003 (siehe Schaubild 2).

Großhandel mit sonstigen 
Nahrungsmitteln stark im Plus
Innerhalb des Großhandels weichen die Umsatzverände-
rungen in den Branchen für das Jahr 2003 teils stark von-
einander ab; das gilt auch für die Entwicklungsrichtung. 
Das stärkste Umsatzwachstum verzeichnete der „Groß-
handel mit sonstigen Nahrungsmitteln“, zu denen neben 
Fisch und Fischerzeugnissen, Mehl und Getreideprodukten 
u. a. Teigwaren, Hülsenfrüchte, Kartoffelerzeugnisse, Sup-
pen, Soßen, Würzen, Mayonnaisen, Fertiggerichte, diäteti-
sche Nahrungsmittel und Getränke sowie Heim- und Klein-
tierfutter gehören (nominal + 17,5%, real + 16,5%). Hohe 
positive Umsatzveränderungsraten gegenüber dem Vorjahr 
wiesen außerdem der Großhandel mit festen Brennstoffen 
und Mineralölerzeugnissen (nominal + 9,0%, real + 4,9%), 
der Großhandel mit Altmaterial und Reststoffen (nominal 
+ 7,5%, real + 5,6%) sowie die Handelsvermittlung (nominal 
+ 8,1%, real + 8,7%) auf.

Tabelle 2: Monatliche Entwicklung des Großhandelsumsatzes1)

Umsatz in jeweiligen
Preisen (nominal)

Umsatz in Preisen des
Jahres 1995 (real)

Berichts-
zeitraum

2000 = 100

Verände-
rung gegen-

über Vor-
jahreszeit-
raum in %

2000 = 100

Verände-
rung gegen-

über Vor-
jahreszeit-
raum in %

2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . 97,5 – 2,5 96,1 – 4,0

2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . 93,3 – 4,4 92,6 – 3,6

20032) . . . . . . . . . . . . . . . . . 94,1 + 0,9 92,8 + 0,2

2001
1. Halbjahr . . . . . . . . . . . 97,4 + 1,4 95,4 –2,0

2. Halbjahr . . . . . . . . . . . 97,6 – 6,0 96,7 –5,8

2002
1. Halbjahr . . . . . . . . . . . 91,2 – 6,3 90,3 – 5,4

2. Halbjahr . . . . . . . . . . . 95,3 – 2,4 94,9 – 1,9

20032)
1. Halbjahr . . . . . . . . . . . 92,0 + 0,8 90,1 – 0,2

2. Halbjahr . . . . . . . . . . . 96,3 + 1,1 95,5 + 0,6

2001
1. Vierteljahr . . . . . . . . . 95,2 + 2,9 94,0 – 0,2

2. Vierteljahr . . . . . . . . . 99,6 – 0,1 96,7 – 3,7

3. Vierteljahr . . . . . . . . . 97,7 – 2,9 95,6 – 4,1

4. Vierteljahr . . . . . . . . . 97,6 – 9,0 97,9 – 7,4

2002
1. Vierteljahr . . . . . . . . . 88,6 – 7,0 87,9 – 6,6

2. Vierteljahr . . . . . . . . . 93,3 – 5,7 92,6 – 4,2

3. Vierteljahr . . . . . . . . . 94,5 – 3,3 93,6 – 2,1

4. Vierteljahr . . . . . . . . . 96,1 – 1,6 96,2 – 1,7

20032)
1. Vierteljahr . . . . . . . . . 89,7 + 1,3 87,7 – 0,2

2. Vierteljahr . . . . . . . . . 94,2 + 0,3 92,5 – 0,2

3. Vierteljahr . . . . . . . . . 95,5 + 1,1 94,2 + 0,6

4. Vierteljahr . . . . . . . . . 97,1 + 1,1 96,7 + 0,6

Januar . . . . . . . . . . . . . . . 85,7 – 0,3 84,5 – 1,6

Februar . . . . . . . . . . . . . . 87,1 + 3,8 84,7 + 1,8

März . . . . . . . . . . . . . . . . . 96,4 + 0,6 93,9 – 0,6

April . . . . . . . . . . . . . . . . . 96,1 – 0,9 93,6 – 1,5

Mai . . . . . . . . . . . . . . . . . . 94,1 + 0,5 92,7 + 0,4

Juni . . . . . . . . . . . . . . . . . . 92,4 + 1,4 91,1 + 0,6

Juli . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 97,2 + 1,1 96,1 + 0,7

August . . . . . . . . . . . . . . . 87,8 – 3,9 86,5 – 4,5

September . . . . . . . . . . . 101,5 + 5,8 100,0 + 5,4

Oktober . . . . . . . . . . . . . . 102,4 + 1,2 101,2 + 0,7

November . . . . . . . . . . . 95,2 – 1,3 95,4 – 2,3

Dezember . . . . . . . . . . . 93,7 + 3,5 93,5 + 3,4

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz ohne Umsatzsteuer. – 2) Vorläufiges Ergebnis.
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 4) Die Trend-Konjunktur-Komponente wird im Rahmen der Zeitreihenanalyse nach dem 
so genannten „Berliner Verfahren“ (Version 4) berechnet, das im Statistischen Bun-
desamt für konjunkturanalytische Zwecke angewandt wird. Hierbei werden die Origi-
nal-Umsatzwerte in eine Trend-Konjunktur-Komponente, eine Saison- und Kalender-
komponente und eine Restkomponente zerlegt. Die Trend-Konjunktur-Komponente 
des Berliner Verfahrens kann als Indikator für die Grundtendenz der konjunkturellen 
Entwicklung herangezogen werden. Sie entspricht jedoch immer nur einer reinen ex-
post-Betrachtung. Für eine Prognose ist sie daher nicht geeignet.
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Unter den Branchen mit negativer Umsatzveränderung ver-
buchten der Großhandel mit Werkzeugmaschinen (nominal 
– 13,8%, real – 14,7%) sowie der Großhandel mit Milch, 
Milcherzeugnissen, Eiern, Speiseölen und Nahrungsfetten 
(nominal – 10,2%, real – 9,0%) die höchsten Umsatzrück-
gänge gegenüber dem Vorjahresergebnis (siehe Tabelle 3).

Großhandel mit Rohstoffen,
Halbwaren, Altmaterial und Rest-
stoffen ist unverändert die umsatz-
gewichtigste Branche im Großhandel

Entsprechend den unterschiedlichen Umsatzentwicklun-
gen in den Großhandelsbereichen verschieben sich auch 
die Umsatzgewichte der einzelnen Bereiche am Umsatz des 
Großhandels insgesamt (siehe Tabelle 4 und Schaubild 3). 
Da sich diese Anteile in der Regel nur langsam verändern, 

Tabelle 4: Umsatzgewicht der einzelnen Großhandelsbereiche
Prozent

Anteil am Großhandel
insgesamt

Nr. der
Klassifi-
kation1)

Großhandelsbereich

20032) 1998 1994

51.1 Handelsvermittlung . . . . . . . . . . . . . 0,5 – –
51.2 Großhandel mit landwirtschaft-

lichen Grundstoffen und
lebenden Tieren . . . . . . . . . . . . . . 5,3 5,4 5,7

51.3 Großhandel mit Nahrungsmitteln,
Getränken, Tabakwaren . . . . . . . 20,3 21,2 22,2

51.4 Großhandel mit Gebrauchs- und
Verbrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . 21,4 20,3 20,9

51.5 Großhandel mit Rohstoffen,
Halbwaren, Altmaterial
und Reststoffen . . . . . . . . . . . . . . . 34,0 34,3 34,1

51.6 Großhandel mit Maschinen,
Ausrüstungen und Zubehör . . . 11,0 11,3 11,0

51.7 Sonstiger Großhandel . . . . . . . . . . . 7,5 7,5 6,1

Großhandel insgesamt . . . 100 100 100

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93). – 2) Vor-
läufiges Ergebnis.

Tabelle 3: Entwicklung des Großhandelsumsatzes und der Beschäftigten nach ausgewählten Wirtschaftszweigen1)
Prozent

Umsatz Beschäftigte

nominal real insgesamt Vollzeit Teilzeit
Nr. der

Klassifi-
kation2)

Wirtschaftszweig
(GH = Großhandel)

Veränderung 20033) gegenüber 2002

51.1 Handelsvermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 8,1 + 8,7 – 1,3 – 12,9 – 21,5

51.21 GH mit Getreide, Saaten und Futtermitteln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,0 + 1,8 + 0,5 – 0,1 + 3,1

51.22 GH mit Blumen und Pflanzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 2,7 + 2,1 + 1,4 – 2,1 + 12,5
51.2 GH mit landwirtschaftlichen Grundstoffen und lebenden Tieren . . . . . . . . + 0,5 + 0,2 – 0,7 – 1,9 + 3,8

51.31 GH mit Obst, Gemüse und Kartoffeln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,3 + 0,2 – 3,6 – 3,6 – 3,3

51.32 GH mit Fleisch, Fleischwaren, Geflügel und Wild . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,0 – 1,4 – 1,2 – 2,2 + 2,8

51.33 GH mit Milch, Milcherzeugnissen, Eiern, Speiseölen und Nahrungsfetten – 10,2 – 9,0 – 14,7 – 18,5 + 5,7

51.34 GH mit Getränken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 6,7 + 5,6 + 0,3 – 1,7 + 7,0

51.35 GH mit Tabakwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,1 – 4,6 – 8,9 – 8,2 – 11,8

51.36 GH mit Zucker, Süßwaren und Backwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,4 – 7,0 – 2,3 – 3,5 + 9,5

51.37 GH mit Kaffee, Tee, Kakao und Gewürzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,8 – 7,5 + 1,1 + 1,4 – 0,8

51.38 GH mit sonstigen Nahrungsmitteln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 17,5 + 16,5 + 16,4 + 14,5 + 29,1

51.39 GH mit Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren ohne
ausgeprägten Schwerpunkt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,9 – 7,4 – 8,8 – 8,4 – 10,4

51.3 GH mit Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,1 – 0,9 – 2,4 – 3,1 + 0,5

51.41 GH mit Textilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 2,8 + 2,4 + 2,4 + 0,2 + 8,4

51.42 GH mit Bekleidung und Schuhen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,7 – 6,6 – 4,0 – 4,5 – 2,7

51.43 GH mit elektrischen Haushaltsgeräten, Rundfunk- und Fernsehgeräten – 0,4 + 1,1 – 4,1 – 4,5 – 0,5

51.44 GH mit Haushaltsgeräten aus Metall, keramischen Erzeugnissen,
Glaswaren, Tapeten und Reinigungsmitteln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 5,8 + 4,7 – 3,9 – 2,1 – 9,2

51.46 GH mit pharmazeutischen Erzeugnissen und medizinischen Hilfsmitteln + 4,5 + 5,3 – 0,2 – 0,9 + 1,7

51.47 GH mit sonstigen Gebrauchs- und Verbrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 2,1 – 2,9 – 3,7 – 4,6 – 0,7
51.4 GH mit Gebrauchs- und Verbrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,4 + 0,9 – 2,9 – 3,5 – 0,5

51.51 GH mit festen Brennstoffen und Mineralölerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . . + 9,0 + 4,9 – 3,6 – 3,8 – 2,0

51.52 GH mit Erzen, Eisen, Stahl, NE-Metallen und Halbzeug . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,2 – 1,8 – 5,9 – 6,3 – 1,7

51.53 GH mit Holz, Baustoffen, Anstrichmitteln und Sanitärkeramik . . . . . . . . . . – 2,7 – 3,0 – 4,9 – 5,7 + 0,1

51.54 GH mit Bauelementen aus Metall sowie Installationsbedarf für Gas,
Wasser und Heizung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 2,9 – 4,2 – 5,2 – 5,7 – 0,5

51.55 GH mit chemischen Erzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,6 – 0,3 – 1,4 – 1,2 – 3,0

51.57 GH mit Altmaterial und Reststoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 7,5 + 5,6 – 3,6 – 4,6 + 8,6

51.5 GH mit Rohstoffen, Halbwaren, Altmaterial und Reststoffen . . . . . . . . . . . . + 3,6 + 0,5 – 4,7 – 5,2 – 0,5

51.61 GH mit Werkzeugmaschinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 13,8 – 14,7 – 13,2 – 13,3 – 13,2

51.62 GH mit Baumaschinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 4,8 – 6,0 – 4,9 – 5,8 + 6,3

51.64 GH mit Büromaschinen und -einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 5,2 + 2,1 – 4,2 – 3,8 – 6,7

51.65 GH mit sonstigen Maschinen, Ausrüstungen und Zubehör (ohne
landwirtschaftliche Maschinen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,1 – 0,2 – 0,6 – 1,3 + 3,8

51.66 GH mit landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 7,0 – 8,6 – 3,1 – 4,4 + 5,9

51.6 GH mit Maschinen, Ausrüstungen und Zubehör . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,8 + 0,1 – 3,0 – 3,4 – 0,1

51.7 Sonstiger GH . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,6 – 0,3 – 2,3 – 3,4 + 0,4

GH insgesamt . . . + 0,9 + 0,2 – 3,1 – 4,1 + 1,1

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. – 2) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93). – 3) Vorläufiges
Ergebnis.
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ist in Tabelle 4 ein Vergleich zu den Jahren 1994 und 1998 
dargestellt. Der Großhandel mit Rohstoffen, Halbwaren, Alt-
material und Reststoffen ist nach wie vor, gemessen am 
Großhandelsumsatz insgesamt, die wichtigste Branche mit 
einem Gewicht von 34,0% (2003). Die konsumnahen Groß-
handelsbranchen wie  der Großhandel mit Gebrauchs- und 
Verbrauchsgütern (21,4%) und der Großhandel mit Nah-
rungsmitteln, Getränken und Tabakwaren (20,3%) leiste-
ten als nächstgrößte Branchen fast gleich große Beiträge 
zum Großhandelsumsatz insgesamt. Bei den Bereichen 
„Großhandel mit Maschinen, Ausrüstungen und Zubehör“ 
(11,0%), „sonstiger Großhandel“, zu dem die Unternehmen 
mit breitem Sortiment ohne ausgeprägten Schwerpunkt 
zählen (7,5%), sowie „Großhandel mit landwirtschaftlichen 
Grundstoffen und lebenden Tieren“ (5,3%) handelt es sich 
vergleichsweise – gemessen am erzielten Umsatz – um klei-
nere Großhandelsbereiche.

Beim Anteil der Handelsvermittlung von nur 0,5% innerhalb 
des Großhandels ist zu berücksichtigen, dass in der Han-
delsvermittlung der Umsatz steuerrechtlich nur die Provisi-
onen und Kostenvergütungen beinhaltet, ein Wert, der im 
Großhandel  in etwa dem Rohertrag entspricht.

Produktionsverbindungshandel hat 
sich 2003 besser erholt als
Konsumtionsverbindungshandel

Betrachtet man die Unternehmen des Großhandels nach 
ihrer Absatzrichtung, dann lässt sich eine Typisierung in den 
so genannten Produktions- und Konsumtionsverbindungs-
handel vornehmen. Zum Produktionsverbindungshandel 
zählt der Großhandel, der im Wesentlichen Produktionsgü-
ter zur Be- und Verarbeitung für das Produzierende Gewerbe 
im In- und Ausland anbietet. Der Konsumtionsverbindungs-
handel umfasst  Großhändler, die vorwiegend Vorleistungen 

für den Einzelhandel erbringen bzw. den Einzelhandel auch 
weltweit mit Handelswaren versorgen. Während der Produk-
tionsverbindungshandel im Jahr 2003 nominal 1,6% mehr 
umsetzte als 2002 (insgesamt rund 280 Mrd. Euro), ver-
buchte der Konsumtionsverbindungshandel im Jahr 2003 
nur einen leichten Umsatzanstieg von + 0,3% gegenüber 
dem Vorjahr auf 274 Mrd. Euro (siehe Tabelle 5). Damit 
dürfte 2003 in erster Linie der Produktionsverbindungs-
handel von der wachsenden Dynamik der Weltmärkte pro-
fitiert haben.

Bei einem Blick auf die letzten Jahre schneidet allerdings 
der Konsumtionsverbindungshandel besser ab. So stei-
gerte der Produktionsverbindungshandel seine Umsätze 
von 1995 bis 2003 um 1,9%, während die Umsätze im Kon-
sumtionsverbindungshandel im gleichen Zeitraum um 3,7% 
zunahmen. Die Umsatzentwicklung im Konsumtionsverbin-
dungshandel im Jahr 2003 belegt damit zugleich, dass die-
ser Handel  nicht  gleichermaßen oder in vollem Umfang 
unter der nationalen Konsumschwäche im Einzelhandel zu 
leiden hatte (siehe dazu auch den Beitrag „Entwicklung im 
Einzelhandel im Jahr 2003“ auf S. 308 ff. dieser Ausgabe). 

Umsatzzuwachs im Großhandel 
nur bei den größten und kleinsten 
Unternehmen; rückläufiger Umsatz in 
den anderen Umsatzgrößenklassen
Betrachtet man die Großhandelsunternehmen in der Glie-
derung nach Umsatzgrößenklassen, so belegen die Ergeb-
nisse, dass nur die größten und die kleinsten Unternehmen 
Umsatzzuwächse erzielten; die restlichen Umsatzgrößen-
klassen mussten dagegen Umsatzrückgänge hinnehmen 
(siehe Tabelle 6). Die ganz großen Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz von 500 Mill. Euro und mehr, auf die 37,1% 
des Gesamtumsatzes aller Großhandelsunternehmen ent-
fielen, konnten ihre Umsätze um 3,7% ausweiten. Die 
Unternehmen der zweithöchsten Umsatzgrößenklasse mit 
Umsätzen zwischen 200 und 500 Mill. Euro (Umsatzan-

Großhandel mit landwirt-
schaftlichen Grundstoffen

und lebenden Tieren
5,3%

Großhandel mit
Nahrungsmitteln,

Getränken,
Tabakwaren

20,3%

Großhandel mit
Gebrauchs- und

Verbrauchsgütern
21,4%

Großhandel
mit Rohstoffen,
Halbwaren,
Altmaterial
und Reststoffen
34,0%

Großhandel
mit Maschinen,
Ausrüstungen
und Zubehör
11,0%

Sonstiger Großhandel
7,5%

Anteile der Wirtschaftsgruppen
am Großhandelsumsatz insgesamt2003
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Tabelle 5: Entwicklung des Umsatzes im Produktions- und
Konsumtionsverbindungshandel1)

Produktions-
verbindungshandel2)

Konsumtions-
verbindungshandel3)

Jahr

2000 = 100
Veränderung

gegenüber
Vorjahr in %

2000 = 100
Veränderung

gegenüber
Vorjahr in %

1995 90,4 + 1,6 92,7 + 0,9

1996 87,8 – 2,8 91,4 – 1,4

1997 91,2 + 3,9 93,4 + 2,2

1998 91,8 + 0,6 94,0 + 0,6

1999 92,3 + 0,6 93,7 – 0,3

2000 100 + 8,3 100 + 6,7

2001 97,5 – 2,5 97,5 – 2,5

2002 90,7 – 7,0 95,8 – 1,7

20034) 92,1 + 1,6 96,1 + 0,3

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz in jeweiligen Preisen (nominal) ohne Umsatzsteuer. – 2) Produkti-
onsverbindungshandel = WZ 51.2 + 51.5 + 51.6. – 3) Konsumtionsverbin-
dungshandel = WZ 51.3 + 51.4 + 51.7. – 4) Vorläufiges Ergebnis.
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teil: 11,2%) steigerten ihre nominalen Umsätze immer-
hin auch noch um 2,3% gegenüber dem Vorjahr. Dagegen 
waren die Unternehmen in den Umsatzgrößenklassen zwi-
schen 10 und 200 Mill. Euro von Umsatzrückgängen zwi-
schen – 0,7 und – 3,9% betroffen.

Ein Umsatzanstieg wurde auch für die kleinste Umsatzgrö-
ßenklasse von weniger als 10 Mill. Euro (+ 1,1%) ermit-
telt; dies hängt damit zusammen, dass in dieser auch die 
Umsätze der neu gegründeten Unternehmen mit erfasst 
sind.  Das bedeutet letztlich nichts anderes, als dass der 
Markt auch für Neugründer eine Chance bot.

Weiterer Abbau der Vollzeit-
arbeitsplätze; Zunahme bei
Teilzeitbeschäftigung 
Der Großhandel beschäftigte im Jahresdurchschnitt 2003 
rund 1 Mill. Erwerbstätige. Im Laufe des Jahres 2003 ver-
minderte sich die Zahl der Vollzeitbeschäftigten um 4,1%, 
die der Teilzeitbeschäftigten stieg dagegen um 1,1% (siehe 
Tabelle 7). Bereits im vergangenen Jahr war die Anzahl der 
Teilzeitarbeitsplätze im Großhandel leicht gewachsen. Der 
Abbau von Vollzeitarbeitsplätzen, der schon seit vielen Jah-
ren feststellbar ist, hat sich dagegen fortgesetzt. Per saldo 
hat der Großhandel seit 1995 knapp 18% aller Arbeits-

plätze abgebaut. Dieser Abbau betraf sowohl die Vollzeit- 
als auch die Teilzeitarbeitsplätze. Verglichen mit den star-
ken Veränderungen des Umsatzes während der letzten Jahre 
ist die Entwicklung bei der Zahl der Beschäftigten aber rela-
tiv kontinuierlich verlaufen (siehe Schaubild 4). 

Tabelle 6: Entwicklung des Großhandelsumsatzes1)
nach Größenklassen

Prozent

Größenklasse
von . . .  bis unter . . .  EUR

Umsatz

Veränderung
des Umsatzes 20032)

gegenüber 2002

unter 10 Mill.3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,1
10 Mill. – 20 Mill. . . . . . . . . . . . . – 1,0
20 Mill. – 50 Mill. . . . . . . . . . . . . – 2,6
50 Mill. – 100 Mill. . . . . . . . . . . . . – 3,9

100 Mill. – 200 Mill. . . . . . . . . . . . . – 0,7
200 Mill. – 500 Mill. . . . . . . . . . . . . + 2,3
500 Mill. und mehr . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,7

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz ohne Umsatzsteuer. – 2) Vorläufiges Ergebnis. – Berechnet aus der
Summe der Monatsergebnisse. – 3) Einschl. der Umsätze von neu
gegründeten Unternehmen.

Tabelle 7: Entwicklung der Beschäftigung im Großhandel

Beschäftigte
insgesamt

Vollzeit-
beschäftigte

Teilzeit-
beschäftigte

Jahr
2000 =

100

Ver-
änderung
gegenüber

Vorjahr
in %

2000 =
100

Ver-
änderung

gegenüber
Vorjahr

in %

2000 =
100

Ver-
änderung
gegenüber

Vorjahr
in %

1995 109,7 – 0,6 109,2 – 1,0 111,9 + 1,4

1996 106,7 – 2,8 106,2 – 2,8 109,0 – 2,7

1997 106,0 – 0,6 105,0 – 1,1 111,1 + 1,9

1998 105,0 – 1,0 103,4 – 1,5 112,5 + 1,3

1999 101,9 – 3,0 101,3 – 2,0 104,4 – 7,2

2000 100 – 1,8 100 – 1,3 100 – 4,3

2001 96,8 – 3,2 96,9 – 3,2 96,6 – 3,4

2002 93,2 – 3,7 92,5 – 4,5 96,9 + 0,3

20031) 90,3 – 3,1 88,7 – 4,1 98,0 + 1,1

1) Vorläufiges Ergebnis.

Mittelfristige Entwicklung Umsatzesdes
und der Voll- und Teilzeitbeschäftigten im Großhandel

2000 = 100
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Die Umsatzentwicklung im Handel ist neben anderen Fak-
toren ein wichtiger Indikator zur Beurteilung der konjunk-
turellen Wirtschaftsentwicklung. Zudem lassen sich aus der 
Umsatzentwicklung Informationen über die Verwendung 
von Teilen des privaten Konsums entnehmen. Daher wird im 
Folgenden die konjunkturelle Entwicklung im Einzelhandel 
in Deutschland im Jahr 2003 umfassend dargestellt.

Mit Umsatzrückgängen von nominal 0,7% und real 0,8% 
setzte sich der Negativtrend im Einzelhandel, wenn auch 
in etwas abgeschwächter Form, im zweiten Jahr fort. Nach 
einer günstigen Entwicklung im ersten Halbjahr 2003 ging 
der Umsatz in einzelnen Monaten des zweiten Halbjahres 
2003 um bis zu 5% zurück. Auch das sonst so umsatzstarke 
Weihnachtsgeschäft, in dem rund ein Fünftel des Jahresum-
satzes getätigt wird, konnte im letzten Jahr die Erwartungen 
nicht erfüllen.1) Umsatzrückgänge von über 4% im Novem-
ber sowie über 1% im Dezember bestätigten letztendlich 
die überwiegend negative Tendenz im Jahr 2003. Durch die 
erneuten Umsatzeinbußen lag der Einzelhandelsumsatz im 
Jahr 2003 unter dem Niveau des Jahresumsatzes 2000.

Vorbemerkung

Die Darstellung der konjunkturellen Entwicklung im Ein-
zelhandel2) in Deutschland stützt sich auf die Angaben 
von rund 25 000 Unternehmen, die monatlich über ihren 

Umsatz und ihre Anzahl an Voll- und Teilzeitbeschäftigten 
berichten. Der nachfolgende Beitrag konzentriert sich im 
Wesentlichen auf die Darstellung der Umsatzentwicklung, 
auch in der Gliederung nach Wirtschaftszweigen, und ver-
sucht Ursachen und Auswirkungen des konjunkturellen Ver-
laufs im Handel aufzuzeigen. Einige ausgewählte Angaben 
zur Beschäftigtenentwicklung beschließen den Beitrag. Die 
konjunkturelle Entwicklung im Großhandel ist Thema eines 
weiteren Beitrags in dieser Ausgabe auf S. 302 ff.

Nach 2002 erneut Rückgang des
nominalen und realen Einzelhandels-
umsatzes im letzten Jahr

Im Jahr 2003 setzte der Einzelhandel gut 290 Mrd. Euro 
(ohne Umsatzsteuer) um3); das waren nominal 0,7% weni-
ger als 2002. Real, also nach Eliminierung des nur durch 
Preiserhöhungen verursachten Umsatzzuwachses, errech-
nete sich ein Umsatzrückgang von 0,8% (siehe Tabelle 1). 
Damit setzte sich der Negativtrend des Jahres 2002 fort. 
Nach den umsatzstarken Jahren von 1998 bis 2001 mit 
Umsatzzuwächsen von bis zu 2,4% (nominal) bzw. 1,2% 
(real) kam es im Jahr 2002 erstmals nach 1997 wieder zu 
einem Rückgang des Einzelhandelsumsatzes, der sich auch 
im letzten Jahr fortsetzte. Somit lag der nominale Umsatz 
im Jahr 2003 annäherungsweise auf dem Niveau des Basis-

Dipl.-Sozialwissenschaftler Jörg Decker

Entwicklung im Einzelhandel 
im Jahr 2003

 1) Siehe hierzu auch Linkert, K.: „Zur Bedeutung des Weihnachtsgeschäfts für den Einzelhandel“ in WiSta 11/2003, S. 1008 ff. 
 2) Nach der NACE Rev. 1, der EU-einheitlichen Wirtschaftszweigklassifikation, werden unter dem Begriff „Einzelhandel“ die Unternehmen zusammengefasst, deren wirtschaftlicher Schwer-

punkt im Einzelhandel liegt (so genanntes Schwerpunktprinzip), jedoch ohne die Unternehmen, die schwerpunktmäßig mit Kraftfahrzeugen handeln, und ohne Tankstellen. NACE ist die 
Abkürzung von «Nomenclature générale des activités économiques dans les Communautés européennes» (Statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemein-
schaft).

 3) Berechnet als Summe der zwölf Monatswerte. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in der monatlichen Erhebung im Einzelhandel eine Abschneidegrenze von 250 000 Euro Jahresumsatz (je 
Unternehmen) angewandt wird. Die Jahreserhebung im Einzelhandel erfolgt dagegen ohne Abschneidegrenze und weist daher höhere Werte aus.



BINNENHANDEL

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2004 309

jahres 2000 und 4,2% über dem Wert von 1994.4) Der reale 
Wert sank durch den letztjährigen Umsatzrückgang noch 
unter das Niveau von 1994 (  0,6%). Dies ist zugleich das 
zweitschlechteste Ergebnis im Betrachtungszeitraum von 
1994 bis 2003. Zum Vergleich: Im gleichen Zeitraum stieg 
das Bruttoinlandsprodukt nominal um 23% und real um 
12%. Gleichwohl blieb in den letzten Jahren der Anteil des 

Handels an der gesamten nominalen Bruttowertschöpfung 
in Deutschland weitgehend konstant und lag im letzten Jahr 
bei gut 10,8% (1994: 11,0%).5)

Ein Blick auf die grafische Darstellung der Trend-Konjunktur-
Komponente6) des Einzelhandelsumsatzes (siehe Schau-
bild 1), die unabhängig von kurzfristigen Schwankungen 

Tabelle 1: Entwicklung des Einzelhandelsumsatzes1) im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt und zu den privaten Konsumausgaben

Einzelhandelsumsatz Bruttoinlandsprodukt

nominal real nominal real nominal real

Entwicklung
der privaten

Konsum-
ausgaben
(nominal)

Anteil des
Einzelhandels-
umsatzes an
den privaten

Konsum-
ausgaben

Jahr

Messzahlen 2000 = 100 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % %

1994 95,5 98,8 X X + 4,9 + 2,3 + 3,7 32

1995 96,7 99,5 + 1,3 + 0,7 + 3,8 + 1,7 + 4,0 31

1996 97,0 98,9 + 0,3 – 0,6 + 1,8 + 0,8 + 2,7 30

1997 95,9 97,2 – 1,1 – 1,7 + 2,1 + 1,4 + 2,6 30

1998 96,9 98,3 + 1,0 + 1,1 + 3,1 + 2,0 + 2,9 28

1999 97,7 98,8 + 0,7 + 0,5 + 2,6 + 2,0 + 4,0 27

2000 100 100 + 2,4 + 1,2 + 2,6 + 2,9 + 3,5 27

2001 101,8 101,0 + 1,8 + 1,0 + 2,2 + 0,8 + 3,0 27

2002 100,3 98,9 – 1,5 – 2,1 + 1,8 + 0,2 + 0,3 26

20032) 99,6 98,2 – 0,7 – 0,8 + 0,9 – 0,1 + 0,9 25

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. – Umsatz ohne Umsatzsteuer. – Ohne Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und ohne
Tankstellen. – 2) Vorläufiges Ergebnis für den Einzelhandel.

 4) In diesem Artikel wird die Entwicklung nur zurück bis einschließlich 1994 betrachtet, da ab diesem Zeitpunkt die monatliche Konjunkturerhebung für einen neuen Berichtskreis durchge-
führt wurde und die Gliederung der Ergebnisse erstmalig auf Grundlage der NACE Rev. 1 erfolgte.

 5) Siehe Fachserie 18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“, Reihe 1.2 „Konten und Standardtabellen  Vorbericht 2003“.
 6) Die Trend-Konjunktur-Komponente wird im Rahmen der Zeitreihenanalyse nach dem so genannten Berliner Verfahren, Version 4 (BV4), berechnet, das im Statistischen Bundesamt für kon-

junkturanalytische Zwecke angewandt wird. In ihm werden die Original-Umsatzwerte in eine Trend-Konjunktur-Komponente, eine Saison- und Kalenderkomponente und eine Restkompo-
nente zerlegt. Die Trend-Konjunktur-Komponente des Berliner Verfahrens kann als Indikator für die Grundtendenz der konjunkturellen Entwicklung herangezogen werden. Sie entspringt 
jedoch immer nur einer reinen Ex-post-Betrachtung; für eine Prognose ist sie daher nicht geeignet.
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die langfristige wirtschaftliche Entwicklungstendenz zeigt, 
veranschaulicht die oben beschriebene Entwicklung. Über-
dies wird deutlich, dass sich der Umsatz im Einzelhandel 
insgesamt nur in einer recht engen Bandbreite bewegt. 
Dies gilt ganz besonders bei realer Betrachtung. Schließ-
lich wird auch der tendenzielle Umsatzrückgang seit dem 
vierten Quartal 2001 ersichtlich. Indes darf der vergleichs-
weise rapide Umsatzrückgang in der zweiten Jahreshälfte 
2003 nicht überinterpretiert werden, da die Darstellung des 
Konjunkturverlaufs bei Saison- und Kalenderbereinigun-
gen am aktuellen Rand stets mit einer gewissen Unsicher-
heit behaftet ist.

Ab Sommer verstärkte sich der 
Negativtrend im Einzelhandel

Der Rückgang des Jahresumsatzes 2003 kam letztend-
lich nicht ganz überraschend, wenngleich die Verände-
rungsraten in den ersten beiden Vierteljahren zunächst 
auf eine mögliche positive Trendwende hindeuteten (siehe 
Tabelle 2). Die neu aufkommenden Hoffnungen auf weitere 
Umsatzzuwächse wurden bereits in den darauf folgenden 
Sommermonaten jäh enttäuscht: Während der lang anhal-
tenden Hitzeperiode kam es nach leichten Umsatzrück-
gängen im Juni und Juli von rund 1% im August letzten Jah-
res zu einem Minus von über 5%. Als mögliche Ursache für 
die erneute Konsumschwäche im zweiten Halbjahr 2003 
kommt auch die angekündigte oder bereits realisierte Kür-
zung der Sonderzahlungen wie Urlaubs- und Weihnachts-
geld  in Betracht.7)

Auch die zunehmenden branchenübergreifenden Rabatt-
aktionen konnten – trotz einzelner positiver Monatswerte – 
die Umsatzrückgänge im zweiten Halbjahr 2003 nicht 
kompensieren. Vielmehr wird angenommen, dass die Preis-
aktionen, die in immer kürzeren Zeitabständen stattgefun-
den haben, zu einem Konsumaufschub bzw. -verzicht führ-
ten, da für die Käufer stets die Gefahr bestand, dass Waren, 
die sie zu einem regulären Preis bezogen hatten, kurz dar-
auf stark verbilligt angeboten würden. „Dahinter stecke 
aber, vermutet [Konsumentenforscher] Niesel, weniger eine 
bundesweite Mutation der Kunden in Geizkrägen, sondern 
viel eher ein durch den Handel selbst ausgelöstes Verhal-
tensmuster“.8) Die Folge dieses Verhaltens wäre ein weite-
rer Umsatzrückgang. Letztendlich ist aber eine zweifelsfreie 
Bewertung des Einflusses von Rabatten und Sonderange-
boten auf die Umsatzentwicklung im Einzelhandel allein 
anhand der vorliegenden handelsstatistischen Daten nicht 
möglich. Gleiches gilt für den Einfluss der weiteren Liberali-
sierung der gesetzlichen Ladenöffnungszeiten, nach der ab 
Juni 2003 eine Öffnung der Geschäfte bis 20:00 Uhr auch an 
Samstagen erlaubt ist.9)

Tabelle 2: Monatliche Entwicklung des Einzelhandelsumsatzes1)

Umsatz in jeweiligen
Preisen (nominal)

Umsatz in Preisen
des Jahres 2000 (real)

Berichts-
zeitraum

2000 = 100

Veränderung
gegenüber

dem
entspre-
chenden

Vorjahres-
zeitraum

in %

2000 = 100

Veränderung
gegenüber

dem
entspre-
chenden

Vorjahres-
zeitraum

in %

2000 . . . . . . . . . . . . . . 100 + 2,4 100 + 1,2

1. Vierteljahr . . . . . 93,8 + 1,4 94,3 + 0,4

2. Vierteljahr . . . . . 98,5 + 5,1 98,8 + 4,4

3. Vierteljahr . . . . . 96,7 + 3,1 96,4 + 1,6

4. Vierteljahr . . . . . 111,0 + 0,3 110,4 – 1,1

Januar . . . . . . . . . . . 88,4 – 0,1 89,2 – 0,8

Februar . . . . . . . . . . 91,5 + 7,8 91,9 + 6,4

März . . . . . . . . . . . . . 101,6 – 2,4 101,9 – 3,4

April . . . . . . . . . . . . . 98,9 + 3,9 99,4 + 3,3

Mai . . . . . . . . . . . . . . 104,1 + 11,9 104,5 + 11,3

Juni . . . . . . . . . . . . . . 92,5 – 0,4 92,6 – 1,5

Juli . . . . . . . . . . . . . . . 95,3 – 2,0 95,5 – 2,9

August . . . . . . . . . . . 96,5 + 6,3 96,4 + 4,9

September . . . . . . . 96,7 + 5,1 97,3 + 3,1

Oktober . . . . . . . . . . 101,6 ± 0,0 100,9 – 1,8

November . . . . . . . 107,9 + 2,2 107,2 + 0,6

Dezember . . . . . . . 123,4 – 1,0 123,2 – 2,1

2001 . . . . . . . . . . . . . . 101,8 + 1,8 100,2 + 0,2

1. Vierteljahr . . . . . 95,8 + 2,1 95,1 + 0,8

2. Vierteljahr . . . . . 100,8 + 2,4 98,9 ± 0,0

3. Vierteljahr . . . . . 98,1 + 1,5 96,0 – 0,4

4. Vierteljahr . . . . . 112,6 + 1,5 110,7 + 0,2

Januar . . . . . . . . . . . 94,9 + 7,4 94,5 + 5,9

Februar . . . . . . . . . . 87,9 – 3,9 87,3 – 5,0

März . . . . . . . . . . . . . 104,6 + 3,0 103,5 + 1,6

April . . . . . . . . . . . . . 101,0 + 2,1 99,5 + 0,1

Mai . . . . . . . . . . . . . . 104,5 + 0,4 102,4 – 2,0

Juni . . . . . . . . . . . . . . 97,0 + 4,9 94,7 + 2,3

Juli . . . . . . . . . . . . . . . 98,3 + 3,1 96,0 + 0,5

August . . . . . . . . . . . 98,8 + 2,4 96,8 + 0,4

September . . . . . . . 97,3 – 1,0 95,2 – 2,2

Oktober . . . . . . . . . . 104,4 + 2,8 102,2 + 1,3

November . . . . . . . 110,5 + 2,4 108,6 + 1,3

Dezember . . . . . . . 122,9 – 0,4 121,3 – 1,5

2002 . . . . . . . . . . . . . . 100,3 – 1,5 98,9 – 2,1

1. Vierteljahr . . . . . 93,9 – 1,9 92,1 – 4,3

2. Vierteljahr . . . . . 98,4 – 2,4 96,5 – 2,8

3. Vierteljahr . . . . . 98,1 – 0,1 97,1 + 0,2

4. Vierteljahr . . . . . 110,9 – 1,5 110,0 – 1,4

Januar . . . . . . . . . . . 92,3 – 2,7 90,6 – 5,3

Februar . . . . . . . . . . 87,0 – 1,0 85,4 – 4,3

März . . . . . . . . . . . . . 102,5 – 2,0 100,4 – 3,4

April . . . . . . . . . . . . . 101,0 ± 0,0 98,8 – 0,7

Mai . . . . . . . . . . . . . . 100,4 – 3,9 98,4 – 4,5

Juni . . . . . . . . . . . . . . 93,7 – 3,4 92,3 – 3,2

Juli . . . . . . . . . . . . . . . 100,0 + 1,7 98,9 + 1,9

August . . . . . . . . . . . 97,4 – 1,4 96,6 – 0,8

September . . . . . . . 96,8 – 0,5 95,8 – 0,4

Oktober . . . . . . . . . . 105,7 + 1,2 104,7 + 1,4

November . . . . . . . 106,5 – 3,6 105,8 – 3,2

Dezember . . . . . . . 120,5 – 2,0 119,5 – 2,1

20032) . . . . . . . . . . . . . 99,6 – 0,7 98,2 – 0,8

1. Vierteljahr . . . . . 93,8 – 0,1 92,0 – 0,1

2. Vierteljahr . . . . . 99,1 + 0,8 97,5 + 1,0

3. Vierteljahr . . . . . 96,6 – 1,5 95,4 – 1,8

4. Vierteljahr . . . . . 109,0 – 1,7 107,7 – 2,1

Januar . . . . . . . . . . . 93,5 + 1,3 92,1 + 1,7

Februar . . . . . . . . . . 88,2 + 1,4 86,5 + 1,3

März . . . . . . . . . . . . . 99,7 – 2,7 97,5 – 2,9

April . . . . . . . . . . . . . 103,4 + 2,4 101,5 + 2,7

Mai . . . . . . . . . . . . . . 101,7 + 0,6 99,4 + 1,0

Juni . . . . . . . . . . . . . . 93,0 – 0,7 91,5 – 0,9

Juli . . . . . . . . . . . . . . . 99,4 – 0,6 98,1 – 0,8

August . . . . . . . . . . . 92,3 – 5,2 91,3 – 5,5

September . . . . . . . 98,0 + 1,2 96,8 + 1,0

Oktober . . . . . . . . . . 106,0 + 0,3 104,6 – 0,1

November . . . . . . . 102,0 – 4,2 100,7 – 4,8

Dezember . . . . . . . 119,1 – 1,2 117,8 – 1,4

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz ohne Umsatzsteuer. – Ohne Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und
ohne Tankstellen. – 2) Vorläufiges Ergebnis.

 7) Ferner wurde in einigen Ländern den Beschäftigten im öffentlichen Dienst im Dezem-
ber 2003 erstmals das Monatsgehalt statt in der Monatsmitte am Monatsende ausge-
zahlt. Dadurch stand den Kunden zumindest vorübergehend weniger Kaufkraft zur Ver-
fügung, die dem Einzelhandel für das Weihnachtsgeschäft 2003 verloren ging.

 8) Siehe TextilWirtschaft: „Kunden sind eigentlich nicht geizig“, Nr. 6, 5. Februar 2004,
S. 62.

 9) Siehe hierzu auch Fischer, I.: „Verlängerung der Ladenöffnungszeiten“ in WiSta
6/2003, S. 486 ff.
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Anteil des Einzelhandelsumsatzes
an den privaten Konsumausgaben 
sinkt weiter
Da die Umsatzentwicklung im Einzelhandel auch ein Spie-
gelbild des privaten Konsums darstellt, sind bei einer aus-
sagekräftigen Bewertung des Einzelhandelsumsatzes vor 
allem zwei Aspekte von Bedeutung: Wie entwickelte sich der 
private Konsum insgesamt? Wie entwickelte sich der Anteil 
des Einzelhandelsumsatzes an den privaten Konsumaus-
gaben? Letzterer ist, wie Tabelle 1 zeigt, seit Jahren kon-
tinuierlich rückläufig. Da eine analoge Entwicklung auch 
im Gastgewerbe zu beobachten ist10), liegt die Vermutung 
nahe, dass die privaten Haushalte mehr Geld in anderen 
Bereichen ausgeben (müssen) oder verstärkt sparen. Mög-
liche Gründe liegen in der Notwendigkeit einer verstärk-
ten privaten Altersvorsorge sowie steigenden Kosten in der 
Gesundheitsversorgung, aber auch in den generell ange-
stiegenen Kosten für zum Beispiel Miete und Verkehr. Wie 
Schaubild 2 zeigt, stiegen im Berichtszeitraum von 1994 bis 
2003 die Kosten für Verkehr (u. a. Kosten für den Erwerb und 
die Unterhaltung von Kfz sowie für Verkehrsdienstleistun-
gen) (+ 23%), Miete (Kosten für Wohnung, Wasser, Strom, 

Gas und andere Brennstoffe) (+ 19%) und Gesundheits-
pflege (+ 15%) bei einem Anstieg der Verbraucherpreise ins-
gesamt um + 13% überdurchschnittlich an.

Demgegenüber lag der Preisanstieg in ausgesuchten Berei-
chen des Einzelhandels (hier Nahrungsmittel und alkohol-
freie Getränke, Einrichtungsgegenstände wie Möbel u. Ä. 
sowie Bekleidung und Schuhe) zwischen 3 und 7%. Der 
damit einhergehenden Strukturveränderung des privaten 
Konsums wurde u. a. bei der letztjährigen Umstellung des 
Verbraucherpreisindex auf Basis 2000 Rechnung getragen.
So weist die Verbrauchsbedeutung von Nahrungsmitteln 
und alkoholfreien Getränken mit insgesamt 28 Promille-
punkten den größten Rückgang im Vergleich zur Basis 1995
auf. Dagegen stieg der Ausgabenanteil für Wohnung, Was-
ser, Strom, Gas und andere Brennstoffe um nahezu densel-
ben Anteil.11)

Noch deutlicher wird die für den Verbraucher günstige Preis-
entwicklung bei der Betrachtung der Veränderungen im letz-
ten Jahr: Einer Stagnation der Preise in den Bereichen „Ein-
richtungsgegenstände“ sowie „Nahrungsmittel und alko-
holfreie Getränke“ steht ein Preisrückgang bei „Bekleidung 
und Schuhen“ gegenüber. Diese Preisentwicklung spiegelt 

Entwicklung der Verbraucherpreise in ausgewählten Bereichen
in den Jahren 1994 bis 2003 sowie 2002 bis 2003

Veränderungen der Jahresdurchschnittswerte

Schaubild 2
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10) Siehe hierzu Fischer, I: „Die Entwicklung im Gastgewerbe 2003“ in dieser Ausgabe, S. 315 ff. 
11) Siehe Egner, U.: „Umstellung des Verbraucherpreisindex auf Basis 2000“ in WiSta 5/2003, S. 423 ff. 
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sich auch in der realen Umsatzentwicklung des Facheinzel-
handels wider (siehe unten).

Wie bereits erwähnt ist die Verlagerung des privaten Kon-
sums vom Einzelhandel auf andere Konsumbereiche nur ein 
Aspekt. Ein zweiter ergänzender Sachverhalt ist die Entwick-
lung des privaten Konsums als Ganzes. Mit einem Zuwachs 
von nominal 0,9% im Vergleich zum Vorjahr lag die Verän-
derungsrate zwar über dem Wert des Jahres 2002 (+ 0,3%); 
gleichzeitig ist es der zweitschlechteste Wert seit 1994 
(siehe Tabelle 1). Dem verhaltenen Anstieg des privaten 
Konsums stand die erneut angestiegene Sparquote gegen-
über. Sie stieg von 10,6% (2002) auf 10,8% im Jahr 2003. 
Nach Einschätzung des Sachverständigenrats zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bringt die 
im dritten Jahr in Folge steigende Sparquote einerseits ein 
hohes Maß an Einkommens- und Arbeitsplatzunsicherheit
zum Ausdruck, andererseits aber auch die zunehmende Ein-
sicht, vermehrt privat für die Altersvorsorge sparen zu müs-
sen. Gestützt wird diese Annahme durch eine im Jahres-
gutachten 2003/2004 angeführte empirische Analyse zum 
Einfluss von (Einkommens-)Unsicherheit und Verbraucher-
vertrauen auf die privaten Konsumausgaben: „So wirken 
sich beispielsweise sowohl eine Verbesserung der Erwar-
tungen hinsichtlich der zukünftigen ökonomischen Rah-
menbedingungen als auch eine bessere Einschätzung der 
finanziellen Lage der privaten Haushalte signifikant positiv 
auf die Privaten Konsumausgaben aus.“12) Gleichwohl wird 
einschränkend angemerkt, dass der Einfluss der in der Ana-
lyse verwendeten Variablen, mit denen Unsicherheit bzw. 
Verbrauchervertrauen gemessen wurden, moderat sei: „So 
erhöhen sich beispielsweise die Privaten Konsumausgaben 
um rund 0,3 vH, wenn sich die Unsicherheit um eine Einheit 
reduziert.“13)

Umsatzrückgang trifft
in erster Linie den Facheinzelhandel 
sowie die kleineren Einzelhändler

Die gesunkene Konsumneigung der Verbraucher wirkte sich 
auf die einzelnen Branchen im Einzelhandel unterschied-
lich aus. Wie der Tabelle 3 zu entnehmen ist, verzeichne-
ten die Apotheken (NACE-Position 52.31) sowie der Einzel-
handel mit kosmetischen Artikeln und Körperpflegemitteln 
(NACE-Position 52.33), zu dem auch die großen Drogerie-
ketten gehören, im letzten Jahr einen nominalen Umsatz-
zuwachs von rund 2% im Vergleich zum Vorjahr. Diese bei-
den Branchen sind übrigens die einzigen, die im gesamten 
Berichtszeitraum von 1994 bis 2003 eine positive Umsatz-
entwicklung aufwiesen. Den höchsten nominalen Umsatz-
zuwachs im Jahr 2003 verzeichnete der Einzelhandel mit 
Metallwaren, Anstrichmitteln, Bau- und Heimwerkerbedarf 
(NACE-Position 52.46) mit 3,5%. Dazu trugen allein die gro-
ßen Baumärkte bei (NACE-Position 52.46.3), deren Umsatz-
zuwachs bei 4,3% lag.

12) Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: 
„Staatsfinanzen konsolidieren  Steuersysteme reformieren“, Jahresgutachten 2003/
04, Stuttgart 2003, S. 188 ff.

13) Siehe Fußnote 12.

Tabelle 3: Entwicklung des Einzelhandelsumsatzes und der
Beschäftigten nach ausgewählten Wirtschaftszweigen1)

Veränderung 2003 gegenüber 2002 in %2)

Umsatz Beschäftigte
Nr. der

Klassifi-
kation3)

Wirtschaftszweig
(EH = Einzelhandel) nomi-

nal
real

ins-
gesamt

dar.:
Teilzeit

52.1 EH mit Waren verschiede-
ner Art (in Verkaufsräu-
men) . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,0 + 0,6 – 1,2 + 0,6

52.11 EH mit Waren verschiede-
ner Art, Hauptrichtung
Nahrungsmittel, Ge-
tränke und Tabakwaren + 1,7 + 1,2 – 0,3 + 1,0

52.11.1 EH mit Nahrungsmitteln,
Getränken und Tabak-
waren o.a.S. . . . . . . . . . . . + 2,0 + 1,5 – 0,4 + 1,2

52.11.2 Sonstiger EH mit Waren
verschiedener Art, Haupt-
richtung Nahrungsmittel,
Getränke und Tabak-
waren . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,7 + 0,1 – 0,1 + 0,5

52.12 Sonstiger EH mit Waren
verschiedener Art . . . . . . – 3,5 – 3,2 – 5,3 – 1,8

52.12.1 EH mit Waren verschiede-
ner Art (ohne Nahrungs-
mittel) . . . . . . . . . . . . . . . . . – 4,7 – 4,5 – 4,1 + 5,4

52.12.2 EH mit Waren verschiede-
ner Art, Hauptrichtung
Nicht-Nahrungsmittel . . – 3,2 – 3,0 – 5,6 – 3,6

52.2 Fach-EH mit Nahrungsmit-
teln, Getränken und Ta-
bakwaren (in Verkaufs-
räumen) . . . . . . . . . . . . . . . – 0,5 – 2,0 – 1,4 + 1,0

52.3 Apotheken; Fach-EH mit
medizinischen, orthopä-
dischen und kosmeti-
schen Artikeln (in Ver-
kaufsräumen) . . . . . . . . . + 2,0 + 2,7 + 0,4 + 3,4

52.31 Apotheken . . . . . . . . . . . . . . + 2,1 + 3,3 – 1,2 + 1,0
52.32 EH mit medizinischen und

orthopädischen Artikeln – 2,4 – 0,2 – 0,3 – 0,6
52.33 EH mit kosmetischen Arti-

keln und Körperpflege-
mitteln . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,9 + 1,7 + 3,3 + 7,1

52.4 Sonstiger Fach-EH . . . . . . . – 3,0 – 2,5 – 3,6 – 1,8
52.41 EH mit Textilien . . . . . . . . . . – 10,9 – 11,3 – 7,2 – 0,6
52.42 EH mit Bekleidung . . . . . . . – 5,2 – 4,7 – 4,1 – 2,6
52.43 EH mit Schuhen und

Lederwaren . . . . . . . . . . . . – 3,5 – 3,0 – 4,4 – 4,3
52.44 EH mit Möbeln, Einrich-

tungsgegenständen und
Hausrat, a.n.g. . . . . . . . . . – 2,8 – 3,4 – 3,5 – 1,8

darunter:
52.44.1 EH mit Wohnmöbeln . . . . . – 3,0 – 3,6 – 4,4 – 1,4

52.45 EH mit elektrischen Haus-
halts-, Rundfunk- und
Fernsehgeräten sowie
Musikinstrumenten . . . . – 5,5 – 2,6 – 6,4 – 2,8

52.46 EH mit Metallwaren, An-
strichmitteln, Bau- und
Heimwerkerbedarf . . . . . + 3,5 + 2,9 + 0,3 + 6,0

darunter:
52.46.1 EH mit Eisen-, Metall- und

Kunstoffwaren a.n.g. . . – 2,4 – 3,5 – 4,9 + 3,6
52.46.3 EH mit Bau- und Heim-

werkerbedarf . . . . . . . . . . + 4,3 + 3,8 + 1,2 + 6,4
52.47 EH mit Büchern, Zeitschrif-

ten, Zeitungen, Schreib-
waren und Bürobedarf . – 3,0 – 3,9 – 3,6 – 1,0

52.48 Fach-EH a.n.g. (in Ver-
kaufsräumen) . . . . . . . . . – 3,8 – 1,7 – 3,9 – 2,0

52.6 EH (nicht in Verkaufs-
räumen) . . . . . . . . . . . . . . . – 4,5 – 5,6 – 1,9 + 1,1

darunter:
52.61 Versandhandel . . . . . . . . . . – 2,7 – 2,1 – 1,1 + 2,2

darunter:
52.61.1 Versandhandel mit Waren

o.a.S. . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,0 – 5,8 – 1,6 + 3,5
52.63 Sonstiger EH (nicht in

Verkaufsräumen . . . . . . . – 6,7 – 9,7 – 2,0 – 0,6
52.1–52.6 Einzelhandel insgesamt . – 0,7 – 0,8 – 2,0 + 0,2

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz ohne Umsatzsteuer. – 2) Vorläufiges Ergebnis. – 3) Klassifikation
der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93).
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Abweichend von der Gesamtentwicklung im Einzelhandel 
verzeichnete auch der Einzelhandel mit Waren verschiede-
ner Art (in Verkaufsräumen) (NACE-Position 52.1), der im 
Wesentlichen die Großformen des Einzelhandels14) mit Aus-
nahme der Baumärkte erfasst, mit 1,0% einen Umsatzzu-
wachs. Dazu beigetragen haben in erster Linie die Super-
märkte und SB-Warenhäuser (NACE-Position 52.11) mit 
einem Plus von 1,7%, während die Kauf- und Warenhäuser 
(NACE-Position 52.12) ein Minus von 3,5% verzeichneten. 
Auch beim Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln, Geträn-
ken und Tabakwaren (in Verkaufsräumen) (NACE-Position 
52.2) scheint eine Trendwende erkennbar zu sein: Trotz 
eines Umsatzrückganges von 0,5% im Jahr 2003 war die 
Entwicklung im Vergleich zu den Vorjahren erstmals güns-
tiger bzw. weniger schlecht als im Einzelhandel insgesamt 
(NACE-Position 52). 

Wie die Tabelle 3 zeigt, ging der letztjährige Umsatzrück-
gang im Einzelhandel insbesondere zu Lasten des Sons-
tigen Facheinzelhandels (in Verkaufsräumen) (NACE-Posi-
tion 52.4), zu dem u. a. der Einzelhandel mit Bekleidung, 
mit Schuhen und Lederwaren, mit Möbeln und Einrichtungs-
gegenständen sowie mit Büchern und Zeitschriften gehö-
ren. 2003 schrumpfte der Umsatz hier um nominal 3,0%, 
wobei alle dazu gehörigen Branchen – mit Ausnahme des 
oben erwähnten Einzelhandels mit Bau- und Heimwerker-
bedarf – Umsatzverluste verzeichneten. Der Tabelle 3 ist 
überdies zu entnehmen, dass im Einzelhandel mit Beklei-
dung sowie im Einzelhandel mit Schuhen und Lederwaren 
die reale Umsatzentwicklung, also ohne Berücksichtigung 
der Preisentwicklung, günstiger verlief als die nominale, 
was auf eine Preissenkung bei den in dieser Branche ver-
kauften Waren hindeutet (siehe auch Schaubild 2).

Einer der großen „Verlierer“ im letzten Jahr war der Versand-
handel (NACE-Position 52.61) mit einem Umsatzminus von 
2,7%. Diese Branche, die zum nicht stationären Handel 
gehört, zählte ansonsten  nicht zuletzt wegen des „boo-
menden“ Internethandels  zu den potenziellen Wachs-
tumsbranchen im Handel.15) Tatsächlich lag der nominale 
Umsatz im Jahr 2002 auch um gut 5% über dem des Jahres 
2001. Gleichwohl ist der Umsatz im Versandhandel im Ver-
gleich zu 1994 nominal nahezu unverändert geblieben und 
real sogar um fast 4% gesunken.

Die Einzelhandels-Großformen 
gewinnen weiter an Bedeutung

Mit der oben beschriebenen Umsatzentwicklung setzte sich 
die seit einigen Jahren zu beobachtende Verschiebung der 
Umsatzanteile weg von den Kleinformen des Einzelhandels 
und dem Facheinzelhandel hin zu den Großformen und gro-
ßen filialisierten Einzelhandelsunternehmen weiter fort. Im 
Jahr 2003 ist der Anteil des Einzelhandels mit Waren ver-
schiedener Art (in Verkaufsräumen) (NACE-Position 52.1) 

am Gesamtumsatz erneut gestiegen; er lag 2003 bei 44,5% 
(siehe Tabelle 4). Allein der Einzelhandel mit Nahrungs-
mitteln, Getränken und Tabakwaren ohne ausgeprägten 
Schwerpunkt (NACE-Position 52.11.1), zu dem u. a. die Dis-
counter gehören, erwirtschaftete nahezu ein Drittel des 
gesamten Einzelhandelsumsatzes und somit nur geringfü-
gig weniger als der gesamte Sonstige Facheinzelhandel (in 
Verkaufsräumen) (NACE-Position 52.4), dessen Anteil aber-
mals zurückging.

Als Grund für diese Verschiebung der Umsatzgewichte wird 
u. a. die sich ständig erweiternde Angebotspalette der 
Lebensmitteldiscounter angeführt, die zunehmend ihren 
Umsatz im Non-Food-Sektor erzielen. So gehören nach 
einer von der Fachzeitschrift TextilWirtschaft veröffentlich-
ten Rangliste Unternehmen wie beispielsweise Aldi oder 
Tchibo bereits zu den Top Ten im deutschen Textilhan-
del.16) Dem Facheinzelhandel mit Bekleidung erwächst 
zudem eine weitere Konkurrenz durch „vertikal“ organi-

14) Zur NACE-Position 52.1 gehören natürlich auch kleine Einzelgeschäfte, sofern sie ein Mischsortiment entsprechend der für diese NACE-Position geltenden Bedingungen führen; diese 
haben in dieser Branche allerdings nur eine völlig untergeordnete Bedeutung.

15) Der Internethandel (E-Commerce) ist gemäß der NACE (siehe Fußnote 2) kein eigenständiger Wirtschaftsbereich und wird somit in der Einzelhandelsstatistik nicht gesondert nachge-
wiesen.

16) Siehe TextilWirtschaft: „Die Größten im Textileinzelhandel“, Nr. 39, 25. September 2003, S. 58 ff.

Tabelle 4: Umsatzgewicht der einzelnen Einzelhandelsbereiche
Prozent

Anteil am Einzel-
handel insgesamt

Nr. der
Klassifi-
kation1)

Einzelhandelsbereich
(EH = Einzelhandel)

20032) 2002

52.1 EH mit Waren verschiedener Art
(in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . . 44,5 43,8

52.11 EH mit Waren verschiedener Art,
Hauptrichtung Nahrungsmittel,
Getränke und Tabakwaren . . . . . . 39,0 38,1

52.11.1 EH mit Nahrungsmitteln, Getränken
und Tabakwaren o.a.S. . . . . . . . . . . 29,5 28,7

52.11.2 Sonstiger EH mit Waren verschie-
dener Art, Hauptrichtung
Nahrungsmittel, Getränke,
Tabakwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,6 9,5

52.12 Sonstiger EH mit Waren
verschiedener Art . . . . . . . . . . . . . . . 5,5 5,6

52.12.1 EH mit Waren verschiedener Art
(ohne Nahrungsmittel) . . . . . . . . . . 0,8 0,9

52.12.2 EH mit Waren verschiedener Art,
Hauptrichtung Nicht-
Nahrungsmittel . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,6 4,8

52.2 Fach-EH mit Nahrungsmitteln,
Getränken und Tabakwaren
(in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . . 3,2 3,2

52.3 Apotheken; Fach-EH mit medizi-
nischen, orthopädischen und
kosmetischen Artikeln
(in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . . 12,8 12,5

52.4 Sonstiger Fach-EH (in Verkaufs-
räumen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 31,1 31,8

52.5 EH mit Antiquitäten und Gebraucht-
waren (in Verkaufsräumen) . . . . . 0,1 0,1

52.6 EH (nicht in Verkaufsräumen) . . . . . 8,4 8,7

darunter:
52.61 Versandhandel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,6 4,7

52.1 – 52.6 EH insgesamt . . . 100 100

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93). – 2) Vor-
läufiges Ergebnis.
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sierte Filialbetriebe, die laut einer Studie des Handelsjour-
nals vergleichbare Produkte zu wesentlich geringeren Prei-
sen anbieten können, da sie als Direktvermarkter sowohl 
auf der Herstellungs- als auch auf der Vertriebsseite Kosten 
einsparen können.17)

Mehr Teilzeit- und
weniger Vollzeitbeschäftigte
Die Zahl der Beschäftigten im Einzelhandel ist seit 1996 
tendenziell rückläufig. Nachdem im Jahr 2001 dieser Rück-
gang gestoppt schien, ging die Zahl der Beschäftigten insge-
samt in den letzten beiden Jahren erneut um 1,1 bzw. 2,0% 
zurück (siehe Tabelle 5). Seit 1994 ist ein Rückgang von 
über 7% zu verzeichnen. Eine differenzierte Betrachtung 
zeigt indes, dass die letztjährigen Personalreduzierungen

 wie bereits im Jahr 2002  erneut nur die Vollzeitbeschäf-
tigten trafen (– 4,4%), während die Zahl der Teilzeitbeschäf-
tigten um 0,2% leicht stieg. Dementsprechend erhöhte sich 
erneut der Anteil der Teilzeitbeschäftigten an den Beschäf-
tigten insgesamt; im Durchschnitt des Jahres 2003 lag er bei  
54%. Der Anstieg der Teilzeitbeschäftigtenzahlen, der sich 
insbesondere im vierten Quartal beobachten ließ (+ 1,8%), 
ist vermutlich die Folge der Neuregelung der gesetzlichen 
Grundlage für geringfügige Beschäftigung, die ab dem 
1. April 2003 in Kraft trat.18)

Einen überdurchschnittlichen Anstieg der Zahl der Teilzeit-
beschäftigten verzeichneten vor allem der Einzelhandel mit 
kosmetischen Artikeln und Körperpflegemitteln (NACE-Posi-
tion 52.33), zu dem auch die großen Drogerieketten gehö-
ren, sowie der Versandhandel (NACE-Position 52.61) mit 
Zuwächsen von 7,1 bzw. 2,2%. Im Lebensmitteleinzelhan-
del (NACE-Position 52.11 und 52.2), zu dem neben dem 

Facheinzelhandel auch die Supermärkte, SB-Warenhäuser, 
Verbrauchermärkte sowie die meisten Discounter gehören 
und der über ein Drittel der Beschäftigten im Einzelhandel 
auf sich konzentriert, waren im Jahr 2003 insgesamt 0,5% 
weniger Personen als im Vorjahr tätig. Die Zahl der Vollzeit-
beschäftigten im Lebensmitteleinzelhandel sank um 2,9%, 
die der Teilzeitbeschäftigten stieg dagegen um 1,0%. Nun-
mehr ist bei einem Anteil von 44% fast jede(r) zweite(r) Teil-
zeitbeschäftigte des Einzelhandels im Lebensmitteleinzel-
handel tätig. 

17) Siehe Weck, M.: „Branchenprofil Textil“, Handelsjournal, 7/2003, S. 26.
18) Durch die Neuregelung des Gesetzes kam es u. a. zur einer Anhebung der Einkommensgrenze für geringfügige Beschäftigung von 325 Euro auf 400 Euro sowie zu einer Einführung einer stu-

fenweise Besteuerung der Niedriglohnjobs.

Tabelle 5: Entwicklung der Zahl der Beschäftigten im
Einzelhandel1)

Beschäftigte
insgesamt

Vollzeitbeschäftigte Teilzeitbeschäftigte

Jahr
2000 =

100

Ver-
änderung

gegenüber
dem

Vorjahr
in %

2000 =
100

Ver-
änderung

gegenüber
dem

Vorjahr
in %

2000 =
100

Ver-
änderung
gegenüber

dem
Vorjahr

in %

1994 104,8 X 117,3 X 92,5 X

1995 105,1 + 0,3 113,3 – 3,4 97,0 +4,9

1996 104,1 –0,9 109,2 –3,6 99,0 + 2,1

1997 102,7 –1,4 104,6 –4,2 100,8 +1,8

1998 102,4 –0,3 101,9 –2,6 102,9 +2,0

1999 100,7 –1,6 100,7 –1,2 100,7 –2,1

2000 100,0 –0,7 100,0 –0,7 100,0 –0,7

2001 100,0 ±0,0 98,2 –1,8 101,8 +1,7

2002 98,8 –1,1 95,4 –2,9 102,3 +0,5

20032) 96,9 –2,0 91,2 –4,4 102,5 +0,2

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Ohne Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen. – 2) Vorläufi-
ges Ergebnis.
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Im vergangenen Jahr musste das Gastgewerbe im zwei-
ten Jahr in Folge einen deutlichen Umsatzverlust verbu-
chen. Nach einem nominalen Rückgang von 4,6% im Jahr 
2002 fielen die Umsätze im Jahr 2003 weiter um 4,9%; 
real sanken sie um 5,8% (2002: – 8,1%). Verglichen mit 
dem Umsatzergebnis im Jahr 1994, lagen die nominalen 
Umsätze 2003 um 11,2%, die realen sogar um 23,0% unter 
dem damaligen Umsatzniveau.

Die Umsatzentwicklung im Gastgewerbe spiegelt sich zum 
Teil auch in der Veränderung der Beschäftigung wider. Die 
Zahl der Beschäftigten sank im Jahr 2003 um 3,1% in Rela-
tion zum Vorjahr. Während die Zahl der Vollzeitbeschäftig-
ten um 6,4% abnahm, stieg die Zahl der Teilzeitbeschäf-
tigten um 0,8%. Dieser deutliche Rückgang bei der Zahl 
der Vollzeitbeschäftigten führte dazu, dass sich ihr Anteil 
an den Beschäftigten insgesamt von 54,5% (2002) auf 
52,6% (2003) reduzierte; im Gegenzug nahm der Anteil 
der Teilzeitbeschäftigten von 45,5% (2002) auf 47,4% 
(2003) zu.

Vorbemerkung

Der vorliegende Beitrag informiert über die konjunkturelle 
Entwicklung des Gastgewerbes1) im Jahr 2003. Er stützt 
sich dabei auf die Angaben von rund 9 000, mittels einer 
repräsentativen Stichprobe gezogenen Unternehmen, die 
im Rahmen der Gastgewerbestatistik monatlich über ihren 

Umsatz sowie die Anzahl ihrer Vollzeit- und Teilzeitbeschäf-
tigten berichten.

2003 weiterer Umsatzrückgang
im Gastgewerbe

Im Jahr 2003 schloss das Gastgewerbe – wie bereits im Vor-
jahr – mit einem Umsatzrückgang ab. Nach einem nomina-
len Minus von 4,6% im Jahr 2002 sanken die Umsätze 2003 
erneut um 4,9%. Dieser nominale Umsatzrückgang ist der 
höchste seit 1994.2) Real verlief die Umsatzentwicklung im 
vergangenen Jahr ähnlich ungünstig: Nach Eliminierung der 
Preissteigerungen gingen die Umsätze im Gastgewerbe um 
5,8% zurück. Seit 1994 wurde dieser Wert nur im Jahr 2002 
mit real – 8,1 % übertroffen (siehe Tabelle 1).

Ein Vergleich der Entwicklung des Umsatzes im Gastge-
werbe seit 1994 mit der des Bruttoinlandsprodukts und 
des Privaten Verbrauchs zeigt, dass der Gastgewerbeum-
satz nicht mit den entsprechenden Wachstumsraten mit-
halten konnte. Während sich darüber hinaus das Bruttoin-
landsprodukt von 1994 bis 2003 nominal um 22,7% (real: 
12,3%) und der Private Verbrauch um 26,5% (real: 11,9%) 
erhöhten, sank der Umsatz im Gastgewerbe in diesem Zeit-
raum nominal um 11,2%, real lag er sogar um 23,0% unter 
dem Niveau von 1994. Damit war die Umsatzentwicklung 
auch ungünstiger als im Einzelhandel, der innerhalb die-

Dipl.-Geographin Iris Fischer

Entwicklung im Gastgewerbe 
im Jahr 2003

 1) Nach der NACE Rev. 1, der EU-einheitlichen Wirtschaftszweigklassifikation, werden unter dem Begriff „Gastgewerbe“ die Unternehmen zusammengefasst, die ausschließlich Beherber-
gungs- oder Gaststättenleistungen (einschl. Kantinen und Caterer) anbieten. NACE ist die Abkürzung für «Nomenclature statistique des activités économiques dans les Communautés euro-
péennes» (Statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft).

 2) In diesem Beitrag wird die Entwicklung zurück nur bis 1994 betrachtet, da ab diesem Zeitpunkt die monatliche Konjunkturerhebung für einen neuen Berichtskreis durchgeführt wurde.



GASTGEWERBE

316 Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2004

ses Zeitraums seine Umsätze um nominal 4,2% ausweiten 
konnte (real: – 0,6%).3)

Das Gastgewerbe trug im Jahr 2003 einen Anteil von 
1,0% zum realen Bruttoinlandsprodukt bei; sein Beitrag
zur Wertschöpfung des Bereichs Dienstleistungen belief 
sich auf 1,4%. 1994 erwirtschaftete das Gastgewerbe noch 
1,3% des Bruttoinlandsprodukts bzw. 2,1% der Wertschöp-
fung des Dienstleistungssektors. 

Auch nominal sank der Anteil des Gastgewerbes an der 
Bruttowertschöpfung des Dienstleistungssektors von 2,1% 

(1994) auf 1,7% (2003), nicht ganz so stark verringerte sich 
das Gewicht des Gastgewerbes am Bruttoinlandsprodukt 
(1994: 1,3%; 2003: 1,1%).

Seit Ende 2001 Abwärtstrend
im Gastgewerbe

Der ungünstige Trend in der Umsatzentwicklung im Gast-
gewerbe wird auch im Schaubild 1 deutlich, das die Trend-
Konjunktur-Komponente4) des Gastgewerbeumsatzes dar-

Tabelle 1: Entwicklung des Gastgewerbeumsatzes1) im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt und zum Privaten Verbrauch

Gastgewerbeumsatz Bruttoinlandsprodukt Privater Verbrauch3)

nominal real nominal real nominal real nominal realJahr

Messzahlen 2000 = 100 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

1994 103,0 111,6 – 0,0 – 1,4 + 4,9 + 2,3 + 3,7 + 1,1

1995 103,0 109,0 – 0,1 – 2,3 + 3,8 + 1,7 + 4,0 + 2,1

1996 100,7 105,4 – 2,2 – 3,3 + 1,8 + 0,8 + 2,7 + 1,0

1997 99,8 101,0 – 0,9 – 4,2 + 2,1 + 1,4 + 2,6 + 0,6

1998 98,4 100,6 – 1,4 – 0,4 + 3,1 + 2,0 + 2,9 + 1,8

1999 98,9 99,9 + 0,5 – 0,6 + 2,6 + 2,0 + 4,0 + 3,7

2000 100 100 + 1,1 + 0,1 + 2,6 + 2,9 + 3,5 + 2,0

2001 100,9 99,2 + 0,8 – 0,8 + 2,2 + 0,8 + 3,0 + 1,4

2002 96,2 91,2 – 4,6 – 8,1 + 1,8 + 0,2 + 0,3 – 1,0

20032) 91,5 85,9 – 4,9 – 5,8 + 0,9 – 0,1 + 0,9 – 0,1

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. – Umsatz ohne Umsatzsteuer. – 2) Vorläufiges Ergebnis. – 3) Stand: März 2004.
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Schaubild 1

 3) Siehe Decker, J.: „Entwicklung im Einzelhandel im Jahr 2003“ in WiSta 3/2004 S. 308 ff.
 4) Die Trend-Konjunktur-Komponente wird im Rahmen der Zeitreihenanalyse nach dem so genannten Berliner Verfahren, Version 4 (BV 4), berechnet, das im Statistischen Bundesamt für kon-

junkturanalytische Zwecke angewandt wird. In ihm werden die Original-Umsatzwerte in eine Trend-Konjunktur-Komponente, eine Saison- und Kalenderkomponente und eine Restkompo-
nente zerlegt. Die Trend-Konjunktur-Komponente des Berliner Verfahrens kann als Indikator für die Grundtendenz der konjunkturellen Entwicklung herangezogen werden. Sie entspringt 
jedoch immer nur einer reinen Ex-post-Betrachtung; für eine Prognose ist sie daher nicht geeignet.
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stellt. Die Trend-Konjunktur-Komponente ist unabhängig 
von kurzfristigen Schwankungen, da sie um saisonale und 
kalenderbedingte Einflüsse bereinigt wurde. Sie eignet sich 
somit sehr gut zur Veranschaulichung der langfristigen Ent-
wicklungstendenz. 

Auf Basis der nominalen Trend-Konjunktur-Komponente ist 
– nach einer Erholungsphase von 1998 bis Mitte 2001 – seit 
dem vierten Quartal 2001 wieder eine rückläufige Umsatz-
entwicklung für das Gastgewerbe festzustellen, die deut-
lich stärker als der Umsatzrückgang in den Jahren 1995 bis 
1998 ausfällt. Ähnlich entwickelte sich in diesem Zeitraum 
auch der reale Umsatz, dabei verläuft der negative Trend 
der realen Umsatzwerte seit Mitte 2000 noch ungünstiger 
als der der nominalen Umsatzwerte.

Rückläufige Umsatzergebnisse
in allen Monaten des Jahres 2003
Das Gastgewerbe erzielte im vergangenen Jahr einen nomi-
nalen Umsatz in Höhe von 37,6 Mrd. Euro (ohne Umsatz-
steuer).5) Es musste dabei in allen Monaten Umsatzverluste 
verbuchen, die gegen Jahresende aber deutlich schwächer 
ausfielen als noch zu Jahresbeginn (siehe Tabelle 2). Das im 
Jahresverlauf ungünstigste Umsatzergebnis gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahresmonat verzeichnete das Gastge-
werbe im Januar 2003 mit nominal – 8,8%. In den heißen 
Sommermonaten kam es zu keiner Umsatzbelebung, denn 
im Juli sanken die Umsätze nominal um 4,3% und damit 
noch stärker als im Juni (– 3,5%) und Mai (– 3,5%). Erst im 
vierten Vierteljahr reduzierten sich die Umsatzrückgänge 
auf durchschnittlich 3,0%. Die niedrigste Umsatzabnahme 
im Verlauf des Jahres 2003 wurde im Oktober mit 2,7% ver-
zeichnet.

Die Gründe für den im gesamten Jahr andauernden Rück-
gang der Umsätze sind vielfältig. Da sie wohl in direktem 
Zusammenhang mit der derzeitigen Wirtschaftslage stehen 
und somit auch Auswirkungen auf andere Wirtschaftsberei-
che haben, lassen sich kaum zusätzliche Faktoren finden, 
die ausschließlich Einfluss auf die Entwicklung der Nach-
frage im Gastgewerbe haben.6)

Dies trifft insbesondere auf die schwach ausgeprägte Kon-
sumneigung zu, welche nicht nur auf die geringe Kaufkraft 
der hohen Zahl arbeitsloser Personen, sondern auch der 
übrigen Bevölkerung zurückzuführen ist. Letztere konnte 
Zahlungen in Form von Urlaubs- und Weihnachtsgeldern 
bzw. sonstige Sonderzahlungen nicht mehr verlässlich in 
ihre laufenden Ausgaben einkalkulieren. Zu groß war die 
Unsicherheit darüber, ob diese Zuwendungen überhaupt 
noch bzw. in vollem Umfang gezahlt würden.

Während sich die privaten Haushalte somit mit ihren Ausga-
ben zurückhielten, stieg die Sparquote7); sie betrug im ver-

 5) Berechnet als Summe der zwölf Monatswerte. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in 
der monatlichen Erhebung im Gastgewerbe eine Abschneidegrenze von 50 000 Euro 
Jahresumsatz (je Unternehmen) angewandt wird. Die Jahreserhebung im Gastgewerbe 
erfolgt dagegen ohne Abschneidegrenze und weist daher höhere Werte aus.

 6) Siehe Fußnote 3.
 7) Die Sparquote der privaten Haushalte errechnet sich als Quotient aus dem Sparen, 

bezogen auf die Summe aus verfügbarem Einkommen und Zunahme der betrieblichen 
Versorgungsansprüche.

Tabelle 2: Monatliche und vierteljährliche Entwicklung des
Gastgewerbeumsatzes1)

Gastgewerbeumsatz

in jeweiligen Preisen
(nominal)

in Preisen des Jahres 2000
(real)

Berichtszeitraum

Messzahlen
2000 = 100

Veränderung
gegenüber
dem ent-

sprechenden
Vorjahres-
zeitraum

in %

Messzahlen
2000 = 100

Veränderung
gegenüber
dem ent-

sprechenden
Vorjahres-
zeitraum

in %

2000 . . . . . . . . . . . . 100 + 1,1 100 + 0,1

1. Vierteljahr . . . 87,6 + 0,9 88,7 – 0,2

2. Vierteljahr . . . 104,2 + 2,3 104,5 + 1,3

3. Vierteljahr . . . 108,4 + 1,2 106,7 – 0,2

4. Vierteljahr . . . 99,8 – 0,1 100,1 – 0,8

Januar . . . . . . . . . 83,5 – 1,2 84,9 – 2,0

Februar . . . . . . . . 85,9 + 3,1 86,6 + 1,9

März . . . . . . . . . . . 93,5 + 0,8 94,6 – 0,3

April . . . . . . . . . . . 96,9 + 1,9 97,1 + 0,3

Mai . . . . . . . . . . . . 108,7 + 0,8 109,5 + 0,2

Juni . . . . . . . . . . . . 106,9 + 4,2 106,9 + 3,4
Juli . . . . . . . . . . . . . 105,7 + 0,2 103,4 – 1,2

August . . . . . . . . . 107,0 + 0,7 104,3 – 0,6

September . . . . . 112,5 + 2,6 112,3 + 1,3

Oktober . . . . . . . . 106,7 + 0,4 106,5 – 0,8

November . . . . . 92,0 – 1,1 92,8 – 1,1

Dezember . . . . . 100,8 + 0,4 101,1 – 0,5

2001 . . . . . . . . . . . . 100,9 + 0,8 99,2 – 0,8

1. Vierteljahr . . . 88,2 + 0,6 88,2 – 0,6

2. Vierteljahr . . . 104,7 + 0,5 103,2 – 1,2

3. Vierteljahr . . . 109,1 + 0,6 105,6 – 1,0

4. Vierteljahr . . . 101,4 + 1,6 99,7 – 0,4

Januar . . . . . . . . . 84,7 + 1,4 84,8 – 0,1

Februar . . . . . . . . 84,4 – 1,7 84,5 – 2,4

März . . . . . . . . . . . 95,4 + 2,0 95,2 + 0,6

April . . . . . . . . . . . 97,0 + 0,1 95,9 – 1,2

Mai . . . . . . . . . . . . 109,9 + 1,1 108,6 – 0,8
Juni . . . . . . . . . . . . 107,3 + 0,4 105,1 – 1,7

Juli . . . . . . . . . . . . . 108,3 + 2,5 104,1 + 0,7

August . . . . . . . . . 109,9 + 2,7 105,6 + 1,2

September . . . . . 109,1 – 3,0 107,1 – 4,6

Oktober . . . . . . . . 107,9 + 1,1 105,7 – 0,8

November . . . . . 94,6 + 2,8 93,5 + 0,8
Dezember . . . . . 101,8 + 1,0 100,0 – 1,1

2002 . . . . . . . . . . . . 96,2 – 4,6 91,2 – 8,1

1. Vierteljahr . . . 87,0 – 1,4 83,1 – 5,7

2. Vierteljahr . . . 100,9 – 3,7 95,9 – 7,0

3. Vierteljahr . . . 103,9 – 4,8 98,0 – 7,2

4. Vierteljahr . . . 92,9 – 8,4 87,7 – 12,1

Januar . . . . . . . . . 83,8 – 1,1 80,4 – 5,2

Februar . . . . . . . . 83,0 – 1,7 79,2 – 6,3

März . . . . . . . . . . . 94,1 – 1,4 89,7 – 5,8

April . . . . . . . . . . . 96,0 – 1,0 91,5 – 4,6
Mai . . . . . . . . . . . . 104,5 – 4,9 99,3 – 8,6

Juni . . . . . . . . . . . . 102,2 – 4,8 97,0 – 7,7

Juli . . . . . . . . . . . . . 102,5 – 5,4 96,4 – 7,4

August . . . . . . . . . 104,0 – 5,4 97,9 – 7,3

September . . . . . 105,2 – 3,6 99,6 – 7,0

Oktober . . . . . . . . 99,4 – 7,9 94,2 – 10,9
November . . . . . 87,0 – 8,0 82,5 – 11,8

Dezember . . . . . 92,4 – 9,2 86,3 – 13,7

20032) . . . . . . . . . . . 91,5 – 4,9 85,9 – 5,8

1. Vierteljahr . . . 80,0 – 8,0 75,5 – 9,1

2. Vierteljahr . . . 95,8 – 5,0 90,3 – 5,9

3. Vierteljahr . . . 99,9 – 3,9 93,5 – 4,6
4. Vierteljahr . . . 90,2 – 3,0 84,4 – 3,7

Januar . . . . . . . . . 76,4 – 8,8 72,2 – 10,2

Februar . . . . . . . . 75,9 – 8,6 71,5 – 9,7

März . . . . . . . . . . . 87,8 – 6,7 82,8 – 7,7

April . . . . . . . . . . . 88,1 – 8,2 83,0 – 9,3
Mai . . . . . . . . . . . . 100,8 – 3,5 95,0 – 4,3

Juni . . . . . . . . . . . . 98,6 – 3,5 92,8 – 4,3

Juli . . . . . . . . . . . . . 98,1 – 4,3 91,9 – 4,7

August . . . . . . . . . 100,1 – 3,8 93,6 – 4,4

September . . . . . 101,4 – 3,6 95,0 – 4,6

Oktober . . . . . . . . 96,7 – 2,7 90,7 – 3,7
November . . . . . 84,3 – 3,1 79,4 – 3,8

Dezember . . . . . 89,5 – 3,1 83,1 – 3,7

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz ohne Umsatzsteuer. – 2) Vorläufiges Ergebnis.
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gangenen Jahr durchschnittlich 10,8% (2002: 10,6%). Die 
privaten Konsumausgaben entwickelten sich demgegen-
über mit einer Veränderung von + 0,9% in Relation zum Vor-
jahr (2002: + 0,3%) nicht besser als das verfügbare Einkom-
men der privaten Haushalte (2002: + 0,5%; 2003: + 0,9%).

Dies hatte auch Auswirkungen auf das Gastgewerbe. So 
klagten die Gastwirte darüber, dass die Gäste oftmals auf 
ein zweites Getränk verzichteten; die Hoteliers stellten eine 
gestiegene Neigung der Gäste, bei Übernachtungen über 
den Preis zu verhandeln, sowie eine Verkürzung der Auf-
enthaltsdauer fest. Zu dieser Entwicklung dürften zusätz-
lich die nach der Währungsumstellung auf den Euro von den 
Gästen im Gastgewerbe tatsächlich erfahrenen oder gefühl-
ten Preissteigerungen beigetragen haben. Auch wenn die 
Preise sicher nicht von allen Betrieben erhöht wurden oder 
mancher Gastwirt bzw. Hotelier sie wieder gesenkt haben 
mag, lässt sich nicht ausschließen, dass die negativen
Erfahrungen, die die Gäste mit der Preisgestaltung im Gast-
gewerbe im Jahr 2002 gemacht hatten, noch im Jahr 2003 
präsent waren und sich daher ungünstig auf die Konsumnei-
gung im Gastgewerbe auswirkten.

Denkbar ist zudem, dass die Entwicklung im Gastgewerbe
auch von der Vielzahl der außergewöhnlich heißen Sommer-
tage sowie von dem ungünstigen Zusammenfall der Schul-
ferien in den einzelnen Bundesländern beeinflusst war. 
So hatten von Mitte Juli bis Mitte August 14 bzw. 15 Bun-
desländer gleichzeitig Sommerferien. Erwähnenswert sind 
auch der gegen den Irak geführte Krieg sowie die Krankheit 
SARS (Severe Acute Respiratory Syndrome), die zumindest 
vorübergehend die Tourismusaktivitäten bremsten.

Hohe Umsatzeinbußen
auch bei großen Unternehmen
Wie bereits im Vorjahr, sanken im Jahr 2003 die Umsätze 
in allen Unternehmensgrößenklassen (siehe Tabelle 3). Die 
Einbußen fielen dabei jedoch sehr unterschiedlich aus. In 
etwa gleich hohe Umsatzeinbußen (– 4,5 bis – 4,9%) ver-
zeichneten die Unternehmen der drei untersten Größenklas-
sen mit einem Jahresumsatz von bis zu 2 Mill. Euro. Ähn-
lich hohe Verluste (– 4,4%) verbuchten auch die „Großen“ 
der Branche mit einem jährlichen Umsatz von über 50 Mill. 
Euro. Dagegen waren die Unternehmen in den Umsatzgrö-

ßenklassen von 2 Mill. bis unter 10 Mill. Euro (– 8,1%) und 
von 10 Mill. bis unter 50 Mill. Euro (– 9,6%) von überdurch-
schnittlichen Umsatzeinbußen betroffen. Trotz der Umsatz-
rückgänge bei den etablierten Unternehmen bot das Gast-
gewerbe aber auch Neugründungen eine Chance. Diese 
erzielten im vergangenen Jahr ein deutliches Umsatzplus in 
Höhe von 26,0%.

Gaststättengewerbe umsatzstärkste 
Branche im Gastgewerbe
Die beiden wichtigsten Bereiche des Gastgewerbes sind das 
Gaststätten- und das Beherbergungsgewerbe. Sie erzielten 
im Jahr 2003 zusammen gut 91% des Jahresumsatzes im 
Gastgewerbe, wobei das Gaststättengewerbe 54,1% und 
das Beherbergungsgewerbe 37,0% erwirtschaftete.

Zum Gaststättengewerbe zählen die Unternehmen der Wirt-
schaftsgruppe „Restaurants, Cafés, Eisdielen und Imbiss-
hallen“ – im Folgenden kurz als „Speisegastronomie“ 
bezeichnet – und die Unternehmen der Gruppe „Sonstiges 
Gaststättengewerbe“. Hierunter fallen Schankwirtschaften, 
Bars, Diskotheken und Trinkhallen. Die Speisegastronomie 
hatte im Jahr 2003 einen Anteil von 43,3% am Gesamtum-
satz des Gastgewerbes; das Sonstige Gaststättengewerbe 
nahm ein Gewicht von 10,8% ein.

Dem zweiten großen Bereich – dem Beherbergungsgewerbe –
werden Unternehmen der Wirtschaftsgruppe „Hotels, Gast-
höfe, Pensionen und Hotels garnis“, der so genannten 

Tabelle 3: Entwicklung des Gastgewerbeumsatzes 2003 nach
Größenklassen in jeweiligen Preisen1)

Prozent

Größenklasse
von . . .  bis unter . . .  EUR

Umsatz

Umsatzanteil
der Größenklasse

2003

Veränderung des
Umsatzes 2003
gegenüber 2002

unter 200 000 . . . . . . . . . 23,3 – 4,5
200 000 – 500 000 . . . . . . . . . 23,4 – 4,5
500 000 – 2 Mill. . . . . . . . . . 20,9 – 4,9

2 Mill. – 10 Mill. . . . . . . . . . 11,7 – 8,1
10 Mill. – 50 Mill. . . . . . . . . . 6,0 – 9,6
50 Mill. und mehr . . . . . . . . . . 12,7 – 4,4

Neugründungen . . . . . . . . . . . . . 1,9 + 26,0

Insgesamt . . . 100 – 4,9

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz ohne Umsatzsteuer. – Vorläufiges Ergebnis.

Hotellerie (Hotels, Gasthöfe,
Pensionen, Hotels garnis)

Sonstiges Beherbergungsgewerbe

Speisegastronomie (Restaurants, Cafés,
Eisdielen und Imbisshallen)

Sonstiges Gaststättengewerbe

Kantinen und Caterer

Anteile der Wirtschaftsgruppen
am Gastgewerbeumsatz 2003 insgesamt

34,7%

2,3%

43,3%

10,8%

8,9%
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„Hotellerie“, sowie des „Sonstigen Beherbergungsgewer-
bes“ (z. B. Jugendherbergen, Campingplätze, Ferienwoh-
nungen) zugeordnet. Hierbei entfielen 2003 auf die Hotelle-
rie 34,7% des Gastgewerbeumsatzes und auf das Sonstige 
Beherbergungsgewerbe 2,3%.

Der dritte Bereich des Gastgewerbes wird von den „Kantinen 
und Caterern“ repräsentiert (hierzu zählen auch die Party-
servicebetriebe und Lieferanten der Fluggesellschaften); er 
erwirtschaftete im vergangenen Jahr 8,9% des Gesamtum-
satzes (siehe Tabelle 4).

Verglichen mit 1994 haben sich innerhalb des Gastge-
werbes die Anteile am Gesamtumsatz leicht verschoben: 
Besonders stark erhöhte sich das Umsatzgewicht der Hotel-
lerie von 30,4% (1994) auf 34,7% (2003) sowie das der 
Kantinen und Caterer (1994: 7,0%; 2003: 8,9%). Diese 
Verschiebungen wirkten sich zu Ungunsten des Gaststät-
tengewerbes aus: Der Anteil der Speisegastronomie am 
Gesamtumsatz im Gastgewerbe sank von 45,9% (1994) auf 
43,3% (2003), der des Sonstigen Gaststättengewerbes von 
14,5% (1994) auf 10,8% (2003).

Nahezu alle Branchen im Gastgewerbe
vom Umsatzrückgang betroffen
Innerhalb des Gastgewerbes waren fast alle Wirtschafts-
bereiche von dem Umsatzrückgang des vergangenen Jahres 

betroffen. Einige Branchen verbuchten dabei noch höhere 
nominale Umsatzrückgänge als im Vorjahr (z. B. die Hotels, 
Gasthöfe und Pensionen). Hervorzuheben ist demgegen-
über die positive Entwicklung der Eisdielen, die mit Umsatz-
zuwächsen von 6 bis 11% von Juni bis August vom heißen 
Sommer profitierten.

Umsatz im Gaststättengewerbe
fällt real stärker als nominal
Dass die nominalen Umsatzerlöse die Geschäftslage im 
Gaststättengewerbe vielfach noch zu positiv darstellen, 
belegt die Gegenüberstellung der nominalen und der um 
die Preissteigerungen bereinigten realen Zahlen: In einigen 
Branchen sanken die realen Umsätze stärker als die nomi-
nalen, wie beispielsweise in der Speisegastronomie (nomi-
nal: – 5,8%; real: – 6,3%) oder im Sonstigen Gaststätten-
gewerbe (nominal: – 7,2%; real: – 7,9%). Diese Ergebnisse 
bestätigen letztlich, dass die Gäste die Preiserhöhungen 
vielfach nicht nur „gefühlt“ haben, sondern diese auch tat-
sächlich stattgefunden haben.

Umsätze sinken im 
Beherbergungsgewerbe
bei stabilen Übernachtungszahlen
In der Hotellerie nahmen die Umsätze im vergangenen 
Jahr nominal um 4,1% und real um 5,5% ab. Im Sonstigen 
Beherbergungsgewerbe stiegen sie zwar nominal leicht um 
0,4%, real sanken sie aber auch um 1,5%. Damit war das 
Beherbergungsgewerbe im vergangenen Jahr ebenfalls von 
der erhöhten Sparsamkeit der Verbraucher und vermutlich 

Tabelle 4: Struktur und Entwicklung des Umsatzes 2003 in den
Wirtschaftszweigen des Gastgewerbes1)

Prozent

Umsatzentwicklung
2003 gegenüber

2002

Nr. der
Klassifi-
kation2)

Wirtschaftszweig

Anteil
des Wirt-
schafts-
zweiges
am no-

minalen
Gesamt-
umsatz

des
Gastge-
werbes

nominal real

55.1 Hotels, Gasthöfe, Pensionen
und Hotels garnis . . . . . . . . . . . 34,7 – 4,1 – 5,5

55.11 Hotels, Gasthöfe, Pensionen 30,4 – 4,0 – 5,3
55.11.1 dar.: Hotels . . . . . . . . . . . . . . . . . 24,1 – 3,6 – 5,0
55.12 Hotels garnis . . . . . . . . . . . . . . . . 4,2 – 5,3 – 6,8

55.2 Sonstiges Beherbergungs-
gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,3 + 0,4 – 1,5

55.3 Restaurants, Cafés, Eisdielen
und Imbisshallen . . . . . . . . . . . 43,3 – 5,8 – 6,3

darunter:
55.30.1 Restaurants mit herkömm-

licher Bedienung . . . . . . . . . . 27,5 – 7,2 – 7,7
55.30.2 Restaurants mit Selbst-

bedienung . . . . . . . . . . . . . . . . 6,9 – 4,6 – 5,1
55.30.3 Cafés . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,5 – 3,3 – 3,8
55.30.5 Imbisshallen . . . . . . . . . . . . . . . . 4,5 – 4,9 – 5,5

55.4 Sonstiges Gaststättengewerbe 10,8 – 7,2 – 7,9
55.40.1 dar.: Schankwirtschaften . . . . . 8,5 – 6,2 – 6,8

55.5 Kantinen und Caterer . . . . . . . . . 8,9 – 1,5 – 2,4
55.51 Kantinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,2 – 3,2 – 4,8
55.52 Caterer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6,7 – 1,0 – 1,5

55 Gastgewerbe . . . 100 – 4,9 – 5,8

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Umsatz ohne Umsatzsteuer. – Vorläufiges Ergebnis. – 2) Klassifikation der
Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93).
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der Firmen bei Dienstreisen betroffen. Dies stützen zusätz-
lich die Ergebnisse über die Entwicklung der Übernachtun-
gen im Jahr 2003 (siehe Schaubild 4). Während die Umsätze 
in der Hotellerie im vergangenen Jahr schrumpften, gingen 
die Übernachtungen in Beherbergungsstätten (einschl. Tou-
rismuscamping) nicht zurück. Damit bewegten sich die 
Messzahlen (Basis 2000 = 100) der Übernachtungen, rück-
blickend bis 1995, seit 2001 unverändert auf einem höhe-
ren Niveau als die Umsatzergebnisse in der Hotellerie. Dies 
lässt sich nur durch eine gestiegene Nachfrage nach kosten-
günstigeren Übernachtungen erklären.

Gastgewerbe in Norddeutschland mit 
den geringsten Umsatzrückgängen
Regional betrachtet, entwickelte sich das Gastgewerbe leicht 
unterschiedlich (siehe Schaubild 5). Gegenüber dem bun-
desdeutschen Durchschnitt von nominal – 4,9% verbuch-
ten die Bundesländer in Norddeutschland (Bremen, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Schles-
wig-Holstein) mit nominal – 3,5% die niedrigsten Umsatz-
verluste. Die Umsatzentwicklung in Süddeutschland (Ba-
den-Württemberg, Bayern) entsprach der im Bundesgebiet. 
Überdurchschnittlich hohe Umsatzverluste verzeichneten 
die Unternehmen im Osten (Berlin, Brandenburg, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen) und die im Westen Deutsch-
lands (Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land) mit – 5,3 bzw. – 5,4%.

Beschäftigtenzahl im Gastgewerbe 
sank auch 2003 weiter
Wie der Umsatz nahm auch die Zahl der Beschäftigten im 
Gastgewerbe ab. Insgesamt wurden im vergangenen Jahr 
3,1% der rund 1,0 Mill. Arbeitsplätze im Gastgewerbe 
eingespart. Damit fiel – mit Ausnahme des Jahres 2001

(+ 1,2%) – die Zahl der Beschäftigten zum achten Mal seit 
1995, was einem Gesamtrückgang gegenüber 1994 um ein 
Fünftel entspricht (siehe Tabelle 5).

Der Arbeitsplatzabbau des vergangenen Jahres fand haupt-
sächlich zu Lasten der Vollzeitbeschäftigten statt, deren Zahl 
sich um 6,4% reduzierte. Demgegenüber stieg die Zahl der 
Teilzeitbeschäftigten um 0,8%, wobei hier allerdings erst in 
der zweiten Jahreshälfte eine Stellenausweitung erfolgte. 
Im ersten Halbjahr 2003 lag die Teilzeitbeschäftigung noch 
um 2,0% unter dem Niveau der entsprechenden Vorjahres-
periode. Möglicherweise haben sich dann die gesetzlichen 
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Entwicklung des Umsatzes in der Hotellerie
sowie der Anzahl der Übernachtungen

in Beherbergungsstätten
2000 = 100

1) Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Schleswig-Hol-
stein. – 2) Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen. – 3) Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. – 4) Baden-Württemberg, Bayern.
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des Gastgewerbes
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Tabelle 5: Entwicklung der Zahl der Beschäftigten im
Gastgewerbe1)

Beschäftigte
insgesamt

Vollzeit-
beschäftigte

Teilzeit-
beschäftigte

Jahr
2000 =

100

Ver-
änderung

gegen-
über dem

Vorjahr
in %

2000 =
100

Ver-
änderung

gegen-
über dem

Vorjahr
in %

2000 =
100

Ver-
änderung

gegen-
über dem

Vorjahr
in %

1994 118,6 X 118,6 X 118,7 X

1995 116,4 – 1,9 114,7 – 3,3 118,4 – 0,3

1996 113,7 – 2,3 110,1 – 4,0 118,0 – 0,3

1997 112,1 – 1,4 105,6 – 4,1 119,9 + 1,6

1998 110,3 – 1,6 102,6 – 2,9 119,5 – 0,3

1999 103,3 – 6,3 101,5 – 1,1 105,4 – 11,8

2000 100 – 3,2 100 – 1,4 100 – 5,1

2001 101,2 + 1,2 101,0 + 1,0 101,5 + 1,5

2002 97,6 – 3,5 96,5 – 4,5 99,1 – 2,4

20032) 94,6 – 3,1 90,3 – 6,4 99,9 + 0,8

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
2) Vorläufiges Ergebnis.
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Neuregelungen für die so genannten Mini-Jobs8), die zum 
1. April 2003 in Kraft traten und die die Vorgaben für eine 
geringfügige Beschäftigung erleichterten, positiv auf die 
Beschäftigungssituation im Gastgewerbe ausgewirkt.

Die Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung, verbunden mit 
dem gleichzeitigen Abbau der Vollzeitarbeitsplätze, führte 
dazu, dass sich der Anteil der Vollzeitbeschäftigten an 
den Gesamtbeschäftigten im Gastgewerbe weiter redu-
zierte. Lag er im Jahr 2002 noch bei 54,5% (Teilzeitbeschäf-
tigte: 45,5%), sank er nun auf 52,6% (Teilzeitbeschäftigte: 
47,4%). Allerdings gibt es innerhalb der einzelnen Bran-
chen im Gastgewerbe deutliche Unterschiede im Umfang 
des Angebots von Teilzeit- und Vollzeitarbeitsplätzen. Ein 
besonders hoher Anteil (67,4%) der Beschäftigten stand 
2003 in der Hotellerie in einem Vollzeitarbeitsverhältnis, 
wohingegen im Sonstigen Gaststättengewerbe überdurch-
schnittlich viele Teilzeitbeschäftigte (66,3%) tätig waren.

Einen genauen Überblick über die Beschäftigtenentwick-
lung innerhalb des Gastgewerbes vermittelt Tabelle 6. Deut-
lich wird, dass sich die Beschäftigung in den einzelnen 

Wirtschaftsbereichen größtenteils analog zum Umsatz ver-
änderte (siehe Tabelle 4). Ähnlich verhält es sich mit dem 
Anteil der Beschäftigten je Wirtschaftsklasse an der Gesamt-
zahl der Beschäftigten im Gastgewerbe und den Anteils-
werten am Gesamtumsatz: Der größte Anteil der Beschäf-
tigten entfiel 2003 mit 45,8% auf die Speisegastronomie 
(Anteil des Umsatzes am Gesamtumsatz: 43,3%). Zusam-
men mit dem Sonstigen Gaststättengewerbe waren damit 
60,3% (54,1%) im Gaststättengewerbe tätig. Die Hotellerie 
beschäftigte 29,4% (34,7%) und die Kantinen und Caterer 
8,3% (8,9%) der im Gastgewerbe tätigen Personen. 

 8) Zum 1. April 2003 traten die Neuregelungen für Geringverdiener in Kraft. Hierbei wurde u. a. die monatliche Verdienstgrenze für geringfügig Beschäftigte von 325 Euro auf 400 Euro ange-
hoben, sodass bei einer Beschäftigung von bis zu 400 Euro für die Beschäftigten zukünftig keine Steuern und Sozialabgaben anfallen. Demgegenüber zahlen Arbeitgeber von nun an eine 
pauschale Abgabe in Höhe von 25%, wovon 12% auf die Rentenversicherung, 11% auf die Krankenversicherung und 2% auf die neu eingeführte Pauschalsteuer entfallen. Für Einkünfte 
zwischen 400,01 Euro und 800 Euro wurde eine Gleitzone eingeführt, wodurch der Arbeitnehmerbeitrag an Sozialversicherungsbeiträgen progressiv von 4% (bei 400,01 Euro) auf etwa 
21% (bei 800 Euro) ansteigt, der Arbeitgeberbeitrag bei etwa 21% unverändert liegt und die Besteuerung individuell erfolgt.

Tabelle 6: Struktur und Entwicklung der Beschäftigten 2003 in den
Wirtschaftszweigen des Gastgewerbes1)

Prozent

Veränderung 2003
gegenüber 2002

davon

Nr. der
Klassifi-
kation2)

Wirtschaftszweig

Anteil
des Wirt-
schafts-
zweiges
an der

Gesamt-
zahl der
Beschäf-
tigten im

Gast-
gewerbe

alle
Be-

schäf-
tigten

Vollzeit-
be-

schäf-
tigte

Teilzeit-
be-

schäf-
tigte

55.1 Hotels, Gasthöfe, Pensionen
und Hotels garnis . . . . . . . . . 29,4 – 2,9 – 4,4 + 0,3

55.11 Hotels, Gasthöfe,
Pensionen . . . . . . . . . . . . . . 25,9 – 3,3 – 4,7 – 0,1

55.11.1 dar.: Hotels . . . . . . . . . . . . . . . 19,0 – 3,5 – 4,9 + 1,2
55.12 Hotels garnis . . . . . . . . . . . . . . 3,5 + 0,0 – 1,5 + 2,2

55.2 Sonstiges Beherbergungs-
gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,9 + 1,7 – 1,4 + 6,4

55.3 Restaurants, Cafés, Eisdielen
und Imbisshallen . . . . . . . . . 45,8 – 3,8 – 8,9 + 1,7

darunter:
55.30.1 Restaurants mit herkömm-

licher Bedienung . . . . . . . . 30,1 – 4,3 – 8,8 + 0,9
55.30.2 Restaurants mit Selbst-

bedienung . . . . . . . . . . . . . . 5,9 – 5,9 – 12,4 – 0,5
55.30.3 Cafés . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,0 – 4,1 – 12,0 + 3,6
55.30.5 Imbisshallen . . . . . . . . . . . . . . 4,9 + 0,3 – 3,5 + 3,6

55.4 Sonstiges Gaststätten-
gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14,5 – 2,9 – 8,0 – 0,1

55.40.1 dar.: Schankwirtschaften . . . 10,9 – 2,8 – 8,5 + 1,2

55.5 Kantinen und Caterer . . . . . . . 8,3 – 1,5 – 1,7 – 1,2
55.51 Kantinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,5 – 2,5 – 5,6 + 1,3
55.52 Caterer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,8 – 1,0 – 0,0 – 2,3

55 Gastgewerbe . . . 100 – 3,1 – 6,4 + 0,8

1) Hochgerechnete Ergebnisse der repräsentativen Stichprobenerhebung. –
Vorläufiges Ergebnis. – 2) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe
1993 (WZ 93).
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Im folgenden Beitrag wird der deutsche Außenhandel mit 
den Staaten der Europäischen Union (EU) dargestellt. Dazu 
wird zunächst ein Überblick über die Entwicklung des Welt-
handels und des Außenhandels der Europäischen Union 
gegeben, um den deutschen Außenhandel größenmäßig 
einordnen zu können (Kapitel 1). Im Kapitel 2 wird die Ent-
wicklung des Außenhandels mit der EU und ihren Mitglied-
staaten beleuchtet. Kapitel 3 vertieft diese Darstellung durch 
eine Untersuchung der Außenhandelsergebnisse auf Waren-
ebene. Danach werden die Entwicklung der deutschen Wirt-
schaft, speziell ihre Außenhandelsergebnisse im Vergleich 
zu den EU-Partnern, untersucht und die wichtigsten Punkte 
in einem Fazit zusammengefasst.

1 Welthandel und Außenhandel 
der Europäischen Union

Anteil der EU und Deutschlands am 
Welthandel und dessen Entwicklung

Der Anteil der Europäischen Union am weltweiten Handel 
betrug nach Angaben der Welthandelsorganisation (World 
Trade Organization – WTO) im Jahr 2002 39,0% (2 449 Mrd. 
US-Dollar) bei den Ausfuhren und 37,6% (2 447 Mrd. US-
Dollar) bei den Einfuhren (siehe Tabelle 1). Gegenüber 1995 
sind beide Anteile zurückgegangen (von ausfuhrseitig 41,5% 
und einfuhrseitig 39,9%), gegenüber 2000, als 37,0% der 
Exporte der Welt und 36,9% der weltweiten Importe auf die 
Europäische Union entfielen, allerdings gestiegen. Fast 10% 
der weltweiten Exporte und knapp 8% der Importe der Welt 
werden von deutschen Firmen getätigt.

Anteil des Intrahandels am Außenhandel 
der Europäischen Union und dessen
Entwicklung

61,6% der Ausfuhren der Europäischen Union (1 509 Mrd. 
US-Dollar) sowie 61,9% der Einfuhren (1 514 Mrd. US-Dol-
lar) waren 2002 dem innergemeinschaftlichen Handel 

Dr. Silke Gehle

Außenhandel mit
der Europäischen Union

Tabelle 1: Welthandel 20021)

Aus-
fuhr

Ein-
fuhr

Aus-
fuhr

Ein-
fuhr

Aus-
fuhr2)

Ein-
fuhr2)Land,

Ländergruppe
Mrd. US-Dollar %

Welt . . . . . . . . . . . 6 272 6 510 100 100 – –

Europäische
Union . . . . . . . . 2 449 2 447 39,0 37,6 100 100

Intrahandel3) 1 509 1 514 24,1 23,3 61,6 61,9

Extrahandel4) 940 933 15,0 14,3 38,4 38,1

Deutschland . . . 613,1 493,7 9,8 7,6 25,0 20,2

Belgien . . . . . . . . 214,0 197,4 3,4 3,0 8,7 8,1

Dänemark . . . . . 57,0 49,4 0,9 0,8 2,3 2,0

Finnland . . . . . . . 44,8 33,6 0,7 0,5 1,8 1,4

Frankreich . . . . . 331,8 329,3 5,3 5,1 13,5 13,5

Griechenland . . . 31,3 . 0,5 0,0 1,3

Irland . . . . . . . . . . 88,2 51,9 1,4 0,8 3,6 2,1

Italien . . . . . . . . . 251,0 243,0 4,0 3,7 10,2 9,9

Luxemburg . . . . . 13,2 . 0,2 0,0 0,5

Niederlande . . . 244,3 219,8 3,9 3,4 10,0 9,0

Österreich . . . . . 78,7 78,0 1,3 1,2 3,2 3,2

Portugal . . . . . . . 25,6 38,5 0,4 0,6 1,0 1,6

Schweden . . . . . 81,1 66,2 1,3 1,0 3,3 2,7

Spanien . . . . . . . 119,1 154,7 1,9 2,4 4,9 6,3

Vereinigtes
Königreich . . . 279,6 345,3 4,5 5,3 11,4 14,1

1) Angaben der Welthandelsorganisation (World Trade Organization –
WTO), Genf. – 2) Anteil am Außenhandel der Europäischen Union (EU). –
3) Handel zwischen den Mitgliedstaaten der EU. – 4) Außenhandel der EU-
Mitgliedstaaten mit Drittländern.
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(Intrahandel) zuzuordnen. Dies entspricht 24,1% der welt-
weiten Exporte und 23,3% der Importe (siehe Tabelle 1). 
Auch der innergemeinschaftliche Außenhandel hatte Mitte 
der 1990er-Jahre mit 64,0% der Ausfuhren und 65,2% der 
Einfuhren höhere Anteile am Außenhandel der EU. Im Jahr 
2000 betrafen 62,4% der gesamten EU-Ausfuhren und 
60,3% der gesamten Einfuhren den Intrahandel. Bei der Ein-
fuhr hat sich der Anteil des innergemeinschaftlichen Han-
dels zwischen 2000 und 2002 somit wieder leicht erhöht.

Entwicklung der gesamten Handelsströme 
der einzelnen EU-Staaten

Während besonders der Außenhandel (Intra- und Extrahan-
del) Irlands und des Vereinigten Königreichs von Januar bis 
Oktober 2003 gegenüber dem gleichen Zeitraum des Jahres 
2002 rückläufig war, konnte Deutschland in beiden Handels-
richtungen, wenn auch nur leichte Zuwächse verzeichnen 
(Ausfuhren: + 1%, Einfuhren: + 2%). Nur der Außenhandel 
Österreichs und Schwedens nahm stärker zu.1)

Von 1995 bis 2001 wuchs der Außenhandel der EU aus-
fuhrseitig jährlich durchschnittlich um 10,7% und einfuhr-
seitig um 11,5% (siehe Tabelle 2). Die Ausfuhr der Staaten 
der Eurozone nahm mit jährlich 10,9% stärker zu als die der 
EU insgesamt; die Einfuhr mit 11,4% etwas geringer. Beson-

ders ausgeprägt war das Wachstum des Außenhandels 
Irlands (Ausfuhr: 28,4%, Einfuhr: 21,4%), der Niederlande 
(Ausfuhr: 14,0%, Einfuhr: 14,0%) und Spaniens (Ausfuhr: 
12,4%, Einfuhr: 16,5%). Deutschland liegt bei den Ausfuh-
ren im Mittelfeld (Platz 7 mit 9,9%) und belegt bei den Ein-
fuhren mit einer durchschnittlichen Steigerung um 8,8% 
Platz 12 der 15 EU-Staaten.

Handelsbilanzsalden und Außenhandels-
quoten der einzelnen EU-Staaten

Innerhalb der Europäischen Union war 2002 die Handels-
bilanz der meisten Mitgliedstaaten positiv2). Nur im Verei-
nigten Königreich, in Spanien, Portugal und Griechenland 
waren die Werte der Einfuhren höher als die der Ausfuhren.

Der Anteil der Einfuhren gemessen am Bruttoinlandspro-
dukt ist für größere Volkswirtschaften geringer als für kleine 
offene Volkswirtschaften. 2002 betrug die Einfuhrquote 
Luxemburgs 62%, Belgiens 79%, der Niederlande 54% und 
Österreichs 39%. Die deutsche Quote von 26% ist niedri-
ger als der Durchschnitt der Eurozone (30%), da zu diesem 
die hohen Werte der kleineren Staaten mit beitragen. Die 
anderen größeren Staaten der Eurozone, Frankreich (25%), 
Italien (21%) und Spanien (26%), haben mit Deutschland 
vergleichbare Anteile. Der Anteil der Ausfuhren am Brut-
toinlandsprodukt ist für Deutschland mit 31% höher als 
der Einfuhranteil und liegt auf Höhe des EU-Durchschnitts 
(31%). Auch hier liegt der Anteil der kleineren Mitgliedstaa-
ten meist höher als der der großen EU-Staaten. Deutsch-
land weist gegenüber den übrigen großen Mitgliedstaaten 
einen besonders hohen Anteil der Ausfuhren am Bruttoin-
landsprodukt auf (Frankreich 24%, Italien 22% und Spa-
nien 20%). Hierin zeigt sich die hohe Exportorientierung der 
deutschen Wirtschaft.

2 Globale Ergebnisse des deutschen 
Außenhandels mit der EU

Deutscher Anteil am Außenhandel
der Europäischen Union

Nach Angaben der WTO betrug der deutsche Anteil an den 
Exporten der Europäischen Union 2002 25,0% und an den 
Einfuhren 20,2% (siehe Tabelle 1).

Intrahandel

Im Jahr 2001 betrug der Anteil Deutschlands am Intrahan-
del 22,0% der Versendungen und 19,9% der Eingänge der 
Europäischen Union.3) Bei den Versendungen folgten Frank-
reich (13,7% der Versendungen), die Niederlande (12,7%), 
das Vereinigte Königreich (10,9%), Belgien (10,0%), Ita-
lien (9,0%) und Spanien (5,8%), bei den Eingängen Frank-
reich (15,9%), das Vereinigte Königreich (12,3%), Italien 
(9,8%), Belgien (9,2%), die Niederlande (8,0%) und Spa-

 1) Siehe Eurostat Pressemitteilung 9/2004: „Euro-Indikatoren“ vom 19. Januar 2004.
 2) Siehe auch Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: „Staatsfinanzen konsolidieren – Steuersystem reformieren“, Jahresgutachten 2003/04, 

Anhang V A Internationale Tabellen, Tabelle 9*.
 3) Grenzüberschreitende Warenbewegungen innerhalb der Europäischen Union werden ausfuhrseitig als Versendungen bezeichnet, einfuhrseitig als Eingänge.

Tabelle 2: Entwicklung des Außenhandels in der Europäischen
Union und ihren Mitgliedstaaten

Prozent

Ausfuhr bzw.
Versendungen1)

Einfuhr bzw. Eingänge1)

Land,
Ländergruppe Zunahme

1995 bis
2001

Durch-
schnittliche

jährliche
Zunahme
1995 bis

2001

Zunahme
1995 bis

2001

Durch-
schnittliche

jährliche
Zunahme
1995 bis

2001

Europäische
Union . . . . . . . . . . 64,3 10,7 68,9 11,5

Intrahandel2) . . . . 60,0 10,0 57,7 9,6
Extrahandel3) . . . . 71,9 12,0 88,5 14,8

Eurozone . . . . . . . . 65,7 10,9 68,5 11,4

Deutschland . . . . . 59,5 9,9 53,0 8,8
Belgien und

Luxemburg . . . . 69,9 11,7 75,8 12,6
Dänemark . . . . . . . 48,3 8,1 44,1 7,3
Finnland . . . . . . . . . 56,0 9,3 61,8 10,3
Frankreich . . . . . . . 56,8 9,5 65,8 11,0
Griechenland . . . . 35,2 5,9 59,1 9,9
Irland . . . . . . . . . . . . 170,2 28,4 128,6 21,4
Italien . . . . . . . . . . . 51,1 8,5 65,1 10,9
Niederlande . . . . . 83,9 14,0 84,0 14,0
Österreich . . . . . . . 79,0 13,2 64,6 10,8
Portugal . . . . . . . . . 56,9 9,5 76,7 12,8
Schweden . . . . . . . 37,3 6,2 41,8 7,0
Spanien . . . . . . . . . 74,1 12,4 98,9 16,5
Vereinigtes

Königreich . . . . . 67,4 11,2 82,0 13,7

1) Grenzüberschreitende Warenbewegungen innerhalb der Europäischen
Union werden ausfuhrseitig als Versendungen bezeichnet, einfuhrseitig
als Eingänge. – 2) Handel zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union. – 3) Außenhandel der EU-Mitgliedstaaten mit Drittländern.
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nien (7,7%), um nur die Länder mit einem Anteil am Intra-
handel von mehr als 5% zu nennen.

Extrahandel

Die aus der Europäischen Union in Drittstaaten ausgeführ-
ten Waren stammten im Jahr 2001 zu 29,1% aus Deutsch-
land; 23,6% der aus Drittstaaten in die Union eingeführ-
ten Waren wurden nach Deutschland importiert. Auf der 
Ausfuhrseite schließen sich Frankreich (14,4%), das Ver-
einigte Königreich (13,1%), Italien (12,6%), die Nieder-
lande (5,6%) und Belgien (5,3%), auf der Einfuhrseite das 
Vereinigte Königreich (18,1%), Frankreich (12,4%), Italien 
(11,0%), die Niederlande (11,0%), Belgien (5,9%) und Spa-
nien (5,5%) mit jeweils mehr als 5% der gesamten Aus- 
bzw. Einfuhren der EU (Extrahandel) an. In beiden Handels-
richtungen ist somit der Anteil Deutschlands, Italiens und 
des Vereinigten Königreichs am Extrahandel größer als am 
Intrahandel. Frankreichs Anteil an den Ausfuhren im Extra-
handel und der Anteil der Niederlande an den Einfuhren im 
Extrahandel sind höher als ihr jeweiliger Anteil am Intra-
handel.

Deutscher Außenhandel mit der 
Europäischen Union 2003

Deutschland lieferte im Jahr 2003 Waren im Wert von 367,2 
Mrd. Euro in die EU und führte für 268,3 Mrd. Euro Waren 
aus den EU-Mitgliedstaaten nach Deutschland ein. Damit 
hat die EU einen Anteil von 55,5% an den deutschen Expor-
ten (im Wert von 661,6 Mrd. Euro) und von 50,4% an den 
deutschen Importen (532,0 Mrd. Euro). Auf die Eurozone 
entfielen 78,0% der deutschen Ausfuhren in die EU (286,2 
Mrd. Euro) und 81,2% der deutschen Einfuhren (217,9 Mrd. 
Euro) aus EU-Staaten. Dies entspricht 43,3% der gesamten 
deutschen Ausfuhren und 41,0% der deutschen Einfuhren. 
Auf die EU-Staaten, die nicht zur Eurozone gehören – das 
sind das Vereinigte Königreich, Schweden und Dänemark – 
entfielen 2003 12,2% der deutschen Ausfuhren und 22,0% 
der Versendungen in die EU insgesamt. Eingänge aus dieser 
Ländergruppe machten 9,5% der deutschen Importe und 
18,8% der Eingänge aus der EU aus (siehe Tabelle 3). Der 

Außenhandel mit der EU ist im Zeitraum 1995 bis 2002 in 
beiden Handelsrichtungen stärker gewachsen als der deut-
sche Außenhandel insgesamt (Ausfuhr: + 59,3%, Einfuhr: 
+ 53,0%).

Entwicklung des Anteils der
Europäischen Union am gesamten
deutschen Außenhandel

Im Jahr 2000 hielten die EU-Mitgliedstaaten einen Anteil 
von 56,5% an den deutschen Ausfuhren und von 50,9% an 
den Einfuhren nach Deutschland. 1995 hatte der Anteil der 
EU-Länder an den deutschen Ausfuhren noch 58,2% und an 
den deutschen Einfuhren 56,5% betragen. Der Anteil der 
EU-Mitgliedstaaten an den deutschen Ausfuhren ist zwi-
schen 1995 und 1997 und zwischen 1999 und 2002 gesun-
ken, zwischen 1997 und 1999 sowie von 2002 auf 2003 

Tabelle 3: Deutscher Außenhandel 2003 nach Ländern und Ländergruppen

Ausfuhr Einfuhr Saldo Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr1) Einfuhr1) Ausfuhr2) Einfuhr2)Land,
Ländergruppe Mrd. EUR %

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 661,6 532,0 + 129,6 100 100 – – – –

Europäische Union . . . . . . . . . . . . 367,2 268,3 + 98,9 55,5 50,4 100 100 – –

Eurozone . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 286,2 217,9 + 68,4 43,3 41,0 78,0 81,2 100 100

Nicht-Eurozone . . . . . . . . . . . . . . 80,9 50,4 + 30,5 12,2 9,5 22,0 18,8 – –

Belgien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 33,4 25,8 + 7,6 5,0 4,8 9,1 9,6 11,7 11,8

Dänemark . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11,3 9,0 + 2,3 1,7 1,7 3,1 3,4 – –
Finnland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6,8 5,3 + 1,5 1,0 1,0 1,8 2,0 2,4 2,4

Frankreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 70,0 48,8 + 21,2 10,6 9,2 19,1 18,2 24,5 22,4

Griechenland . . . . . . . . . . . . . . . 5,6 1,5 + 4,1 0,8 0,3 1,5 0,6 2,0 0,7

Irland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,7 13,9 – 10,2 0,6 2,6 1,0 5,2 1,3 6,4

Italien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 48,8 33,7 + 15,1 7,4 6,3 13,3 12,5 17,0 15,5

Luxemburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,0 1,9 + 1,1 0,5 0,4 0,8 0,7 1,1 0,9

Niederlande . . . . . . . . . . . . . . . . . 41,0 44,4 – 3,4 6,2 8,3 11,2 16,6 14,3 20,4

Österreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 35,2 21,0 + 14,2 5,3 4,0 9,6 7,8 12,3 9,7

Portugal . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6,3 5,2 + 1,2 1,0 1,0 1,7 1,9 2,2 2,4

Schweden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14,3 9,5 + 4,8 2,2 1,8 3,9 3,5 – –
Spanien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 32,5 16,4 + 16,1 4,9 3,1 8,9 6,1 11,4 7,5

Vereinigtes Königreich . . . . . . 55,3 32,0 + 23,3 8,4 6,0 15,1 11,9 – –

1) Anteil am Außenhandel der Europäischen Union. – 2) Anteil am Außenhandel der Eurozone.
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Schaubild 1

Entwicklung des Anteils der Europäischen Union
am deutschen Außenhandel
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gestiegen; ihr Anteil an den deutschen Einfuhren, der von 
1995 bis 2000 rückläufig war, hat sich von 2000 bis 2001 
leicht erhöht und ist seither wieder rückläufig. Im Vergleich 
zu 1995 sind die Anteile in beiden Handelsrichtungen rück-
läufig (siehe Schaubild 1).

Entwicklung des Außenhandels der
Europäischen Union von 1995 bis 2002

Seit 1995 sind die Aus- und Einfuhren der EU-Staaten kon-
tinuierlich gestiegen, von 1999 bis 2000 mit zweistelligen 
Zuwachsraten. Insgesamt betrug das Exportwachstum der 
EU 64,3%, darunter das mit Drittländern + 71,9%. Die Ver-

sendungen innerhalb der EU legten weniger stark um etwa 
60% zu, denn nur zwischen 1997 und 1999 waren die jähr-
lichen Wachstumsraten der innereuropäischen Versendun-
gen höher als die für die Gesamtausfuhren. In den meis-
ten Jahren zwischen 1996 und 2003 waren die Zuwächse 
der Versendungen in die Eurozone höher als die Versen-
dungen in die EU-Staaten insgesamt. Die Einfuhren haben 
generell weniger stark zugenommen. Zweistellige Zuwachs-
raten wiesen sie in der gleichen Periode auf wie die Aus-
fuhren, zwischen 2001 und 2002 waren sie rückläufig. Im 
gesamten Zeitraum sind die Einfuhren der EU insgesamt um 
68,9%, die Eingänge im Intrahandel um 57,7% und aus der 
Eurozone um 68,5% gewachsen. Seit 2000 wurden die Ein-
gänge aus der Eurozone stärker ausgeweitet bzw. sind weni-
ger stark gesunken als die Einfuhren insgesamt bzw. die Ein-
gänge aus allen EU-Staaten (siehe Schaubild 2).

Entwicklung des deutschen Außenhandels 
mit der Europäischen Union nach Ländern

Zeitraum 1995 bis 2003

Im Vergleich zur durchschnittlichen Veränderung des deut-
schen Außenhandels mit der EU insgesamt im Zeitraum von 
1995 bis 2003 überdurchschnittlich stark gewachsen ist 
auf der Versendungsseite der deutsche Außenhandel mit 
Irland, Spanien, Portugal, Finnland, Griechenland, dem Ver-
einigten Königreich und Italien. Daneben stiegen die Ein-
gänge aus Irland, Österreich, Spanien, den Niederlanden, 
Finnland, dem Vereinigten Königreich und Portugal stärker 
als im EU-Durchschnitt. Auf der Eingangsseite nahm aber 
nur der Außenhandel mit Irland und Österreich stärker zu 
als die deutschen Importe insgesamt. Bei den Versendun-
gen sind von den genannten Staaten nur die deutschen 
Warenlieferungen nach Italien weniger stark gestiegen als 
die deutschen Ausfuhren insgesamt4) (siehe Tabelle 4).Statistisches Bundesamt 2004 - 01 - 0152

Schaubild 2

Entwicklung des Außenhandels der Europäischen Union
Veränderung gegenüber dem Vorjahr
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Tabelle 4: Entwicklung des deutschen Außenhandels nach Ländern
Prozent

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr

Veränderung
durchschnittliche

jährliche Veränderung
Land,

Ländergruppe
2000 bis

2003
2000 bis

2001
2001 bis

2002
2002 bis

2003
2000 bis

2003
2000 bis

2001
2001 bis

2002
2002 bis

2003
1995 bis 20031)

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 10,7 + 6,8 + 2,0 + 1,6 – 1,2 + 0,8 – 4,5 + 2,6 + 8,1 + 6,3

Europäische Union . . . . . . . . . . . . + 8,8 + 4,2 + 0,9 + 3,5 – 2,1 + 1,1 – 5,1 + 2,1 + 7,2 + 4,5

Eurozone . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 8,1 + 4,0 + 0,3 + 3,6 – 0,0 + 1,7 – 4,5 + 2,9 + 7,1 + 4,4
Nicht-Eurozone . . . . . . . . . . . . . . + 11,6 + 5,1 + 3,0 + 3,1 – 9,9 – 1,2 – 7,5 – 1,5 + 7,5 + 4,5

Belgien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 10,8 + 7,2 – 3,6 + 7,3 + 4,7 + 8,6 – 7,7 + 4,5 + 5,01) + 2,61)
Dänemark . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 18,0 + 9,2 + 7,7 + 0,4 + 1,4 + 2,4 + 1,8 – 2,8 + 6,1 + 4,3
Finnland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,2 – 4,6 – 0,9 + 2,4 – 10,4 + 9,9 – 5,1 – 14,1 + 10,5 + 5,0
Frankreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,8 + 3,2 – 1,3 + 1,9 – 4,0 – 2,2 – 3,1 + 1,3 + 6,2 + 3,4
Griechenland . . . . . . . . . . . . . . . + 19,9 + 10,3 – 2,7 + 11,8 – 9,2 + 2,8 – 6,8 – 5,2 + 11,1 – 0,7
Irland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,9 + 8,8 + 0,3 – 6,6 + 29,0 + 46,3 – 14,2 + 2,7 + 11,7 + 24,8
Italien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 8,4 + 4,7 + 0,5 + 3,1 – 5,9 – 1,4 – 5,1 + 0,6 + 7,6 + 1,8
Luxemburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 15,4 + 11,2 + 3,2 + 0,5 + 19,9 + 10,4 + 2,9 + 5,5 . .
Niederlande . . . . . . . . . . . . . . . . . + 5,1 + 2,6 + 1,1 + 1,3 – 0,7 – 3,4 – 5,7 + 9,0 + 4,5 + 5,5
Österreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 8,5 + 3,2 + 1,1 + 3,9 + 2,6 + 0,8 + 1,9 – 0,1 + 7,3 + 6,4
Portugal . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,9 + 1,8 + 6,2 – 6,7 – 5,8 – 6,3 – 4,3 + 5,0 + 8,9 + 4,9
Schweden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 5,8 – 4,0 + 4,0 + 6,0 – 7,1 – 11,8 – 1,5 + 6,8 + 5,8 + 3,8
Spanien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 21,6 + 4,1 + 5,7 + 10,4 + 2,1 – 5,4 + 2,0 + 5,7 + 16,0 + 5,9
Vereinigtes Königreich . . . . . . + 12,0 + 6,9 + 1,9 + 2,9 – 13,4 + 0,9 – 11,2 – 3,4 + 8,3 + 4,9

1) Belgien und Luxemburg.

 4) Verglichen wurde das ungewichtete jährliche Wachstum gegenüber dem EU-Durchschnitt und dem Durchschnitt des deutschen Außenhandels insgesamt.



AUSSENHANDEL

326 Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2004

Zeitraum 2000 bis 2003

Stärker als die Gesamtausfuhr sind zwischen 2000 und 
2003 die Versendungen nach Spanien (+ 21,6%), Grie-
chenland (+ 19,9%), Dänemark (+ 18,0%), Luxemburg 
(+ 15,4%), ins Vereinigte Königreich (+ 12,0%) und nach 
Belgien (+ 10,8%) gewachsen. Die Anteile der übrigen EU-
Staaten an den deutschen Versendungen in die EU haben 
sich mit Ausnahme von Finnland (– 3,2%) ebenfalls erhöht. 
Von 2000 bis 2003 war das Wachstum der Versendungen in 
die EU-Staaten insgesamt mit + 8,8% aber geringer als das 
Wachstum der Gesamtexporte (+ 10,7%). 

Die Einfuhrwerte im Handel mit den meisten der vierzehn 
EU-Partnerländern waren von 2000 bis 2003 rückläufig. Die 
Eingänge aus den EU-Ländern insgesamt sanken um 2,1%, 
aus der Eurozone weniger stark um 0,0%, während die 
Gesamteinfuhren um 1,2% abnahmen. Die Eingänge aus 
den kleineren Mitgliedstaaten Irland und Luxemburg nah-
men um 29,0 bzw. 19,9% zu. Belgien folgte mit 4,7%, Öster-
reich mit 2,6%, Spanien mit 2,1% und Dänemark mit 1,4%. 
Die Eingänge aus den Niederlanden sanken mit – 0,7% 
zwar stärker als der Durchschnitt der Eurozone, aber weni-
ger stark als der deutsche Gesamtimport und der EU-Durch-
schnitt. Die Eingänge aus den übrigen EU-Ländern gingen 
stärker als die Einfuhr insgesamt zurück, besonders stark 
die Eingänge aus dem Vereinigten Königreich (– 13,4%), 
Finnland (– 10,4%) und Griechenland (– 9,2%).

Zeitraum 2002 bis 2003

Der Vergleich mit dem Vorjahr 2002 ergibt, dass die Ver-
sendungen in die EU (+ 3,5%) stärker zugenommen haben 
als die deutschen Ausfuhren insgesamt (+ 1,6%; siehe 
Tabelle 5). Hierfür sind insbesondere die überdurch-
schnittlichen Zuwächse der Versendungen nach Griechen-

land (+ 11,8%), Spanien (+ 10,4%), Belgien (+ 7,3%) und 
Schweden (+ 6,0%) verantwortlich. Die Eingänge aus den 
EU-Staaten sind weniger gewachsen (+ 2,1%) als die deut-
schen Einfuhren insgesamt (+ 2,6%), die Eingänge aus den 
nicht zur Eurozone zählenden Ländern sind zurückgegangen 
(– 1,5%). Weit überdurchschnittliche Wachstumsraten hat-
ten die Eingänge aus den Niederlanden (+ 9,0%), Schwe-
den (+ 6,8%) und Spanien (+ 5,7%), die Anteile von Belgien, 
Schweden und Spanien nahmen auch auf der Versendungs-
seite stärker zu als der EU-Durchschnitt.

Außenhandelssalden mit Staaten der
Europäischen Union

Die bilateralen Handelsbilanzsalden mit den europäischen 
Partnern – mit Ausnahme der Niederlande und Irlands – sind 
aus deutscher Sicht regelmäßig positiv, das heißt die Werte 
der Versendungen übertreffen die Werte der Eingänge. Rela-
tiv unausgeglichen ist der deutsche Außenhandel vor allem 
mit Irland und Griechenland, sowie in schwächerem Maße 
mit Spanien, dem Vereinigten Königreich, Luxemburg und 
Österreich: Hier sind die Handelsbilanzsalden verglichen 
mit dem Handelsvolumen relativ hoch. Im Außenhandel mit 
Irland überwiegen die Eingänge, in den übrigen Fällen die 
Versendungen in die betreffenden Länder.

Wichtigste deutsche Handelspartner in der 
Europäischen Union

Die größten Handelspartner Deutschlands in der Europä-
ischen Union sind Frankreich (19,1% der deutschen Ver-
sendungen in die EU, 18,2% der deutschen Eingänge aus 
der EU 2003), das Vereinigte Königreich (15,1% der Versen-
dungen, 11,9% der Eingänge), Italien (13,3% der Versen-
dungen, 12,5% der Eingänge) und die Niederlande (11,2% 
der Versendungen, 16,6% der Eingänge). Es folgen Öster-
reich (9,6% der Versendungen, 7,8% der Eingänge), Bel-
gien (9,1% der Versendungen, 9,6% der Eingänge) und 
Spanien (8,9% der Versendungen, 6,1% der Eingänge). Die 
vier bedeutendsten EU-Partner für den deutschen Außen-
handel (Frankreich, Vereinigtes Königreich, Italien, Nieder-
lande) erreichten 2003 zusammen einen Anteil von 58,7% 
an den deutschen Versendungen in EU-Staaten sowie von 
59,2% an den deutschen Eingängen aus der EU. Nimmt man 
noch Österreich, Belgien und Spanien hinzu, sind es in bei-
den Handelsrichtungen mehr als vier Fünftel des deutschen 
Handels mit den EU-Mitgliedstaaten.

3 Ergebnisse nach Warengruppen

Außenhandel der Europäischen Union
nach Warengruppen

Nach Angaben des Statistischen Amtes der Europäischen 
Gemeinschaften (Eurostat)5) waren von Januar bis Oktober 
2002 87,8% der Ausfuhren und 71,9% der Einfuhren der 
EU industrielle Produkte. Ihr Anteil erhöhte sich gegenüber 
1995 in beiden Handelsrichtungen. Gegenüber dem glei-

Tabelle 5: Entwicklung des deutschen Außenhandels 2003
nach Ländern

Prozent

Ausfuhr Einfuhr

Veränderung gegenüber Veränderung gegenüber
Land,

Ländergruppe
2002 2000 2002 2000

Insgesamt . . . . . . . + 1,6 + 10,7 + 2,6 – 1,2

Europäische
Union . . . . . . . . . . + 3,5 + 8,8 + 2,1 – 2,1

Eurozone . . . . . . + 3,6 + 8,1 + 2,9 – 0,0
Nicht-Eurozone + 3,1 + 11,6 – 1,5 – 9,9

Belgien . . . . . . . . + 7,3 + 10,8 + 4,5 + 4,7
Dänemark . . . . . + 0,4 + 18,0 – 2,8 + 1,4
Finnland . . . . . . . + 2,4 – 3,2 – 14,1 – 10,4
Frankreich . . . . . + 1,9 + 3,8 + 1,3 – 4,0
Griechenland . . + 11,8 + 19,9 – 5,2 – 9,2
Irland . . . . . . . . . . – 6,6 + 1,9 + 2,7 + 29,0
Italien . . . . . . . . . + 3,1 + 8,4 + 0,6 – 5,9
Luxemburg . . . . + 0,5 + 15,4 + 5,5 + 19,9
Niederlande . . . + 1,3 + 5,1 + 9,0 – 0,7
Österreich . . . . . + 3,9 + 8,5 – 0,1 + 2,6
Portugal . . . . . . . – 6,7 + 0,9 + 5,0 – 5,8
Schweden . . . . . + 6,0 + 5,8 + 6,8 – 7,1
Spanien . . . . . . . + 10,4 + 21,6 + 5,7 + 2,1
Vereinigtes

Königreich . . . + 2,9 + 12,0 – 3,4 – 13,4

 5) Siehe Fußnote 1.
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chen Vorjahreszeitraum ist 2003 der Anteil von Industrie-
gütern an den Ausfuhren und Einfuhren der EU um 3 bzw. 
2% zurückgegangen. Dies betraf unter anderem die wich-
tigen Außenhandelsgüterbereiche Maschinen und Fahr-
zeuge mit einem Anteil von 45,1% der Exporte und 35,6% 
der Importe. Der Anteil der chemischen Erzeugnisse an den 
Aus- und Einfuhren der Europäischen Union (15,9 bzw. 
8,3%) hat dagegen weniger stark abgenommen (– 1%). Bei 
den Grundstoffen konnte insbesondere der Bereich Energie 
seinen Ausfuhr- und Einfuhranteil auf 2,7% der Ausfuhren 
und 14,6% der Einfuhren der EU erhöhen (+ 1 bzw. + 5%).

Deutsche Aus- und Einfuhren 
nach Warengruppen

Für den deutschen Außenhandel stellen Kraftwagen und 
Kraftwagenteile mit 19,5% aller Ausfuhren und 10,7% aller 
Einfuhren die bedeutendste Gütergruppe dar. 18,8% der 

Ausfuhren aus Deutschland in die EU sowie 12,0% der Ein-
fuhren waren 2003 Kraftwagen und Kraftwagenteile. Von 
den Ausfuhren in die Eurozone waren 17,6% dieser Waren-
gruppe zuzuordnen, bei den Einfuhren aus der Eurozone 
12,4% (siehe Tabelle 6). Ferner sind chemische Erzeugnisse 
zu nennen, die einen Anteil von 12,4% an den deutschen 
Ausfuhren insgesamt bzw. 12,2% an den Ausfuhren in die 
EU und 12,9% an den Ausfuhren in die Eurozone hielten. 
Ihr Anteil an allen deutschen Einfuhren betrug 10,5%, aber 
14,3% an den Eingängen aus der Eurozone und 14,2% an 
den Eingängen aus der EU. Maschinen stellten 13,8% der 
deutschen Ausfuhren, 10,5% der Versendungen in die Euro-
zone und 10,7% der Versendungen in die EU. Eingeführt 
wurden Maschinen in einem Wert von 7,0% der Gesamtein-
fuhren. Der Anteil der aus der Eurozone bzw. EU (6,3 bzw. 
6,4%) stammenden Maschinen lag – wie bei den Ausfuh-
ren – unter dem Wert der Gesamteinfuhr, im Außenhandel 
mit Drittländern ist diese Warengruppe somit wichtiger als 
im Intrahandel. Erzeugnisse der Nachrichtentechnik stell-
ten in Deutschland insgesamt 4,7% der Ausfuhren, 4,0% 
der Versendungen in die Eurozone, 4,1% der Versendungen 
in die gesamte EU, sowie 6,0% der Gesamteinfuhren bzw. 
3,0% der Eingänge aus der Eurozone und 3,3% der Ein-
gänge aus der EU.

Der Anteil der Maschinen und chemischen Erzeugnisse ist 
von 2000 bis 2003 bei der Ausfuhr, der Anteil von Erzeug-
nissen der Nachrichtentechnik bei der Aus- und Einfuhr 
gesunken. In beiden Handelsrichtungen besonders stark 
gestiegen ist hingegen der Anteil der Warengruppe Kraftwa-
gen und Kraftwagenteile. Andere Industriegüter wie Eisen- 
und Metallerzeugnisse oder Textilien und Bekleidung haben 
an Bedeutung verloren. Die Einfuhr von Erdöl und Erdgas 
insgesamt belief sich im Jahr 2003 auf 6,6%; ihr Anteil 
ist damit stärker gewachsen als die Einfuhren insgesamt. 
Dagegen sind die Anteile von landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen (0,6% der Ausfuhren, 2,8% der Einfuhren) oder 
„anderen Bergbauerzeugnissen“ am Außenhandel zurück-
gegangen.

Außenhandel nach Warengruppen
mit EU-Partnern

Vergleicht man den deutschen Außenhandel insgesamt 
nach Gütergruppen mit dem Intrahandel Deutschlands nach 
Gütergruppen im Jahr 2003, so fällt auf der Ausfuhrseite 
auf, dass die Anteile der wichtigen Ausfuhrbereiche Maschi-
nen sowie medizin-, mess-, steuer-, regelungstechnische, 
optische Erzeugnisse und Uhren an den deutschen Versen-
dungen in die EU-Partnerländer einen deutlich geringeren 
Anteil haben (10,7 bzw. 3,1%) als an den deutschen Aus-
fuhren insgesamt (13,8 bzw. 4,0%; siehe Tabelle 7). Dage-
gen weist der Handel mit Gütern des Ernährungsgewerbes 
bei Versendungen und Eingängen in bzw. aus EU-Ländern 
höhere Anteile auf (5,0% bei den Versendungen, 6,8% bei 
den Eingängen) als beim deutschen Außenhandel insge-
samt (3,7% bei der Ausfuhr, 5,0% bei der Einfuhr). Maschi-
nen, der drittwichtigste Güterbereich für die gesamten deut-
schen Einfuhren, sind bei den Eingängen aus der EU erst der 
viertwichtigste Güterbereich, auf Platz drei liegen hier die 
Erzeugnisse des Ernährungsgewerbes, die bei den Importen 

Tabelle 6: Anteile der wichtigsten Warengruppen an der
Aus- und Einfuhr 2003 nach Ländergruppen

Prozent

Warengruppe
Ins-

gesamt

Euro-
päische
Union

Euro-
zone

Nicht-
Eurozone

Ausfuhr

Kraftwagen und Kraftwagenteile . 19,5 18,8 17,6 23,3
Maschinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13,8 10,7 10,5 11,2
Chemische Erzeugnisse . . . . . . . . . . 12,4 12,2 12,9 9,4
Geräte der Elektrizitätserzeugung

und -verteilung . . . . . . . . . . . . . . . . 4,8 4,2 4,2 4,1
Nachrichtentechnik, Radio, TV,

elektronische Bauelemente . . . . 4,7 4,1 4,0 4,3
Eisen- und Stahlerzeugnisse,

NE-Metalle und -erzeugnisse . . . 4,4 4,7 4,9 4,0
Medizin-, mess-, steuer-, rege-

lungstechnische, optische
Erzeugnisse; Uhren . . . . . . . . . . . . 4,0 3,1 3,1 3,0

Sonstige Fahrzeuge . . . . . . . . . . . . . . 3,8 4,0 4,1 3,7
Erzeugnisse des Ernährungs-

gewerbes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,7 5,0 5,3 4,1
Gummi- und Kunststoffwaren . . . . 3,3 3,3 3,4 3,3
Metallerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . 3,1 3,0 3,0 3,2
Büromaschinen, Datenverarbei-

tungsgeräte und -einrichtungen 2,6 3,1 2,9 3,8
Sonstige Waren . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,6 10,3 10,2 10,8

Einfuhr

Chemische Erzeugnisse . . . . . . . . . . 10,5 14,2 14,3 13,9
Kraftwagen und Kraftwagenteile . 10,7 12,0 12,4 10,6
Maschinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,0 6,4 6,3 6,6
Erdöl und Erdgas, Dienstleistun-

gen bei der Gewinnung . . . . . . . . 6,6 3,0 1,5 9,7
Nachrichtentechnik, Radio, TV,

elektronische Bauelemente . . . . 6,0 3,3 3,0 4,7
Büromaschinen, Datenverarbei-

tungsgeräte und -einrichtungen 5,1 2,8 2,7 3,1
Erzeugnisse des Ernährungs-

gewerbes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,0 6,8 7,4 4,5
Eisen- und Stahlerzeugnisse,

NE-Metalle und -erzeugnisse . . . 4,8 5,5 5,5 5,6
Geräte der Elektrizitätserzeugung

und -verteilung . . . . . . . . . . . . . . . . 4,4 2,8 2,7 3,5
Sonstige Fahrzeuge . . . . . . . . . . . . . . 3,9 3,6 3,6 3,6
Bekleidung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,0 1,1 1,2 0,6
Medizin-, mess-, steuer-, rege-

lungstechnische, optische
Erzeugnisse; Uhren . . . . . . . . . . . . 2,9 1,7 1,5 2,2

Erzeugnisse der Landwirtschaft,
gewerbliche Jagd . . . . . . . . . . . . . . 2,8 2,9 3,4 0,8

Papier . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,3 3,3 2,9 5,0
Gummi- und Kunststoffwaren . . . . 2,5 2,8 2,8 2,4
Sonstige Waren . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,1 15,8 16,1 14,7
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insgesamt die siebte Stelle belegen (siehe Tabelle 8). Die 
zehn wichtigsten Gütergruppen für die Versendung in die 
EU stimmen mit den zehn wichtigsten Gütergruppen über-
ein, die insgesamt aus Deutschland ausgeführt werden. 
Dagegen zählen von den zehn hauptsächlich nach Deutsch-
land eingeführten Gütergruppen Güter der Elektrizitätswirt-
schaft sowie Erdöl und Erdgas nicht zu den zehn wichtigsten 
aus der EU eingeführten Gütergruppen. An ihre Stelle treten 
Papier und landwirtschaftliche Erzeugnisse.

Struktur des deutschen Warenhandels
mit den einzelnen EU-Staaten

Die Struktur des Warenhandels mit den einzelnen EU-Staa-
ten ist unterschiedlich. Die drei Hauptexportgütergrup-
pen Kraftwagen und Kraftwagenteile, chemische Erzeug-
nisse und Maschinen zählen nicht bei allen EU-Staaten 
zu den wichtigsten drei versendeten Gütergruppen (siehe 
Tabelle  7).

Bei den Eingängen (siehe Tabelle 8) sind zwischen den EU-
Mitgliedstaaten bezüglich der wichtigsten Gütergruppen 
größere Unterschiede festzustellen als bei den Versendun-
gen. Die drei Hauptimportgütergruppen für die Eingänge 
aus der EU insgesamt zählen häufig nicht zu den drei wich-
tigsten Gütergruppen, die Deutschland aus den einzelnen 
EU-Staaten einführt.

4 Wirtschaftliche Entwicklung
im Vergleich

Vergleich der deutschen Wirtschaft 
mit der ihrer EU-Partner

Die deutschen Bruttoanlageinvestitionen hatten 2002 
einen Anteil von 18,6% am deutschen Bruttoinlandspro-
dukt. Der Anteil der Nettoanlageinvestitionen lag bei nur 
3,5%6). Dies ist weniger als im EU-Durchschnitt und die 
deutsche Bruttoanlageinvestitionsquote ist die viertnied-
rigste in der Europäischen Union bzw. die zweitniedrigste in 
der Eurozone. Betrachtet man den Quotienten Konsumaus-
gaben zu Bruttoinlandsprodukt bzw. die Indikatoren Indus-
trieproduktion und Arbeitslosenquote, liegt Deutschland im 
europäischen Mittelfeld. Der Quotient des Staatskonsums 
ist geringer, der der privaten Konsumausgaben höher als im 
EU-Durchschnitt. Im Vergleich zu 1995 ist die Industriepro-
duktion in Deutschland weniger stark gestiegen als in der 
Eurozone, übertrifft aber den Durchschnitt aller EU-Staaten. 
Dagegen ist die Arbeitslosigkeit in Deutschland höher als im 
EU-Durchschnitt. Zieht man den Indikator der Verbraucher-
preisänderungen gegenüber 1996 heran, ist die Preisstei-
gerung 2002 in Deutschland die geringste in der gesamten 
Europäischen Union.

Tabelle 7: Anteile der Warengruppen an den gesamten deutschen Ausfuhren in das Land bzw. in die Ländergruppe 2003
Prozent

Warengruppe
Ins-

gesamt

Euro-
päische
Union

Bel-
gien

Däne-
mark

Finn-
land

Frank-
reich

Grie-
chen-
land

Irland Italien
Luxem-

burg
Nieder-
lande

Öster-
reich

Portu-
gal

Schwe-
den

Spa-
nien

Ver-
einigtes
König-
reich

Kraftwagen und
Kraftwagenteile . . . . . . . . 19,5 18,9 22,2 9,4 14,7 15,6 16,1 17,1 22,0 12,4 9,9 13,2 17,0 18,8 26,2 27,6

Maschinen . . . . . . . . . . . . . . . 13,8 10,7 8,3 11,8 13,1 11,0 11,7 9,1 10,7 8,4 9,1 11,9 9,1 14,8 11,7 10,0
Chemische Erzeugnisse . . 12,4 12,2 22,5 9,0 11,0 11,4 13,8 14,4 13,5 8,7 12,9 9,0 10,9 9,6 10,9 9,4
Geräte der Elektrizitäts-

erzeugung und
-verteilung . . . . . . . . . . . . . 4,8 4,2 3,4 4,5 6,2 3,7 3,7 4,2 4,4 3,6 3,3 5,0 5,0 5,9 5,6 3,4

Nachrichtentechnik,
Radio, TV, elektronische
Bauelemente . . . . . . . . . . . 4,7 4,1 2,4 6,8 10,0 3,1 5,2 6,5 4,4 5,6 2,9 3,2 17,3 3,5 4,8 4,1

Eisen- und Stahlerzeug-
nisse, NE-Metalle und
-erzeugnisse . . . . . . . . . . . 4,4 4,7 4,5 4,3 3,3 4,6 2,0 3,9 5,9 15,6 5,3 5,1 4,3 5,0 3,8 3,5

Medizin-, mess-, steuer-,
regelungstechnische,
optische Erzeugnisse;
Uhren . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,0 3,1 2,2 2,3 3,0 3,4 3,4 3,9 3,5 1,4 3,4 2,6 3,2 3,9 3,1 2,9

Sonstige Fahrzeuge . . . . . . 3,8 4,0 0,9 9,0 2,0 12,3 1,3 3,2 1,7 1,2 2,1 1,1 0,6 0,6 1,1 3,4
Erzeugnisse des

Ernährungsgewerbes . . . 3,7 5,0 4,4 8,1 3,2 4,2 7,6 3,7 6,8 3,9 8,9 5,0 3,4 3,8 2,7 3,4
Gummi- und

Kunststoffwaren . . . . . . . 3,3 3,3 3,3 3,6 2,6 3,3 2,9 3,9 2,9 3,0 4,0 3,6 3,3 3,5 3,5 3,1
Metallerzeugnisse . . . . . . . 3,1 3,0 2,8 3,4 2,6 2,7 2,2 2,3 2,3 4,0 3,4 4,4 2,3 4,1 3,0 2,9
Büromaschinen, Daten-

verarbeitungsgeräte
und -einrichtungen . . . . . 2,6 3,1 2,1 2,6 4,3 2,8 2,8 8,2 2,6 1,4 3,3 2,7 2,5 3,9 3,4 4,1

Papier . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,1 2,4 2,5 2,5 1,6 3,0 4,3 1,8 2,0 1,7 3,0 2,1 1,1 1,6 1,7 2,5
Möbel, Schmuck, Musik-

instrumente, Sportge-
räte, Spielwaren,
Sonstiges . . . . . . . . . . . . . . 1,7 1,9 1,8 1,5 1,1 1,9 1,7 1,7 1,0 3,4 3,0 2,9 1,2 1,5 1,4 2,0

Textilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,7 1,4 1,2 1,7 1,5 1,1 1,5 1,1 1,5 0,9 1,8 2,3 3,3 1,3 1,1 0,9
Bekleidung . . . . . . . . . . . . . . . 1,1 1,3 1,3 1,1 1,2 1,1 1,8 2,1 0,4 1,7 2,4 3,4 1,1 1,0 0,8 0,9
Sonstige Waren . . . . . . . . . . 7,6 10,4 9,2 10,0 14,4 9,9 13,0 9,5 9,8 10,8 10,1 10,5 10,9 11,0 10,9 4,0

 6) iw Köln 30. Oktober 2003.
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Export Performance

Neben diesen Faktoren lässt sich auch die Entwicklung des 
Außenhandels als Indikator für die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft heranziehen. Um die Entwicklung 
des Außenhandels im Vergleich zu den Hauptkonkurren-
ten eines Landes beurteilen zu können, hat die Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) den Indikator der Export Performance entwickelt. 
Dieser Indikator setzt die Entwicklung der Ausfuhr eines 
Landes ins Verhältnis zum Importwachstum der wichtigs-
ten Handelspartner. Die Exportentwicklung wird durch den 
Exportwert repräsentiert. Die Entwicklung der Nachfrage auf 
dem Exportmarkt wird durch die Entwicklung der Importe 
der Handelspartner abgebildet und als gewichteter Durch-
schnitt der weltweiten Güterimporte ermittelt. Betrachtet 
man nur den Intrahandel, spiegelt die Export Performance 

das Wachstum der deutschen Versendungen in die Euro-
päische Union ins Verhältnis zum Wachstum der Eingänge 
aller EU-Partner Deutschlands wider. Ein Vergleich der 
Export Performances aller EU-Mitgliedstaaten ermöglicht 
es, die Entwicklung des deutschen Außenhandels inner-
halb der Europäischen Union einzuordnen. Deutschlands 
Export Performance war zwischen 1995 und 2001 immer 
größer als Eins (siehe Tabelle 9 auf S. 330). Deutschland 
konnte zudem seine Export Performance im betrachteten 
Zeitraum um 2,9% verbessern, dagegen ging für acht der 
fünfzehn EU-Staaten die Export Performance zwischen 1995 
und 2001 zurück. Stark gestiegen ist sie in diesem Zeitraum 
besonders für die Niederlande und Österreich (+ 16,8 bzw. 
+ 14,8%), etwas weniger für Finnland, Dänemark, Deutsch-
land, Belgien und Luxemburg. Von den größeren EU-Part-
nern konnte somit im betrachteten Zeitraum nur Deutsch-
land seine Export Performance verbessern.

Tabelle 8: Anteile der Warengruppen an den gesamten deutschen Einfuhren aus dem Land bzw. aus der Ländergruppe 2003
Prozent

Warenbenennung
Ins-

gesamt

Euro-
päische
Union

Bel-
gien

Däne-
mark

Finn-
land

Frank-
reich

Grie-
chen-
land

Irland Italien
Luxem-

burg
Nieder-
lande

Öster-
reich

Portu-
gal

Schwe-
den

Spa-
nien

Ver-
einigtes
König-
reich

Kraftwagen und
Kraftwagenteile . . . . . . . . 10,7 12,0 15,2 4,3 0,6 17,0 0,6 0,2 11,6 4,0 3,5 18,1 17,6 6,6 26,5 13,5

Chemische Erzeugnisse . . 10,5 14,2 21,8 5,8 4,8 11,0 9,0 55,8 8,5 12,9 13,8 6,1 2,1 13,1 9,0 16,5
Maschinen . . . . . . . . . . . . . . . 7,0 6,4 3,8 7,7 5,2 7,0 2,2 1,3 12,8 4,5 2,8 9,6 4,9 9,9 5,8 5,4
Erdöl und Erdgas,

Dienstleistungen bei
der Gewinnung . . . . . . . . . 6,6 3,0 0,2 8,8 0 0,1 0 0 0 0 7,0 0,2 0 0 0 12,8

Nachrichtentechnik,
Radio, TV, elektronische
Bauelemente . . . . . . . . . . . 6,0 3,3 0,9 6,2 8,5 2,0 0,4 2,6 1,3 2,2 4,3 4,7 14,4 3,4 1,8 4,7

Büromaschinen, Daten-
verarbeitungsgeräte
und -einrichtungen . . . . . 5,1 2,8 0,6 0,8 0,1 1,5 0,1 13,5 1,3 0,4 4,4 0,9 10,6 0,4 0,3 4,6

Erzeugnisse des
Ernährungsgewerbes . . . 5,0 6,8 7,5 16,6 0,8 7,4 17,6 6,6 7,6 3,5 10,5 4,9 1,3 1,2 5,4 2,0

Eisen- und Stahlerzeug-
nisse, NE-Metalle und
-erzeugnisse . . . . . . . . . . . 4,8 5,5 8,3 2,7 12,2 5,7 8,1 0,5 4,2 19,0 4,4 8,6 0,4 10,1 4,0 5,0

Geräte der Elektrizitäts-
erzeugung und
-verteilung . . . . . . . . . . . . . 4,4 2,8 1,8 6,7 3,4 2,7 1,5 2,5 3,5 1,2 1,2 5,3 2,7 1,9 3,0 3,0

Sonstige Fahrzeuge . . . . . . 3,9 3,6 0,9 0,5 0,4 12,8 1,2 0,6 1,4 0,4 0,8 0,8 0,3 1,8 1,6 5,0
Bekleidung . . . . . . . . . . . . . . . 3,0 1,1 1,0 1,3 0,2 0,6 18,5 0,0 2,6 0,7 0,8 0,6 4,7 0,2 0,7 0,6
Medizin-, mess-, steuer-,

regelungstechnische,
optische Erzeugnisse;
Uhren . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,9 1,7 0,8 2,5 1,3 2,3 1,7 2,5 1,5 0,7 1,3 1,3 1,3 2,5 1,3 2,0

Erzeugnisse der Landwirt-
schaft, gewerbliche
Jagd . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,8 2,9 1,0 3,1 0,3 1,9 12,5 0,0 3,4 0,4 6,7 0,4 0,1 0,2 11,4 0,3

Gummi- und
Kunststoffwaren . . . . . . . 2,5 2,8 2,4 2,5 2,4 3,4 1,2 0,7 4,0 7,6 1,8 3,0 3,7 1,6 3,6 2,5

Möbel, Schmuck, Musik-
instrumente, Sportge-
räte, Spielwaren,
Sonstiges . . . . . . . . . . . . . . 2,5 1,4 0,9 4,6 0,7 0,7 0,4 0,5 3,3 0,1 1,4 2,3 0,7 1,4 1,0 0,5

Papier . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,3 3,3 2,0 1,5 34,1 2,1 0,2 0,3 2,5 1,5 1,7 4,5 5,0 21,6 1,2 1,1
Textilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,3 1,9 2,0 1,2 0,4 1,2 8,0 0,3 5,5 8,6 1,1 1,7 4,7 0,6 1,4 0,8
Metallerzeugnisse . . . . . . . 2,3 2,0 1,1 2,2 0,6 1,7 0,9 0,7 3,5 4,4 1,7 3,7 1,3 2,5 2,2 1,3
Kokerei-, Mineralöler-

zeugnisse, Spalt- und
Brutstoffe . . . . . . . . . . . . . . 1,8 2,6 4,8 0,6 5,1 1,0 0,0 0,0 0,1 0,1 9,5 0,0 0,0 2,1 0,4 1,2

Glas, Keramik, bearbeitete
Steine und Erden . . . . . . . 1,1 1,2 1,7 1,0 0,9 1,2 0,6 0,2 2,4 4,6 0,8 1,2 1,0 0,4 1,4 0,8

Leder und Lederwaren . . . 1,1 0,9 0,4 0,1 0,1 0,2 0,1 0,0 3,2 0,1 0,4 1,4 6,5 0,1 1,3 0,1
Holz-, Korb-, Flecht-, Kork-

waren (ohne Möbel) . . . . 0,8 0,6 0,3 1,9 4,9 0,3 0,0 0,0 0,4 1,4 0,3 1,8 1,8 1,7 0,2 0,1
Tabakerzeugnisse . . . . . . . . 0,1 0,2 0,2 0,6 0,0 0,4 0,0 0,1 0,0 3,5 0,4 0,3 0,0 0,0 0,0 0,1
Sonstige Waren . . . . . . . . . . 9,1 15,8 19,9 14,0 12,6 14,9 14,4 9,9 14,9 17,7 18,2 16,7 14,0 14,4 16,2 15,0
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Fazit
Die Staaten der Europäischen Union hatten 2003 einen 
Anteil am deutschen Außenhandel von rund 56% der Aus-
fuhren und 50% der Einfuhren. Dieser Anteil ist leicht rück-
läufig. Der deutsche Außenhandel ist von 1995 bis 2003 
auch nicht so stark gewachsen wie der Außenhandel der 
EU insgesamt. Etwa 62% der europäischen Aus- und Einfuh-
ren sind dem Binnenhandel zuzuordnen. Daher ist der Bin-
nenhandel für die EU als Ganzes bedeutender als für den 
deutschen Außenhandel. Deutschland ist für ein Viertel 
der Ausfuhren der EU (22% der Versendungen im Intrahan-
del und 29% der Ausfuhren in Drittländer) und ein Fünftel 
der Einfuhren (20% der Eingänge im Intrahandel und 24% 
der Einfuhren aus Drittländern) verantwortlich.  Wichtigste 
Handelspartner in der EU sind Frankreich, das Vereinigte 
Königreich, Italien und die Niederlande, mit denen zusam-
mengenommen 59% des deutschen Außenhandels mit EU-
Staaten abgewickelt werden.

Einen besonders hohen Anteil am deutschen Außenhan-
del mit den EU-Partnern haben Industriegüter. Von den drei 
wichtigsten Gütergruppen für den deutschen Außenhandel 
insgesamt, Kraftwagen und Kraftwagenteile an erster Stelle, 
Maschinen an zweiter Stelle und chemische Erzeugnisse an 
dritter Stelle, sind für die Versendungen in die EU-Staaten 
chemische Erzeugnisse wichtiger als Maschinen. Einfuhrsei-
tig spielen im Außenhandel mit der EU chemische Erzeug-
nisse die größte Rolle vor Kraftwagen und Kraftwagenteilen 
sowie Ernährungsgütern. Insgesamt werden nach Deutsch-
land vor allem Kraftwagen und Kraftwagenteile eingeführt, 
gefolgt von chemischen Erzeugnissen und Maschinen. 
Besonders ausgeprägt ist die Bedeutung dieser Gütergrup-
pen für die Versendungen nach Belgien, Spanien, das Ver-
einigte Königreich und Italien und die Eingänge aus Irland, 
Spanien, Belgien, dem Vereinigten Königreich, Frankreich, 
Österreich und Italien, obwohl Maschinen nur an vierter 
Stelle der Eingänge aus der EU insgesamt stehen.

Auch wenn der deutsche Außenhandel weniger stark 
gewachsen ist als der Außenhandel im EU-Durchschnitt, 
deutet der Indikator Export Performance auf eine positive 
Entwicklung des deutschen Außenhandels im Vergleich zu 
seinen EU-Partnern. 

Tabelle 9: Export Performance1) und ihre Entwicklung

Export Performance Entwicklung der Export Performance in %

Land
1995 1997 1998 1999 2000 2001

1995 bis
2001

1997 bis
1998

1998 bis
1999

1999 bis
2000

2000 bis
2001

Deutschland . . . . . . . . . . . . . 1,1 1,1 1,1 1,1 1,1 1,1 + 2,9 + 1,9 + 1,0 + 1,6 + 2,5

Belgien und Luxemburg . . 1,2 1,2 1,2 1,3 1,2 1,2 + 1,5 + 1,3 + 4,3 – 0,6 + 0,0

Dänemark . . . . . . . . . . . . . . . . 1,1 1,1 1,0 1,1 1,1 1,1 + 3,4 – 4,5 + 8,1 + 4,1 – 1,1

Finnland . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,3 1,1 1,2 1,2 1,3 1,3 + 4,7 + 4,9 + 5,0 + 4,2 + 3,8

Frankreich . . . . . . . . . . . . . . . 1,0 1,0 1,0 1,0 0,9 0,9 – 6,3 – 2,7 – 0,1 – 4,9 – 1,1

Griechenland . . . . . . . . . . . . 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 – 28,2 – 3,4 – 3,2 – 2,8 – 3,5

Irland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,6 1,5 1,7 1,6 1,6 1,6 – 2,8 + 14,0 – 5,7 + 1,8 – 2,2

Italien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0 1,0 1,0 1,0 0,9 1,0 – 5,6 – 1,0 – 2,3 – 2,9 + 2,5

Niederlande . . . . . . . . . . . . . . 1,5 1,5 1,4 1,5 1,6 1,7 + 16,8 – 0,9 + 4,1 + 6,2 + 5,8

Österreich . . . . . . . . . . . . . . . . 0,8 0,8 0,8 0,9 0,9 0,9 + 14,8 + 1,8 + 5,8 + 1,0 + 4,6

Portugal . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,7 0,7 0,7 0,6 0,6 0,6 – 19,0 – 5,4 – 8,4 – 5,3 + 0,9

Schweden . . . . . . . . . . . . . . . 1,2 1,1 1,1 1,2 1,1 1,1 – 10,6 + 3,0 + 2,7 – 1,6 – 6,7

Spanien . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,8 0,9 0,8 0,8 0,7 0,8 – 8,0 – 5,0 – 7,7 – 3,4 + 3,6

Vereinigtes Königreich . . . 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 – 0,4 – 1,6 – 0,2 + 2,9 – 1,7

1) Indikator, der die Entwicklung der Ausfuhr eines Landes ins Verhältnis zum Importwachstum der wichtigsten Handelspartner setzt.
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Die Personalausgaben gehören neben den laufenden Sach-
aufwendungen und den Sozialausgaben zu den großen 
Ausgabeblöcken in den öffentlichen Haushalten. Bei not-
wendigen Einsparungen stehen sie daher im Mittelpunkt 
des Interesses, wie auch die gegenwärtige finanzpoliti-
sche Diskussion zeigt. Im vorliegenden Beitrag werden die 
Bestimmungsfaktoren der Personalausgaben und deren 
Entwicklung bei den Gebietskörperschaften (Bund, Län-
der, Gemeinden und Gemeindeverbände) seit 1992 darge-
stellt. Einen Schwerpunkt der Untersuchung bildet die Auf-
gabenstruktur der Personalausgaben. Dabei wird auch auf 
die methodischen Besonderheiten eines Ländervergleichs 
eingegangen.

Die Personalausgaben der Gebietskörperschaften stiegen 
von 145,2 Mrd. Euro im Jahr 1992 auf 164,7 Mrd. Euro im 
Jahr 2002. Dies entspricht einer Zunahme von 13,5%. Der 
weitaus größte Teil der Personalausgaben entfällt auf die 
Bereiche „Allgemeine Dienste“ und „Bildung“. Im zuletzt 
aktuell vorliegenden Jahr 2001 machten die für diese Berei-
che getätigten Personalausgaben 35,2 bzw. 31,8% der 
Personalausgaben insgesamt aus. Der Schwerpunkt im 
Bereich „Allgemeine Dienste“ liegt bei den Personalaus-
gaben für Äußere und Innere Sicherheit, das heißt für Sol-
daten und Soldatinnen, Polizei und Justiz (Richter, Richter-
innen und Staatsanwälte, Staatsanwältinnen), im Bereich 
„Bildung“ bei den Personalausgaben für „Schulen und 
vorschulische Bildung“, das heißt für Lehrer/-innen und 
Erzieher/-innen in Kindergärten.

Vorbemerkung
In Zeiten, in denen der finanzielle Handlungsspielraum der 
öffentlichen Haushalte zunehmend enger wird, rückt der 

große Ausgabenblock der öffentlichen Personalausgaben 
in den Mittelpunkt der Einsparbemühungen. Dies zeigt sich 
deutlich in der aktuellen finanzpolitischen Diskussion und 
mündet in Entscheidungen wie der Streichung des Urlaubs-
geldes, der Kürzung des Weihnachtsgeldes sowie der Ver-
längerung der wöchentlichen Arbeitszeit bei Beamten.

Im vorliegenden Beitrag wird die Entwicklung der Perso-
nalausgaben der Gebietskörperschaften, also des Bundes, 
der Länder sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände 
(Gv.), über einen längeren Zeitraum auf Basis der Jahres-
rechnungsstatistik dargestellt. Die Werte für das Jahr 2002 
wurden auf der Grundlage der Kassenstatistik teilweise 
geschätzt. Die Betrachtung beginnt 1992, da ab diesem 
Zeitpunkt erstmals auch die neuen Länder finanzstatistisch 
erfasst wurden. Zunächst wird auf die Faktoren eingegan-
gen, die wesentlich die Entwicklung der Personalausgaben 
beeinflussen, dann werden die Gründe für die unterschied-
liche Höhe der Personalausgaben bei Bund, Ländern und 
Kommunen aufgezeigt. Einen Schwerpunkt der vorliegen-
den Untersuchung bilden die funktionalen Strukturen der 
Personalausgaben.

1 Bestimmungsfaktoren
der Personalausgaben

Die Personalausgaben in den öffentlichen Haushalten 
umfassen die Aufwendungen für die aktiv Beschäftigten 
sowie die Versorgungsbezüge für ehemals Beschäftigte, 
insbesondere für Beamte, Beamtinnen und Soldaten, Sol-
datinnen. Die Bezüge der nicht mehr aktiven Angestellten 
und Arbeiter/-innen, die Renten, zahlen die Rentenversiche-

Dipl.-Volkswirt Otto Dietz

Personalausgaben der 
Gebietskörperschaften
Entwicklung und Struktur
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rungsträger; sie sind daher in den hier untersuchten Daten 
nicht enthalten.

1.1 Aktiv Beschäftigte

Die Entwicklung der Personalausgaben für die aktiv Beschäf-
tigten wird im Wesentlichen bestimmt durch die Verände-
rungen folgender Faktoren im Zeitablauf:

– Personalstand,

– Beamtenbesoldung und Vergütungen bzw. Löhne der 
Angestellten und Arbeiter/-innen, 

– Beitragssätze zur Sozialversicherung,

– Dienstverhältnis, 

– Laufbahngruppen, 

– Alter.

Im Einzelnen bestehen folgende Zusammenhänge:

Je höher der Personalstand einer Gebietskörperschaft ist, 
desto höher sind ceteris paribus die Personalausgaben 
bzw. je niedriger der Personalstand, desto geringer die Per-
sonalausgaben.

Dies gilt entsprechend für die Auswirkungen der Tarifan-
passungen im öffentlichen Dienst für die Angestellten und 
Arbeiter/-innen sowie die sich in der Regel daran anlehnen-
den Anpassungen der Beamtenbesoldung auf die Personal-
ausgaben.

Die Beitragssätze zur Sozialversicherung beeinflussen über 
den Arbeitgeberanteil unmittelbar die Höhe der von der 
betreffenden Gebietskörperschaft zu zahlenden Gehälter 
und Löhne für ihre Angestellten und Arbeiter/-innen und 
damit auch die Personalausgaben.

Die Struktur der Dienstverhältnisse des Personals einer 
Gebietskörperschaft, also die Aufteilung des Personals 
nach Beamtinnen und Beamten, Angestellten sowie Arbei-
terinnen und Arbeitern, prägt wegen der unterschiedlichen 
Belastung mit Sozialversicherungsbeiträgen ebenfalls die 
Personalausgaben. Da für die Beamtinnen und Beamten, 
anders als für die Angestellten und Arbeiter/-innen, keine 
Sozialversicherungsbeiträge zu zahlen sind, sind die Perso-
nalausgaben zumindest kurzfristig umso niedriger, je höher 
der Anteil der Beamtinnen und Beamten an der Gesamtzahl 
der Beschäftigten ist. Langfristig stehen jedoch diesem Ein-
spareffekt höhere Versorgungsausgaben gegenüber, die 
direkt aus den öffentlichen Haushalten zu finanzieren sind.

Da das Gehalt der Beschäftigten im öffentlichen Dienst sich 
danach richtet, in welcher Laufbahngruppe sie eingeordnet 
sind (wobei die Vergütung im einfachen Dienst am niedrigs-
ten und im höheren Dienst am höchsten ist), wirkt sich die 
Struktur des Personals einer Gebietskörperschaft nach Lauf-

bahngruppen unmittelbar auf die Höhe ihrer Personalaus-
gaben aus.

Auch die Altersstruktur des Personals beeinflusst die Höhe 
der Personalausgaben der Gebietskörperschaften, weil die 
Besoldung im öffentlichen Dienst wegen der Dienstalterszu-
lagen vom Alter der Beschäftigten abhängig ist. Je älter das 
Personal, desto höher sind ceteris paribus die Personalaus-
gaben, bei jüngerem Personal tendenziell geringer.

1.2 Ehemals Beschäftigte

Die Entwicklung der Personalausgaben für die ehemals Be-
schäftigten, die Versorgungsausgaben der Gebietskörper-
schaften, werden wesentlich geprägt durch die Zahl der 
Versorgungsempfänger/-innen einschließlich der Hinter-
bliebenen. Deren Höhe wiederum ist abhängig vom Ruhe-
standseintrittsalter und der Lebenserwartung. Daneben 
sind die Besoldungsstruktur sowie die Anpassungen der 
Versorgungsbezüge in Anlehnung an die Beamtenbesol-
dung der Aktiven sowie der Höchstsatz der Beamtenpen-
sion, der nach dem Versorgungsänderungsgesetz 20011)
in den Folgejahren schrittweise auf 71,75% der zuletzt ver-
dienten Aktivenbezüge reduziert wird, von Bedeutung.

2 Ergebnisse

2.1 Personalausgaben insgesamt

Die Personalausgaben der Gebietskörperschaften erhöh-
ten sich gegenüber 1992 um 13,5% auf 164,7 Mrd. Euro im 
Jahr 2002. In Anpassung an die Neuabgrenzung des Staats-
sektors nach dem Europäischen System Volkswirtschaft-
licher Gesamtrechnungen (ESVG) 1995 gehören die Kran-
kenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen ab 1998 
nicht mehr zu den öffentlichen Haushalten, sondern zu den 
öffentlichen Unternehmen. In Tabelle 1 sind sie daher aus 
Vergleichbarkeitsgründen durchgängig nicht einbezogen. 
Knapp 82% der Personalausgaben entfielen 2002 auf die 
Bezüge der aktiv Beschäftigten (Bund: 76,0%, Länder: 
80,3%, Gemeinden/Gv.: 89,7%). Das sind vor allem Beam-
tenbezüge, Angestelltenvergütungen und Arbeiterlöhne.

Die Ausgaben für die Versorgungsempfänger/-innen um-
fassen im Wesentlichen die Pensionen der Beamten/
Beamtinnen und ehemaligen Soldaten/Soldatinnen und 
hatten im Jahr 2002 einen Anteil von 18,1% an den gesam-
ten Personalaufwendungen. Sie nahmen seit 1992 um 
47,4% auf 29,8 Mrd. Euro im Jahr 2002 kräftig zu.

Die Personalausgaben bestimmen insbesondere im Bereich 
der Länder ganz wesentlich die Entwicklung und Struktur 
der Ausgaben insgesamt. Deutlich wird dies durch die Per-
sonalausgabenquoten, dem Anteil der Personalausgaben 
an den Ausgaben insgesamt, der durchweg für die Summe 
aller Länderhaushalte im Berichtszeitraum rund 38% be-
trug. Beim Bund nahm die Quote von 11,9% im Jahr 1992 
auf 9,7% im Jahr 2002 ab. Bei den Gemeinden ging sie  von 

 1) Vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926).
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27,8% im Jahr 1992 auf 27% im Jahr 2002 zurück; aller-
dings wirkt sich hier auch die zunehmende Ausgliederung 
von Einrichtungen aus den kommunalen Haushalten aus.

2.2 Bestimmungsfaktoren im Einzelnen

Personalstand

Der Personalstand ist seit 1992 deutlich zurückgegangen, 
von 5,2 Mill. auf 4,1 Mill. Beschäftigte im Jahr 2002 (siehe 
Tabelle 2). Ursächlich dafür waren insbesondere folgende 
Gründe2):

– starke Reduzierung des zivilen wie auch militärischen 
Bundeswehrpersonals,

– Abbau des Personals in den neuen Bundesländern in 
Anpassung an die geringere Personalausstattung in den 
alten Bundesländern,

– Ausgliederung staatlicher und kommunaler Einrichtun-
gen3).

Die Abnahme des Personalstandes führte dennoch nicht 
zu einem Rückgang der Personalausgaben, da die Entwick-
lung der übrigen Bestimmungsfaktoren, auf die im Folgen-
den näher eingegangen wird, per saldo im Zeitablauf kom-
pensatorisch wirkte.

Beamtenbesoldung, Vergütung der Angestellten
und Löhne der Arbeiter/-innen

Die Entwicklung der Tarifverdienste der Arbeiter/-innen und 
Angestellten sowie der Bezüge der Beamten und Beamtin-
nen geht aus Tabelle 3 hervor. Auf der Basis 1995 = 100 
sind die Verdienste im öffentlichen Dienst seit 1992 um 
knapp 30% gestiegen. Am kräftigsten im Vorjahresvergleich 
nahmen sie 1993 (+ 6,2%) und 1995 (+ 4,4%) zu. In den 
letzten Jahren (2000 bis 2002) waren die Zunahmen mit 
1,5%, 1,7% und 2,3% moderat.

Beitragssätze der Sozialversicherung 

Seit 1992 sind die Beitragssätze zur Sozialversicherung 
(Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil zusammen) erheb-
lich gestiegen. Mussten für einen Arbeitnehmer aus dem 
früheren Bundesgebiet (einschl. Berlin-Ost) 1992 36,7% 

Tabelle 1: Personalausgaben der Gebietskörperschaften1)
Mill. EUR

Jahr Insgesamt Bund Länder
Gemeinden/

Gv.

Insgesamt

1992 145 164 26 328 79 118 39 718
1993 150 917 26 952 83 606 40 359
1994 152 269 26 928 85 600 39 741

1995 156 820 27 064 89 232 40 524
1996 157 641 27 031 90 775 39 835
1997 157 164 26 836 91 348 38 980
1998 157 577 26 653 92 214 38 710
1999 160 037 26 963 93 884 39 190

2000 160 723 26 517 94 656 39 550
2001 161 429 26 694 95 347 39 388
20022) 164 742 26 986 97 684 40 072

Bezüge des aktiven Personals

1992 124 922 21 035 67 080 36 807
1993 129 687 21 292 71 073 37 322
1994 130 535 21 050 72 803 36 682

1995 133 844 20 872 75 606 37 366
1996 134 046 20 819 76 639 36 588
1997 132 998 20 697 76 667 35 634
1998 132 734 20 481 76 970 35 283
1999 134 153 20 695 77 868 35 590

2000 133 757 20 257 77 713 35 787
2001 132 954 20 327 77 187 35 440
20022) 134 899 20 498 78 475 35 926

Versorgungsbezüge

1992 20 242 5 294 12 038 2 910
1993 21 229 5 660 12 533 3 036
1994 21 734 5 878 12 797 3 059

1995 22 976 6 192 13 626 3 158
1996 23 595 6 212 14 137 3 247
1997 24 166 6 139 14 681 3 346
1998 24 843 6 172 15 244 3 427
1999 25 885 6 268 16 016 3 601

2000 26 966 6 260 16 943 3 763
2001 28 474 6 367 18 159 3 948
20022) 29 843 6 488 19 209 4 146

1) Ohne Krankenhäuser und Hochschulkliniken mit kaufmännischem Rech-
nungswesen. – 2) Teilweise geschätzt.

 2) Siehe Koufen, S.: „Beschäftigte der öffentlichen Arbeitgeber am 30. Juni 2002“ in WiSta 10/2003, S. 912 ff.
 3) Bei den Ausgliederungen im staatlichen Bereich, also bei Bund und Ländern, handelt es sich insbesondere um Hochschulkliniken, Hochschulen und Krankenhäuser. Da diese Einrichtun-

gen weitgehend in der Rechtsform einer Anstalt des öffentlichen Rechts betrieben werden, verbleiben die betreffenden Arbeitsplätze zwar im mittelbaren öffentlichen Dienst und damit im 
Bereich des öffentlichen Dienstes, fallen aber aus dem Bereich der Gebietskörperschaften, der Gegenstand des vorliegenden Beitrages ist, heraus. Bei den Kommunen werden die ausge-
gliederten Einheiten meist in privatrechtlicher Form geführt mit der Folge, dass sie nicht mehr zum öffentlichen Dienst und nicht mehr zu den Gebietskörperschaften gehören.

Tabelle 2: Beschäftigte1) der Gebietskörperschaften
1 000

Jahr Insgesamt Bund Länder
Gemeinden/

Gv.

1992 5 171,2 624,7 2 531,3 2 015,2
1993 4 997,7 602,9 2 510,7 1 884,1
1994 4 866,0 577,6 2 482,0 1 806,4

1995 4 735,4 546,3 2 453,4 1 735,6
1996 4 634,5 533,2 2 429,9 1 671,5
1997 4 543,6 526,4 2 401,9 1 615,2
1998 4 459,9 516,0 2 363,1 1 580,7
1999 4 361,3 510,2 2 313,7 1 537,3

2000 4 277,5 502,0 2 273,3 1 502,2
2001 4 142,3 493,8 2 178,9 1 469,7
2002 4 088,0 490,3 2 156,0 1 441,7

1) Voll- und Teilzeitbeschäftigte jeweils zum Stichtag 30. Juni.

Tabelle 3: Verdienstentwicklung1)2)
bei den Gebietskörperschaften

Jahr 1995 = 100
Veränderung gegenüber

dem Vorjahr in %

1992 88,5 .

1993 94,0 + 6,2

1994 95,8 + 1,9

1995 100 + 4,4

1996 101,8 + 1,8

1997 103,3 + 1,4

1998 105,8 + 2,5

1999 108,9 + 2,9

2000 110,5 + 1,5

2001 112,3 + 1,7

2002 115,0 + 2,3

Quelle: Deutsche Bundesbank.

1) Tarifverdienste der Arbeiter und Angestellten sowie die Vergütungen der
Beamten. – 2) Auf Monatsbasis, einschl. Urlaubs- und Weihnachtsgeld.
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des Bruttoarbeitsentgeltes an die gesetzliche Sozialversi-
cherung abgeführt werden, waren es 2002  41,3%, also 4,6 
Prozentpunkte mehr. Für einen Beschäftigten in den neuen 
Bundesländern stieg der Prozentsatz von 36,6 auf ebenfalls 
41,3% (siehe Tabelle 4). Zu dieser Entwicklung trugen vor 
allem die Einführung der gesetzlichen Pflegeversicherung 
im Jahr 1995 und die Steigerungen der Beitragssätze zur 
gesetzlichen Krankenversicherung sowie zur gesetzlichen 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten bei. Der 
Beitragssatz zur gesetzlichen Pflegeversicherung stieg von 
1,0% (1995) auf 1,7% (2002), der zur Krankenversicherung 
erhöhte sich im Zeitraum 1992 bis 2002 um 1,3 Prozent-
punkte im Westen bzw. um 1,4 Prozentpunkte im Osten auf 
jeweils 14,0% und der zur gesetzlichen Rentenversicherung 
um 1,4 Prozentpunkte auf 19,1%.

Dienstverhältnis

Der Anteil der Beamten und Beamtinnen an den Beschäf-
tigten ist im betrachteten Zeitraum um über zehn Prozent-
punkte gestiegen, und zwar von 27,5% (1992) auf 37,9% 
(2002). Rückläufig waren dagegen der Anteil der Arbeiter/
-innen (von 20,6% im Jahr 1992 auf 13,3% im Jahr 2002) 
sowie der Angestellten, wenngleich dessen Rückgang mit 
3,0 Prozentpunkten auf 44,2% erheblich geringer ausfiel.

Laufbahngruppen

Die Qualifikation der öffentlich Bediensteten spiegelt sich 
in der Anzahl der Beschäftigten in den einzelnen Laufbahn-
gruppen wider. Für eine Tätigkeit im höheren Dienst wird 
im Allgemeinen als Eingangsvoraussetzung ein Hochschul-
studium, im gehobenen Dienst ein zum Hochschulstudium 
berechtigender Schulabschluss (Abitur), im mittleren Dienst 
ein Realschul- und im einfachen Dienst ein Hauptschulab-
schluss gefordert.

2002 waren 15,3% des Personals der Gebietskörperschaf-
ten im höheren, 31,3% im gehobenen, 36,8% im mittle-
ren und 15,4% im einfachen Dienst beschäftigt. Gegenüber 
1992 fand damit eine kräftige Verschiebung zugunsten des 
höheren und in besonderem Maße des gehobenen Diens-
tes statt, deren Anteile damals 11,9 bzw. 25,2% betrugen. 
Damit vollzieht sich im öffentlichen Dienst eine Entwick-
lung, die im gewerblichen Bereich ebenfalls schon länger 

Tabelle 4: Beitragssätze1) zur Sozialversicherung
% des Bruttoarbeitsentgeltes

Gesetzliche Krankenversicherung Rentenversicherung

Gültig ab Früheres
Bundesgebiet2)

Neue Länder
Arbeiter und
Angestellte

Knappschaft

Arbeitslosen-
versicherung

Pflegeversicherung

1. Januar 1992 . . . . . . 12,74 12,61 17,7 23,45 6,3 X
1. Januar 1993 . . . . . . 13,41 12,62 17,5 23,25 6,5 X
1. Januar 1994 . . . . . . 13,23 12,95 19,2 25,50 6,5 X

1. Januar 1995 . . . . . . 13,24 12,82 18,6 24,70 6,5 1,0
1. Januar 1996 . . . . . . 13,47 13,53 19,2 25,50 6,5 1,0
1. Juli 1996 . . . . . . . . . 13,47 13,53 19,2 25,50 6,5 1,7
1. Januar 1997 . . . . . . 13,50 13,89 20,3 26,90 6,5 1,7
1. Januar 1998 . . . . . . 13,54 13,93 20,3 26,90 6,5 1,7
1. Januar 1999 . . . . . . 13,54 13,88 20,3 26,90 6,5 1,7
1. April 1999 . . . . . . . . 13,54 13,88 19,5 25,90 6,5 1,7

1. Januar 2000 . . . . . . 13,52 13,80 19,3 25,60 6,5 1,7
1. Januar 2001 . . . . . . 13,60 13,70 19,1 25,40 6,5 1,7
1. Januar  2002 . . . . . 14,00 14,00 19,1 25,40 6,5 1,7

1) Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil zusammen. – 2) Einschl. Berlin-Ost.

Tabelle 5: Beschäftigte1) der Gebietskörperschaften
nach dem Dienstverhältnis

1 000

Jahr Insgesamt Bund Länder
Gemeinden/

Gv.

Beamte/Beamtinnen und Richter/Richterinnen

1992 1 422,2 124,3 1 126,0 172,0
1993 1 466,0 131,6 1 160,7 173,6
1994 1 510,4 132,5 1 201,3 176,6

1995 1 537,4 134,1 1 227,1 176,2
1996 1 555,5 135,0 1 244,4 176,1
1997 1 570,7 134,6 1 258,8 177,4
1998 1 565,8 132,6 1 257,0 176,3
1999 1 565,2 133,2 1 256,3 175,7

2000 1 561,1 132,6 1 252,5 176,1
2001 1 544,0 131,1 1 238,1 174,8
2002 1 550,9 130,0 1 245,2 175,7

Berufs- und Zeitsoldaten/-soldatinnen

1992 245,8 245,8 X X
1993 230,9 230,9 X X
1994 212,7 212,7 X X

1995 194,3 194,3 X X
1996 190,8 190,8 X X
1997 191,8 191,8 X X
1998 191,4 191,4 X X
1999 189,8 189,8 X X

2000 186,6 186,6 X X
2001 184,6 184,6 X X
2002 185,2 185,2 X X

Angestellte

1992 2 439,9 132,1 1 122,3 1 185,5
1993 2 346,5 126,0 1 084,0 1 136,5
1994 2 272,6 125,1 1 061,8 1 085,8

1995 2 194,7 119,1 1 025,9 1 049,8
1996 2 132,6 113,7 998,8 1 020,2
1997 2 077,3 110,3 968,1 998,8
1998 2 030,9 106,1 942,4 982,5
1999 1 967,9 103,2 904,1 960,5

2000 1 919,8 101,4 875,3 943,2
2001 1 842,4 99,5 811,7 931,2
2002 1 807,5 98,4 787,2 921,9

Arbeiter/-innen

1992 1 063,2 122,5 283,1 657,7
1993 954,3 114,3 266,0 574,0
1994 870,2 107,3 218,9 544,1

1995 808,9 98,8 200,5 509,6
1996 755,7 93,7 186,8 475,2
1997 703,8 89,7 175,1 439,0
1998 671,6 85,9 163,7 422,0
1999 638,4 84,0 153,2 401,1

2000 610,0 81,5 145,5 382,9
2001 571,3 78,6 129,0 363,6
2002 544,4 76,7 123,6 344,1

1) Voll- und Teilzeitbeschäftigte jeweils zum Stichtag 30. Juni.
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zu beobachten ist: Die zunehmende Komplexität und Glo-
balisierung der Arbeitswelt führt zu einem Wegfall einfacher 
Arbeiten und erfordert mehr und mehr besonders qualifi-

ziertes Personal. Die Zahl der Beschäftigten der Gebietskör-
perschaften, die aufgrund abweichender tarifvertraglicher 
Regelungen keiner Laufbahngruppe zugeordnet werden 
können, belief sich im Jahr 2002 auf 46 900.

Altersstruktur

Das Alter der Beschäftigten wurde in den neuen Ländern 
erstmals 1998 erfasst, die betreffende Zeitreihe für Deutsch-
land beginnt daher erst ab diesem Jahr. Die Altersstruktur 
der Beschäftigten der Gebietskörperschaften hat sich seit 
1998 folgendermaßen verändert: Waren damals 29,5% des 
Personals unter 35 Jahren, waren es im Jahr 2002 nur noch 
25,7%. 1998 waren 55,3% der Beschäftigten zwischen 35 
und 55 Jahren alt, 2002 waren es 58,6%.

Versorgungsempfänger/-innen

Die Anzahl der Versorgungsempfänger/-innen, die in den 
neuen Ländern erstmals 1993 erhoben wurde, erhöhte 
sich bei Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbän-
den bis zum Jahr 2002 um knapp 20% (siehe Tabelle 8), 

Tabelle 6: Beschäftigte1) der Gebietskörperschaften
nach Laufbahngruppen

1 000

Jahr Insgesamt Bund Länder
Gemeinden/

Gv.

Höherer Dienst

1992 596,9 42,1 460,6 94,2
1993 592,8 41,2 458,6 93,0
1994 597,8 40,0 468,9 88,8

1995 597,1 39,0 471,9 86,2
1996 616,8 38,8 493,5 84,5
1997 625,2 38,3 503,3 83,5
1998 648,4 37,9 526,8 83,6
1999 646,0 37,6 527,0 81,4

2000 645,9 37,8 529,2 78,8
2001 630,5 37,7 514,9 77,9
2002 625,8 38,0 512,0 75,9

Gehobener Dienst

1992 1 263,9 90,7 874,1 299,2
1993 1 277,9 88,1 883,4 306,4
1994 1 295,6 86,4 905,1 304,1

1995 1 316,5 85,0 930,2 301,4
1996 1 305,7 84,1 923,9 297,7
1997 1 311,6 82,9 931,5 297,2
1998 1 303,0 80,9 922,2 299,8
1999 1 293,5 81,0 917,2 295,4

2000 1 292,0 80,6 914,1 297,3
2001 1 283,9 80,0 908,2 295,8
2002 1 281,4 80,1 904,1 297,2

Mittlerer Dienst

1992 2 001,2 317,1 805,7 878,5
1993 1 924,8 301,7 788,7 834,5
1994 1 871,5 291,7 783,8 796,1

1995 1 798,5 278,8 753,2 766,5
1996 1 747,0 273,0 729,2 744,8
1997 1 709,0 270,2 708,1 730,7
1998 1 694,6 266,4 690,2 738,0
1999 1 645,8 264,1 659,1 722,7

2000 1 603,5 258,8 635,8 708,9
2001 1 537,8 254,7 583,2 699,9
2002 1 504,6 251,8 565,2 687,5

Einfacher Dienst2)
1992 1 151,4 174,2 315,6 661,6
1993 1 052,4 171,3 304,7 576,3
1994 957,7 158,8 253,0 545,9

1995 882,6 142,9 230,5 509,3
1996 822,9 136,5 213,5 472,9
1997 764,2 134,2 197,7 432,2
1998 774,5 130,7 190,5 453,3
1999 736,7 127,5 178,1 431,1

2000 705,9 124,8 169,5 411,6
2001 662,8 121,3 150,3 391,2
2002 629,3 119,0 142,5 367,8

nicht zuordenbar

1992 . . . .
1993 . . . .
1994 . . . .

1995 . . . .
1996 . . . .
1997 . . . .
1998 39,5 . 33,4 6,0
1999 39,1 1,0 32,4 6,7

2000 30,3 . 24,6 5,6
2001 27,2 . 22,3 4,9
2002 46,9 1,4 32,2 13,3

1) Voll- und Teilzeitbeschäftigte jeweils zum Stichtag 30. Juni, 1992 bis
1997 jedoch ohne Teilzeitbeschäftigte mit weniger als der Hälfte der Ar-
beitszeit eines Vollzeitbeschäftigten. – 2) Einschl. der Beschäftigten im
Dienstverhältnis Arbeiter.

Tabelle 7: Altersstruktur der Beschäftigten1) der
Gebietskörperschaften

1 000

Alter von . . .  bis
unter . . .  Jahren

Beschäftigte
insgesamt

Bund Länder
Gemeinden/

Gv.

1998

Insgesamt . . . . 4 459,9 516,0 2 363,1 1 580,7
unter 25 . . . . 317,5 88,6 117,0 111,9
25 – 35 . . . . . 999,2 139,8 520,0 339,4
35 – 45 . . . . . 1 275,8 121,6 659,2 495,1
45 – 55 . . . . . 1 188,5 104,7 685,9 397,9
55 – 60 . . . . . 536,8 47,0 297,8 192,0
60 und mehr 142,2 14,4 83,2 44,6

1999

Insgesamt . . . . 4 361,3 510,2 2 313,7 1 537,3
unter 25 . . . . 311,1 89,3 109,1 112,8
25 – 35 . . . . . 929,3 132,7 487,2 309,4
35 – 45 . . . . . 1 251,3 121,4 640,7 489,8
45 – 55 . . . . . 1 186,4 104,8 683,9 397,7
55 – 60 . . . . . 528,6 46,3 301,3 180,9
60 und mehr 154,6 15,8 92,1 46,7

2000

Insgesamt . . . . 4 277,5 502,0 2 273,3 1 502,2
unter 25 . . . . 296,7 87,2 100,8 108,8
25 – 35 . . . . . 875,0 125,4 466,7 283,0
35 – 45 . . . . . 1 224,3 120,8 620,9 482,6
45 – 55 . . . . . 1 203,6 106,7 689,4 407,4
55 – 60 . . . . . 504,1 44,1 291,0 169,0
60 und mehr 173,8 18,0 104,6 51,4

2001

Insgesamt . . . . 4 142,3 493,8 2 178,9 1 469,7
unter 25 . . . . 282,8 85,7 89,1 107,9
25 – 35 . . . . . 810,5 119,1 432,7 258,7
35 – 45 . . . . . 1 185,3 120,0 590,3 475,0
45 – 55 . . . . . 1 225,8 109,6 693,4 422,8
55 – 60 . . . . . 452,0 40,2 260,8 151,0
60 und mehr 186,0 19,2 112,5 54,3

2002

Insgesamt . . . . 4 088,0 490,3 2 156,0 1 441,7
unter 25 . . . . 275,6 84,7 84,8 106,1
25 – 35 . . . . . 774,9 116,3 421,4 237,3
35 – 45 . . . . . 1 164,1 119,0 578,9 466,2
45 – 55 . . . . . 1 233,3 110,5 693,5 429,3
55 – 60 . . . . . 439,8 39,5 254,0 145,4
60 und mehr 201,3 20,4 123,5 57,4

1) Voll- und Teilzeitbeschäftigte jeweils zum Stichtag 30. Juni.
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besonders stark bei den Ländern (+ 21,8% auf 554 700). 
Der Anstieg erklärt sich im Wesentlichen daraus, dass ein 
nicht unerheblicher Teil der in den 1960er- und 1970er-
Jahren insbesondere wegen des Aufgabenzuwachses des 
Öffentlichen Dienstes im Kultus- und Sicherheitsbereich 
verstärkt eingestellten Beamten und Beamtinnen bereits in 
den Ruhestand getreten ist.4)

2.3 Untergliederung
nach Aufgabenbereichen

Gebietskörperschaften insgesamt

Wie oben bereits erwähnt, differieren die Personalausga-
benquoten zwischen den verschiedenen Haushaltsebe-

nen der Gebietskörperschaften aufgrund der unterschied-
lichen Aufgabenverteilung zwischen den Ebenen zum Teil 
erheblich. Deutlich zum Ausdruck kommt dies in den Daten, 
die den Verwendungszweck der Personalausgaben abbil-
den, also deren Untergliederung nach Aufgabenbereichen. 
Um diesen Nachweis erbringen zu können, stützt sich die 
Finanzstatistik auf eine bundeseinheitlich abgestimmte 
Gliederung von Aufgabenbereichen, den Funktionenplan für 
Bund und Länder bzw. den Gliederungsplan für die Gemein-
den und Gemeindeverbände. Dadurch ist sichergestellt, 
dass die Daten unabhängig von der bundes-, landes- und 
kommunalspezifischen Organisation der Verwaltung funk-
tional zugeordnet und damit untereinander zwischen den 
Haushaltsebenen bundesweit verglichen werden können. 

Der weitaus größte Teil der Personalausgaben entfällt auf 
die Bereiche „Allgemeine Dienste“ und „Bildung“ (siehe 
Tabelle 9). Im Jahr 2001, dem letzten Jahr, für das aktu-
elle Ergebnisse vorliegen, betrugen die für diese Bereiche 
getätigten Personalausgaben 35,2 bzw. 31,8% der Per-
sonalausgaben insgesamt (im Folgenden Personalausga-
benanteil genannt; 1992: 36,1 bzw. 31,5%). Der Schwer-
punkt im Bereich „Allgemeine Dienste“ liegt bei den 
Personalausgaben für Äußere und Innere Sicherheit5) (Ver-
teidigung, Öffentliche Sicherheit und Ordnung), das heißt 
für Soldaten/Soldatinnen, Polizei und Justiz (Richter/-innen 
und Staatsanwälte/Staatsanwältinnen), im Bereich „Bil-
dungswesen, Wissenschaft, Forschung, kulturelle Angele-
genheiten“ bei den Personalaufwendungen für „Schulen 
und vorschulische Bildung“, das heißt für Lehrer/-innen an 
den Grund-, Haupt- und Realschulen, Gymnasien und sons-

Tabelle 8: Versorgungsempfänger/-innen1)
der Gebietskörperschaften

1 000

Jahr Insgesamt Bund Länder
Gemeinden/

Gv.

1993 682,3 123,5 455,3 103,4
1994 696,7 131,7 461,2 103,8

1995 710,2 139,1 467,7 103,4
1996 716,6 142,7 470,9 103,0
1997 728,9 145,5 479,9 103,4
1998 743,2 149,2 490,5 103,6
1999 756,0 151,9 500,6 103,5

2000 772,5 152,9 515,1 104,6
2001 796,7 154,7 536,8 105,2
2002 818,2 156,6 554,7 107,0

1) Jeweils zum Stichtag 1. Januar.
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Politische Führung und zentrale Verwaltung
14,4%

Öffentliche Sicherheit und
Ordnung, Rechtsschutz

13,2%

Verteidigung
7,4%

Auswärtige
Angelegenheiten

0,2%

Soziale Sicherung
3,8%

Bildung, Wissenschaft, Kultur
31,8%

Gesundheit, Sport
und Erholung
2,2%

Wohnungswesen,
Städtebau usw.
3,4%

Allgemeine Finanzwirtschaft
19,9%

Sonstiges1)

3,8%

1) Wirtschaftsförderung, Verkehrs- und Nachrichtenwesen, Wirtschaftsunternehmen, Allgemeines Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen.

161 429
Mill. EUR

Allgemeine
Dienste
35,2%

 4) Siehe Zweiter Versorgungsbericht der Bundesregierung, Bundestags-Drucksache 14/7220 vom 19. Oktober 2001, S. 126 .
 5) Zur Entwicklung der öffentlichen Ausgaben für Äußere und Innere Sicherheit siehe Dietz, O: „Öffentliche Ausgaben für Äußere und Innere Sicherheit“ in WiSta 4/2002, S. 310 ff.
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tigen Schulen sowie für Erzieher/-innen in Kindergärten. 
2001 betrugen deren Personalausgabenanteile 16,6 bzw. 
24,2% (1992: 17,6 bzw. 22,6%). Die nächstgrößeren Perso-
nalausgabenanteile entfielen 2001 auf die Aufgabenberei-
che „Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeaufgaben, Wie-
dergutmachung“ (3,8%; 1992: 5,2%), „ Wohnungswesen, 
Städtebau, Raumordnung und kommunale Gemeinschafts-
dienste“ (3,4%; 1992: 4,3%), „Gesundheit, Sport, Erho-
lung“ (2,2%; 1992: 2,6%) und „Verkehrs- und Nachrichten-
wesen“ (1,8%; 1992: 2,2%).

Die Personalausgaben für die Ministerien von Bund und 
Ländern und die Rathäuser der Kommunen spiegeln sich im 
Verwendungszweck „Politische Führung“ wider.6) Mit 3,4% 
im Jahr 2001 (1992 ebenfalls 3,4%) hatten sie nur einen 
vergleichsweise geringen Anteil an den Personalausgaben 
insgesamt. Unter Einbeziehung des Bereichs „Zentrale Ver-

waltung“, dem die Verwaltungsämter des Bundes und der 
Länder, die Bezirksregierungen der Länder, die Landratsäm-
ter, die Statistischen Dienste, die Rechenzentren u. Ä. zuge-
ordnet sind, betrug der Personalausgabenanteil im Jahr 
2001  14,4% (1992: 14,8%).

Maßgeblich geprägt wird die Höhe und Entwicklung der Per-
sonalausgaben durch die Bereiche Bildung sowie Äußere 
und Innere Sicherheit. Da diese sehr personalintensiven 
Aufgaben, mit Ausnahme der Äußeren Sicherheit, für die 
der Bund zuständig ist, nach dem Grundgesetz in erster 
Linie den Ländern obliegen, sind deren Personalausgaben-
quoten, wie anfangs dargestellt, sehr viel höher als die des 
Bundes und der Kommunen.

Die Versorgungsausgaben, das heißt die Aufwendungen 
für die Ruhestandsbeamten/-beamtinnen, die Pensions-

Tabelle 9: Personalausgaben der Gebietskörperschaften 2001 nach Aufgabenbereichen

Aufgabenbereich
Funktion nach

Funktionenplan
Bund/Länder

Insgesamt Bund Länder Gemeinden/Gv.

Mill. EUR

Allgemeine Dienste . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0 56 871 18 008 25 586 13 277
Politische Führung und zentrale Verwaltung . . . . 01 23 175 3 988 9 492 9 695

Politische Führung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 011 5 464 1 381 2 578 1 505
Verteidigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 03 11 927 11 927 – –
Öffentliche Sicherheit und Ordnung . . . . . . . . . . . . 04 14 885 1 450 9 897 3 538

Polizei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 042 9 530 190 9 340 –
Rechtsschutz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 05 6 395 204 6 191 –

Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung,
kulturelle Angelegenheiten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 51 252 487 41 844 8 921
Schulen und vorschulische Bildung . . . . . . . . . . . . 111, 121 – 129 39 131 – 32 528 6 603

Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeaufgaben,
Wiedergutmachung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 6 184 166 2 078 3 940

Gesundheit, Sport, Erholung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 3 493 227 871 2 395
Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und

kommunale Gemeinschaftsdienste . . . . . . . . . . . . 4 5 426 2 749 4 675
Abwasserbeseitigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 432 363 2 – 361

Wirtschaftsförderung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 und 6 1 795 110 1 336 349
Verkehrs- und Nachrichtenwesen . . . . . . . . . . . . . . . . 7 2 936 1 000 1 165 771

Straßen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 711, 72 1 820 – 1 060 760
Wirtschaftsunternehmen, Allgemeines Grund-

und Kapitalvermögen, Sondervermögen . . . . . . . 8 1 347 27 883 437
Allgemeine Finanzwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 32 125 6 667 20 835 4 623

Anteil an Personalausgaben insgesamt in %

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0 – 9 100 100 100 100

Allgemeine Dienste . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0 35,2 67,5 26,8 33,7

Politische Führung und zentrale Verwaltung . . . . 01 14,4 14,9 10,0 24,6

Politische Führung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 011 3,4 5,2 2,7 3,8

Verteidigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 03 7,4 44,7 – –
Öffentliche Sicherheit und Ordnung . . . . . . . . . . . . 04 9,2 5,4 10,4 9,0

Polizei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 042 5,9 0,7 9,8 –
Rechtsschutz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 05 4,0 0,8 6,5 –

Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung,
kulturelle Angelegenheiten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 31,8 1,8 43,9 22,7

Schulen und vorschulische Bildung . . . . . . . . . . . . 111, 121 – 129 24,2 – 34,1 16,8

Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeaufgaben,
Wiedergutmachung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 3,8 0,6 2,2 10,0

Gesundheit, Sport, Erholung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 2,2 0,9 0,9 6,1

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und
kommunale Gemeinschaftsdienste . . . . . . . . . . . . 4 3,4 0,0 0,8 11,9

Abwasserbeseitigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 432 0,2 0,0 – 0,9

Wirtschaftsförderung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 und 6 1,1 0,4 1,4 0,9

Verkehrs- und Nachrichtenwesen . . . . . . . . . . . . . . . . 7 1,8 3,8 1,2 2,0

Straßen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 711, 72 1,1 – 1,1 1,9

Wirtschaftsunternehmen, Allgemeines Grund-
und Kapitalvermögen, Sondervermögen . . . . . . . 8 0,8 0,1 0,9 1,1

Allgemeine Finanzwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 19,9 25,0 21,9 11,7

 6) Darüber hinaus sind in der „Politischen Führung“ auch die Aufwendungen für den Bundestag, die Landtage sowie Kommunalparlamente, die jedoch statistisch nicht gesondert auszuglie-
dern sind, enthalten.
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bezüge, sind nicht in den vorstehend erwähnten Personal-
ausgaben für die einzelnen Aufgabenbereiche enthalten, 
sondern werden zentral unter dem Aufgabenbereich „Allge-
meine Finanzwirtschaft“ nachgewiesen.

Ländervergleich

Bevor die Ergebnisse der einzelnen Länder analysiert wer-
den, wird zunächst auf die methodischen Besonderheiten 
eines Ländervergleichs eingegangen.

Sinnvoll ist ein Ländervergleich nur in der Zusammenfas-
sung Land einschließlich Gemeinden/Gv. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass durch die Unterschiede in der Auf-
gabenverteilung zwischen dem Land und seinen Gemeinden 
in den einzelnen Bundesländern bedingte Vergleichsstörun-
gen ausgeschaltet sind. Derartige Unterschiede treten bei-
spielsweise im Bereich „Straßen“ auf. In Nordrhein-West-
falen ist für den Bau und die Unterhaltung von Straßen die 
kommunale Ebene, nämlich die Landschaftsverbände West-
falen-Lippe und Rheinland, zuständig, in den anderen Län-
dern das Land. Ein weiteres Beispiel für die Unterschiede in 
der Aufgabenverteilung ergibt sich beim Vergleich der Flä-
chenländer mit den Stadtstaaten. Die Stadtstaaten erfül-
len Landes- wie auch kommunale Aufgaben und tätigen ent-
sprechende Ausgaben. Da deren Ausgaben statistisch nicht 
getrennt nach der Ebene Land und der Ebene Gemeinde 
nachgewiesen werden können, sind Vergleiche mit den Flä-
chenländern nur auf Basis der Zusammenfassung beider 
Ebenen aussagekräftig. In der nebenstehenden Tabelle 10 
sind die Personalausgaben des jeweiligen Landes daher 
einschließlich seiner Gemeinden und Gemeindeverbände 
dargestellt.

In den letzten Jahren sind zunehmend Einrichtungen 
durch Umstellung des Rechnungswesens auf kaufmänni-
sche Buchführung aus den kameral buchenden Kernhaus-
halten ausgegliedert worden. Da derartige Ausgliederun-
gen in den einzelnen Bundesländern in unterschiedlichem 
Umfang durchgeführt wurden, beeinträchtigen sie den Ver-
gleich zwischen den Bundesländern. Deutlich wird dies 
beispielsweise beim Aufgabenbereich „Abwasserbesei-
tigung“, für den in der Regel die Gemeinden zuständig 
sind. Die entsprechenden Einrichtungen sind in einigen 
Ländern (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) 
schon seit längerem fast vollständig ausgegliedert, in ande-
ren Ländern nur teilweise oder gar nicht. In Tabelle 10 sind 
daher für die genannten Länder nur geringe bzw. gar keine 
(kommunalen) Ausgaben im Vergleich zu den anderen Län-
dern nachgewiesen. Vergleichbare Ergebnisse liefert in die-
sen Fällen deshalb erst die Zusammenfassung der Werte 
der kaufmännisch und kameral buchenden Einheiten. Das 
nachfolgende Beispiel verdeutlicht dies anhand eines einzi-
gen Verwendungszwecks.

Die Ausgliederung von Hochschulen aus den Landeshaus-
halten beeinträchtigt ebenfalls den Ländervergleich. Auch 
hier sind sinnvolle Aussagen im Ländervergleich nur durch 
die Zusammenfassung der öffentlichen Kernhaushalte mit 
den ausgegliederten Einheiten möglich. Die Voraussetzung 
zur statistischen Erfassung der ausgegliederten Einheiten 
hat der Gesetzgeber mit der Novelle des Finanz- und Per-
sonalstatistikgesetzes7) geschaffen. Danach sind alle aus 
den Kernhaushalten ausgegliederten staatlichen und kom-
munalen Fonds, Einrichtungen und wirtschaftlichen Unter-
nehmen im Rahmen der so genannten Jahresabschlusssta-
tistik öffentlicher Unternehmen zu erfassen.8) Damit ist es 
möglich, die betreffenden ausgegliederten Einheiten in die 
finanzstatistische Darstellung zu integrieren und die durch 
Ausgliederungen bedingten Vergleichsstörungen zu besei-
tigen. Allerdings erlaubt die Datenlage zurzeit noch keine 
zeitnahe Integration, da die Ergebnisse dieser Fonds, Ein-
richtungen und wirtschaftlichen Unternehmen später vorlie-
gen als die Rechnungsergebnisse der kameral buchenden 
öffentlichen Haushalte. Durch eine zeitnähere Erfassung 
der Daten ab 2005 wird die Integration aktueller erfolgen 
können.

Die Unterschiede bei der Aufgabenerfüllung, durch das 
Land bzw. die Kommune einerseits und durch Private ande-
rerseits, beeinflussen auch Höhe und Entwicklung der Per-
sonalausgaben. Im erstgenannten Fall fließen die betreffen-
den Aufwendungen in die öffentlichen Personalausgaben 
ein; im letztgenannten erhalten die Privaten Zuschüsse, 
weil sie dem Staat obliegende Aufgaben erfüllen. Aus die-
sem Sachverhalt heraus erklären sich zum Beispiel die ver-
gleichsweise geringeren Personalausgaben Bayerns für 
Schulen. Im Bundesdurchschnitt betrug der Anteil der Pri-
vatschulen an den Schulen insgesamt im Schuljahr 2001/
2002 5,8%, in Bayern war er dagegen mit 10,5% fast dop-
pelt so hoch. Demzufolge weist Bayern in diesem Bereich 
auf der einen Seite entsprechend niedrigere Personalausga-
ben auf als die Länder, die dem Bildungsauftrag unmittelbar 
selbst nachkommen, andererseits werden in Bayern höhere 
Zuschüsse an diesen Aufgabenbereich gezahlt.

Darauf hinzuweisen ist, dass eine funktionale Benchmar-
king-Analyse umso eher zu verzerrten Ergebnissen führt, 
je tiefer gegliederte Daten dabei herangezogen werden. 
So ergaben entsprechende Untersuchungen, dass beson-
ders auf der Dreistellerebene des Funktionenplans die 

 7) Gesetz über die Statistiken der öffentlichen Finanzen und des Personals im öffentlichen Dienst (Finanz- und Personalstatistikgesetz – FPStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. März 2000 (BGBl. I S. 206).

 8) Präziser formuliert spricht der Gesetzgeber von der Erfassung staatlicher und kommunaler Fonds, Einrichtungen und wirtschaftlicher Unternehmen, für die Sonderrechnungen geführt oder 
die in rechtlich selbstständiger Form betrieben werden. Einrichtungen in rechtlich selbstständiger Form [z. B. Aktiengesellschaft (AG) oder Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)] 
sollen nur berücksichtigt werden, wenn Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände oder Zweckverbände und andere juristische Personen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit mit 
mehr als 50% des Nennkapitals oder Stimmrechts unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind.

Personalausgaben für Abwasserbeseitigung 20001)
Mill. EUR

Land
Öffentliche
Haushalte

Öffentliche
Unternehmen

Zusammen

Hessen . . . . . . . . . . 30 55 85
Rheinland-Pfalz . . 2 126 128
__________

1) Die letzten aktuellen Ergebnisse der Jahresabschlussstatistik öffentlicher
Unternehmen liegen für das Jahr 2000 vor.
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Tabelle 10: Personalausgaben der einzelnen Bundesländer1) nach Aufgabenbereichen 2001

Personalausgaben

Aufgabenbereich Mill.
EUR

%
Mill.
EUR

%
Mill.
EUR

%
Mill.
EUR

%
Mill.
EUR

%
Mill.
EUR

%
Mill.
EUR

%
Mill.
EUR

%
Mill.
EUR

%

Länder
zusammen

Baden-
Württemberg

Bayern Brandenburg Hessen
Mecklenburg-
Vorpommern

Nieder-
sachsen

Nordrhein-
Westfalen

Rheinland-
Pfalz

Allgemeine Dienste . . . . . . 38 863 28,8 4 502 25,5 5 243 26,8 1 437 36,4 2 902 29,5 1 001 35,2 3 534 29,4 7 825 26,9 1 772 27,1

Politische Führung und
zentrale Verwaltung . . . . 19 187 14,2 2 351 13,3 2 677 13,7 755 19,1 1 459 14,8 545 19,1 1 791 14,9 3 624 12,5 933 14,3

Politische Führung . . . . . . . 4 083 3,0 407 2,3 490 2,5 217 5,5 286 2,9 150 5,3 311 2,6 635 2,2 227 3,5

Öffentliche Sicherheit
und Ordnung . . . . . . . . . . . 13 480 10,0 1 497 8,5 1 748 8,9 491 12,5 944 9,6 329 11,6 1 159 9,7 2 741 9,4 556 8,5

Polizei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 340 6,9 1 107 6,3 1 296 6,6 322 8,2 647 6,6 218 7,7 794 6,6 1 719 5,9 392 6,0

Rechtsschutz . . . . . . . . . . . . 6 191 4,6 652 3,7 817 4,2 191 4,8 500 5,1 126 4,4 582 4,8 1 460 5,0 282 4,3

Bildungswesen,
Wissenschaft,
Forschung, kulturelle
Angelegenheiten . . . . . . . 50 765 37,7 7 121 40,3 7 113 36,3 1 545 39,2 3 116 31,7 1 338 47,0 4 017 33,5 10 972 37,8 2 410 36,8

Schulen und vorschulische
Bildung . . . . . . . . . . . . . . . . 39 131 29,0 5 192 29,4 5 152 26,3 1 316 33,4 2 809 28,6 997 35,0 3 748 31,2 8 165 28,1 1 846 28,2

Soziale Sicherung, soziale
Kriegsfolgeaufgaben,
Wiedergutmachung . . . . 6 018 4,5 542 3,0 569 2,9 171 4,3 435 4,4 121 4,3 561 4,7 1 321 4,5 234 3,6

Gesundheit, Sport,
Erholung . . . . . . . . . . . . . . . 3 266 2,4 352 2,0 362 1,9 125 3,2 185 1,9 75 2,6 301 2,5 751 2,6 118 1,8

Wohnungswesen, Städte-
bau, Raumordnung
und kommunale
Gemeinschaftsdienste . 5 424 4,0 786 4,5 893 4,6 163 4,1 441 4,5 97 3,4 511 4,3 1 238 4,3 229 3,5

Abwasserbeseitigung . . . . 361 0,3 47 0,3 92 0,5 2 0,1 30 0,3 1 0,0 53 0,4 108 0,4 2 0,0

Wirtschaftsförderung . . . . . 1 685 1,3 239 1,4 413 2,1 84 2,1 182 1,9 46 1,6 152 1,3 90 0,3 113 1,7

Verkehrs- und
Nachrichtenwesen . . . . . 1 936 1,4 218 1,2 420 2,1 109 2,8 119 1,2 59 2,1 274 2,3 164 0,6 124 1,9

Straßen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 820 1,4 212 1,2 420 2,1 109 2,8 118 1,2 59 2,1 245 2,0 163 0,6 123 1,9

Wirtschaftsunternehmen,
Allgemeines Grund-
und Kapitalvermögen,
Sondervermögen . . . . . . . 1 320 1,0 276 1,6 127 0,6 105 2,7 174 1,8 64 2,2 92 0,8 106 0,4 114 1,7

Allgemeine
Finanzwirtschaft . . . . . . . 25 458 18,9 3 615 20,5 4 443 22,7 205 5,2 2 286 23,2 47 1,7 2 559 21,3 6 580 22,7 1 429 21,8

Saarland Sachsen
Sachsen-

Anhalt
Schleswig-

Holstein
Thüringen Berlin Bremen Hamburg

Allgemeine Dienste . . . . . . 518 28,6 2 167 34,7 1 470 33,4 1 260 28,8 1 187 32,1 2 603 32,6 403 26,8 1 038 31,7

Politische Führung und
zentrale Verwaltung . . . . 276 15,2 1 148 18,4 789 17,9 636 14,5 677 18,3 949 11,9 178 11,9 399 12,2

Politische Führung . . . . . . . 101 5,6 235 3,8 210 4,8 172 3,9 177 4,8 314 3,9 92 6,1 58 1,8

Öffentliche Sicherheit
und Ordnung . . . . . . . . . . . 161 8,9 731 11,7 505 11,5 425 9,7 356 9,6 1 221 15,3 168 11,2 447 13,7

Polizei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 114 6,3 468 7,5 350 8,0 279 6,4 241 6,5 950 11,9 123 8,2 320 9,8

Rechtsschutz . . . . . . . . . . . . 81 4,5 288 4,6 178 4,0 198 4,5 154 4,2 432 5,4 57 3,8 192 5,9

Bildungswesen,
Wissenschaft,
Forschung, kulturelle
Angelegenheiten . . . . . . . 601 33,2 2 995 48,0 2 107 47,9 1 518 34,7 1 843 49,9 2 607 32,6 579 38,6 883 27,0

Schulen und vorschulische
Bildung . . . . . . . . . . . . . . . . 444 24,5 2 195 35,2 1 671 38,0 1 206 27,6 1 445 39,1 1 722 21,5 368 24,5 856 26,2

Soziale Sicherung, soziale
Kriegsfolgeaufgaben,
Wiedergutmachung . . . . 74 4,1 248 4,0 192 4,4 187 4,3 136 3,7 1 032 12,9 62 4,1 136 4,2

Gesundheit, Sport,
Erholung . . . . . . . . . . . . . . . 32 1,8 206 3,3 169 3,8 106 2,4 135 3,7 252 3,2 31 2,1 66 2,0

Wohnungswesen, Städte-
bau, Raumordnung
und kommunale
Gemeinschaftsdienste . 87 4,8 293 4,7 195 4,4 151 3,5 148 4,0 130 1,6 15 1,0 45 1,4

Abwasserbeseitigung . . . . – 0,0 2 0,0 1 0,0 23 0,5 – 0,0 – – – – – –

Wirtschaftsförderung . . . . . 20 1,1 106 1,7 75 1,7 64 1,5 55 1,5 28 0,4 1 0,1 21 0,6

Verkehrs- und
Nachrichtenwesen . . . . . 18 1,0 74 1,2 76 1,7 93 2,1 44 1,2 30 0,4 15 1,0 99 3,0

Straßen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18 1,0 74 1,2 76 1,7 92 2,1 44 1,2 30 0,4 14 0,9 24 0,7

Wirtschaftsunternehmen,
Allgemeines Grund-
und Kapitalvermögen,
Sondervermögen . . . . . . . 8 0,4 67 1,1 51 1,2 21 0,5 68 1,8 10 0,1 24 1,6 13 0,4

Allgemeine
Finanzwirtschaft . . . . . . . 453 25,0 87 1,4 62 1,4 974 22,3 77 2,1 1 301 16,3 371 24,7 970 29,7

1) Land einschl. Gemeinden/Gv.
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Bundesländer den gleichen Finanzvorfall zum Teil unter-
schiedlichen Aufgabenbereichen zuordnen und daher die 
Vergleichbarkeit der Daten beeinträchtigt ist.

Die Analyse der Daten ist daher in diesem Beitrag im 
Wesentlichen auf die Hauptaufgabenbereiche beschränkt. 
Sie ergibt für 2001 folgendes Bild:

Der Bereich „Allgemeine Dienste“ hat bei den Ländern zu-
sammen einen Anteil von 28,8% an den Personalausgaben. 
Dabei liegen die westlichen Flächenländer (außer Hessen 
und Niedersachsen) im bzw. unter diesem Durchschnitt. Die 
Stadtstaaten Berlin und Hamburg weisen über dem Durch-
schnitt aller Länder liegende Anteile auf, in Bremen liegt 
der Anteil mit 26,8% darunter. In den neuen Bundeslän-
dern liegt der Anteil der Personalausgaben des Aufgaben-
bereichs „Allgemeine Dienste“ deutlich höher, am höchsten 
in Brandenburg mit 36,4%. 

Die Unterschiede zwischen den Bundesländern beim Auf-
gabenbereich „Bildung, Wissenschaft, Forschung, kulturelle 
Angelegenheiten“ resultieren insbesondere daraus, ob die 
Hochschulen aus den Haushalten ausgegliedert sind oder 
nicht. In Hamburg beispielsweise sind die Hochschulen 
außerhalb des Haushalts nachgewiesen. Dementsprechend 
ist der Personalausgabenanteil an den gesamten Personal-
ausgaben mit 27,0% niedriger als in Berlin (32,6%), das die 
Hochschulen (statistisch) noch im Haushalt nachweist. Das 
Gleiche gilt für Baden-Württemberg (Hochschulen noch im 
Haushalt, Anteil: 40,3%) und Niedersachsen (Hochschu-
len außerhalb des Haushaltes, Anteil: 33,5%). Unter den 
neuen Ländern hat nur Brandenburg in größerem Umfang 
seine Hochschulen ausgegliedert, weshalb der Personal-
ausgabenanteil des Aufgabenbereichs „Bildungswesen, 
Wissenschaft, Forschung, kulturelle Angelegenheiten“ hier 
mit 39,2% geringer ist als in den übrigen neuen Ländern, 
die Werte von deutlich über 45% aufweisen.

Im Bereich „Soziale Sicherung“ existieren kaum Unter-
schiede. Hier liegen die Personalausgabenanteile fast auf 
gleichem Niveau. Lediglich in Baden-Württemberg (3,0%), 
Bayern (2,9%), Rheinland-Pfalz (3,6%) und Thüringen 
(3,7%) befinden sie sich deutlich unter dem Durchschnitt 
aller Länder in Höhe von 4,5%, in Berlin (12,9%) deutlich 
darüber. Der hohe Anteil Berlins ist im Wesentlichen syste-
matisch bedingt, da sich die Ausgaben für Kindergärten im 
Berliner Haushalt nicht ausgliedern lassen und deshalb im 
Bereich „Soziale Sicherung“ (Funktion 238 „Einrichtungen 
der Jugendhilfe des öffentlichen Bereichs“) verbucht sind, 
in den übrigen Länderhaushalten dagegen zum Bereich 
„Bildung“ (Funktion 126 „Kindergärten“ unter der Ober-
funktion 12 „Schulen und vorschulische Bildung“) zählen. 
Im „Wohnungswesen“ sind keine größeren Unterschiede 
zwischen den Bundesländern festzustellen. Die Personal-
ausgabenanteile differieren nur zwischen den Flächenlän-
dern einerseits und den Stadtstaaten andererseits.

Der Aufgabenbereich „Allgemeine Finanzwirtschaft“ wird 
wesentlich bestimmt durch die Versorgungsausgaben. Hier 
sind die entsprechenden Anteile in den alten Bundeslän-
dern sehr viel höher als in den neuen Bundesländern, in 

denen Versorgungsempfänger/-innen und Hinterbliebene 
bislang noch kaum vorhanden sind.

Die übrigen Aufgabenbereiche spielen mit Anteilen unter 
3% keine große finanzwirtschaftliche Bedeutung. 
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Im Februar 2004 gab es im Vorjahresvergleich auf den ver-
schiedenen Wirtschaftsstufen gegenläufige Preisentwick-
lungen. Der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Pro-
dukte ging um 0,1% zurück (Januar 2004: + 0,2%) und 
lag somit erstmals seit September 2002 wieder unter dem 
entsprechenden Vorjahresniveau. Die Großhandelsver-
kaufspreise erhöhten sich leicht um 0,1% (Januar 2004: 
+ 0,4%). Die Einzelhandelspreise sanken um 0,1% (Januar 
2004: + 0,3%), und die Verbraucherpreise stiegen um 0,9% 
(Januar 2004: + 1,2%).

Im Vormonatsvergleich erhöhten sich die industriellen Er-
zeugerpreise leicht um 0,1% (Januar 2004: – 0,2%). Die 
Großhandelsverkaufspreise stiegen in diesem Zeitraum um 
0,3% (Januar 2004: + 0,5%). Der Index der Einzelhandels-
preise sank leicht um 0,1% (Januar 2004: + 0,1%), und der 
Verbraucherpreisindex lag um 0,2% (Januar 2004: + 0,1%)
über dem Niveau des Vormonats.

Im Februar 2004 wirkte sich vor allem die Preisentwicklung 
für Mineralölerzeugnisse dämpfend auf die Entwicklung des 
Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte aus, diese 
verbilligten sich gegenüber Februar 2003 um durchschnitt-
lich 9,4%. Besonders stark war der Preisverfall bei leichtem 
Heizöl (– 23,1%), schwerem Heizöl (– 27,1%) und Flüssig-
gas (– 18,5%). Die Preise für Kraftstoffe gingen im Vorjahres-
vergleich um 6,5% zurück (darunter Benzin – 5,3%, Diesel 
– 8,1%). Ohne Mineralölerzeugnisse ist der Erzeugerpreis-
index gegenüber Februar 2003 um 0,4% gestiegen. Im 
Index der Großhandelsverkaufspreise waren die Preise für 
Mineralölerzeugnisse ebenfalls rückläufig (– 1,2% im Ver-
gleich zum Vormonat, – 7,3% zum Vorjahresmonat) und 
hatte einen dämpfenden Einfluss. Der Gesamtindex ohne 
Mineralölerzeugnisse erhöhte sich im Februar 2004 gegen-

über dem Vorjahreszeitraum um 1,2%, gegenüber Januar 
2004 um 0,4%. Auch im Verbraucherpreisindex schwächte 
der Rückgang der Preise für leichtes Heizöl (– 19,8%) und 
Kraftstoffe (– 5,5%) den Preisanstieg des Gesamtindex im 
Jahresvergleich ab. Ohne Heizöl und Kraftstoffe lag die Teue-
rungsrate im Februar 2004 bei 1,2%. Im Vormonatsvergleich 
gingen die Heizölpreise um 6,5% zurück, Kraftstoffe koste-
ten geringfügig mehr als im Januar (+ 0,5%).

Die niedrigen aktuellen Teuerungsraten erklären sich durch 
das hohe Preisniveau des Vorjahres, denn im ersten Vier-
teljahr 2003 hatten sich die Mineralölpreise angesichts des 
drohenden Krieges im Irak deutlich erhöht (Basiseffekt).

Dipl.-Kauffrau Gudrun Eckert

Preise im Februar 2004

Veränderungen
Februar 2004

gegenüber
Januar
2004

Februar
2003

%

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,1 – 0,1
ohne Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 + 0,4
Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,9 – 9,4

Index der Großhandelsverkaufspreise
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,3 + 0,1
ohne Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,4 + 1,2
Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 1,2 – 7,3
ohne Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,3 + 0,4
Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,5 – 5,9

Index der Einzelhandelspreise . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,1 – 0,1

Verbraucherpreisindex
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 + 0,9
ohne Heizöl und Kraftstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 + 1,2
Heizöl und Kraftstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,7 – 8,0
ohne Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 + 1,1
Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 2,4 – 5,5
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Der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte lag 
im Februar 2004 um 0,1% niedriger als im Vorjahr. Die Jah-
resveränderungsrate hatte im Januar 2004 noch bei + 0,2% 
und im Dezember 2003 bei + 1,8% gelegen. Im Vergleich 
zum Vormonat ist der Index im Februar 2004 um 0,1% 
gestiegen.

Im Jahresvergleich stiegen die Preise für elektrischen Strom 
weiter an und lagen um 5,5% höher als im Februar 2003.

Die Preisindizes für Investitionsgüter und Konsumgüter la-
gen geringfügig über dem Vorjahresniveau (jeweils + 0,1%). 
Auch Vorleistungsgüter waren um durchschnittlich 0,1% teu-
rer als im Februar 2003, wobei die kurzfristige Preisentwick-
lung bei einigen Walzstahlerzeugnissen bemerkenswert ist. 
So verteuerten sich Betonstahl gegenüber dem Januar 2004 
um 19,6% und Walzdraht um 8,0%. Ursache dafür sind 
stark gestiegene Weltmarktpreise für die wichtigsten Roh-
stoffe wie Kokskohle, Eisenerze und Stahlschrott.

Überdurchschnittliche Preiserhöhungen im Jahresvergleich 
gab es im Februar 2004 bei folgenden Gütern: Betonstahl 
(+ 21,3%), Kupfer und Kupferhalbzeug (+ 17,4%), Futtermit-
tel für Nutztiere (+ 14,6%), Steinkohle und Steinkohlenbri-
ketts (+ 14,3%), metallische Sekundärrohstoffe (+ 9,6%), 
Polyvinylchlorid (+ 7,6%), Düngemittel und Stickstoffver-
bindungen (+ 6,2%), Teigwaren (+ 5,6%) sowie nichtmetal-
lische Sekundärrohstoffe (+ 5,1%).

Billiger als vor Jahresfrist waren im Februar 2004 unter an-
derem: Flachglas (– 11,6%), Datenverarbeitungsgeräte und 
-einrichtungen (– 10,3%), nachrichtentechnische Geräte 
und Einrichtungen (– 7,5%), Zeitungs druckpapier (– 7,0%), 
anorganische Grundstoffe und Chemikalien (– 6,4%), Leder 
(– 5,3%), grafische Papiere und Pappen (– 5,2%) sowie 
elektronische Bauelemente (– 4,8%).

Der Index der Großhandelsverkaufspreise lag im Februar 
2004 um 0,1% über dem Niveau vom Februar 2003. In den 
Vormonaten hatten die Jahresveränderungsraten + 1,3% 
(Dezember 2003) bzw. + 0,4% (Januar 2004) betragen. Im 
Vergleich zum Januar 2004 stieg der Index der Großhandels-
verkaufspreise um 0,3%. 

Binnen Monatsfrist erhöhten sich vor allem die Preise für 
Tomaten (+ 10,7%), lebende Schweine (+ 10,2%), Rohkaf-
fee (+ 7,8%), Schweinefleisch (+ 6,9%) sowie für Bananen 
(+ 4,7%). Dagegen verbilligten sich frische Eier (– 6,6%) und 
Zitrusfrüchte (– 5,1%).

Starke Preissteigerungen gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahresmonat gab es im Februar 2004 u. a. bei Getreide 
(+ 38,2%), Kartoffeln (+ 34,0%), Abfällen und Schrott aus 
Eisen und Stahl (+ 22,8%), frischen Eiern (+ 22,7%), Roh-
kupfer (+ 15,7%), Futtermitteln (+ 12,2%) sowie bei Toma-
ten (+ 12,0%). Dagegen waren u. a. mittelschweres und 
schweres Heizöl (– 31,5%), Fische und Fischerzeugnisse 
(– 19,2%), leichtes Heizöl (– 17,1%), Rohkaffee (– 10,0%) 
und Bananen (– 7,6%) billiger als vor einem Jahr.

Ausgewählte Preisindizes

Erzeuger-
preise

gewerblicher
Produkte1)

Großhandels-
verkaufs-
preise1)

Einzel-
handels-
preise2)

Verbraucher-
preis-
index

Jahr
Monat

2000 = 100 1995 = 100 2000 = 100

1998 D . . . . . . 98,0 99,5 99,7 98,0
1999 D . . . . . . 97,0 98,6 99,9 98,6
2000 D . . . . . . 100,0 104,0 100,0 100,0
2001 D . . . . . . 103,0 105,8 101,1 102,0
2002 D . . . . . . 102,4 105,7 101,8 103,4

2003 Jan. . . . . 103,8 106,7 101,9 104,0
Febr. . . 104,2 107,3 102,2 104,5
März . . 104,4 107,9 102,3 104,6
April . . . 104,2 106,7 102,1 104,3
Mai . . . . 103,9 105,8 102,0 104,1
Juni . . . . 103,9 105,8 102,1 104,4
Juli . . . . 104,1 105,6 101,9 104,6
Aug. . . . 104,1 106,0 101,7 104,6
Sept. . . 104,2 106,7 102,0 104,5
Okt. . . . 104,2 106,8 102,1 104,5
Nov. . . . 104,2 106,7 102,1 104,3
Dez. . . . 104,2 106,6 102,1 105,1

2004 Jan. . . . . 104,0 107,1 102,2 r 105,2
Febr. . . . 104,1 107,4 102,1 105,4

Veränderungen gegenüber dem jeweiligen Vormonat in %

2003 Jan. . . . . +  1,4 + 1,4 +  0,5 –
Febr. . . +  0,4 +  0,6 +  0,3 +  0,5

März . . +  0,2 +  0,6 +  0,1 +  0,1

April . . . –  0,2 –  1,1 – 0,2 –  0,3

Mai . . . . –  0,3 – 0,8 –  0,1 –  0,2

Juni . . . . – – +  0,1 + 0,3

Juli . . . . +  0,2 –  0,2 – 0,2 + 0,2

Aug. . . . – +  0,4 – 0,2 –
Sept. . . +  0,1 +  0,7 +  0,3 –  0,1

Okt. . . . – +  0,1 +  0,1 –
Nov. . . . – –  0,1 – –  0,2

Dez. . . . – –  0,1 – +  0,8

2004 Jan. . . . . –  0,2 +  0,5 + 0,1r +  0,1

Febr. . . . +  0,1 +  0,3 –  0,1 +  0,2

Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in %

1998 D . . . . . . –  0,4 –  2,0 +  0,4 +  0,9

1999 D . . . . . . –  1,0 –  0,9 +  0,2 +  0,6

2000 D . . . . . . +  3,1 +  5,5 +  0,1 +  1,4

2001 D . . . . . . +  3,0 +  1,7 +  1,1 +  2,0

2002 D . . . . . . –  0,6 –  0,1 +  0,7 +  1,4

2003 Jan. . . . . +  1,5 +  1,2 –  0,4 +  1,1

Febr. . . +  1,9 +  1,6 – +  1,3

März . . +  1,7 +  1,3 – +  1,2

April . . . +  1,7 +  0,3 –  0,2 +  1,0

Mai . . . . +  1,4 –  0,2 –  0,1 +  0,7

Juni . . . . +  1,4 +  0,5 + 0,3 +  1,0

Juli . . . . +  1,9 +  0,4 +  0,3 +  0,9

Aug. . . . +  2,0 +  0,8 +  0,4 +  1,1

Sept. . . +  2,0 +  0,6 +  0,5 +  1,1

Okt. . . . +  1,7 +  0,8 +  0,7 +  1,2

Nov. . . . +  2,0 +  1,5 +  0,8 +  1,3

Dez. . . . +  1,8 +  1,3 +  0,7 +  1,1

2004 Jan. . . . . +  0,2 +  0,4 +  0,3 r +  1,2

Febr. . . . –  0,1 +  0,1 –  0,1 +  0,9

1) Ohne Umsatzsteuer. – 2) Einschl. Umsatzsteuer; einschl. Kraftfahrzeug-
handel und Tankstellen.

Veränderungen
Februar 2004

gegenüber
Januar
2004

Februar
2003

%
Großhandel mit

landwirtschaftlichen Grundstoffen und lebenden
Tieren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,2 + 3,6

Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren . . . + 0,5 + 1,4
Gebrauchs- und Verbrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . . + 0,1 – 0,7
Rohstoffen, Halbwaren, Altmaterial und

Reststoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,3 – 0,7
Maschinen, Ausrüstungen und Zubehör . . . . . . . . . – – 1,0

Sonstiger Großhandel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 + 0,6
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Für die gewerblichen Erzeugerpreise sowie für die Großhan-
delsverkaufspreise ergaben sich in Deutschland folgende 
größere Veränderungen gegenüber dem Vormonat bzw. dem 
entsprechenden Vorjahresmonat:

Der Index der Einzelhandelspreise sank im Februar 2004 
im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 0,1%. Im Dezember 
2003 hatte die Jahresteuerungsrate + 0,7%, im Januar 2004 
+ 0,3% betragen. Im Februar 2004 lag der Index um 0,1% 
unter dem Niveau des Vormonats.

Der Verbraucherpreisindex für Deutschland ist im Feb-
ruar 2004 gegenüber Februar 2003 um 0,9% gestiegen. Im 
Januar 2004 hatte die Jahresveränderungsrate bei + 1,2% 
und im Dezember 2003 bei + 1,1% gelegen. Im Vergleich 
zum Januar 2004 ergibt sich eine Erhöhung um 0,2%.

Der Preisanstieg im Vormonatsvergleich ist primär auf eine 
Verteuerung der Pauschalreisen (+ 10,3%) und Beherber-
gungsdienstleistungen (+ 2,7%) zurückzuführen. Im Ver-
gleich zum Februar 2003 wurden Pauschalreisen hingegen 
etwas günstiger (– 1,9%), Beherbergungsdienstleistungen 
verteuerten sich unwesentlich (+ 0,4%).

Die Preise für Nahrungsmittel stiegen im Februar 2004 
gegenüber Februar 2003 unterdurchschnittlich (+ 0,5%). 

Zur Erhöhung beigetragen haben Bienenhonig (+ 15,9%) 
und Süßwaren (darunter Vollmilchschokolade: + 3,7%) 
sowie Obst (+ 1,5%). Im Vergleich zum Januar 2004 verbil-
ligten sich Nahrungsmittel um 0,5%, wobei in erster Linie 
Gemüse günstiger wurde (– 3,3%, darunter: Eisbergsalat 
– 37,9%, Tomaten – 11,7%).

Veränderungen
Februar 2004

gegenüber
Januar
2004

Februar
2003

%
Erzeugerpreise gewerblicher Produkte

Betonstahl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 19,6 + 21,3

Kupfer und Kupferhalbzeug . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 5,7 + 17,4

Futtermittel für Nutztiere . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 2,2 + 14,6

Steinkohle und Steinkohlenbriketts . . . . . . . . . . + 4,9 + 14,3

Metallische Sekundärrohstoffe . . . . . . . . . . . . . . . + 5,8 + 9,6

Polyvinylchlorid . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 2,2 + 7,6

Düngemittel und Stickstoffverbindungen . . . . . – 2,0 + 6,2

Teigwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 2,1 + 5,6

Elektrischer Strom . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,0 + 5,5

Nichtmetallische Sekundärrohstoffe . . . . . . . . . . + 11,9 + 5,1

Elektronische Bauelemente . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,7 – 4,8

Grafische Papiere und Pappen . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,1 – 5,2

Motorenbenzin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,6 – 5,3

Leder . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 1,2 – 5,3

Anorganische Grundstoffe und Chemikalien . . – 1,1 – 6,4

Zeitungsdruckpapier . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – – 7,0

Nachrichtentechnische Geräte und
Einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 2,1 – 7,5

Dieselkraftstoff . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,8 – 8,1

Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtungen – 4,2 – 10,3

Flachglas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,8 – 11,6

Flüssiggas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 1,6 – 18,5

Leichtes Heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 5,8 – 23,1

Schweres Heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,6 – 27,1

Großhandelsverkaufspreise
Getreide . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,5 + 38,2
Kartoffeln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,4 + 34,0
Abfälle und Schrott aus Eisen und Stahl . . . . . . + 4,9 + 22,8
Frische Eier . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,6 + 22,7
Rohkupfer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,0 + 15,7
Futtermittel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,5 + 12,2
Tomaten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 10,7 + 12,0
Lebende Schweine . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 10,2 – 0,4
Schweinefleisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 6,9 – 1,9
Zitrusfrüchte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 5,1 – 6,2
Bananen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 4,7 – 7,6
Rohkaffee . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 7,8 – 10,0
Leichtes Heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,0 – 17,1
Fische und Fischerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,4 – 19,2
Mittelschweres und schweres Heizöl . . . . . . . . . – 5,7 – 31,5

Gesamtindex

Nahrungsmittel und
alkoholfreie Getränke

Alkoholische Getränke, Tabakwaren

Bekleidung und Schuhe

Wohnung, Wasser, Strom,
Gas und andere Brennstoffe

Einrichtungsgegenstände u. Ä. für den
Haushalt sowie deren Instandhaltung

Gesundheitspflege

Verkehr

Nachrichtenübermittlung

Freizeit, Unterhaltung und Kultur

Bildungswesen

Beherbergungs- und
Gaststättendienstleistungen

Andere Waren und Dienstleistungen

0,9

0,4

0,4

0,9

16,7

0,0

0,3

3,7

0,7

1,8

-1,4

-0,4

-1,2
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Schaubild 2

Ausgewählte Reihen
aus dem Verbraucherpreisindex für Deutschland

im Februar 2004
Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat in %

Verbraucherpreisindex für Deutschland
auf Basis 2000 = 100

Veränderungen
Februar 2004

gegenüber
Januar
2004

Februar
2003

%
Gesamtindex . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 + 0,9

Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke . . . . – 0,4 + 0,4
Alkoholische Getränke, Tabakwaren . . . . . . . . . . + 0,2 + 0,4
Bekleidung und Schuhe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,3 – 1,4
Wohnung, Wasser, Strom, Gas usw. . . . . . . . . . . – + 0,9
Einrichtungsgegenstände, Apparate, Geräte

und Ausrüstungen für den Haushalt u. Ä. . . . – 0,3 – 0,4
Gesundheitspflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – + 16,7
Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 –
Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,2 + 0,3
Freizeit, Unterhaltung und Kultur . . . . . . . . . . . . . . + 1,8 – 1,2
Bildungswesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,3 + 3,7
Beherbergungs- und

Gaststättendienstleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,7 + 0,7
Andere Waren und Dienstleistungen . . . . . . . . . . + 0,3 + 1,8
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Der für europäische Zwecke berechnete harmonisierte 
Verbraucherpreisindex für Deutschland hat sich im Feb-
ruar 2004 gegenüber Februar 2003 um 0,8% erhöht. In den 
Monaten Dezember 2003 und Januar 2004 lag die Jahres-
teuerung jeweils bei + 1,3%. Im Vergleich zum Vormonat 
stieg der Index um 0,1%. 

Der Warenkorb des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) 
für Deutschland wurde zum Januar 2004 mit den aktuellen Prei-
sen neu bewertet. Der HVPI ist somit auf die nunmehr für das Jahr 
2004 gültige, aktualisierte Basis umgestellt.

Der Harmonisierte Verbraucherpreisindex wird parallel zum natio-
nalen Verbraucherpreisindex (VPI) berechnet und für europäische 
Zwecke genutzt. Mit dem HVPI sollen zwischenstaatliche Inflati-
onsvergleiche in Europa durchgeführt und die Inflationsrate in der 
Eurozone gemessen werden. Neben der Messung des Maastricht-
Kriteriums „Preisstabilität“ ist dies vor allem für die laufende 
Geldpolitik der Europäischen Zentralbank von großer Bedeu-
tung. Die Einführung des Harmonisierten Verbraucherpreisindex 
erfolgte im Jahr 1997.1)

Der Harmonisierte Verbraucherpreisindex ist der Formel nach ein 
Kettenindex, während der für nationale Zwecke berechnete Ver-
braucherpreisindex des Statistischen Bundesamtes ein Festba-
sisindex ist. Bei einem Kettenindex werden die Warenkorbge-
wichte jährlich aktualisiert. Der Warenkorb des Kettenindex wird 
somit für jeweils ein Jahr konstant gehalten, während beim Fest-
basispreisindex diese Mengenkomponente über einen länge-
ren Zeitraum, in Deutschland jeweils für fünf Jahre, unverändert 
bleibt. Der Vorteil eines Kettenindex ist die höhere Aktualität 
der zugrunde liegenden Verbrauchsgewohnheiten. Nachteilig ist 
jedoch, dass der Kettenindex nicht nur Preiseffekte, sondern auch 
Mengeneffekte anzeigt, welche auf die Veränderung des Waren-
korbes zurückzuführen sind. Die Indexergebnisse sind daher nur 
im Vergleich zum Vormonat, nicht aber im Vergleich zum Vorjahr 
als reine Preisänderung zu interpretieren.

Für die Berechnung eines Kettenindex wäre es im Prinzip notwen-
dig, jährlich die aktuellen Verbrauchsgewohnheiten der Konsu-
menten zu erheben, um aus ihnen den Warenkorb abzuleiten. 
Bei einem Festbasisindex müssen die Verbrauchsgewohnhei-
ten dagegen nur in größeren Abständen erfasst werden. Für Län-
der, in denen national ein Festbasisindex berechnet wird [was auf 
etwa die Hälfte der Mitgliedsländer der Europäischen Union (EU) 
zutrifft], würde die zusätzliche Berechnung eines solchen Ket-
tenindex für EU-Zwecke einen erheblichen Mehraufwand bedeu-
ten. Um diesen Mehraufwand in Grenzen zu halten und dennoch 
die Vergleichbarkeit der Harmonisierten Verbraucherpreisindizes 
der verschiedenen Nationen zu gewährleisten, hat man sich auf 
einen Kompromiss geeinigt: Die Länder mit Festbasisindex brau-
chen den Warenkorb nicht jährlich völlig neu zu berechnen, son-
dern können die in der Basisperiode beobachteten Verbrauchs-
ausgaben anhand der Preisentwicklung fortschreiben. Das heißt 
die Warenkorbgewichte müssen zwar jährlich aktualisiert wer-
den, es reicht aber aus, wenn dies durch eine Neubewertung der 
Festbasisgewichte mit den aktuellen Preisen erfolgt – eine jähr-

liche Erhebung der Verbrauchsgewohnheiten ist nicht notwendig. 
Es handelt sich hierbei allerdings nur um eine formale Umrech-
nung, die keine Auswirkung auf das Ergebnis hat.

Unterschiede in den Ergebnissen zwischen dem nationalen und 
dem Harmonisierten Verbraucherpreisindex gibt es in anderen 
Bereichen; diese wurden in den letzten Jahren jedoch weitge-
hend angepasst.2)

Der Erfassungsbereich des HVPI ist mittlerweile wie beim natio-
nalen VPI auf die Gesamtheit der Konsumausgaben der privaten 
Haushalte ausgerichtet. Während bei der Einführung des HVPI 
einige Positionen noch gänzlich unberücksichtigt blieben (z. B. 
Dienstleistungen des Gesundheits- und Bildungswesens) oder 
nur teilweise erfasst waren (z. B. Wohnungsnebenkosten, medizi-
nische Geräte oder Bankdienstleistungen), sind diese Positionen 
mittlerweile in die Berechnung aufgenommen. Die Erfassungsbe-
reiche des deutschen VPI und des deutschen HVPI unterschei-
den sich im Wesentlichen noch durch die zusätzliche Einbezie-
hung des vom Eigentümer selbst genutzten Wohneigentums und 
der Kraftfahrzeugsteuer im deutschen VPI. Im Rahmen eines von 
Eurostat gestarteten Pilotprojektes ist man derzeit bemüht, die 
Ausgaben der Eigentümer im selbst genutzten Wohneigentum 
in die Berechnung des HVPI aufzunehmen.3) Dagegen gibt es 
momentan keine Überlegungen, die Kraftfahrzeugsteuer in den 
HVPI einzubeziehen.

Mit der größer werdenden Deckungsgleichheit der beiden Indizes 
näherten sich auch die Indexwerte sowie die Preisänderungsra-
ten an, wie der folgenden Tabelle zu entnehmen ist.

Seit 1999 beträgt der Unterschied in den jährlichen Ergebnis-
sen maximal 0,1 Prozentpunkte. Die anfänglich noch relativ gro-
ßen Differenzen waren also vor allem auf die damals sehr unter-
schiedlichen Erfassungsgrade zurückzuführen. Seit 1999 wirken 
sich die erwähnten Erfassungsunterschiede im Wesentlichen bei 
selbst genutztem Wohneigentum und der Kraftfahrzeugsteuer 
aus.

Aktualisiertes Wägungsschema beim Harmonisierten Verbraucherpreisindex

 1) Siehe Elbel, G.: „Zur Einführung Harmonisierter Verbraucherpreisindizes in Europa“ in WiSta 3/1997, S. 187 ff.
 2) Siehe hierzu auch Klees-Friedrich, P.: „Der Harmonisierte Verbraucherpreisindex – Inflationsmessung in Europa“, Vortrag auf dem 4. Workshop Wirtschaftsstatistik, Inflations-

messung in Deutschland und Europa, Daten – Methoden – Entwicklungen an der Humboldt-Universität zu Berlin im November 2002, http://ise.wiwi.hu-berlin.de/~sigbert/
wistat4/papers/klees.pdf.

 3) Siehe auch Dechent, J.: „Pilotprojekt zur statistischen Erfassung des selbst genutzten Wohneigentums“ in Sonderausgabe Wirtschaft und Statistik zum ISI-Weltkongress 2003,
S. 107 f.

Preisentwicklung seit 1997
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Nationaler
Verbraucherpreisindex

Harmonisierter
Verbraucherpreisindex

1997 + 1,9 + 1,5
1998 + 0,9 + 0,6
1999 + 0,6 + 0,6

2000 + 1,4 + 1,4
2001 + 2,0 + 1,9
2002 + 1,4 + 1,3
2003 + 1,1 + 1,0
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Der folgende Gastbeitrag befasst sich mit einem Bereich der 
amtlichen Statistik, über den in dieser Zeitschrift eher selten 
berichtet wird. Dabei handelt es sich bei den angesproche-
nen Erhebungen zum Teil um Uralt-Statistiken, die schon zu 
Zeiten des Kaiserlichen Statistischen Amtes im Zuge der Ver-
einheitlichung des Reichsrechts auf den Gebieten des Straf-
rechts und der Rechtspflege in das Arbeitsprogramm der 
amtlichen Statistik aufgenommen wurden. Insbesondere 
die Kriminalstatistiken dürften darüber hinaus auch für die 
breite Öffentlichkeit von großem Interesse sein. Sie gehö-
ren allerdings zu der kleinen Gruppe von Bundesstatistiken, 
mit deren Durchführung andere Bundesbehörden, in die-
sem Fall das Bundeskriminalamt, betraut sind. Ein weiterer 
Teil der in diesem Beitrag erörterten Erhebungen sind koor-
dinierte Landesstatistiken, die auf Beschlüsse der Justizmi-
nisterkonferenz zurückgehen und deren Programm in erster 
Linie von den Bedürfnissen der Justizverwaltungen der Län-
der bestimmt wird.

Die verteilten Zuständigkeiten für die Anordnung und Durch-
führung der dargestellten Statistiken sind sicher auch mit 
ein Grund dafür, dass die Statistiken aus wissenschaftlicher 
Sicht nur eingeschränkt vergleichbar sind und Lücken in 
inhaltlicher Hinsicht und in der regionalen Gliederungstiefe 
aufweisen. Auch die Möglichkeiten flexibler Aufbereitungen 
und Auswertungen oder verlaufsstatistischer Untersuchun-
gen werden dadurch erschwert, dass die Daten an unter-
schiedlichen Stellen vorgehalten werden. Um den Zugang 
der Wissenschaft zu statistischen Daten zu verbessern, ins-
besondere auch weitergehendere Nutzungsmöglichkei-

ten von Einzeldaten der amtlichen Statistik zu schaffen, wie 
sie die Kommission zur Verbesserung der informationellen 
Infrastruktur zwischen Wissenschaft und Statistik gefordert 
hatte, wurden von den Statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder inzwischen Forschungsdatenzentren eingerich-
tet. Auch der Statistische Beirat strebt mit seinen Vorschlä-
gen zu diesem Themenbereich an, den allgemeinen Nut-
zen der in den statistischen Ämtern vorliegenden Daten zu 
erhöhen und insbesondere den Zugang der Wissenschaft 
zu statistischen Daten zu verbessern. Eine unverzichtbare 
Voraussetzung ist allerdings immer, dass die statistische 
Geheimhaltung gewahrt bleibt, und das gilt für den hoch-
sensiblen Bereich der Kriminal- und Strafrechtspflegestatis-
tiken in ganz besonderem Maße.

Der folgende Beitrag ist in großen Teilen bereits in Band 108 
der Neuen Kriminologischen Schriftenreihe der Neuen Krimi-
nologischen Gesellschaft erschienen, herausgegeben vom 
Forum Verlag Godesberg GmbH, dem wir an dieser Stelle für 
die freundliche Genehmigung zum Nachdruck danken.

Einführung

In modernen Gesellschaften sind aktuelle1) und verläss-
liche Statistiken von hinreichender Aussagekraft unerläss-
liche Grundlage für staatliche Planung, Entscheidung, Orga-
nisation und Kontrolle. Neben der Aufgabe, Zahlenmaterial 
für Parlament, Regierung und Verwaltung zur Verfügung zu 
stellen, dienen amtliche Datensammlungen auch dazu, für 

Prof. Dr. Wolfgang Heinz, Fachbereich Rechtswissenschaft der Universität Konstanz

Soziale und kulturelle
Grundlagen der Kriminologie –
der Beitrag der Kriminalstatistik

 1) Bei Abschluss des Manuskriptes lagen die für diesen Beitrag ausgewerteten Kriminal- und Strafrechtspflegestatistiken vor für das Berichtsjahr 2001 (Polizeiliche Kriminalstatistik), für 2000 
(Strafverfolgungsstatistik) bzw. für 1999 (Staatsanwaltschafts-Statistik). Die Daten und Schaubilder sind deshalb auf unterschiedlichem Aktualitätsniveau.
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Öffentlichkeit und Wissenschaft relevantes Informations-
material zu liefern. Diese allgemeine Aufgabenbeschrei-
bung amtlicher Statistiken gilt auch für die Kriminalstatis-
tik. Ohne sie wären Gesetzgeber, (Justiz-)Verwaltungen, 
Polizei, Rechtspflege, Wissenschaft und Öffentlichkeit auf 
dem Gebiet der strafrechtlichen Sozialkontrolle blind und 
taub.2) Deshalb hat das Bundesverfassungsgericht in sei-
nem zweiten Urteil zum Schwangerschaftsabbruch nicht 
nur die bereits im Volkszählungsurteil gemachte Aussage 
bekräftigt, dass amtliche Statistiken „für eine am Sozial-
staatsprinzip orientierte staatliche Politik unentbehrliche 
Handlungsgrundlage“3) sind, sondern den Gesetzgeber 
von Verfassungs wegen sogar in bestimmten Fallkonstella-
tionen für verpflichtet erachtet, verlässliche Statistiken zu 
führen, hier: über die Bewährung des gesetzlichen Schutz-
konzepts hinsichtlich des ungeborenen Lebens.4) Auch die 
jetzige Bundesregierung hat in ihrem „Ersten Periodischen 
Sicherheitsbericht“ nicht nur die Notwendigkeit einer „soli-
den empirischen Grundlage“ für eine rationale Kriminal- 
und Strafrechtspolitik anerkannt, sondern auch die insoweit 
bestehenden Informationsdefizite benannt und angekün-
digt, diese schließen zu wollen.5)

In Abgrenzung zu einem weiten, auch nichtamtliche Statisti-
ken einbeziehenden Begriff „Kriminalstatistik“6) werden im 
Folgenden darunter alle diejenigen amtlichen Datensamm-
lungen verstanden, in denen Ergebnisse staatlicher Straf-
verfolgungs-, Strafvollstreckungs- und Strafvollzugstätigkeit 
nachgewiesen werden.7) Diese Nachweise beschränkten und 
beschränken sich – national wie international – auf ausge-
wählte, zumeist von Justizverwaltungen als bedeutsam ange-
sehene Daten. Ein ideales System der Kriminalstatistik, in 
dem jeder Nutzer jede gewünschte Information über Taten, 
Täter, Opfer und Instanzen erhält, ist praktisch nicht nur 
aus Kostengründen, sondern auch wegen der höchst unter-
schiedlichen und sich im Zeitverlauf ändernden Informati-
onsbedürfnisse der verschiedenen Nutzergruppen nicht zu 
verwirklichen. Selbst theoretisch dürfte ein derartiges Sys-
tem wegen nie auszuschließender Änderungen von Strate-
gien und Mitteln strafrechtlicher Sozialkontrolle nur raum-
zeitlich beschränkt formulierbar sein. In der Realität finden 
sich deshalb nur mehr oder minder große Annäherungen an 
das theoretisch ideale kriminalstatistische Nachweissystem.

1 Von den Anfängen der Kriminal-
statistik  zum heutigen Datenangebot

Vereinzelte Zahlenangaben über verübte, in der Regel mit 
Todesstrafe bedrohte Verbrechen oder über vollzogene 

Strafen, insbesondere Hinrichtungen, finden sich in euro-
päischen Staaten schon sehr früh, namentlich in privaten 
Aufzeichnungen.8) Die ersten Anfänge amtlicher, fortlaufen-
der Zählungen reichen dagegen nicht weiter zurück als bis 
in die erste Hälfte des 18. Jahrhunderts; in den deutschen 
Staaten liegen die ersten einschlägigen Verzeichnisse 1786 
(Preußen) bzw. 1797 (Fürstbistum Bamberg) vor. Als Beginn 
moderner kriminalstatistischer Zählung wird in der Regel 
jedoch erst das Jahr 1827 angesehen, als der erste Band 
der französischen Kriminalstatistik – «Compte général de 
l’administration de la justice criminelle pendant l’année 
1825» – erschien. Diese „Criminal“-Tabellen, deren Füh-
rung im 19. Jahrhundert in zahlreichen europäischen und 
auch den deutschen Einzelstaaten aufgenommen wurde, 
beschränkten sich zumeist auf Ausschnitte aus der Straf-
verfolgungstätigkeit. Untereinander waren die Ergebnisse 
der einzelnen Statistiken kaum vergleichbar. Dies änderte 
sich erst mit der Gründung des Deutschen Reichs 1871. 
Seit 1881 informiert – mit kriegs- und nachkriegsbedingten 
Unterbrechungen – die „Justizstatistik“ über den Geschäfts-
anfall der Strafgerichte. Seit 1882 wird – unter der Bezeich-
nung „Kriminalstatistik“ – eine (in heutiger Terminologie) 
Strafverfolgungsstatistik geführt. Auf diese beiden Daten-
gruppen blieb die Erfassung dann allerdings auch jahrzehn-
telang beschränkt. Eine Polizeiliche Kriminalstatistik für 
das Gebiet des Deutschen Reichs wurde erstmals während 
der Zeit des Nationalsozialismus für das Berichtsjahr 1936 
geführt; Ergebnisse wurden letztmals für 1938 veröffent-
licht. 1935 wurde ferner eine „Anklagestatistik“ eingeführt, 
die jedoch bereits im folgenden Jahr im Hinblick auf die Ein-
führung der Polizeilichen Kriminalstatistik wieder einge-
stellt wurde. Abgesehen von einigen Sondererhebungen 
gab es kontinuierlich erhobene Strafvollstreckungs- und 
Strafvollzugsstatistiken vor 1945 auf Reichsebene nicht.

In der Bundesrepublik Deutschland stehen als kriminalsta-
tistische Erkenntnismittel derzeit vor allem zur Verfügung:

– Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS): In der auf Bundes-
ebene vom Bundeskriminalamt veröffentlichten PKS 
werden die „von der Polizei bearbeiteten rechtswidri-
gen (Straf-)Taten einschließlich der mit Strafe bedroh-
ten Versuche registriert. Einbezogen sind auch die vom 
Zoll bearbeiteten Rauschgiftdelikte. Nicht enthalten sind 
Ordnungswidrigkeiten, Staatsschutzdelikte und Ver-
kehrsdelikte“9), ferner sind nicht enthalten die von der 
Staatsanwaltschaft (bedeutsam vor allem im Bereich 
der Wirtschaftsstraftaten), von den Finanzämtern (Steu-
ervergehen) und den Zollbehörden (außer den Rausch-
giftdelikten) unmittelbar und abschließend bearbeiteten 

 2) Das englische Home Office betonte in seinem Diskussionspapier zur Reform der Kriminalstatistik: “Information-based policy-making requires us to revise the philosophy underpinning the 
production of crime statistics. We need to move to a more flexible view of information – one where we first define the problems requiring solution and then develop the information needed 
to better understand those problems, and thereby support decision-making directly, rather than rely primarily on the routine statistics supplied in summary form by the police” (Home 
Office: “Review of Crime Statistics: A Discussion Document”, July 2000, S. II, Quelle: http://www.homeoffice.gov.uk/docs/review.pdf).

 3) BVerfGE 65, 1, 47.
 4) BVerfGE 88, 203, 310 f.
 5) Bundesministerium des Innern; Bundesministerium der Justiz (Hrsg.): „Erster Periodischer Sicherheitsbericht“, Berlin 2001, S. 599 f. (zitiert nach der im Internet veröffentlichten Langfas-

sung: http://www.uni-konstanz.de/rtf/ki/psb-2001.htm).
 6) Zu diesen begrifflichen Fragen siehe Schindhelm, M.: „Der Sellin-Wolfgang-Index – ein ergänzendes Maß der Strafrechtspflegestatistik“, Stuttgart, 1972, S. 3 f.
 7) Seit Einführung der Polizeilichen Kriminalstatistik wird in Deutschland begrifflich zwischen Kriminal- und Strafrechtspflegestatistik unterschieden. Im Folgenden sind mit dem Oberbegriff 

der „Kriminalstatistik“ diese beiden Statistikgruppen gemeint.
 8) Ausführliche Literaturhinweise sind beim Autor erhältlich.
 9) Bundeskriminalamt (Hrsg.): „Polizeiliche Kriminalstatistik 2001 – Bundesrepublik Deutschland“, S. 8. Die Staatsschutzdelikte werden über einen unabhängigen kriminalpolizeilichen 

Meldedienst erfasst. Als statistisches Erkenntnismittel über Verkehrsdelikte kommt vor allem die vom Statistischen Bundesamt herausgegebene Statistik der Verkehrsunfälle (Fachserie 8
 „Verkehr“, Reihe 7) in Betracht.



GASTBEITRAG

348 Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2004

Vorgänge sowie die Straftaten von Soldaten der Bundes-
wehr, deren Ermittlung der Disziplinarvorgesetzte selbst-
ständig durchführt. Erhebungseinheiten sind „Fälle“, 
„Tatverdächtige“ und – bei bestimmten Straftaten – 
„Opfer“. Die PKS wird seit 1991 auch in den neuen Län-
dern geführt.

– Staatsanwaltschaftsstatistik (StA-Statistik): Die seit 
198110) auf Bundesebene vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichte Zählkartenerhebung in Ermittlungsver-
fahren und Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeiten-
gesetz bei den Staats- und Amtsanwaltschaften weist die 
Geschäftserledigung der Staats- und Amtsanwaltschaf-
ten beim Landgericht (LG) und Oberlandesgericht (OLG) 
nach. Während Anzeigen gegen unbekannte Täter ledig-
lich der Summe nach mitgeteilt werden, werden hinsicht-
lich der Verfahren gegen bekannte Täter [Js-Register11)]
die Art der Erledigung, die Zahl der beschuldigten Perso-
nen (bei bestimmten Erledigungsarten), die Verfahrens-
dauer und die Art der Einleitungsbehörde nachgewiesen. 
Bei der StA-Statistik handelt es sich um eine Verfahrens-
statistik, die bisher, von eng begrenzten Ausnahmen 
abgesehen, weder Angaben zum Delikt12) noch zu den 
Beschuldigten13) enthielt.14)

– Über die Tätigkeit der Strafgerichte informieren die Straf-
verfolgungsstatistik und die Justizgeschäftsstatistik der 
Strafgerichte.

– Strafverfolgungsstatistik (StVStat): In der auf Bundes-
ebene vom Statistischen Bundesamt veröffentlich-
ten StVStat werden alle Angeklagten nachgewiesen, 
gegen die rechtskräftig Strafbefehle erlassen wurden 
bzw. Strafverfahren nach Eröffnung des Hauptverfah-
rens durch Urteil oder Einstellungsbeschluss rechts-
kräftig abgeschlossen worden sind.15) Nicht erfasst 
werden Ordnungswidrigkeiten, ferner Entscheidun-
gen vor Eröffnung des Hauptverfahrens sowie Ent-
scheidungen nach Rechtskraft des Urteils. Von den 
fünf neuen Ländern haben bislang Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen die StVStat eingeführt, ab 
1. Januar 2001 wurde auch in Mecklenburg-Vorpom-
mern mit der Führung der StVStat begonnen. Da noch 
nicht aus allen neuen Ländern Daten vorliegen, wer-
den vom Statistischen Bundesamt derzeit nur Eckda-
ten aus den genannten Ländern veröffentlicht.

– In der auf Bundesebene vom Statistischen Bundes-
amt veröffentlichten Zählkartenerhebung in Straf- 
und Bußgeldverfahren (StP/OWi-Statistik/Justizge-
schäftsstatistik der Strafgerichte) werden der Ge-
schäftsanfall und die Erledigung von Strafsachen 
bei den Amts-, Land- und Oberlandesgerichten nach-
gewiesen.16) Diese Statistik ist nicht nach Delikten 
gegliedert; lediglich die Zahl der insgesamt erledig-
ten Verfahren, die eine im Straßenverkehr begangene 
Straftat betreffen, wird gesondert ausgewiesen. Seit 
dem Berichtsjahr 1995 sind auch die neuen Länder 
vollständig einbezogen. Zusätzlich zur Zahl der Ver-
fahren wird seit dem Berichtsjahr 1990 auch die Zahl 
der Personen nachgewiesen.

– Bewährungshilfestatistik (BewH-Statistik): Aus dem gro-
ßen Bereich der Strafvollstreckung wird lediglich ein Teil-
ausschnitt statistisch erfasst, nämlich jener der Unter-
stellung unter einen hauptamtlichen Bewährungshelfer. 
In der auf Bundesebene vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten BewH-Statistik werden – neben den 
hauptamtlichen Bewährungshelfern – vor allem die die-
sen zur Betreuung unterstellten Probanden der Bewäh-
rungshilfe nachgewiesen. Die BewH-Statistik wird derzeit 
lediglich in zwei der fünf neuen Länder – Brandenburg 
und Mecklenburg-Vorpommern – geführt; in Hamburg 
wurde sie vor einigen Jahren eingestellt mit der Folge, 
dass langfristig vergleichbare Ergebnisse für das frühere
Bundesgebiet (bzw. für Deutschland) nicht mehr möglich 
sind.

– Strafvollzugsstatistik (StVollz-Statistik): In ihr werden 
zum einen zum Stichtag – jeweils zum 31. März eines 
Berichtsjahres – demographische und kriminologische 
Merkmale der Strafgefangenen im Freiheits- und Jugend-
strafvollzug sowie der Sicherungsverwahrten nachgewie-
sen.17) Zum anderen wird rückblickend auf ein Berichts-
jahr der Bestand an Gefangenen und Verwahrten in den 
Justizvollzugsanstalten zu Beginn und zum Ende des Jah-
res nachgewiesen; ferner werden Untersuchungs- und 
Abschiebungshäftlinge erfasst sowie die Art der Zugänge 
und der Abgänge (Gefangenenbewegung).18) Die StVollz-
Statistik wird auch in den neuen Ländern geführt.

Zur Abrundung können noch einige weitere Statistiken 
aus anderen Bereichen herangezogen werden, etwa die 

10) Die StA-Statistik wurde in den Ländern zu unterschiedlichen Zeitpunkten eingeführt.
11) Register für Strafsachen und Bußgeldsachen, die gegen namentlich bekannte Beschuldigte anhängig sind – Anmerkung der Redaktion.
12) Gesondert ausgewiesen wurden seit 1986 „besondere Wirtschaftsstrafsachen“ und seit Beginn der Führung der StA-Statistik „Straßenverkehrsstrafsachen“ – allerdings nur für einige Erle-

digungsarten. Ab dem Berichtsjahr 1998 wird auch gesondert erfasst, ob das Ermittlungsverfahren eine Betäubungsmittelstrafsache, eine Umweltstrafsache, eine Straßenverkehrsstrafsa-
che oder eine Strafsache gegen die sexuelle Selbstbestimmung betrifft. Zusätzlich wird danach unterschieden, ob es sich um eine Straftat der Organisierten Kriminalität handelt.

  Diese Zusatzinformationen werden nicht über die Zählkarten erhoben, sondern aus den DV-Geschäftsstellenautomationssystemen der Berichtsstellen herausgefiltert. Länderergebnisse 
zur Verfahrenserledigung in den Sondersachgebieten (einschl. der besonderen Wirtschaftsstrafsachen) liegen deshalb erst dann vor, wenn die Geschäftsstellenautomation bei den Staats-
anwaltschaften im jeweiligen Land flächendeckend eingeführt ist. Dies war 1998 nur in acht Bundesländern (Bayern, Berlin, Bremen, Niedersachsen, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen) der Fall.

13) Lediglich bei einigen wenigen Erledigungsarten, vor allem bei Anklage, Antrag auf Erlass eines Strafbefehls, Einstellung unter Auflage, wurde die Zahl der beschuldigten Personen nachge-
wiesen. Seit dem Berichtsjahr 1998 wird nunmehr die Zahl der von der jeweiligen Erledigungsart betroffenen Beschuldigten erfasst.

14) Der Ausschuss für Justizstatistik der Justizministerkonferenz hat auf seiner Sitzung im April 2002 einen weiteren Ausbau der StA-Statistik zum 1. Januar 2004 beschlossen, der u. a. die 
Erweiterung des zum 1. Januar 1998 eingeführten Sondersachgebietskatalogs auf 29 Positionen (sowie um die beiden Positionen „Diebstahl und Unterschlagung“, „Betrug und Untreue“) 
in der StA-Statistik und in der Justizgeschäftsstatistik vorsieht, ferner den getrennten Ausweis der Verfahren gegen Erwachsene und gegen Jugendliche/Heranwachsende.

15) Ausnahmsweise werden jedoch Entscheidungen gemäß § 59 StGB (Verwarnung mit Strafvorbehalt), §§ 27, 45 Abs. 1 (alt bzw. Abs. 3 neu) JGG (Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe, 
Absehen von der Verfolgung) erfasst.

16) Nachrichtlich werden auch die Ergebnisse der Geschäftsstatistik des BGH mitgeteilt.
17) Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 10 „Rechtspflege“, Reihe 4.1 „Strafvollzug – Demographische und kriminologische Merkmale der Strafgefangenen“.
18) Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 10, Reihe 4.2 „Strafvollzug – Anstalten, Bestand und Bewegung der Gefangenen“.
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Statistik über Schwangerschaftsabbrüche19), die Todes-
ursachenstatistik20), die Statistik der Straßenverkehrsun-
fälle21), die Statistiken aus dem Datenbestand des Bun-
deszentralregisters22), die Statistischen Mitteilungen des 
Kraftfahrt-Bundesamtes aus dem Datenbestand des Ver-
kehrszentralregisters23), die Steuerstrafsachenstatistik der 
Steuerverwaltungen der Länder und der Bundesfinanzver-
waltung, die Übersichten über Bußgeldverfahren wegen 
Verdachts eines Verstoßes gegen das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen usw.

2 Wandel im Verständnis und in der 
Verwendung von Justizstatistiken 
– aus Geschäftsstatistiken werden 
Messinstrumente der Kriminalität

Die ab der Mitte des 18. Jahrhunderts eingeführten „Crimi-
nal-Tabellen“ sollten zunächst lediglich den Regierungen die 
Kontrolle über die Organe der Strafrechtspflege ermöglichen 
und den Justizverwaltungen die notwendigen Unterlagen für 
die Regelung des Dienstes liefern.24) Erst im Laufe des 19. 
Jahrhunderts erfolgte ein allgemeiner Wandel im Verständnis 
und in der Verwendung dieser statistischen Materialien. Sie 
galten nunmehr als Indikatoren „über den gesamten mora-
lischen ... Gesundheitszustand einer Nation“25). Spätes-
tens mit den wegweisenden Arbeiten von Adolphe Quetelet 
und André Michel Guerry aus den 30er-Jahren des 19. Jahr-
hunderts setzte sich die Auffassung durch, diese Statistiken 
auch für kriminologische und kriminalpolitische Erkenntnis-
interessen fruchtbar machen zu können.

Dem lag die Überzeugung des Positivismus zugrunde, es sei 
eine den Naturwissenschaften vergleichbare exakte Gesell-
schaftslehre möglich. Nicht selten wurden hierbei an die 
Geisteswissenschaften dieselben Erkenntnisziele gesetzt 
wie bei den Naturwissenschaften, wurden Naturgesetze 
und gesellschaftliche Gesetze einander gleichgesetzt.26)
Mit dem wissenschaftstheoretischen Programm des Posi-
tivismus, „Tatsachenreihen in ihrem Zusammenhang für 
sich selbst sprechen zu lassen, ebenso wie es die Natur-
wissenschaften tun“27), machte vor allem Quetelet ernst. 
Die Wissenschaft, um die es ihm und anderen zeitgenössi-
schen Moralstatistikern ging, sollte eine «véritable mécani-

que sociale» sein, die Gesetze, ähnlich den in den Natur-
wissenschaften bekannten, zu finden und zu formulieren 
hätte. Damit wurde zugleich die in der Literatur des 18. und 
bis Mitte des 19. Jahrhunderts kultivierte Darstellung ein-
zigartiger und merkwürdiger Rechtsfälle, wie sie vor allem 
Gayot de Pitaval vorgelegt hatte, an den Rand gedrängt. 
Neben den beschreibenden Aussagen über Stand, Struktur 
und Bewegung der Kriminalität stand nach dem von Quete-
let begründeten Programm der Versuch im Vordergrund, die 
Ursachen des Verbrechens aufzudecken.

In seinem «Essai sur la statistique morale de la France» 
von 1833, dem er die Zahlen der ersten, diesen Namen 
verdienenden Kriminalstatistik, des «Compte général de 
l‘administration de la justice criminelle en France», für die 
Jahre 1825 bis 1830 zugrunde legte, betonte Guerry unter 
anderem die hohe Konstanz sowohl der Verbrechen gegen 
die Person wie der Straftaten gegen das Vermögen als auch 
die relative Gleichförmigkeit in der regionalen, in der Alters- 
und in der Geschlechterverteilung, im jahreszeitlichen 
Anstieg, ja sogar in der Art der benutzten Waffen. Quete-
let teilte diese Feststellung. Erstmals in seinen «Recherches 
statistiques sur le Royaume des Pays-Bas» von 1829 ist von 
der Genauigkeit die Rede, mit der sich Verbrechen reprodu-
zieren. In seinem Hauptwerk «Sur l‘homme et le développe-
ment de ses facultés ou essai de physique sociale» aus dem 
Jahr 1835 spricht Quetelet von dem „Budget der Gefäng-
nisse, der Galeeren und des Schafotts“, von dem „Tribut, 
den der Mensch mit größerer Regelmäßigkeit bezahlt als 
den, den er der Natur oder der Staatskasse zollt“. „Wir kön-
nen“, fährt er fort, „im Voraus sagen, wie viel Individuen 
ihre Hände mit dem Blut anderer Menschen besudeln, 
wie viele sich als Fälscher betätigen, wie viele zu Gift grei-
fen werden, ähnlich wie wir im Voraus sagen können, wie 
viele Geburten und wie viele Todesfälle sich ereignen wer-
den“28). Dieser Budget-Gedanke ist für Quetelet der sinn-
fälligste Beweis „mathematisch formulierbarer sozial- und 
moralstatistischer Gesetzmäßigkeiten, die den im physikali-
schen und biologischen Bereich herrschenden Gesetzen an 
Strenggültigkeit nicht nachstehen“29). Wohl am deutlichsten 
kommt diese Überzeugung von der Existenz gesetzmäßiger 
Zustände im Sozialleben in «Du système social et des lois 
qui le régissent» von 1848 zum Ausdruck, das mit den Wor-
ten schließt: „Wo bleibt der zweite Newton, der die Gesetze 
jener anderen Himmelsmechanik enthüllt?“30), eben jener 
der «mécanique sociale».

19) Siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 12 „Gesundheitswesen“, Reihe 3 „Schwangerschaftsabbrüche“.
20) Siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 12, Reihe 4 „Todesursachen“.
21) Siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 8, Reihe 7.
22) Z. B. die bislang fünf Rückfallstatistiken (1986 bis 1990), die Gewerbezentralregisterdaten, die GZR-Daten zur Schwarzarbeit sowie die Daten zur Betäubungsmittelkriminalität.
23) Z. B. Kraftfahrt-Bundesamt, Statistische Mitteilungen, Reihe 4 „Verkehrszentralregister“; ferner die Sonderhefte zu Reihe 4, z. B. Heft 2 „Verkehrszuwiderhandlungen im Mitteilungszugang 

des Verkehrszentralregisters nach Tatkennziffern“; Heft 3 „Verkehrsverstöße von Pkw-Fahrerinnen und Pkw-Fahrern“.
24) Eine Geschichte der Kriminalstatistik fehlt weitgehend. Die gegenwärtigen Darstellungen (siehe zusammenfassend Collmann, H.-J.: „Internationale Kriminalstatistik“, Stuttgart, 1973; 

Heinz, W.: „Die deutsche Kriminalstatistik – Überblick über ihre Entwicklung und ihren gegenwärtigen Stand“ in BKA (Hrsg.): „Kriminalstatistik“, BKA-Bibliographienreihe, Bd. 5, Wiesba-
den, 1990, S. 19 ff.; Reinke, H.: „Die ‚Liaison‘ des Strafrechts mit der Statistik“, Zeitschrift für Neuere Rechtsgeschichte 1990, S. 169 ff.) stützen sich weitgehend auf die Arbeiten älterer 
Autoren.

25) Zachariä, C. S.: „Statistik der Strafrechtspflege“, Heidelberger Jahrbücher der Literatur 1832, S. 179.
26) Condorcet hatte 1789 in seiner «Esquisse d‘un tableau historique des progrès de l‘esprit humain» ausgeführt: „Weshalb sollte das Prinzip der Naturwissenschaften, dass die allgemeinen

Gesetze, welche die Erscheinungen des Weltalls bedingen, notwendig und konstant sind, weniger gültig sein für die Entwicklung der intellektuellen Fähigkeiten der Menschen als für die 
anderen Betätigungen der Natur?“ (zitiert nach Wassermann, R.: „Wandlungen der Ansichten über Wesen und Zweck der Kriminalstatistik“, Stuttgart, 1910, S. 10, Fn. 2). Saint-Simon hatte 
sich an einer „physiko-politischen Wissenschaft“ versucht, Condorcet eine «mathématique sociale» entworfen, sein Schüler Comte bereits 1822 die Begriffe «mécanique»bzw. «physique 
sociale» benutzt.

27) Jonas, F.: „Geschichte der Soziologie“, Bd. 2: „Sozialismus, Positivismus“, Hamburg, 1968, S. 104.
28) Quetelet, A.: «Sur l‘homme et le développement de ses facultés ou essai de physique sociale», Paris, 1835, S. 96 f. Die zweite Auflage von 1869 trug den Titel «Physique sociale ou essai 

sur le développement des facultés de l‘homme».
29) Mechler, A.: „Studien zur Geschichte der Kriminalsoziologie“, Göttingen, 1970, S. 32.
30) Quetelet, A.: «Du système social et des lois qui le régissent», Paris, 1848, S. 301.
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Während bei Guerry und Quetelet eher die Gesichtspunkte 
der Konstanz und Regelmäßigkeit im Vordergrund standen, 
setzte sich in der Folgezeit eine mehr dynamische Betrach-
tung durch. Sie nutzte die Kriminalstatistik, um die Bewe-
gung der Kriminalität im Zeitverlauf beobachten und Bezie-
hungen zwischen der Kriminalitätskurve und anderen 
Trends im gesellschaftlichen Leben herstellen zu können. 
Tendenziell mehr auf Veränderungen als auf Konstanz ach-
ten, das hieß, die Kriminalitätsbewegung in Abhängigkeit 
von individuellen und sozialen Umständen zu sehen, wie 
zum Beispiel von Alkoholismus oder Irreligiosität, von Alter 
und Geschlecht, von ökonomischen Faktoren, wie Armut, 
von geographischen Einflüssen, wie Stadt-Land-Gefälle.31)

Viele der damaligen Beobachtungen hinsichtlich der Struk-
tur der Kriminalität sind, werden die Einschränkungen hin-
sichtlich der jeweiligen Deliktsart berücksichtigt, unver-
ändert gültig, wie vor allem die grundsätzliche Alters- und 
Geschlechterverteilung oder das Stadt-Land-Gefälle. Auch 
werden viele der Faktoren, die damals als Ursachen von Kri-
minalität angesehen wurden, heute noch als relevant ange-
sehen. Die Annahme von ursächlichen oder gar monokau-
salen Einflüssen wird freilich kaum noch geteilt, zum einen 
infolge einer wachsenden Einsicht in die Komplexität der 
Entstehungszusammenhänge von abweichendem Verhal-
ten, zum anderen wegen der fraglichen Aussagekraft der auf 
das Hellfeld beschränkten kriminalstatistischen Daten.

3 Kriminalstatistiken – 
Messinstrumente für Kriminalität 
aus gegenwärtiger Sicht?

Die kriminalstatistischen Beschreibungen und Analysen 
beruhten auf der Voraussetzung, die Kriminalstatistik sei 
ein exaktes Messinstrument für die Wirklichkeit der Krimina-
lität. Grundlegend hierfür war die Annahme, Kriminalität sei 
ein isolierbares, auch ohne soziale Kontrolle bestehendes 
sozialpathologisches Phänomen, die zwischen Realität und 
Abbild liegenden „Verzerrungsfaktoren“, namentlich dieje-
nigen, die die Größe des Dunkelfeldes32) bestimmen, aber 
auch die einer Verurteilung entgegenstehenden Faktoren, 
seien externe und im gedachten Idealfalle vermeidbare Stö-
rungen. Vor allem aber glaubte man, wie bereits Quetelet 
formulierte, von der „stillschweigenden Annahme“ ausge-

hen zu können, zwischen der statistisch erfassten Kriminali-
tät und der „Totalsumme begangener Verbrechen“ bestehe 
„ein beinahe unveränderliches Verhältnis“33). Dieses kon-
stante Verhältnis sollte die Grundlage kriminalstatistischer 
Arbeit sein, ansonsten wären Kriminalstatistiken „wertlos“ 
und die darauf gestützten Aussagen „falsch und absurd“34).
Von den Zeitgenossen und Nachfolgern Quetelets wurde 
diese „stillschweigende Annahme“ übernommen; ihre all-
gemeine Fassung erhielt sie in Wadlers „Gesetz der kon-
stanten Verhältnisse“. Danach werden sich „unter normalen 
Verhältnissen“ die wirkliche Kriminalität (K), die zur Anzeige 
gelangende Kriminalität (A), die abgeurteilte Kriminalität (U) 
und die zur Verurteilung führende Kriminalität (V) „ziemlich 
nahe kommen. Auf jeden Fall werden dann die Größen A, U 
und V symptomatische Begleiter von K bilden und so ziem-
lich alle Veränderungen, denen dieser Faktor unterworfen 
ist, proportional mitmachen. Man könnte diese Regelmä-
ßigkeit in den Beziehungen füglich das ‚Gesetz der konstan-
ten Verhältnisse‘ nennen“35). Von diesem vermeintlichen 
„Gesetz“ ging die Mehrzahl der Kriminalstatistiker in der 
Folgezeit zunächst aus. Wie jedoch die moderne Forschung 
sowohl theoretisch als auch empirisch deutlich gemacht 
hat, müssen dieses kriminalstatistische Modell und die dar-
auf fußenden Annahmen revidiert werden:

– Rechtstheoretisch ist die unterstellte Möglichkeit tota-
ler Transparenz sozial abweichenden Verhaltens, wie 
Popitz36) begründet hat, utopisch, weil sie nicht durch-
setzbar und nicht erreichbar ist, die Geltung sozialer Nor-
men beeinträchtigen und den Sanktionsapparat überfor-
dern würde.

– Die Eigenschaft „kriminell“ wohnt einem Verhalten nicht von 
Natur aus inne, sondern wird ihm erst durch gesellschaft-
liche Definition und Bewertung, insbesondere der Instan-
zen sozialer Kontrolle, zugeschrieben. Deskriptive, einen 
Beobachtungssachverhalt feststellende Aussagen sind von 
askriptiven, ihn bewertenden Aussagen zu trennen.

– Dunkelfeldforschungen37) und Untersuchungen zur 
Anzeigebereitschaft38) haben belegt, dass und wie sehr 
Umfang, Struktur und Bewegung amtlich registrierter Kri-
minalität von der dem Wandel unterworfenen Grenzzie-
hung zwischen informeller und formeller Sozialkontrolle 
abhängig sind. Das Dunkelfeld kann nämlich „fast als 
direkte Funktion der Anzeigebereitschaft der Bevölke-
rung definiert werden“39).

31) Exemplarisch soll nur auf das berühmt gewordene „Sechsergesetz“ von Georg von Mayr hingewiesen werden: „Ein Blick auf die graphischen Darstellungen zeigt denn auch sofort den 
genauesten Zusammenhang zwischen der Bewegung der Eigentumsbeeinträchtigungen und dem Fallen und Steigen der Getreidepreise. Die Linien sind so überraschend parallel, dass man 
nicht anstehen kann zu bekennen, dass in der Periode 1835/61 so ziemlich jeder Sechser, um den das Getreide im Preise gestiegen ist, auf je 100 000 Einwohner im Gebiete diesseits des 
Rheins einen Diebstahl mehr hervorgerufen hat, während andererseits das Fallen des Getreidepreises um einen Sechser je einen Diebstahl bei der gleichen Zahl von Einwohnern verhütet 
hat“ (Mayr, G.: „Statistik der Gerichtlichen Polizei im Königreiche Bayern und in einigen anderen Ländern“, München, 1867, S. 42). Zusammenfassend zu weiteren Untersuchungen siehe 
Heiland, H. G.: „Wohlstand und Diebstahl“, Bremen, 1983, 18 ff.; Mechler (Fn. 29), S. 67 ff.

32) Mit Dunkelfeld wird, einer wissenschaftlichen Konvention zufolge, die Summe der von den Strafverfolgungsbehörden nicht registrierten Taten (Dunkelfeld der Taten) bzw. nicht registrier-
ten Täter (Dunkelfeld der Täter) bezeichnet. Zu den verschiedenen Definitionen des Begriffes Dunkelfeld siehe zuletzt Kreuzer, A./Görgen, T./Krüger, R./Münch, V./Schneider, H.: „Jugend-
delinquenz in Ost und West“, Mönchengladbach, 1993, S. 14 f.

33) Quetelet, A.: siehe Fußnote 28, Bd. 2, S. 173 f. (zitiert nach: Quetelet, A.: Soziale Physik oder Abhandlung über die Entwicklung der Fähigkeiten des Menschen, 2. Band, Jena, 1921,
S. 253).

34) Ebenda.
35) Wadler, A.: „Die Verbrechensbewegung im östlichen Europa“, Bd. 1: „Die Kriminalität der Balkanländer“, München, 1908, S. 15.
36) Siehe Popitz, H.: „Über die Präventivwirkung des Nichtwissens“, Tübingen, 1968, S. 6 ff., S. 9 ff., S. 15 ff.
37) Zuletzt die Übersicht über neuere deutsche Opferbefragungen bei Heinz, W./Spieß, G.: „Viktimisierung, Anzeigeerstattung und Einschätzung der Arbeit der Polizei durch die Bürger – Ana-

lysen anhand der Bevölkerungsbefragung in den Projektstädten“ in Feltes, Th. (Hrsg.): „Kommunale Kriminalprävention in Baden-Württemberg“, Holzkirchen/Obb., 1995, S. 97 ff., ferner 
die Sekundäranalyse von Weiß, R.: „Bestandsaufnahme und Sekundäranalyse der Dunkelfeldforschung“, Wiesbaden, 1997.

38) Siehe die Nachweise bei Heinz, W.: „Anzeigeverhalten“ in Kaiser, G./Kerner, H.-J./Sack, F./Schellhoss, H. (Hrsg.): „Kleines Kriminologisches Wörterbuch“, 3. Auflage, Heidelberg, 1993,
S. 27 ff.; Schneider, H. J.: „Kriminologie“, Berlin/New York, 1987, S. 174 f.

39) Pudel, V.: „Motivanalyse des Anzeigeverhaltens“ in Schwind, H.-D./Ahlborn, W./Weiß, R. (Hrsg.): „Empirische Kriminalgeographie“, Wiesbaden, 1978, S. 205.
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– Innerhalb des Systems strafrechtlicher Sozialkontrolle 
findet ein mehrstufiger Ausfilterungs- und Bewertungs-
prozess statt. Die Kriminalstatistiken spiegeln in erster 
Linie diese Prozesse wider. Die zum Teil erheblichen Dis-
krepanzen der Taten- und Täterzahlen zwischen den ein-
zelnen Statistiken40) sind Indikatoren dafür, dass durch 
das Handeln der Instanzen selbst eigene Realitäten 
geschaffen werden. Rechts- und organisationssoziolo-
gisch orientierte Studien zur Verbrechenskontrolle haben 
über Art und Richtung der die Handlungs- und Entschei-
dungsmuster von Polizei, Staatsanwaltschaft und Jus-
tiz bestimmenden Determinanten näheren Aufschluss 
gegeben und die Bestimmungsgründe der „differentiel-
len Wahrscheinlichkeit strafrechtlicher Sanktionierung“ 
weiter erhellt.41)

Zweifel an der Gültigkeit des „Gesetzes der konstanten 
Verhältnisse“ führten immer wieder zur Diskussion der so 
genannten „Basis“-Frage, das heißt der Frage, unter wel-
chen Voraussetzungen und mit welcher Statistik kann die 
„Kriminalitätswirklichkeit“ am besten gemessen werden. In 
der Abwägung zwischen den damals erörterten Alternativen 
„umfassender“ oder „exakter“42) war es bis in die 30er-Jahre 
des 20. Jahrhunderts nahezu einhellige Meinung unter den 
Kriminalstatistikern, Untersuchungen über Stand, Struk-
tur und Bewegung der Kriminalität nur aufgrund von Daten 
über Verurteilte vornehmen zu sollen.43) Erst allmählich 
setzte sich unter dem Eindruck der Größenordnungen der 
Informationsverluste, die durch nicht erfolgte Aufklärung 
sowie durch Nicht-Verurteilung polizeilich ermittelter Tatver-
dächtiger entstehen, die Auffassung durch, die tatnächste 
Statistik sei zur Messung von Kriminalität geeigneter. In sei-
nem einflussreichen Beitrag über „Die Grundlagen eines Kri-
minalitätsindex“ vertrat Sellin 1931 die Auffassung, die Eig-
nung einer Verbrechensrate zu Zwecken der Indexbildung 
sinke, „je weiter sich das Stadium ihrer statistischen Erfas-
sung von der Begehung der Straftaten entfernt. Mit anderen 
Worten, die Anzahl der der Polizei bekannt gewordenen Ver-
brechen bietet am wahrscheinlichsten geeignetes Material 
zur Bildung eines Kriminalitätsindex.“44)

Dieser Versuch, die einer exakten Messung der Kriminali-
tät entgegenstehenden Störfaktoren durch vermehrten Auf-
wand bzw. durch Vorverlagerung der Beobachtung „nach 
vorn“ auszuräumen, erwies sich indes als untauglich. Inzwi-
schen besteht Einigkeit darin, dass selbst mit der tatnächs-
ten Statistik, der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), „kein 
getreues Spiegelbild der Kriminalitätswirklichkeit“ geliefert 
werden kann. Von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen, 
wie zum Beispiel beim Bankraub, kann nämlich „nicht von 
einer feststehenden Relation zwischen begangenen und 

statistisch erfassten Straftaten ausgegangen werden“.45)
Registrierte Kriminalität kann nicht in Isolierung von sozia-
ler Kontrolle gesehen werden. Die Messung von Ereignissen 
als „Kriminalität“ ist vielmehr das Ergebnis von mehrstufig 
erfolgenden Prozessen der Wahrnehmung und Bewertung 
von Sachverhalten:

– Was „kriminell“ ist, steht nicht ein für alle Mal fest; die 
gesellschaftliche bzw. durch ein Strafgesetz erfolgende 
Bewertung eines abstrakten Lebenssachverhaltes als 
„kriminell“ wird durch Änderungen im gesellschaftlichen 
Wertkonsens (Beispiel: Abtreibungsstrafrecht), Änderun-
gen im Bereich der Technik (Beispiel: Computerkriminali-
tät, Umweltkriminalität), der Wirtschaft u. a. sowie durch 
das Auftreten anderer Tätergruppierungen oder Vorge-
hensweisen (Beispiel: organisierte Kriminalität, Terroris-
mus) beeinflusst.

– Die Bezeichnung eines Ereignisses als „Kriminalität“ 
setzt zunächst dessen Wahrnehmung als Lebenssachver-
halt (hier spielt die unterschiedliche Entdeckungswahr-
scheinlichkeit verschiedener Delikte eine Rolle) sowie 
– zusätzlich zur Wahrnehmung – auch die Anwendung 
der abstrakten gesetzlichen Definition auf den konkreten 
Fall als „strafbar“ voraus (so merkt zum Beispiel man-
cher Betrogene gar nicht, dass er betrogen wurde, son-
dern schätzt sich möglicherweise glücklich, ein „gutes“ 
Geschäft gemacht zu haben).

– Von der Menge der Ereignisse, die das Opfer, die Tatzeu-
gen oder Dritte wahrnehmen und als „kriminell“ bewer-
ten, wird wiederum nur ein Teil den Behörden bekannt, 
sei es durch Anzeigen, sei es durch eigene Ermittlungs-
tätigkeit.

 Generell gilt für die „klassische“ Eigentums- und Vermö-
genskriminalität, die drei Viertel der gesamten, in der 
Bundesrepublik Deutschland polizeilich registrierten Kri-
minalität (ohne Straßenverkehrsdelikte) ausmacht, dass
das Anzeigeverhalten die wichtigste Determinante für 
Umfang, Struktur und Bewegung der registrierten und 
damit sozial sichtbaren Kriminalität ist.

 Der (Bruch-)Teil der Delikte, der angezeigt wird, ist 
delikts-, täter- und opferspezifisch unterschiedlich groß. 
Insbesondere die Schwere des erlittenen Schadens 
beeinflusst die Anzeigebereitschaft.46) Dies wiederum 
bedeutet, dass die „registrierte“ Kriminalität kein ver-
kleinertes Abbild der „Kriminalitätswirklichkeit“ ist, son-
dern vielmehr in den statistischen Ausweisen die schwe-
reren Deliktsformen überrepräsentiert sind.

40) Siehe Förster, H.-J.: „Der Täterschwund zwischen der Polizeilichen Kriminalstatistik und der Strafverfolgungsstatistik am Beispiel der Raubkriminalität in Lübeck 1978 bis 1980“, Jur. Diss., 
Kiel, 1986; Sessar, K.: „Rechtliche und soziale Prozesse einer Definition der Tötungskriminalität“, Freiburg, 1981; Steinhilper, U.: „Definitions- und Entscheidungsprozesse bei sexuell 
motivierten Gewaltdelikten“, Konstanz, 1986; Steitz, D.: „Probleme der Verlaufsstatistik“, Jur. Diss., Tübingen, 1993.

41) Siehe etwa Blankenburg, E./Sessar, K./Steffen, W.: „Die Staatsanwaltschaft im Prozess strafrechtlicher Sozialkontrolle“, Berlin, 1978; Dölling, D.: „Polizeiliche Ermittlungstätigkeit und 
Legalitätsprinzip“, Wiesbaden, 1987; Steffen, W.: „Analyse polizeilicher Ermittlungstätigkeit aus der Sicht des späteren Strafverfahrens“, Wiesbaden, 1976.

42) “The statistics of offences reported to the police are the most complete of all ... What judicial statistics want in comprehensiveness they gain in accuracy and minuteness” (Morrison, W. D.:
 “The Interpretation of Criminal Statistics” in The Journal of the Royal Statistical Society, Vol. 60, I, 1897, S. 3 f.).

43) Siehe Roesner, E.: „Kriminalstatistik“ in Elster, A./Lingemann, H. (Hrsg.): „Handwörterbuch der Kriminologie“, Berlin/Leipzig, Bd. 2, S. 33 f. m.w.N. 
44) Sellin, T.: „Die Grundlagen eines Kriminalitätsindex“ in Monatsschrift für Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform, 1931, S. 589.
45) Bundeskriminalamt (Hrsg.): „Polizeiliche Kriminalstatistik 2001 – Bundesrepublik Deutschland“, S. 7.
46) Siehe Heinz, W.: „Jugendkriminalität und strafrechtliche Sozialkontrolle in der Bundesrepublik Deutschland“ in Festschrift für Koichi Miyazawa, Baden-Baden, 1995, S. 96.
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– Zu diesem Dunkelfeld der den Behörden nicht bekannt 
gewordenen Taten kommt noch das Dunkelfeld der nicht 
ermittelten Täter hinzu. Wie die Anzeigeraten, die von 
Einfluss auf die Struktur der registrierten Kriminalität 
sind, so wirken sich auch die Aufklärungsraten auf die 
Struktur der registrierten Tatverdächtigen aus. So sind 
beispielsweise die Aufklärungsraten sowohl deliktspe-
zifisch als auch altersgruppenspezifisch unterschiedlich 
hoch.

– Die Kriminal- und Strafrechtspflegestatistiken messen 
nicht „das“ Hellfeld, sondern sie messen jeweils die 
Ergebnisse der Tätigkeit und der – nicht immer über-
einstimmenden – Sachverhaltsbewertungen von Poli-
zei, Staatsanwaltschaft oder Gericht sowohl hinsicht-
lich der Frage der Strafbarkeit als auch der Täterschaft. 
Häufig ist das Strafverfahren selbst auch ein Prozess der 
Bewertungsänderung („Umdefinition“) im weiteren Gang 
des justiziellen Verfahrens. Insbesondere bei schweren 
Delikten findet eine solche Umdefinition besonders häu-
fig statt, und zwar in der Regel zu einem minder schwe-
ren (als von der Polizei angenommenen) Delikt.

– Wichtige Dimensionen der „Hellfeldkriminalität“ werden 
durch die amtlichen Kriminal- und Strafrechtspflegesta-
tistiken nicht oder nur begrenzt abgebildet. Zum Beispiel 
können sich hinter den Legalkategorien der StVStat bzw. 
dem kriminologisch-kriminalistischen Straftatenschlüs-
sel der PKS höchst unterschiedliche Deliktphänomene 
verbergen. Die Deliktgruppe „gefährliche und schwere 
Körperverletzung“ umfasst zum Beispiel sowohl die ver-
letzungsträchtige Begehung „mittels einer Waffe oder 
eines anderen gefährlichen Werkzeugs“ als auch die 
„gemeinschaftliche“ Begehung, also die jugendtypische 
Konstellation bei Raufhändeln unter Gruppen Jugendli-
cher, die sich im Regelfall gerade nicht durch die von der 
Tatbestandsbezeichnung suggerierte besonders gefähr-
liche Tatintention oder -ausführung auszeichnet. Hinzu 
kommt, dass sämtliche Kriminal- und Strafrechtspflege-
statistiken nur zählen, aber nicht wägen. Die Schwere 
der Deliktsbegehung wird lediglich bei Eigentums- und 
Vermögensdelikten, und auch insoweit nur ansatzweise, 
nämlich über den Geldwert der erlangten Beute erfasst; 
Art und Intensität einer zugefügten körperlichen Verlet-
zung werden dagegen gar nicht gemessen.

 Ferner lassen die statistischen Angaben weder die Art 
oder die Intensität der Tatbeteiligung noch die Zahl der 
Taten pro Tatverdächtigem oder Verurteiltem erken-
nen; auch sind kriminologisch relevante Merkmale nicht 
oder nur unzulänglich berücksichtigt bzw. können auf-
grund der Art der Datenaufbereitung nicht zu Alter und 

Geschlecht der Tatverdächtigen/Verurteilten in Bezie-
hung gesetzt werden.47)

Unter dem Gesichtspunkt der Messung der Entwicklung 
von Kriminalität – also bei dynamischer Betrachtungs-
weise – kommt noch hinzu, dass die Faktoren, die dafür 
bestimmend sind, ob und welche Sachverhalte in den Kri-
minalstatistiken erfasst werden, über die Zeit hinweg nicht 
sonderlich stabil sind. Die Crux einer jeden Aussage zur 
Entwicklung von Kriminalität, die auf Daten über „regist-
rierte“ Kriminalität, also auf Hellfeldkriminalität, gestützt 
ist, besteht darin, dass unklar ist, ob die statistischen Zah-
len die Entwicklung der „Kriminalitätswirklichkeit“ wider-
spiegeln oder ob sie lediglich das Ergebnis einer Verschie-
bung der Grenze zwischen Hell- und Dunkelfeld sind. Ein 
Rückschluss von der Entwicklung der „registrierten“ Krimi-
nalität auf die „Kriminalitätswirklichkeit“ ist nur unter der 
Annahme möglich, sämtliche Einflussgrößen für „regist-
rierte“ Kriminalität seien im Vergleichszeitraum im Wesent-
lichen konstant geblieben, ausgenommen die „Kriminali-
tät“. Veränderungen der „registrierten“ Kriminalität können 
indes darauf beruhen, dass sich

– die („wirkliche“) Kriminalität, 

– die informelle soziale Kontrolle, insbesondere die Anzei-
gebereitschaft,

– die Verfolgungsintensität bzw. die Erledigungspraxis der 
Träger formeller Sozialkontrolle,

– Gesetzgebung oder Rechtsprechung48),

– die Erfassungsgrundsätze für die Statistiken oder 

– das Registrierverhalten der statistikführenden Stellen49)

verändert haben. Die Annahme einer „Konstanz der Ver-
hältnisse“ ist – jedenfalls in dieser Allgemeinheit und 
bezogen auf längere Zeiträume – empirisch nicht begrün-
det. Denn bereits der Faktor, dem quantitativ die größte 
Bedeutung zukommt, die Anzeigebereitschaft, unterliegt 
in hohem Maße sozialem Wandel, ist sie doch vor allem 
Spiegelbild sich verändernder sozialer Toleranz. So treten 
zum Beispiel heute Formen der Gewalt in unser Bewusst-
sein, die es früher sicher auch gab, aber die erst jetzt öffent-
lich gemacht werden. Dies ist ganz deutlich bei der innerfa-
miliären Gewalt gegen Frauen und Kinder. Änderungen der 
Anzeigebereitschaft führen deshalb dazu, dass Veränderun-
gen der „Kriminalitätswirklichkeit“ wie in einem Zerrspiegel 
vergrößert oder verkleinert wiedergegeben werden. Selbst 
die Annahme, Dunkelfeld- und Hellfeldkriminalität würden 
sich zumindest gleichsinnig entwickeln, ist nicht begrün-

47) Siehe hierzu eingehend Heinz, W.: „Strafrechtspflegestatistiken und Kriminalpolitik“ in Festschrift für Hans Joachim Schneider, Berlin/New York, 1998, S. 779 ff.
48) Veränderungen hinsichtlich der unter Strafe gestellten Verhaltensweisen schlagen sich zwangsläufig auch in der Statistik nieder. Der erst seit dem 1. Januar 1975 strafbare Versuch der 

gefährlichen Körperverletzung führte zum Beispiel zu einer Zunahme der registrierten „Gewaltkriminalität“ (siehe Schwind, H.-D.: „Kriminologie“, 11. Auflage, Heidelberg, 2001, S. 20). 
Weniger deutlich wird in der Regel der Einfluss der Rechtsprechung sein, wenn etwa durch die höchstrichterliche Rechtsprechung die Grenze der alkoholbedingten absoluten Fahruntüch-
tigkeit von 1,3‰ auf 1,1‰ herabgesetzt wird.

49) Dass jeder zu erfassende Fall auch statistisch (und auch den Erfassungsrichtlinien entsprechend) erfasst wird, ist nicht immer gesichert; unterschiedliche „Erfassungstraditionen“ in den 
Ländern oder auch in örtlichen Dienststellen sind nicht auszuschließen (siehe hierzu Pfeiffer, C./Wetzels, P.: „Die Explosion des Verbrechens?“ Zu Missbrauch und Fehlinterpretation der 
polizeilichen Kriminalstatistik in Neue Kriminalpolitik 1994, Heft 2, 1994, S. 38). Einzeluntersuchungen belegen sowohl Unter- als auch Übererfassungen. Von weitaus größerem Einfluss 
auf die Art des statistischen Ausweises dürften insoweit zum einen Fehler hinsichtlich der strafrechtlichen Bewertung sein, zum anderen die Art des Gebrauchs von Bewertungsspielräu-
men bei mehrdeutigen Sachverhalten. Die Erfassung in der PKS tendiert zur „Überschätzung“, und zwar sowohl hinsichtlich der Zahl der „Taten“ und der „Tatverdächtigen“, als auch hin-
sichtlich der Schwere des Sachverhalts, das heißt im Zweifel wird der als schwerer zu beurteilende Sachverhalt angenommen. Ob und inwieweit über die Zeit hinweg die Beurteilungsten-
denzen stabil bleiben, ist nicht geklärt.
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det. Wie die vergleichende Gegenüberstellung von Daten 
der seit 1973 alljährlich durchgeführten US-amerikani-
schen Opferbefragung (National Crime Victimization Survey 
– NCVS) und der amerikanischen Kriminalstatistik (Uniform 
Crime Report – UCR) für den Zeitraum 1973 bis 2000 zeigt, 
ist sogar eine gegenläufige Entwicklung möglich. Während 
schwere „Gewaltkriminalität“ nach den US-amerikanischen 
Opferdaten – dem Trend nach – zwischen 1973 und 1990 
eher rückläufig war, stieg sie im Hellfeld. Erst seit 1993 
ist eine gleichsinnige Entwicklung zu beobachten (siehe 
Schaubild 1). Gäbe es die Befragungsdaten nicht, würde 
aufgrund der Kriminalstatistik wahrscheinlich – und fälsch-
lich – insgesamt auf einen deutlichen Anstieg der schweren 
„Gewaltkriminalität“ geschlossen werden.

Dass sich das Anzeigeverhalten (deliktspezifisch unter-
schiedlich) geändert hat – teils dürfte es rückläufig, über-
wiegend indes angestiegen sein –, dafür gibt es eine Fülle 
von Hinweisen; unklar ist dagegen das jeweilige Ausmaß. 
Umfassende empirische Untersuchungen zu Ausmaß und 
Richtung des Wandels fehlen, weil in der Bundesrepublik 
Deutschland bislang, im Unterschied etwa zu den Vereinig-
ten Staaten, zum Vereinigten Königreich oder den Nieder-
landen, keine statistikbegleitenden Dunkelfeldforschungen 
mit Untersuchungen auch zum Anzeigeverhalten durch-
geführt worden sind. Die einzige deutsche Studie, in der 

mit vergleichbarer Methode zu drei verschiedenen, jeweils 
mindestens zehn Jahre auseinander liegenden Messzeit-
punkten (Bochum 1975, 1986, 1998) Daten auch zum 
Anzeigeverhalten erhoben worden sind, ergab hinsichtlich 
Diebstahl eine leichte Abnahme und hinsichtlich Körperver-
letzung eine deutliche Zunahme der Anzeigebereitschaft.50)

Das in den Kriminalstatistiken erfasste so genannte „Hell-
feld“ der den Strafverfolgungsbehörden bekannt geworde-
nen Straftaten und Straftäter ist nur ein kleiner und über-
dies nicht repräsentativer Ausschnitt der Gesamtmenge; 
ein Großteil der Delikte wird amtlich nicht bekannt, ver-
bleibt also im „Dunkelfeld“.51) Wie groß dieser Ausschnitt 
ist und welche Struktur die „Kriminalitätswirklichkeit“ auf-
weist, wissen wir nicht.52) Denn das Dunkelfeld selbst ist 
nach Umfang und Struktur auch durch die neueren Metho-
den der Dunkelfeldforschung, insbesondere durch Täter- 
oder Opferbefragungen, nur für Teilbereiche und auch für 
diese nur begrenzt aufhellbar.53) Die Grenzen für Dunkel-
feldforschungen beruhen sowohl auf allgemeinen methodi-
schen Problemen von Stichprobenuntersuchungen als auch 
auf speziellen Problemen dieses Befragungstyps. Hierzu 
zählen vor allem die beschränkte Erfragbarkeit bestimm-
ter, namentlich schwerer Delikte, Probleme der Verständ-
lichkeit der Deliktsfragen und der Erinnerungsfähigkeit der 
Befragten wie schließlich des Wahrheitsgehalts der Aus-

50) Schwindt, H.-D./Fetchenhauer, D./ Ahlborn, W./Weiß, R.: „Kriminalitätsphänomene im Langzeitvergleich am Beispiel einer deutschen Großstadt. Bochum 1975 – 1998“, Wiesbaden 2001, 
S. 140, Übersicht 42.

51) Kury, H.: „Das Dunkelfeld der Kriminalität“, Kriminalistik 2001, S. 74 ff.
52) Manche Kriminologen gehen von jährlich 50 Mill. Taten und mehr aus, darunter allerdings überwiegend Bagatellen, denen etwa 7 Mill. bekannt gewordene Taten gegenüberstehen (siehe 

Kreuzer, A.: „Kriminologische Dunkelfeldforschung“ in Neue Zeitschrift für Strafrecht – NStZ, 1994, S. 10).
53) Siehe Fußnote 5, S. 14 f.
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Schaubild 1

Gewaltkriminalität im Dunkelfeld und polizeilich registrierte Gewaltkriminalität in den Vereinigten Staaten
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1) Total violent crime: Anzahl der von der Polizei registrierten Morde sowie Anzahl der Vergewaltigungen, Raubüberfälle und schwerer Körperverletzungen aus der "victimisation survey"
(Haushaltsbefragung zu Opfern von Straftaten), unabhängig von einer polizeilichen Anzeige. – 2) Crimes recorded by the police: Anzahl der Morde, Vergewaltigungen, Raubüberfälle und
schwerer Körperverletzungen, soweit sie in den Uniform Crime Reports (standardisierte Kriminalitätsberichte) des FBI enthalten sind, ohne Raubüberfälle auf Geschäfte/Firmen/Banken
sowie ohne Kriminalität mit Opfern unter 12 Jahren.

Quelle: Bureau of Justice Statistics, U.S. Department of Justice: Key Crime & Justice Facts at a Glance (veröffentlicht unter http://www.ojp.usdoj.gov/bjs/glance/cv2.htm).
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sagen. Gemessen wird auch in Dunkelfeldforschungen 
nicht die „Kriminalitätswirklichkeit“, sondern immer nur 
die Selbstbeurteilung und Selbstauskunft der Befragten in 
einer vorstrukturierten Befragungssituation. Erfasst wird, 
wie Befragte bestimmte Handlungen definieren, bewerten, 
kategorisieren, sich daran erinnern und bereit sind, darüber 
Auskunft zu geben. Dunkelfeldforschungen sind deshalb 
kein Ersatz für Kriminalstatistiken, sie sind aber eine not-
wendige Ergänzung der Kriminalstatistiken, um – jedenfalls 
für Teilbereiche – die stattfindenden Selektionsprozesse 
insbesondere hinsichtlich der Anzeige erkennen, quantita-
tiv einordnen und in ihrer Bedeutung für das kriminalstatis-
tische Bild bewerten zu können.

4 Aussagemöglichkeiten und 
-grenzen der Kriminalstatistiken

Die Kriminalstatistiken sind in erster Linie Tätigkeitsnach-
weise, die Aufschluss über die in den einzelnen Abschnit-
ten des Strafverfahrens stattfindenden Registrierungs-, 
Definitions- und Ausfilterungsprozesse geben. Erst in zwei-
ter Linie sind sie „ein ‚Indiz für die Erschließung von Wirk-
lichkeit‘, neben einer Menge weiterer Indizien, die man mit 
in das nicht durch die Daten selber determinierte Kalkül ein-
beziehen muss.“54)

Kriminalstatistiken sind deshalb aber alles andere als 
bedeutungslos. So gibt zum Beispiel die PKS ein umfassen-
des Bild von der Gesamtheit der Ereignisse, durch die die 
Bürgerinnen und Bürger sich beschwert oder gefährdet füh-
len und derentwegen sie deshalb Anzeige erstattet haben. 
Die zeitnahe und räumlich differenzierte Aufbereitung die-
ser Daten gibt wichtige Anhaltspunkte für die örtliche wie 
überörtliche Planung präventiver und repressiver Maßnah-
men und für die Erfassung von Entwicklungen, die für die 
Sicherheit und das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung rele-
vant sind. Die Bedeutung einer differenzierten und aussa-
gekräftigen PKS sowohl für praktische als auch für wissen-
schaftliche Zwecke ist unbestritten, ihre Fortentwicklung 
– insbesondere auch hinsichtlich weiterer Daten zur Opfer-
gefährdung – wünschenswert. Entsprechendes gilt für die 
Strafrechtspflegestatistiken, die, wie zum Beispiel die Straf-
verfolgungsstatistik, insbesondere über Art und Höhe der 
verhängten strafrechtlichen Reaktionen informiert. Ein gut 
ausgebautes System von Kriminalstatistiken ist sowohl als 
Erkenntnismittel als auch als Planungs- und Kontrollinstru-

ment unverzichtbar.55) Dies soll im Folgenden am Beispiel 
der Gewaltkriminalität exemplarisch gezeigt werden.

– Die Wahrnehmung von Kriminalität, ihrer Quantität 
wie Qualität, wird in weiten Teilen der Öffentlichkeit 
bestimmt durch Berichte in den Massenmedien über 
spektakuläre, dramatische Einzelfälle. Hierdurch wird 
der Annahme Vorschub geleistet, Schwerkriminalität 
habe deutlich zugenommen. Richtig ist zwar, dass die 
polizeilich registrierte Kriminalität gestiegen ist; dieser 
Anstieg beruht aber nicht auf schweren Gewaltdelikten, 
sondern weitaus überwiegend auf Eigentums- und Ver-
mögensdelikten. Von den 2001 in der Bundesrepublik 
registrierten 6 363 865 Fällen (ohne Staatsschutz- und 
Verkehrsdelikte) entfiel knapp die Hälfte auf Diebstahls-
delikte (46,7%), darunter jeweils nahezu hälftig auf ein-
fachen und auf Diebstahl unter erschwerenden Umstän-
den. Zusammen mit Betrug (12,5%), Sachbeschädigung 
(11,3%) und Unterschlagung (1,4%) machten diese 
Delikte insgesamt 71,9% der gesamten polizeilich regis-
trierten Kriminalität aus. Dementsprechend wurde und 
wird die Zunahme der polizeilich registrierten Kriminali-
tät vor allem von den Eigentums- und Vermögensdelikten 
bestimmt, auf die zwischen 1963 und 1997 jährlich 75% 
oder mehr aller registrierten Straftaten entfielen. Erst in 
den letzten Jahren ging dieser Anteil zurück, u. a. wegen 
der Zunahme der Rauschgift- und der Computerkrimina-
lität.

– Auf die im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses ste-
hende Gewaltkriminalität56) entfielen im Jahr 2001 
3,0%57); das heißt hierbei handelt es sich nicht um ein 
quantitatives, sondern um ein qualitatives Problem, 
denn gewogen ergibt sich ein anderes Bild als gezählt. 
Numerisch zählt in der Statistik ein Mord ebenso viel 
wie ein Ladendiebstahl. Schwere Gewaltformen sind 
sehr selten. Auf Vergewaltigung und sexuelle Nötigung 
entfielen im Jahr 2001 4,2%, auf Mord/Totschlag 1,4% 
aller Gewaltdelikte. Zu 94,2% bestand Gewaltkrimina-
lität im Sinne der PKS aus den beiden Deliktgruppen 
„gefährliche und schwere Körperverletzung“ (63,9%) 
sowie aus „Raub, räuberische Erpressung und räuberi-
scher Angriff auf Kraftfahrer“ (30,3%). Auf diese beiden 
Deliktgruppen geht auch die Zunahme polizeilich regis-
trierter „Gewaltkriminalität“ zurück (siehe Schaubild 2).
Andere Kriminalitätsformen, insbesondere Mord/Tot-
schlag, blieben – jeweils gemessen in Häufigkeitszah-
len, also bezogen auf 100 000 Einwohner – seit Anfang 

54) Kerner, H.-J.: „Kriminalstatistik“ in Kaiser, G./Kerner, H.-J./Sack, F./Schellhoss, H. (Hrsg.): „Kleines Kriminologisches Wörterbuch“, Heidelberg, 3. Auflage, 1993, S. 300.
55) Siehe Fußnote 47.
56) In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) werden seit 1983 folgende Straftaten bzw. -gruppen zum Oberbegriff „Gewaltkriminalität“ zusammengefasst (Stand nach In-Kraft-Treten des

6. StrRG):
  – Mord (§ 211 StGB), 
  – Totschlag und Tötung auf Verlangen (§§ 212, 213, 216 StGB), 
  – Vergewaltigung und sexuelle Nötigung (§ 177 Abs. 2, 3 und 4, § 178 StGB), 
  – Raub, räuberische Erpressung und räuberischer Angriff auf Kraftfahrer (§§ 249-252, 255, 316 a StGB), 
  – Körperverletzung mit Todesfolge (§§ 227, 231 StGB), 
  – Gefährliche und schwere Körperverletzung (§§ 224, 226, 231 StGB), 
  – Erpresserischer Menschenraub (§ 239 a StGB), 
  – Geiselnahme (§ 239 b StGB), 
  – Angriff auf den Luftverkehr (§ 316 c StGB).
57) Der im Berichtsjahr 2001 auf Gewaltkriminalität entfallende Anteil wäre deutlich höher, würden nicht nur, wie derzeit, schwere Gewaltdelikte erfasst, sondern auch die (regelmäßig) min-

der schweren Formen, wie einfache Körperverletzung (4,3%), Sachbeschädigung (11,3%), Nötigung (0,6%) oder Freiheitsberaubung (0,1%), wobei freilich die Tatbestandsverwirklichung 
dieser Delikte, insbesondere bei der Sachbeschädigung, nicht notwendigerweise die Anwendung von Gewalt voraussetzt.
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der 1980er-Jahre konstant oder entwickelten sich, wie 
Vergewaltigung, rückläufig.58) Auch die Häufigkeitszahl 
der Sexualmorde an Kindern ist in diesem Zeitraum nicht 
angestiegen, sondern war rückläufig. In den letzten zehn 
Jahren wurden in der Bundesrepublik durchschnittlich 
3,4 Fälle des vollendeten Mordes aus sexuellen Moti-
ven an Kindern gezählt. Soweit die kriminalstatistischen 
Daten überhaupt vergleichbar sind, zeigt sich, dass unter 
den europäischen Staaten Deutschland sowohl bei voll-
endeten als auch bei versuchten Tötungsdelikten im 
unteren bzw., hinsichtlich der Vergewaltigung59), im mitt-
leren Bereich liegt.60)

– Gewaltkriminalität im Sinne der PKS besteht also zu 
knapp zwei Dritteln aus „gefährlicher und schwerer Kör-
perverletzung“, einer Deliktgruppe mit einer relativ gro-
ßen Bandbreite der Deliktschwere, die von jugendtypi-
schen Raufhändeln bis hin zu schweren Gewaltformen 
reichen kann. Diese Bandbreite lassen die kriminalsta-
tistischen Daten nicht erkennen, in denen noch nicht ein-
mal die verschiedenen tatbestandlichen Modalitäten dif-
ferenziert ausgewiesen werden. Lediglich für die zweite 
quantitativ bedeutsame Deliktgruppe, für den Raub, bie-

ten die Angaben zum Schaden einen groben Indikator 
der Schadensschwere. Danach handelt es sich bei Raub-
delikten überwiegend um Kleinräubereien: Bei 33,0% 
sämtlicher vollendeter Raubdelikte wurden im Jahr 2001 
bis zu 100 DM erbeutet, bei weiteren 47,6% zwischen 
100 und 1 000 DM.61)

– Das Bild polizeilich registrierter Gewaltkriminalität spie-
gelt in hohem Maße Änderungen in der Aufmerksam-
keit für und in der Sensibilisierung gegen Gewalt wider. 
Gleichwohl sind auch heute nicht alle Formen der Gewalt 
gleichermaßen im Blickfeld der Polizei. Bekannt wird ihr 
vor allem die im öffentlichen Raum stattfindende Gewalt-
kriminalität; hierbei handelt es sich typischerweise um 
Gewalttaten junger Menschen. Zahlreiche Gewalttaten 
im familiären Bereich (Kindesmisshandlung, Gewalt in 
der Familie) und in bestimmten Gruppen (Rotlichtmilieu, 
organisierte Kriminalität) werden eher selten bekannt. In 
der öffentlichen Meinung herrscht deshalb die Vorstel-
lung vor, vor allem junge Menschen seien „die“ Gewalttä-
ter. „Unter Berücksichtigung auch der familiären Gewalt 
sind junge Menschen sogar weitaus häufiger Gewaltop-
fer als Gewalttäter.“62)
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Schaubild 2

Entwicklung der Häufigkeitszahl polizeilich registrierter Gewaltkriminalität
Früheres Bundesgebiet1)
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Körperverletzung

Raub, räuberische
Erpressung

Vergewaltigung2)
Mord, Totschlag,
Körperverletzung
mit Todesfolge

1) Ab 1991 einschl. Berlin-Ost.– 2) Durch gesetzliche Änderungen (insbesondere 1998) Vergleichbarkeit mit Vorjahren eingeschränkt.– 3) Änderung der Erfassung.– -4) Sonderent
wicklung in Berlin-West.– 5) Durch Erfassungsfehler überhöht.

Quelle: Bundeskriminalamt (Hrsg.): Polizeiliche Kriminalstatistik 1963 bis 2002 (Sonderauswertung ab 1991 für die alten Länder; Berechnung der Häufigkeitszahlen durch Verfasser).

58) Siehe Fußnote 5, S. 47 ff. Wegen der Änderung von § 177 durch das 33. StrÄndG vom 1. Juli 1997 und das 6. StrRG vom 26. Januar 1998 ist bei Vergewaltigung ein Vergleich mit den Vor-
jahren freilich nur noch eingeschränkt möglich.

59) Besonders bei diesem Delikt sind freilich die im internationalen Vergleich beachtlichen Unterschiede sowohl in der strafrechtlichen Definition als auch der Anzeigewahrscheinlichkeit zu 
beachten, siehe European Sourcebook of Crime and Criminal Justice, 2000, S. 35 f.

60) Siehe Fußnote 5, S. 3, unter Hinweis auf das European Sourcebook of Crime and Criminal Justice, 2000. Siehe zuletzt auch Home Office (Hrsg.): “Home Office Statistical Bulletin”, Inter-
national comparisons of criminal justice statistics 2000, Issue 05/2002.

61) Siehe Fußnote 45, Tabelle 07.
62) Siehe Fußnote 5, S. 2.
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– Aus der Zunahme polizeilich registrierter Fälle kann nur 
unter der Annahme, alle übrigen Faktoren seien kon-
stant geblieben, auf eine entsprechende Entwicklung der 
„Kriminalitätswirklichkeit“ geschlossen werden. Diese 
Annahme ist indes im Allgemeinen wenig, im Besonde-
ren der Gewaltkriminalität keinesfalls begründet. Die 
erwähnten Bochumer Dunkelfeldstudien deuten darauf 
hin, dass die Zunahme polizeilich registrierter Körper-
verletzungsdelikte in Bochum weitaus überwiegend auf 
einer bloßen Veränderung der Anzeigebereitschaft beru-
hen. Aktenanalysen, die sowohl vom Kriminologischen 
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) als auch von der 
Kriminologischen Forschungsgruppe der Bayerischen 
Polizei (KFG) im Bayerischen Landeskriminalamt durch-
geführt worden sind, belegen, dass in den letzten Jahren 
offenbar vermehrt „minder schwere“ Fälle angezeigt und 
registriert worden sind.63)

– Polizeilich registrierte – und als solche definierte – 
Gewaltkriminalität stellt nur die erste Stufe eines mehr-
stufigen Prozesses der Ausfilterung und der Bewer-
tungsänderung dar. Auf 100 polizeilich ermittelte Tat-
verdächtige kommen – im Schnitt – rund 30 Verurteilte. 
Diese Größenordnung gilt auch für Schwerkriminalität, 
insbesondere für Gewaltkriminalität, wobei hier nicht so 
sehr die Ausfilterung als vielmehr die Bewertungsände-
rung bedeutsam ist.64) Die Erfassung in der PKS tendiert 
zur Überschätzung, und zwar sowohl hinsichtlich der Zahl 
der „Taten“ und der „Tatverdächtigen“ als auch hinsicht-
lich der Schwere des Sachverhalts, das heißt im Zweifel 
wird der als schwerer zu beurteilende Sachverhalt ange-
nommen (Überbewertungstendenz).65) Diese Überbewer-
tung wird, wenn sie im weiteren Fortgang des Verfahrens 
korrigiert wird, im statistischen Ausweis der PKS nicht 
zurückgenommen. Insbesondere bei schweren Delikten 
findet häufig eine Umdefinition im weiteren Verfahrens-
gang statt, und zwar regelmäßig ein „Herunterdefinie-
ren“. Das Ausmaß und die Art dieser Umdefinition las-
sen freilich die gegenwärtigen Kriminalstatistiken nicht 
erkennen. Aus Aktenanalysen sind aber die Größen-
ordnungen bekannt. Bei – nach polizeilicher Ausgangs-
definition – vorsätzlichen Tötungsdelikten stellte zum 
Beispiel Steitz bei einer Analyse von 250 Strafverfahren 
wegen vorsätzlicher Tötungsdelikte des Jahres 1971 fest, 
dass es nur in 34% auch zu einer entsprechenden Verur-
teilung kam. Ein Teil dieser Ausfilterung beruhte darauf, 
dass wegen anderer Delikte verurteilt wurde; im Unter-
suchungsgut von Steitz erfolgte immerhin in jedem vier-
ten Fall eine Umdefinition zu einem anderen, nicht vor-
sätzlichen Tötungsdelikt (siehe Schaubild 3).

 Diese Prozesse der Bewertungsänderung sind über die 
Zeit hinweg nicht konstant. Wie der Vergleich von Tat-
verdächtigen- (TVBZ) und Verurteiltenbelastungszahlen 

(VBZ) zeigt, entwickelten sich diese im letzten Jahr-
zehnt zunehmend auseinander. 1984 kamen zum Bei-
spiel auf einen wegen Raubes/Erpressung verurteilten 
Jugendlichen 2,1 Tatverdächtige, 2000 dagegen 3,0, das 
heißt die polizeiliche Verdachtsschöpfung setzte sich 
im Zeitverlauf in abnehmendem Maße durch.66) Diese 
Auseinanderentwicklung ist bei Eigentumsdelikten mit 
dem vermehrten Gebrauch der Diversionsmöglichkei-
ten des Jugendstrafrechts zu erklären. Bei den gravie-
renden Deliktsformen, insbesondere bei Gewaltkrimi-
nalität, dürfte dies freilich keine hinreichende Erklärung 
sein. Bei ihrer Auswertung der Ermittlungs- und Strafak-
ten der 1989 und 1998 in München wegen Gewaltkrimi-
nalität registrierten Heranwachsenden und Jungerwach-
senen stellte die KFG fest, dass nicht, wie erwartet, der 
Anteil der Opportunitätseinstellungen angestiegen ist, 
sondern vor allem der Anteil der mangels hinreichen-

63) Siehe Pfeiffer, C./Delzer, I./Enzmann, D./Wetzels, P.: „Ausgrenzung, Gewalt und Kriminalität im Leben junger Menschen“ in Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichts-
hilfen e. V. (DVJJ) (Hrsg.): „Kinder und Jugendliche als Opfer und Täter“, Mönchengladbach, 1999, S. 94 ff.; Elsner, E./Molnar, H.-J.: „Kriminalität Heranwachsender und Jungerwachsener in 
München“, 2001, S. 178 f.

64) Siehe Heinz, W.: „Strafrechtliche Reaktion auf Schwerkriminalität“, Recht & Psychiatrie, Ausgabe 20, 2002, S. 97 ff.
65) Siehe Heinz, W.: „Gewaltkriminalität in Deutschland“ mit weiteren Literaturhinweisen in Festschrift für Alexander Böhm, Berlin/New York, 1999, S. 730 ff.
66) Siehe Heinz, W.: „Kriminalität der Deutschen nach Alter und Geschlecht – Entwicklung und Struktur im Spiegel von Polizeilicher Kriminalstatistik und Strafverfolgungsstatistik“ mit weite-

ren Literaturhinweisen (www.uni-konstanz.de/rtf/kik/deutsche.htm).
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Schaubild 3

Auslese und Bewertungsverschiebung bei
vorsätzlichen Tötungsdelikten

1) Anteile bezogen auf die er Delikte.jeweilige Gesamtzahl d

Quelle: Steitz : Probleme Verlaufsstatistik , Juristische Dissertation,, D. „ ”der
-Tübingen 1993, S. 111, Tabelle 3a (Zusammenstellung und Berech

nungen durch Verfasser).
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den Tatverdachts gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestell-
ten Ermittlungsverfahren.67) Dieser Befund kann dahin-
gehend interpretiert werden, dass vermehrt nicht nur 
minder schwere, sondern vor allem solche Vorfälle ange-
zeigt werden, bei denen zwar die Tatbeteiligten bekannt, 
aber der Tathergang unklar bleibt. Der Befund lässt frei-
lich auch die Interpretation zu, dass es zu einer Änderung 
der polizeilichen Verdachtsschöpfung und Bewertung 
gekommen ist. Welche dieser beiden Erklärungsmöglich-
keiten zutrifft, ist derzeit noch offen.

Die vergleichende Einordnung und Bewertung einzelner Kri-
minalitätsphänomene setzt voraus, dass die Struktur des 
gesamten Kriminalitätsaufkommens im zeitlichen Längs- 
und im regionalen Querschnitt bekannt ist. Diese Informa-
tionen können nur Kriminalstatistiken vermitteln. Freilich 
bedarf es, vor allem wenn es um den zeitlichen Längs-
schnitt geht, der Kontrolle durch statistikbegleitende Dun-
kelfeldforschung. Da es sich bei Hellfelddaten um Daten 
handelt, die an einzelnen Messpunkten eines mehrstufi-
gen Ausfilterungs- und Bewertungsprozesses erhoben wer-
den, genügt ferner nur ein Messdatum nicht. Erforderlich ist 
vielmehr, die unterschiedlichen Ausfilterungen und Bewer-
tungen – einschließlich der abschließenden justiziellen 
Bewertung – durch Berücksichtigung sämtlicher relevanter 
Informationen abzubilden, um Überschätzungen und Über-
bewertungen möglichst zu vermeiden.

5 Derzeitige Defizite des Systems 
der Kriminalstatistiken in der 
Bundesrepublik Deutschland

Dass die Nutzergruppen einer Statistik verschiedene und 
unterschiedlich weit reichende Informationsbedürfnisse 
haben, ist verständlich. Wie jede Datensammlung, die kon-
tinuierlich nach einheitlichen Kriterien erfolgen soll und mit 
vertretbarem Aufwand durchführbar bleiben muss, so kön-
nen auch die Kriminalstatistiken nicht jede gewünschte 
Information enthalten. Dies gilt nicht nur hinsichtlich der 
Kriminalität, sondern auch hinsichtlich der Informationen 
über die strafrechtliche Reaktion hierauf.

Die Feststellung eines Reformerfordernisses bezüglich der 
Kriminalstatistiken ist abhängig von der vorherigen Festle-
gung des Erkenntnisinteresses. Derartige Interessen stehen 
nicht ein für alle Mal fest; das sich wandelnde Verständnis 
von Kriminalität und sozialer Kontrolle führt auch zu ver-
änderten Anschauungen über Aufgaben und Ziele der Kri-
minalstatistiken. In den letzten Jahrzehnten sind Reform-
anforderungen vor allem aus zwei Richtungen an die 
Kriminalstatistiken herangetragen worden:

– In dem Maße, in dem deutlich wurde, dass registrierte 
Kriminalität ein Struktur und Intensität der sozialen Kon-

trolle widerspiegelnder Sachverhalt ist, sollten die Krimi-
nalstatistiken Beobachtung und Analyse des gesamten 
Systems strafrechtlicher Verbrechenskontrolle ermög-
lichen.

– Folgenorientierte Kriminalpolitik benötigt Informationen 
über die Umsetzung der gesetzgeberischen Maßnah-
men, insbesondere der zur Verfügung gestellten Sank-
tionsmöglichkeiten, über ihre Wirkungen und über ihre 
– auch unbeabsichtigten – Nebenfolgen.

Unter beiden Gesichtspunkten erscheinen die derzeiti-
gen Kriminalstatistiken defizitär. Die möglichen Aussagen 
bleiben hinter dem, was im Rahmen einer Massenstatistik 
möglich und für kriminalpolitische Informationen erforder-
lich ist, zurück. Die statistischen Ergebnisse sind unterein-
ander nur begrenzt vergleichbar und damit gegenseitig nur 
wenig kontrollierbar. Die Defizite liegen vor allem in folgen-
den Bereichen:68)

Fehlende rechtliche Sicherung der Erhebung und Aufberei-
tung der statistischen Daten

– Die Kriminalstatistiken sind koordinierte Länderstatis-
tiken, die durch aufeinander abgestimmte, überein-
stimmende Erlasse der Innenministerien bzw. der Lan-
desjustizverwaltungen eingeführt worden sind. Eine 
(bundes-)gesetzliche Grundlage fehlt.

– Infolge der fehlenden (bundes-)gesetzlichen Grund-
lage ist, wie die Beispiele Hamburgs hinsichtlich der
in diesem Land seit Jahren nicht mehr geführten BewH-
Statistik sowie einiger der neuen Länder hinsichtlich der 
StVStat und der BewH-Statistik zeigen, die Durchfüh-
rung dieser Statistiken auf Landesebene nicht gewähr-
leistet; damit fehlt eine sichere Grundlage für die Ermitt-
lung von Bundesergebnissen. Die Bereitstellung von 
Bundesergebnissen ist abhängig von der Zulieferung 
durch die Länder, sie ist auch abhängig davon, welche 
Erhebungsmerkmale die Länder in die Erhebung aufzu-
nehmen bereit und willens sind. Ein weiterer Nachteil 
besteht darin, dass weder dem Bundeskriminalamt noch 
dem Statistischen Bundesamt Einzeldatensätze übermit-
telt werden mit der Folge, dass die Auswertungsmöglich-
keiten dieser Stellen auf die festen Tabellenprogramme 
begrenzt sind und eine optimale Nutzung des Datenma-
terials für kriminalpolitische Zwecke nicht möglich ist.

Lücken der Kriminalstatistiken in regionaler und in inhaltli-
cher Hinsicht

– Mehr als ein Jahrzehnt nach Herstellung der deutschen 
Einheit werden die StVStat69) und die BewH-Statistik70)
noch nicht in allen neuen Ländern geführt.

– Die Kriminalstatistiken beschränken sich auf die Erfas-
sung von Verbrechen oder Vergehen, wobei in der PKS 

67) Siehe Elsner, E./Molnar, H.-J., Fußnote 63, S. 152, Tabelle 29.
68) Siehe Heinz, Fußnote 47 sowie Fußnote 5, S. 33 ff.
69) Die StVStat wurde in Sachsen zum 1. Januar 1992, in Brandenburg zum 1. Januar 1994 und in Thüringen zum 1. Januar 1997 eingeführt; ab 1. Januar 2001 wurde auch in Mecklenburg-Vor-

pommern mit der Führung der StVStat begonnen. Das Statistische Bundesamt veröffentlicht deshalb, von einigen Eckwerten (seit 1997) abgesehen, die Ergebnisse der StVStat lediglich für 
die alten Länder einschl. Berlin.

70) Ergebnisse der BewH-Statistik konnten vom Statistischen Bundesamt seit 1993 lediglich für Brandenburg, seit 1995 auch für Mecklenburg-Vorpommern nachgewiesen werden.
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nur ein Teil der Vergehen erfasst wird: Seit 1963 nicht 
mehr erfasst werden die Straftaten im Straßenverkehr, 
auf die ein knappes Drittel aller Vergehen in der StVStat 
entfallen; nicht erfasst werden ferner die Vergehen, die 
nicht von der Polizei abschließend bearbeitet werden, 
also insbesondere die Steuerdelikte. Ordnungswidrigkei-
ten werden in der PKS grundsätzlich nicht, in den Straf-
rechtspflegestatistiken im engeren Sinn nur ausnahms-
weise und lediglich summarisch erfasst.71) Die Ermittlung 
von Umfang, Struktur und Entwicklung wirtschaftskrimi-
nellen Verhaltens (im weiteren Sinn), also von Delikts-
bereichen mit zum Teil außerordentlich hoher Sozial-
schädlichkeit und mit einer erheblichen Zahl tatsächlich 
Geschädigter, ist deshalb nur unvollständig möglich, weil 
qualitativ wie quantitativ bedeutsame Teile des deut-
schen Wirtschaftsstrafrechts als Ordnungswidrigkeiten 
ausgestaltet sind.

Eingeschränkte Vergleichbarkeit und unzulängliche gegen-
seitige Kontrolle der Daten der Kriminalstatistiken

– Es ist nicht möglich, aufgrund der verfügbaren Statistiken
für eine Delikt- oder Tätergruppe den Gang des Strafver-
fahrens von der Einleitung des Ermittlungsverfahrens 
über Verurteilung und Vollstreckung bis hin zum Vollzug 
zu beschreiben. Die Daten für die einzelnen Statistiken 
werden jeweils getrennt erhoben, die statistischen Mas-
sen sind nicht miteinander verbunden. Die schon wieder-
holt erhobene Forderung nach einer Verlaufsstatistik, in 
der die Bestandsmassen in aufeinander folgenden Zeit-
punkten durch die Zugänge zu, die Abgänge von und die 
Bewegungen zwischen den einzelnen Merkmalsausprä-
gungen während des jeweiligen Berichtszeitraumes mit-
einander verknüpft werden, ist schon wegen der in Fällen 
der Schwerkriminalität zum Teil sehr langen Verfahrens-
dauer bis Rechtskrafteintritt kaum als periodische Statis-
tik zu realisieren. Denkbar ist hingegen, die Daten zum 
Delikt, zur Art der Erledigung sowie zur Person in (mit-
tels kryptographischer Verschlüsselungsverfahren) ano-
nymisierter, jedoch personenbezogen zuordenbarer 
Weise zu speichern, sodass für ausgewählte Fragestel-
lungen verlaufsstatistische Analysen möglich wären, wie 
sie im europäischen Ausland – etwa Schweden, Öster-
reich, Schweiz – regelmäßig durchgeführt werden und 
eine wichtige Informationsquelle darstellen. Hierfür 
könnte von den Datenbeständen des zentralen staatsan-
waltschaftlichen Verfahrensregisters (§ 492 StPO) aus-
gegangen werden. Sofern diese Daten in einer geson-
derten Statistik-Datenbank anonymisiert (aber mit der 
Möglichkeit der personenbezogenen Zuordnung) gespei-
chert werden, wären verlaufsstatistische Analysen, wie 
in Schaubild 3 dargestellt, möglich.

– Die fehlende Vergleichbarkeit hat zum Beispiel zur Folge, 
dass es statistisch nicht möglich ist zu erkennen, in 
welchem Maße aus Sicht von Staatsanwaltschaft oder 
Gericht tatsächlich eine „Überbewertung“ der Gewalt-
kriminalität seitens der Polizei vorliegt. Analysen zur 
Gewaltkriminalität junger Menschen haben beispiels-
weise gezeigt, dass Tatverdächtigenbelastungszahlen 
(TVBZ) und Verurteilungsbelastungszahlen (VBZ) bei 
„Gewaltkriminalität“ nicht parallel verlaufen, sondern 
sich die Schere zwischen ihnen – seitdem die polizei-
lich registrierte Gewaltkriminalität seit Ende der 1980er-
Jahre deutlich ansteigt – immer weiter öffnet.72)

Unzulängliche Berücksichtigung kriminalpolitisch relevan-
ter Merkmale

– Sämtliche Kriminalstatistiken bauen auf dem Prinzip 
numerischer Häufigkeitszählung auf.73) Die Schwere 
der Taten können sie deshalb nicht oder nur unvollstän-
dig zum Ausdruck bringen; ein Mord zählt soviel wie ein 
Ladendiebstahl.74) Dies bedeutet beispielsweise, dass 
zwar der polizeilich registrierte numerische Anstieg der 
„Gewaltkriminalität“ bekannt ist, aber keine Informati-
onen über die Intensität von Gewalt vorliegen. Es wäre 
deshalb zu prüfen, wie im Rahmen einer Massenstatis-
tik geeignete und aussagekräftige Schwereindizes gebil-
det werden können.75)

– Die Orientierung an strafrechtsdogmatischen Kriterien 
und die Erfassung unter Straftatbeständen leistet gele-
gentlich Fehlurteilen Vorschub. So könnte zum Beispiel 
aus der Tatsache, dass das Tötungsdelikt nicht über das 
Versuchsstadium hinausgelangt ist, der Schluss auf min-
dere Schwere gezogen werden. Der Versuch des Tötungs-
delikts umfasst aber eine große Bandbreite, angefangen 
von der Verabreichung eines völlig harmlosen Mittels als 
angebliches „Gift“ bis hin zur Zufügung schwerster Ver-
letzungen, die nur dank ärztlicher Kunst nicht zum Tode 
führten. Andererseits kann aus der tatbestandlichen 
Bezeichnung „gefährliche Körperverletzung“ fälschli-
cherweise der Schluss auf eine regelmäßig schwere Tat-
folge gezogen werden.

– Opferdaten und Täter-Opfer-Beziehungen werden bislang
nur unzureichend erfasst. In der PKS werden Opfer und 
Täter-Opfer-Beziehungen nur bei einigen Delikten und 
Deliktgruppen erfasst, namentlich bei Tötungsdelikten, 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, bei 
Rohheitsdelikten, wie Raub, Körperverletzung, sowie bei 
Straftaten gegen die persönliche Freiheit. In der StVStat
werden die Art der Straftat und die Zahl der Opfer ledig-
lich bei Straftaten an Kindern nachgewiesen. Erfasst wer-

71) In der StA-Statistik wird die Geschäftsentwicklung der Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz nachgewiesen. In der StP/OWi-Statistik werden Geschäftsanfall, Einleitungsart, 
Erledigungsart und Hauptverhandlungen in Bußgeldverfahren sowie deren Dauer mitgeteilt.

72) Siehe Heinz, W.: „Jugendkriminalität zwischen Verharmlosung und Dramatisierung“, DVJJ-Journal 8, 3/1997 sowie ders., Fußnote 66.
73) Zwar wird seit 1971 in der PKS bei bestimmten Delikten der Geldwert des rechtswidrig erlangten Gutes („Schaden“) ausgewiesen, das feste Tabellenprogramm erlaubt aber keine Ver-

knüpfung mit der Tatverdächtigenzählung: Bei den unter Schweregesichtspunkten besonders relevanten Deliktsgruppen, insbesondere der Gewaltkriminalität, werden derzeit (noch) keine 
Daten erhoben (zum Beispiel Ausmaß der Verletzung), die als Schwereindikator dienen könnten (zur Kritik siehe zuletzt Hauf, C.-J.: „Probleme bei der Messung von Kriminalität“, Krimina-
listik 1995, S. 89 ff.). Die StVStat ist wegen des Opportunitätsprinzips, von dem im Zeitverlauf vermehrt Gebrauch gemacht wurde, zu schwereren Straftaten hin verschoben, sodass die 
Indikatoren Sanktionsart und -höhe (jedenfalls im Zeitreihenvergleich) ebenfalls fraglich sind.

74) Zur Entwicklung eines Gewichtungsmaßes für Deutschland siehe Fußnote 6. Vorbehalte gegen die praktische Realisierbarkeit im Rahmen von Massenstatistiken finden sich bei Dörmann, 
U.: „Dunkelfeldforschung und andere Methoden der Sozialforschung als Mittel zur Messung und Bewertung von Kriminalität“ in Polizei-Führungsakademie, 1990, S. 56.

75) In Opferbefragungen ist es “state of the art”, nach der Schwere der Verletzung zu fragen, zum Beispiel ob eine ambulante oder stationäre Behandlung erforderlich war, ob das Opfer für eine 
gewisse Zeit arbeitsunfähig krank war usw.
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den in der PKS Alter und Geschlecht der Opfer; über die 
Nationalität fehlen Informationen. Es ist deshalb nicht 
möglich anhand der PKS festzustellen, inwiefern Zuwan-
derer Opfer von Straftaten waren.

– Von allen Ermittlungsverfahren gegen bekannte Tat-
verdächtige wird weniger als ein Drittel an das Gericht 
durch Anklage oder durch Antrag auf Erlass eines Straf-
befehls weitergegeben. Die weit überwiegende Zahl der 
Ermittlungsverfahren wird von der Staatsanwaltschaft 
ohne Einschaltung des Gerichts erledigt. Über die die-
sen Verfahren zugrunde liegenden Straftaten informiert 
die StA-Statistik so gut wie nicht.76) Entscheidungsrele-
vante Merkmale, wie zum Beispiel Art der Straftat, Alter, 
Geschlecht, Staatsangehörigkeit der Beschuldigten, 
werden nicht nachgewiesen. Die Tätigkeit der Staats-
anwaltschaft, die inzwischen nahezu so viel Verfahren 
aus Opportunitätsgründen einstellt wie sie zur Anklage
(einschl. Strafbefehlsantrag) bringt, verbleibt in einem 
statistischen „Graufeld“.

– In der StVStat werden Art und Höhe bzw. Dauer der ver-
hängten Sanktionen relativ differenziert bei freiheitsent-
ziehenden Strafen erfasst; die Vollständigkeit und Diffe-
renziertheit der Erfassung nimmt jedoch deutlich ab, je 
eingriffsschwächer die Sanktion ist. Dies führt – in krimi-
nalpolitischer Hinsicht – bis zu partieller Blindheit, wie 
folgende Beispiele zeigen:

– Über die Umsetzung moderner kriminalpolitischer 
Strömungen, wie Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) oder 
Diversion, kennen wir entweder nur die Größenord-
nungen (Diversion) oder, wie hinsichtlich des TOA, 
derzeit noch nicht einmal diese. Über die Häufigkeit, 
in der im Jugendstrafrecht zum Beispiel eine Arbeits- 
oder eine Betreuungsweisung oder ein sozialer Trai-
ningskurs angeordnet wird, geht aus keiner Statistik 
etwas hervor.77) Erst recht sind natürlich die Täter- 
bzw. Tatengruppen, auf die diese Sanktionen ange-
wendet werden, völlig unbekannt.

 Werden auch Diversionsentscheidungen (§§ 45, 47 JGG, 
§§ 153, 153 a, 153 b StPO, §§ 31 a, 37, 38 Abs. 2 BtMG) 
berücksichtigt, dann ist für rund zwei Drittel aller Sankti-
onen nach Jugendstrafrecht und für mehr als jede zweite 
Sanktion nach allgemeinem Strafrecht aufgrund der 
Strafrechtspflegestatistiken so gut wie nichts bekannt.

– Die genaue Zahl der Personen, die Ersatzfreiheits-
strafen verbüßen, ist ebenso wenig bekannt wie 
die genaue Quote der Geldstrafen, bei denen es 
zu Vollstreckungsmaßnahmen gekommen ist. Erst 
recht unbekannt ist, wie häufig es zur Abwendung 

von Ersatzfreiheitsstrafen durch die Ableistung von 
gemeinnütziger Arbeit gekommen ist.

– Weder Zahl noch Quote der Widerrufe bzw. Straf-
erlasse nach Strafaussetzung zur Bewährung sind 
bekannt. Die aus der Bewährungshilfe-Statistik 
ableitbare Widerrufsquote bezieht sich lediglich auf 
die Fälle der Unterstellung unter einen hauptamtli-
chen Bewährungshelfer.

– In den derzeit geführten Statistiken werden lediglich 
einige wenige Angaben zu Vorbestrafungen erfasst; rück-
fallstatistische Informationen fehlen. Die gegenwärtig 
durchgeführte Machbarkeitsstudie auf der Grundlage 
der Daten des Bundeszentralregisters könnte freilich 
der Beginn einer künftigen periodischen Rückfallstatistik 
sein.78)

Informationsverluste durch Art der Erhebung, der Aufberei-
tung und der Dauer der Speicherung

– Die Informationen werden überwiegend in geschlos-
senen Kategorien (zum Beispiel Freiheitsstrafe „bis 
unter 6 Monaten“, „mehr als 5 Jahre bis einschließ-
lich 10 Jahre“, „mehr als 10 Jahre bis einschließlich 
15 Jahre“) erhoben. Die Berechnung einer durchschnitt-
lichen Strafdauer ist damit von vornherein ausgeschlos-
sen. Eine optimale Nutzung des Datenmaterials setzt vor-
aus, dass die Daten nicht in festen Kategorien erhoben 
werden; die Bildung von Kategorien sollte der Auswer-
tung vorbehalten bleiben.

– Nur ein Bruchteil der Auswertungsmöglichkeiten wird 
derzeit durch die Tabellenprogramme ausgeschöpft. Die 
festen Tabellenprogramme erlauben keine Verknüpfung 
der Erhebungsmerkmale (zum Beispiel Tatortgröße, Vor-
strafenbelastung, Schaden, Opfer) mit den Tatverdäch-
tigen bzw. Verurteilten entsprechend den einzelnen 
Altersklassen. Auf Bundesebene verfügen derzeit weder 
das Bundeskriminalamt noch das Statistische Bundes-
amt über Individualdatensätze, die erst derartige weiter-
gehende Auswertungen zuließen.

Erhebungseinheiten und Erfassungsgrundsätze der Statis-
tiken

– Die Erhebungseinheiten der Statistiken stimmen nur 
zum Teil überein:

– Eine Ereignis- bzw. „Fallzählung“ gibt es nur in der 
PKS.

– Personen werden in der PKS („Tatverdächtige“, 
„Opfer“), in der StVStat („Abgeurteilte“, „Verur-
teilte“), in der BewH-Stat („Probanden“) und in der 

76) Gesondert ausgewiesen wurden seit 1986 „besondere Wirtschaftsstrafsachen“ und seit Beginn der Führung der StA-Statistik „Straßenverkehrsstrafsachen“ – allerdings nur für einige Erle-
digungsarten. Ab dem Berichtsjahr 1998 wurden die Nachweise für Sondersachgebiete erweitert. Zu den Einzelheiten siehe Fußnote 12.

77) Seit dem 1. Januar 2000 wird in der StP/OWi-Statistik die Zahl der gerichtlichen Verfahrenseinstellungen nach § 153a, Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 (TOA) erhoben, seit dem 1. Januar 2001 erfolgt 
über die StA-Statistik eine Erfassung auch der entsprechenden Einstellungen von Ermittlungsverfahren nach TOA. Dabei beschränkt sich die Erfassung in StA- und StP/OWi-Statistik auf 
TOA nach allgemeinem Strafrecht; über die nach Erfahrungsberichten der Praxis anteilsmäßig wesentlich häufigere Anwendung des TOA im Jugendstrafrecht soll – nach derzeitigem Stand – 
auch künftig keine statistische Erfassung erfolgen. Seit dem 1. Januar 2002 wird in der StVStat erhoben, in wie viel Fällen die verfahrensabschließende Entscheidung nach allgemeinem
sowie nach Jugendstrafrecht mit einem Täter-Opfer-Ausgleich verbunden war. Im Endergebnis wird damit die Anwendung des TOA gut und auch nach Delikten differenziert erhoben im Fall 
der Aburteilung. Für die – nach bisherigen Erfahrungen wesentlich häufigere – Anwendung im Ermittlungsverfahren werden nur Summenzahlen zur Verfügung stehen, also keine nach Ein-
zeldelikten gegliederten Ergebnisse, und dies auch nur für den Bereich von § 153a StPO.

78) Siehe hierzu Fußnote 5, S. 446 ff.
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StVollzSt („Gefangene“, „Verwahrte“), ferner in der 
Justizgeschäftsstatistik in Strafsachen und – seit 
1998 – auch in der StA-Statistik gezählt.

– Verfahren werden in der StA-Statistik sowie in der Jus-
tizgeschäftsstatistik in Strafsachen gezählt.

 Für die vergleichende Gegenüberstellung ergibt sich 
hieraus die Notwendigkeit, die unterschiedlichen Erhe-
bungseinheiten möglichst auf eine gemeinsame Grund-
lage „umzurechnen“.79)

– Die Erfassungsgrundsätze der Statistiken stimmen nicht 
überein: In den beiden für die Beurteilung der „Krimina-
lität“ wichtigsten Statistiken weicht die Zählweise der 
Erhebungseinheiten voneinander ab. In der PKS gilt, 
dass ein Tatverdächtiger, werden ihm in einem Ermitt-
lungsverfahren mehrere Fälle verschiedener Straftaten 
zugeordnet, für jede Untergruppe gesondert registriert 
wird, für die entsprechenden übergeordneten Strafta-
tengruppen bzw. für die Gesamtzahl der Straftaten aber 
jeweils nur einmal. In der StVStat wird dagegen – ent-
sprechend dem Prinzip der „Einheit der Person“ – jede 
abgeurteilte Person nur einmal gezählt, es sei denn, ein 
und dieselbe Person wird in verschiedenen Strafverfah-
ren abgeurteilt. Betrifft die Aburteilung verschiedenar-
tige Straftaten, dann erfolgt eine Erfassung bei dem nach 
Art und Maß mit der abstrakt schwersten Strafe bedroh-
ten Delikt. Die der Verurteilung zugrunde liegenden 
Delikte sind deshalb umso ungenauer erfasst, je gerin-
ger die Strafdrohung eines Deliktes ist.

– Speziell für Zeitreihenanalysen ergeben sich Grenzen 
der Aussagemöglichkeiten aus dem Wechsel von Erhe-
bungs- bzw. Aufbereitungskategorien in den einzelnen 
Statistiken. So wurden vor 1963 in der PKS auch Straßen-
verkehrsdelikte miterfasst, die aus der Gesamtzahl der 
registrierten Delikte nicht herausgerechnet werden kön-
nen; zum 1. Januar 1983 wurden die Fall- und die Tatver-
dächtigenzählung geändert.80)

6 Reformerfordernisse hinsichtlich 
des gegenwärtigen Systems 
der Kriminalstatistiken in der 
Bundesrepublik Deutschland

Die Notwendigkeit einer Reform des jetzigen Systems der 
Kriminalstatistiken ist nach alledem unbestreitbar.81) Die 
zentralen Punkte, an denen eine Reform ansetzen muss, 
werden sein:

Kurz- und mittelfristig:

– Schaffung einer bundesgesetzlichen Grundlage für die 
personenbezogenen Strafrechtspflegestatistiken (Straf-
verfolgungsstatistik, Bewährungshilfestatistik), in der 
als Verwendungszweck auch die wissenschaftliche For-
schung gesetzlich anerkannt werden sollte.

– Ergänzung des bisherigen Systems der Kriminalstatisti-
ken durch eine inhaltlich voll ausgebaute Statistik der 
staatsanwaltschaftlichen Entscheidungen und verbes-
serte Vollstreckungs- und Vollzugsstatistiken einschließ-
lich einer Rückfallstatistik.

– Grundsätzliche Überarbeitung sowohl der Einzelstatisti-
ken als auch des Systems amtlicher Kriminalstatistiken 
mit dem Ziel der Schaffung eines Systems aufeinander 
abgestimmter Teilstatistiken (PKS, StA-Statistik, StVStat, 
Strafvollstreckungs- und StVollz-Statistik).

– Größere Flexibilität der Datenerhebung durch Diffe-
renzierung in einen fortlaufend zu erhebenden Grund-
datenbestand82) und in Zusatzdaten, die für bestimmte 
Regionen und/oder Zeiträume erhoben werden und der 
Klärung aktueller Fragen dienen sollen.

– Ergänzung des Systems der Kriminalstatistiken durch 
periodische, statistikbegleitende Dunkelfelduntersu-
chungen mit dem Ziel, Opfer von Straftaten und Opfer-
situationen zu erkennen, das Anzeigeverhalten sowie 
die Gründe für Anzeige und Nichtanzeige zu bestimmen 
sowie Kriminalitätsfurcht zu messen.83)

Langfristig sollte die Schaffung eines Datenpools von lang-
fristig vorzuhaltenden Individualdatensätzen für Zwecke 
wissenschaftlicher Auswertungen, insbesondere solcher 
verlaufsstatistischer Art, angestrebt werden, wobei daten-
schutzrechtlichen Belangen in geeigneter Weise, etwa durch 
Verfahren der kryptographischen Verschlüsselung, Rech-
nung getragen werden könnte.

Die Bundesregierung hat in ihrem, im Juli 2001 vorgeleg-
ten Ersten Periodischen Sicherheitsbericht, der auch dazu 
diente, Informationsdefizite festzustellen und nach Wegen 
der Abhilfe zu suchen, den grundsätzlichen Reformbedarf 
anerkannt. Die Bundesregierung 

– möchte „baldmöglichst eine Konzeption für die regel-
mäßige Durchführung von Dunkelfelduntersuchungen 
zur Verfügung stellen . . . können“,

79) Für die Berechnung von Diversionsraten auf der Grundlage sowohl der StA-Statistik als auch der StVStat siehe Heinz, W.: „Jugendstrafrechtliche Sanktionierungspraxis in der Bundesrepu-
blik Deutschland im Spiegel der Rechtspflegestatistiken“ in Bundesarbeitsgemeinschaft für ambulante Maßnahmen nach dem Jugendrecht in der DVJJ (Hrsg.): „Neue ambulante Maßnah-
men“, Mönchengladbach, 2000, S. 198 ff.

80) Siehe hierzu Dörmann, U.: „Die Aussagekraft wesentlich verbessert – Neugestaltung der Polizeilichen Kriminalstatistik“ in Kriminalistik, 1983, S. 185.
81) Zu Reformvorschlägen aus jüngster Zeit siehe Bundesministerium der Justiz, Kriminologische Zentralstelle e. V. (Hrsg.): „Die Zukunft der Personenstatistiken im Bereich der Strafrechts-

pflege – Materialien und Diskussion einer Expertensitzung“, Wiesbaden, 1992; Heinz, W., Fußnote 47; Jehle, J.-M./Lewis, C. (Hrsg.): “Improving Criminal Justice Statistics. National and 
International Perspectives”, Wiesbaden, 1995.

82) Ein „Mehr“ an Daten geht häufig auf Kosten von Fehleranfälligkeit. Deshalb sollte genau geprüft werden, welcher Grunddatenbestand fortlaufend benötigt wird und für welche Daten es 
ausreicht, wenn sie in Form von zeitlich oder regional begrenzten Zusatzerhebungen zur Verfügung stehen. Diese Differenzierung setzt allerdings voraus, dass die erforderliche Flexibilität 
seitens der datenerfassenden Stellen auch besteht.

83) Zu Möglichkeiten und Alternativen siehe Dörmann, U.: „Dunkelfeldforschung im Dunkeln. Zum Problem der statistikbegleitenden Dunkelfeldforschung“ in Kriminalistik, 1988, S. 403 ff.; 
Steffen, W.: „Kriminalitätsanalyse I: Dunkelfeldforschung und Kriminologische Regionalanalysen“, Lehr- und Studienbriefe Kriminologie, Nr. 4, Hilden, 1993, S. 43 f.
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– erhofft sich von INPOL_neu u. a. „detailliertere Aussa-
gen zu Opfer-Täter-Beziehungen, zur Staatsangehörigkeit 
und zu besonders gefährdeten Personengruppen“,

– erkennt an, dass „einige Statistiken der Strafrechts-
pflege . . . einer grundlegenden Überarbeitung und Ergän-
zung“ bedürfen und „die Strafverfolgungsstatistik und 
die Bewährungshilfestatistik möglichst bald in allen 
neuen Ländern eingeführt werden“ müssen,

– will mit den Ländern klären, „wie die Strafverfolgungs-
statistik den aktuellen Anforderungen am besten gerecht 
werden kann“,

– will den „Vorschlag, die Strafverfolgungsstatistik und die 
Bewährungshilfestatistik bundesgesetzlich zu regeln,“ 
„wieder aufgreifen“,

– erwägt, „die Daten des Zentralen Staatsanwaltschaft-
lichen Verfahrensregisters (ZStV) zukünftig auch für sta-
tistische Zwecke nutzbar zu machen und den Ländern 
eine Öffnung der ZStV für wissenschaftliche Forschungs-
vorhaben vorzuschlagen“,

– will auf der Grundlage der von ihr in Auftrag gegebe-
nen Machbarkeitsstudie zur regelmäßigen Durchführung 
einer Rückfallstatistik die „Realisierbarkeit eines derarti-
gen Vorhabens“ bewerten,

– appelliert an die Länder, „die von ihnen . . . entwickelte 
Konzeption für eine verbesserte Strafvollzugsstatistik im 
Zuge der Automatisierung der Geschäftsstellen umzu-
setzen“,

– will den Vorschlag seitens der Wissenschaft, „mittelfris-
tig eine anonymisierte Datenbank aus Polizei- und Jus-
tizdaten aufzubauen, die als Grundlage für eine wissen-
schaftliche Analyse des Verlaufs krimineller Karrieren 
und des Strafverfahrens herangezogen werden kann“, 
weiter verfolgen.84)

Die Umsetzung dieser Absichtserklärungen würde einen 
Quantensprung für die deutsche Kriminalstatistik bedeu-
ten. Es wird freilich abzuwarten sein, was hiervon tatsäch-
lich realisiert werden wird.

Mindestens ebenso wichtig wie die Reform der Kriminalsta-
tistiken ist die Einlösung einer Forderung, die der Altmeis-
ter der deutschen Kriminalstatistik, Georg von Mayr, schon 
vor einem Jahrhundert erhoben hatte, nämlich die Einset-

zung eines „kriminalstatistischen Beirats“.85) Damals war 
an ein Gremium gedacht worden, dessen Aufgabe die Fort-
entwicklung der Kriminalstatistik sein sollte. In Erweiterung 
dieser Forderung wird schon seit Jahren sowohl von Krimi-
nologen86) als auch von der „Unabhängigen Regierungs-
kommission zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt 
(Gewaltkommission)“87) gefordert, die amtlichen Kriminal-
statistiken durch einen „Sicherheitsbericht“ zu ergänzen, 
der durch ein Sachverständigengremium88) erstellt werden 
sollte. Diese Forderung wurde von der jetzigen Bundesregie-
rung in ihrem „Ersten Periodischen Sicherheitsbericht“ auf-
gegriffen, mit dem erstmals versucht wurde, „ein möglichst 
umfassendes Bild der Kriminalitätslage zu erstellen, das 
Erkenntnisse aus den vorhandenen amtlichen Datensamm-
lungen, insbesondere Daten der Polizeilichen Kriminal-
statistik und der Strafrechtspflegestatistiken, erstmalig in 
einem Bericht zusammenfasst und zugleich mit Ergebnissen 
wissenschaftlicher Untersuchungen zu Erscheinungsformen 
und Ursachen von Kriminalität verknüpft.“89) Es ist derzeit 
nicht gesichert, dass diesem Bericht weitere folgen werden, 
da – im Unterschied etwa zum Gutachten des „Sachverstän-
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung“ oder zum „Kinder- und Jugendhilfebericht“ –
keine gesetzliche Verpflichtung besteht, einen Sicherheits-
bericht zu erstellen. Grundlage für die Erstellung des „Ersten 
Periodischen Sicherheitsberichts“ war lediglich die Koaliti-
onsvereinbarung der derzeitigen Regierungsparteien vom 
20. Oktober 1998: „Die neue Bundesregierung wird einen 
periodischen Sicherheitsbericht auf wissenschaftlicher 
Grundlage erstellen.“90) Die Weiterführung dieses Berichts-
systems muss deshalb weiterhin ganz oben auf der Forde-
rungsliste der Kriminologie bleiben.

7 Internationaler 
Kriminalitätsvergleich

Statistische Zahlen erhalten Bedeutung erst durch Verglei-
che, sei es in regionaler, sei es in zeitlicher Hinsicht. Die 
Geschichte der Kriminalstatistik ist auch die Geschichte der 
Bemühungen um eine internationale Kriminalstatistik.91)
In einer zusammenwachsenden Welt, insbesondere ange-
sichts einer Europäisierung des Straf- und Strafverfahrens-
rechts, kommt dem internationalen Kriminalitätsvergleich 
zunehmende Bedeutung zu. Die Schwierigkeiten eines der-
artigen Vergleichs sind, bedingt durch Unterschiede der 
Deliktsdefinitionen, der Systeme strafrechtlicher Sozialkon-
trolle und der Möglichkeiten informeller Erledigung, weitaus 

84) Fußnote 5, S. 599 ff.
85) Zitiert nach Wassermann, R.: „Beruf, Konfession und Verbrechen“, München, 1906, S. 94 f.
86) Siehe Heinz, W., Fußnote 24, S. 115; ders., Fußnote 47, S. 808 f.; Kerner, H.-J.: „Kriminalstatistiken“ in Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag (Hrsg.): „Anhörung der SPD-Bundestags-

fraktion – Kriminalstatistiken“, Bonn, 1985, S. 9; Kerner, H.-J.: „Amtliche Datensammlungen in der Strafrechtspflege und ihre Nutzbarkeit für Praxis, Politik und Wissenschaft. Überblick 
über die Situation in der Bundesrepublik Deutschland“ in Jehle, J.-M. (Hrsg.): „Datensammlungen und Akten in der Strafrechtspflege“, Wiesbaden, 1989, S. 44; Pfeiffer, C./Wetzels, P.: „Die 
Explosion des Verbrechens?“, Neue Kriminalpolitik 1994, S. 39.

87) Schwind, H.-D./Baumann, J./Schneider, U./Winter, M.: „Endgutachten der Unabhängigen Regierungskommission zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt (Gewaltkommission)“ in 
Schwind, H.-D./Baumann, J. u. a. (Hrsg.): „Ursachen, Prävention und Kontrolle von Gewalt“, Berlin, 1990, Band 1: „Endgutachten und Zwischengutachten der Arbeitsgruppen“, Berlin, 
1990, S. 176 f.

88) „Ganz ähnlich wie die Wirtschaftslage der Bundesrepublik, mit deren Beurteilung die Bundesregierung aus guten Gründen seit langem eine Sachverständigenkommission beauftragt, ist 
auch die Kriminalitätsentwicklung eines Landes ein zu komplexes und zu wichtiges Thema, um seine Präsentation in der Öffentlichkeit weiterhin primär den Politikern, Journalisten und 
Gewerkschaftsvertretern zu überlassen“ [Pfeiffer, C./Wetzels, P. (Fußnote 86), S. 39].

89) Siehe Fußnote 5, S. XXIII.
90) Koalitionsvereinbarung zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands und Bündnis 90/Die GRÜNEN, Ziffer IX, Punkt 1, letzter Absatz.
91) Siehe die Zusammenstellung bei Collmann, Fußnote 24.
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größer als die des nationalen Vergleichs.92) Deshalb verdie-
nen Versuche, diese Schwierigkeiten zu überwinden, Auf-
merksamkeit und Beachtung. In jüngster Zeit hat vor allem 
das zunächst unter Führung des Europarates entstandene 
“European Sourcebook of Crime and Criminal Justice Sta-
tistics”93) wegweisend gewirkt.94) Stärker noch als bei den 
bisherigen, von Interpol, den Vereinten Nationen und dem 
Europarat durchgeführten Versuchen eines internationalen 
Kriminalitätsvergleichs95) werden die Deliktsdefinitionen, 
Verfahrensbesonderheiten und Erfassungsstrukturen der 
nationalen Datensätze dokumentiert, um Unterschiede bes-
ser beurteilen zu können.

Seit 1989 werden auch „International Crime Victimiza-
tion Surveys“ mit vergleichbaren Befragungsinstrumenten 
und -methoden durchgeführt, allerdings, von der ersten 
Befragung 1989 abgesehen,96) ohne Beteiligung Deutsch-
lands.97)

8 Abschließende Thesen

(1)  Verlässliche Kriminalstatistiken mit hinreichender Aus-
sagekraft sind unverzichtbar für staatliche Planung, 
Entscheidung, Organisation und Kontrolle, für wissen-
schaftliche Forschung sowie für Transparenz hinsichtlich 
der Intensität strafrechtlicher Sozialkontrolle.

(2)  Die Meinung der Moralstatistiker des 19. und der ers-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts, Kriminalstatistik sei ein 
exaktes Messinstrument für die Wirklichkeit der Krimi-
nalität, beruhten auf der unzutreffenden Annahme, Kri-
minalität sei ein isolierbares, auch ohne soziale Kon-
trolle bestehendes sozialpathologisches Phänomen.

(3)  Deshalb kann auch durch Dunkelfeldforschungen nicht 
die „Kriminalitätswirklichkeit“ erfasst werden, sondern 
nur Selbstwahrnehmung, -beurteilung und -auskunft 
der Befragten in einer vorstrukturierten Befragungssi-
tuation. Erfasst wird, wie Befragte bestimmte Handlun-
gen definieren, bewerten, kategorisieren, sich daran 
erinnern und bereit sind, darüber Auskunft zu geben. 
Dunkelfeldforschungen sind deshalb kein Ersatz für Kri-
minalstatistiken, sie sind aber eine notwendige Ergän-
zung der Kriminalstatistiken, um – jedenfalls für Teilbe-
reiche – die stattfindenden Selektionsprozesse, insbe-
sondere hinsichtlich des Anzeigeverhaltens, erkennen, 
quantitativ einordnen und in ihrer Bedeutung für das kri-
minalstatistische Bild bewerten zu können.

(4)  Die Kriminalstatistiken messen im Übrigen nicht „das“ 
Hellfeld, sondern sie messen jeweils die Ergebnisse der 
– nicht immer übereinstimmenden – Bewertungen von 
Polizei, Staatsanwaltschaft oder Gericht sowohl hin-
sichtlich der Frage der Strafbarkeit wie der Täterschaft. 
Jede dieser Messungen hat ihre relative Richtigkeit.

(5)  Aussagen zur Kriminalitätsentwicklung, die auf Daten 
der Kriminalstatistiken gestützt sind, sind Schlussfol-
gerungen, die auf der Voraussetzung beruhen, sämt-
liche Einflussgrößen für „registrierte“ Kriminalität seien 
im Vergleichszeitraum im Wesentlichen konstant geblie-
ben, ausgenommen die „Kriminalität“. Die Annahme 
einer „Konstanz der Verhältnisse“ ist – jedenfalls in die-
ser Allgemeinheit und bezogen auf längere Zeiträume – 
empirisch nicht begründet. Denn bereits der Faktor, dem 
quantitativ die größte Bedeutung zukommt, die Anzei-
gebereitschaft, unterliegt in hohem Maße sozialem 
Wandel, ist doch die Anzeigebereitschaft vor allem Spie-
gelbild von sich verändernder sozialer Toleranz.

(6)  Das in den Kriminalstatistiken erfasste Hellfeld ist nur 
ein kleiner und überdies nicht repräsentativer Aus-
schnitt der Gesamtmenge. Wie groß dieser Ausschnitt 
ist und welche Struktur die „Kriminalitätswirklichkeit“ 
aufweist, wissen wir nicht. Denn das Dunkelfeld selbst 
ist nach Umfang und Struktur auch durch die neue-
ren Methoden der Dunkelfeldforschung, insbesondere 
durch Täter- oder Opferbefragungen, nur für Teilbereiche 
und auch für diese nur begrenzt aufhellbar.

(7)  Die Kriminalstatistiken sind in erster Linie Tätigkeits-
nachweise, die Aufschluss über die in den einzelnen 
Abschnitten des Strafverfahrens stattfindenden Regis-
trierungs-, Definitions- und Ausfilterungsprozesse 
geben. Sie sind deshalb aber alles andere als bedeu-
tungslos. So gibt zum Beispiel die PKS ein umfassendes 
Bild von der Gesamtheit der Ereignisse, durch die die 
Bürgerinnen und Bürger sich beschwert oder gefährdet 
fühlen und derentwegen sie deshalb Anzeige erstattet 
haben. Die Bedeutung einer differenzierten und aussa-
gekräftigen PKS sowohl für praktische als auch für wis-
senschaftliche Zwecke ist unbestritten, ihre Fortentwick-
lung – insbesondere auch hinsichtlich weiterer Daten 
zur Opfergefährdung – wünschenswert. Ohne derartige 
Daten müsste Kriminalpolitik im Blindflug betrieben 
werden. Ein gut ausgebautes System von Kriminalsta-
tistiken ist sowohl als Erkenntnismittel als auch als Pla-
nungs- und Kontrollinstrument unverzichtbar.

92) „Vergleichende Aussagen über Kriminalitätsniveau und -entwicklung sollten nach Möglichkeit über schlichte Gegenüberstellungen kriminalstatistischer Zahlen hinausgehen und ergän-
zende oder vertiefende Informationen zu statistischer Erfassung, Strafrecht, Verbrechensbekämpfung, Dunkelfeld und soziokulturellem Hintergrund mit einbeziehen“ (Dörmann, U.: „Inter-
nationaler Kriminalitätsvergleich“ in Kühne, H.-H./Miyazawa, K.: „Kriminalität und Kriminalitätsbekämpfung in Japan“, Wiesbaden, 2. Auflage 1991, S. 19). Siehe ferner Jehle, J.-M.: „Krimi-
nalität, Strafverfolgung und Strafrechtspflege im europäischen Vergleich“ in Festschrift für Hans Joachim Schneider, Berlin/New York, 1998, S. 511 ff.

93) Council of Europe, Directorate General I: “European Sourcebook of Crime and Criminal Justice Statistics”, Strasbourg, 1999; Aebi, M./Barclay, G./Jehle, J.-M./Killias, M.: “European Source-
book of Crime and Criminal Justice Statistics: Key findings”, European Sourcebook of Crime and Criminal Justice Statistics, 2000.

94) Hierzu Jehle, J.-M. (Fußnote 92), S. 509 ff.; Meier, B.-D.: „Kriminalität und Strafverfolgung in Europa“, MSchrKrim 2000, S. 320 ff.
95) Siehe die Zusammenstellung von Lewis, C.: “International Studies and Statistics on Crime and Criminal Justice” in Jehle, J.-M./Lewis, C. (Hrsg.): “Improving Criminal Justice Statistics”, Wies-

baden, 1995, S. 167 ff.; ferner Howard, G. J./Newman, G./Pridemore, W. A.: “Theory, Method, and Data in Comparative Criminology”, Criminal Justice 2000, S. 139 ff.
96) Siehe Kury, H.: “Victims of crime – Results of a representative telephone survey of 5 000 citizens of the former Federal republic of Germany” in Kaiser, G./Kury, H./Albrecht, H.-J. (Hrsg.):

 “Victims and criminal justice”, Freiburg i. Br., 1991, S. 265 ff.; Kury, H./Dörmann, U./Richter, H./Würger, M.: „Opfererfahrungen und Meinungen zur Inneren Sicherheit in Deutschland“, 
Wiesbaden, 1992.

97) Siehe die Zusammenstellung bei Howard, u. a. (Fußnote 95).
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(8)  Die derzeitigen Kriminalstatistiken in der Bundesre-
publik Deutschland werden ihren primären Aufgaben, 
eine Beobachtung und Analyse des gesamten Systems 
strafrechtlicher Verbrechenskontrolle zu ermöglichen 
sowie die für eine folgenorientierte Kriminalpolitik 
unerlässlichen Informationen über die Umsetzung der 
gesetzgeberischen Maßnahmen, über ihre Wirkungen 
und über ihre – auch unbeabsichtigten – Nebenfolgen 
zu liefern, nur unzulänglich gerecht; sie bleiben hin-
ter dem, was im Rahmen einer Massenstatistik mög-
lich und für kriminalpolitische Informationen erforder-
lich ist, deutlich zurück.

(9)  Die Defizite der derzeitigen Kriminalstatistiken in 
der Bundesrepublik Deutschland bestehen vor allem 
darin, dass sie in regionaler und inhaltlicher Hinsicht 
Lücken aufweisen, ihre Daten nur eingeschränkt ver-
gleichbar sind und sich nur unzulänglich gegenseitig 
kontrollieren lassen, kriminalpolitisch relevante Merk-
male nur unzureichend berücksichtigt sind und Infor-
mationsverluste durch die Art der Erhebung, die Art 
der Aufbereitung und die Dauer der Speicherung auf-
treten.

(10) Die Notwendigkeit einer Reform des jetzigen Systems 
der Kriminalstatistiken in der Bundesrepublik Deutsch-
land ist nach alledem unbestreitbar. Die Bundesregie-
rung hat dies in ihrem Ersten Periodischen Sicher-
heitsbericht auch anerkannt und Reformen kurz-, 
mittel- und langfristiger Art in Aussicht gestellt. Min-
destens ebenso wichtig wie die Reform der Kriminal-
statistiken ist die Erstellung eines „Sicherheitsbe-
richts“, in dem die Erkenntnisse aus den vorhandenen 
amtlichen Datensammlungen zusammengefasst und 
mit Ergebnissen wissenschaftlicher kriminologischer 
Untersuchungen verknüpft werden. Dem „Ersten Peri-
odischen Sicherheitsbericht“ aus dem Jahr 2001 soll-
ten weitere derartige Berichte folgen. 
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